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Vorwort des Herausgebers. 



Die Angriffe, welche gerade in Deutschland — anscheinend 
mehr als in andern Ländern — die Ptlichtexemplare von Seiten 
der Buchhfladler erfahren, veranlassen mich dem was der Herr 
Verfasser sur Vertheidigung der Abgabe auf S. 198 ff. ausgefilhn 
hat, eine kurze Bemerkung hinzuzuftigen. Wahrend er nSmlich die 
Abgabe allein mii ihrer Noth wendigkeit zu wissenschaitliclicii und 
praktischen Zwecken begründet, sehe ich überdies in ihr eine nach 
Recht und Billigkeit wohlangemessene Gegenleistung des Verlags- 
buchhandels ftir den besonderen Schutz, welchen er in höherem 
Grade als irgend ein anderer Gewerbszweig gegen Nachahmung, 
d. h. hier: gegen Nachdruck geniesst. Auf anderen Gebieten 
ist der Schutz des geistigen Eigenihums durch die Patentgesetz- 
gebung an ilie Ertüllung umständlicher Förmlichkeiten und er- 
hebliche Geldopfer geknüpft, der Autor litterarischer Erzeugnisse 
hingegen sowie der Verlier, welcher zeitweilig ja an der Aus- 
nutzung dieser Antheil nimmt, wurde von allen jenen Leismngen 
bctieit. Letzterer sollic nun nicht unbillig finden, wenn der 
Staat hierfür eine im Verhähniss wenig bedeutende Entschädigung, 
sei es ausdrücklich für den gewährten Schutz, sei es — ohne 
diesen unmittelbaren Zusammenhang — für Studieazwecke von 
ihnen verlangt. 

Göttingen, im Juli 1Ö89. 

Karl Dziatzko. 
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Vorrede. 



Die pfUchtmlfasige Abgabe von Druckerzeugnissen an öffent» 
liehe Büchersammlungea durch die Verleger und Drucker ist 
von Alters her bis in die Gegenwart ein Gegenstand grosser 

Meinungsverschiedenheiten und Kämpfe, wie einer bedeutsamen 
Einwirkung auf die Eniwickelung der Bibliotheken und der Press- 
gewerbe gewesen. Gleichwohl ist bisher der Versuch einer zu- 
sammenhängenden Darstellung dieser Abgabe, welche die Geschichte 
wie die g^enwSrtige Gestaltung derselben in einer grösseren Zahl 
von Staaten gleichmMssig berQcksichtigt, nicht gemacht worden. 
Namcuilicli iiiil meines Wissens svsiematisclic Gruppirungen der 
verschiedenen Klassen von Pflichtexemplaren nie uniernoramen 
worden, ja vielfach zum Schaden der Sache die vorhandenen 
Untenchiede gar nicht oder nicht ausreichend erkannt worden. 

Ausser einer grösseren Reihe von Arbeiten, welche dem 
Augenblick ihre Entstehung verdanken, meist sich einförmig in 
denselben Geleisen bewegen und wenig dauerndes Interesse bieten, 
sind von Fr. Kapp und A. Kirchhoff auf Grund archivalischer 
Forschungen werthvolle Aufschlüsse Uber die Entwickelung des 
PflichtexemplacKwangea im alten Deutschen Reich bezw. in Kur- 
sachsen, und von E. G. Vogel, dem Verfasser des Buches Ober 
die Liueraiur der Bibliotheken, in den ersten Jaiirgängea des 
Serapeums zuverlässige Beiträge zur Geschichte dieses Instituts 
in einigen Hauptlfindem veröffentUcht worden. Auch Edward 
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Edwards hat m seinen irLtlliclieii Memoiis of libraries diesem 
Gegenstand ein eigenes Kapitel gewidmet, Bowker Zusammen- 
stellungea gesetzlicher Vorschriftea Uber die Abgabe von Schutz- 
exemplaren geliefert^ Cowtan, Britton und Lowndes besonders 
die englischen Verhflltnisse einer eingehenderen Prüfung unter- 
zogen. Eine kurze Uebersicht des Standes der deutschen Landes- 
gesetzgebungeii wurde im Jahrgang 1870 des ßörsenblattes fUr den 
Deutschen Buchhandel mitgetheüt, die auch in die Kommentare 
zimi Reichspressgesetz von Marquardsen und Thilo Ubergegangen 
ist, aber vielÜEiche Ungenauigkeiten enthalt und Überdies nach 
Erlass des Reidispressgeseizes in vielen Punkten unzuirclTcnd 
ist. In neuester Zeit haben O. Hartwig (im Jahrg. i88ü No. 78 
der y^ost") C Dziatzko, Weidling und A. Kirchhoff (siQimt- 
lieh im Jahrg. 1887 des BOrsmbL £ d. D. B.> beachteosWerthe 
Beitrage zur Pflichtexemplarfrage geliefert. 

Wenn alle diese Arbeiten mit Vortheil benutzt worden sind, 
so konnte es doch nicht im Plan dieser Schritt liegen, nur ein 
Mosaikbiid des Thatsächlichen unter kritischer Sichtung des Stoffes 
daraus zusammenzustellen. Es handelte sich vielmehr für den vor- 
liegenden Zweck darum, das vieliach Ittckenhafte Material in vielen 
und wichtigen Beziehungen zu vervollsiUndigen, die archivalischen 
Quellen nachzuprüten oder neue aufzusuchen, um die Momente 
der Entwickelung möglichst allseitig beurtheilen zu können; es 
kam für die Darstellung des Standes der Gesetzgebungen in der 
Gegenwart vor Allem darauf an, von vertrauenswürdiger Stelle 
Uber die geltenden Bestimmungen Zuverlässiges zu erfahren, den 
Charakter derselben, die Unterschiede schärfer zu begrenzen, wobei 
auch hier der Grundsatz des ZurUckgebens auf die originalen 
Vorschriften in den Gesetz- imd Verordnungs-Sammlnngen und 
sonstigen Quellen, wo irgend möglich, streng befolgt worden ist 

Mit dem Sammeln des Materials begann ich im Sommer des 
Jahres 18S7, indem ich die vom Stadtarchiv I. zu Frankfurt a. M. 
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mir bereitwilligst ubersandtea Akten der Bucherkommission (Unter« 
gewOlb A. 95. Bd. 1^}, sowie einige kleinere Aktenstücke durch- 
ging. Fr. Kapp hat in einem Abschnitt des i* Bandes seiner 

Geschichte des dcutschea Buchhandels, „die frankfurter Bücher- 
kommission'' benannt, wesentlich auf Grund des gleichen Materials 
witer Anderem auch die Abgabe der PÜichtexemplare im Deutschen 
Reich bis zur Wende des 17. Jahrhunderts behandelt Seinen Aus^ 
führungen einige weitere Angaben hinzufügend, habe ich darauf 
die nicht von ihm besprochene Periode bis zum Zerfall des Reiches 
um so eingehender berücksichtigt. 

Eine Reise nach Leipzig, Dresden und Berlin ermögliclue 
mir die Durchsicht der Akten der sächsischen Bacherkommiasion 
im leipziger Stadtarchiv, des ehemaligen Oberkonsistoriums im 
dresdener K. Hauptstaatsarchiv und die Auswahl dessen, was mir 
für die Geschichte der Abgabe in Brandenburg-Preussen von Belang 
erschien im berliner K. Geheimen Staatsarchiv, dessen freundlichem 
Entgegenkommen ich die Benutzung der ausgewählten Stucke hier 
am Orte verdanke. Aus den leipziger Akten sind von ihrem besten 
Kenner A. Kirchhof Uber die Abgabe der Pflichtexemplare in 
Sachsen im Archiv für die Geschichte des deutschen Buchhandels 
an den später anzugebenden Stellen wiederholt werth volle Auf- 
schlüsse gegeben worden, die ich dankbar benutzt habe und 
namentlich aus den Akten des dresdener Archivs erweitem koxmte. 
Die von Kapp gamicht, von Kirchhoff nur ganz vereinzelt gegebenen 
archivalischen Nachweise hielt ich nicht für unnOtzlich in aus- 
gedehnterem Masse eintreten zu lassen. Für die Abgabe in 
Brandenburg-Preussen standen mir Vorarbeiten nur in sehr geringem 
Umfange zu Gebote. Die wenigen gedruckten Quellen dieser Art 
sind an den bezflglichen Stellen näher bezeichneL 

Wurde nun bei der Sammitmg des zerstreuten Materials 
keine Mühe gespart, so wäre doch die Durchlühruag der Arbeit 
unmöglich gewesen, wenn ihr von den genannten Archiven, wie 
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namentlich auch von zahlreichen Bibliotheken und diplomatischen 
Vertretern des Deutschen Reiches im Auslande die erbetene Unter- 
stützung nicht in so hohem, mit grösstem Danke zu rühmendem 
Masse zu I heil geworden wäre. Nur die Akten des Reichshof- 
xathes im K. K. Staatsarchiv in Wien konnten mir zu mdnem 
Bedauern trotz wiederholter BemOhungen nach den dortigen Be- 
nutzungsbestimmungen zur Einsicht hier in Göttingen nicht tiber- 
lassen werden. Da sie in der vorliegenden Frage von Kapp geprüft 
und die Resultate daraus in den angegebenen Grenzen von ihm 
gesogen worden sind, die Handschriften überdies wegen vielfacher 
Schädigung durch NSsse und auch nach ihrem Inhalt das reiche 
frankfurter Material, wie Kapp selbst angibt, in wesentlichen Punkten 
nicht allzuoft ergänzen, so glaubte ich von ihrer Benutzung an 
Archivstelle absehen zu können. Dem Herrn Herausgeber dieser 
^Sammlung'*, der mit manchem Beitrag, Rath und unermüdlicher 
Anregung der Arbeit bis zu Ende förderlich gewesen ist, kann 
ich nicht unterlassen» gebührend an dieser Stelle zu danken. 

Es mag nicht uimütz ersdieinen, dass den Titdn schwierig 
zu erlangender Schriften die Chiffer der Bibliothek beigefügt wor- 
den ist, in welcher das Werk der Benutzung zugänglich ist. Es 
bezeichnet [G.J Götttngen, K. Univ.-Bibl.; [B.] Berlin, K. Bibl.; 
[M.] München, Hof- und StaatsbibL; [S.] Strassburg, Univ.- und 
LandesbibL; [T.] Tübingen, Univ.-Bibl. 

Diese Chiifcrn drücken zllu'IcicIi aus, dass das daselbst behnd- 
liche Exemplar von mir eingesehen worden ist, während der in 
einzelnen Fallen betgefügte Stern {*) besagt, dass die angefUhne 
Gesetzesstelle in gedruckten Ausschnitten vorgelegen hat, die mir 
von zuverhfssiger Seite übersandt worden sind, ohne dass ich jedoch 
im Stande gewesen wHre, den Titel der Sammlung u. s. w., der sie 
entnommen, näher festzustellen. In der geringen Minderzahl der 
Ffllle war ich ganz auf handschriftliche Mittheüungen von Biblio- 
theken, Gesandtschaften und Konsulaten angevniesen, da die be- 
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treffenden gedruckten Quellen trotz aller Venudie nicht zu erlangen 
waren. Wegen der schwedischen Gesetzsammlung z. R habe ich 

mich an vier der grösstcn deutschen Bibliotheken leider ohne 
Erfolg gewandt. Diese Falle sind kenntlich an einem vorgesetzten 
Nullzeichen 

Göltingen, im Juli 1889. 

Johannes Frank«. 
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Gliederung und Behandlung des Stoffes 

im Allgemeinen. 

Das Wort Pflichtexemplar findet allgemeinere Anwendung 
erst in der Gesetzgebang des laufendea Jahrhunderts. Man versteht 
darunter diejenigen Exemplare yon neuen Erzeugnissen der Drucker- 
kunst oder verwandter mechanischer Vervielfaltigungsarten, deren 
Hinterlegung der Staat vorschreibt aus zum Thcil sehr versclneden- 
artigen Beweggründen. Die Quelle dieser letzteren ist im wesent- 
lichen in gewissen staatlichen Massregeln zu suchen, die bald 
nach Erfindung dex Buchdruckerkunst» vom Ende des fünfzdmten 
Jahrhunderts ait, in Bezug auf das Drucker- und Buchhündler- 
gewerl?e geirolicn wurden, in der Ccnsur und den Buclicr- 
privilegien, zwei Einrichtungen, ebenso verschieden in ihren 
Zielen, wie in den Mitteln zur Erreichung derselben. Hatte jene 
die Tendenz der Unterdrückung vnrkUch oder angeblich Staats- 
gefkhrlicher Druckerzeugnisse und stellte sich damit in den Dienst 
der Gesammtheit, so war die Verleihung des Privilegienschutzes 
zunächst nur das Interesse des Einzelnen wahrzunehmen bestimmt. 
Die Abgabe von Pflichtexemplaren, zu welcher beide Einrichtungen 
führten, zeigt daher ein ebenso verschiedenartiges Gepräge, wie 
diese selber. Die von der Censur geforderten Exemplare waren 
dazu ausersehen, eine Grundlage für das Ueberwachungsgeschaft 
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zu bildea, während bei der Abgabe für den Priviiegienschutz ein 
allgemeineres Interesee nur imofera in Frage kam, ais in einem 
gegen den Nachdrudcer etwa einzuleitenden Verfahren authentisches 
Beweismaterial zu Gdbott stehen sollte. Dass diese Anffimong 

aber weder den bcihciligten Gewerben noch dem Staat gelSufig 
war, zeigt die Geschichte der Privilegien. Der Staat machte kein 
Hehl daraus, dass die Exemplare von ihm als ein Aequivalent für 
den Schutz, den er den Gewerben zu Theil werden liess, und die 
damit verbundenen Mühen angesehen wurden. Demnach schraubte 
er, je wirkungsvoller dieser Schutz zu werden schien, d. h. jle 
einträglicher das Druckunternehmen sich fUr den EigenthUmer des 
Werks zu gestalten und |e höhere Abgaben das Geschäft zu er- 
tragen schien, nach und nach die Zahl der Pflichtexemplare in 
die Höhe. 

Diese beiden Einrichtungen der Vergangenheit, die Censur, 
welche nur in einigen wenigen Staaten wie in Russiaud, der 1 Urkci 
und Egypten sich behauptet hat, und die Privilegien, erhielten in 
der neueren Gesetzgebung ihre sinnverwandten Vertreter: die 
staatliche Uebcrwachung der Pressgewerbe und die ge- 
meinrechtliche Anerkennung des liiteransclier. Eigen- 
thnms mit den zu ihrer Durchführung erforderlichen formalen 
Bestimmungen. Beide behielten mit der älteren Gesetzgebung 
gemein, dass sie ~- wenigstens in den meisten Staaten — die Ab- 
gabe von Pflichtexemplaren zur Bedingung machten. Im U<^r- 
wachungssystem sollte deren Hinieriegung, welche bei den Polizei- 
oder Gerichtsstellen geschah, ermöglichen, gegen strafbare Schriften 
so zeitig einzuschreiten, dass eine grössere Ausbreitung derselben 
im Publikum verhindert wurde. Die Hinterlegung erfolgte desshalb 
vor der Veröffentlichung, gleichzeitig damit oder etwas spater, 
und erstreckte sich entweder auf Druckwerke jeden Ümfanges oder 
von bestimmter Bogenzahl, auf alle Gattimgen der Lineratur oder 
nur einzelne, auf periodische und nichtperiodische Schriften oder 
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nur eiae von beiden Publikatioosformen. Die eingelieferten Exem- 
plare wurden in einigen Sttuoen nach eriülltem Zweck öfifentiichen 
Safnmlangen einverleibt, in anderen spMter den Eigenthttmem 
snrOckgegeben, oder sie gingen „zu den Akten**, ,,an die Spitzen 
der Behörden" oder fanden irgend ein unbekanntes Ende. — Die 
Hinterlegung der im Zusammeohang mit den Autorschutzgesetzen 
gefiorderten Pflichtexemplare wurde vielfach und ist z. Th. noch 
jetzt die Bedingung f)Sr die Anerkennung des Autorrechtes oder 
mindestens für das Klagerecht gegen den Nachdrucker, und soll 
in einem etwaigen gerichtlichen Verfahren gegen diesen das 
authentische Beweismaterial liefern. Auch diese Exemplare werden 
hltnlig nach gemachtem Gehrauch Buchersammlungen überwiesen. 
Stadienzwecke sind sogar in vielen FiUen der eigentliche Grund 
ihrer Erhebung, obschon sie im Rahmen von Schutzgesetzen auf- 
treten. So leuchtet z. B. ein, dass die fünf Exemplare, welche 
gegenwärtig noch das englische Schutzgesetz unter Umständen 
fordert, zur Beglaubigung der Identität des Werkes nicht erforderlich 
sind, sondern ein bis zwei Exemplare genügen würden. Endtich 
war die Ertheilung von Konzessionen zum Drucker- oder Buch- 
häadlergewerbe früher nicht sehen eine Quelle der Verpflichtung 
zur Abgabe von Freiexemplaren, die jedoch — wenigstens in 
Deutschland — mit der Aufhebung der Gewerbebeschrünkungen 
zugleich beseitigt ist. 

Nach dieser verschiedenartigen Bestimmung des Pflicht- 
exemplars sind wir berechtigt, zur schärferen Feststellung des 
Charakters, den die Abgabe in dem einen oder anderen Falle trfigt, 
vier Arten von Pflichtexemplaren zu unterscheiden: das Gensur-, 
das Privilegien« (bezw. Konzessions-), das Ueberwachungs- 
und das Schutzexemplar. Zu ihnen geselle sich als fünftes das 
Siudienexemplar, d. h. dasjenige, welches der Staat ohne weitere 
Nebenzwecke zur Erreichung wissenschaftlicher und verwandter 
Ziele fUr nothwendig erachtet Diese Abgabe pflegt nicht bloss 
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öffcmHcheii ßüchcr^amnilungen, sondern mehrfach auch Kunst* 
Instituten zugute zu kommen, wesshalb die Bezeichnung Biblio- 
t hc kseat cmp tef weniger geeignet sein würde. Das Studienexempltt; 
aus der Censur hervoigiegangen und in froheren Zeiten in vielfitcber 
Wechselbeziehung damit, hat erst in diesem Jahrhundert sich zu 
grösserer Selbstandigken einwickelt und die Merkmale der alten 
Stammverwandtschaft abgestreift. Ohne jeden Zusammenhang mit 
Kontrollabsichtett, dient es jetzt ausschliesslich litterariacfaen 
Interessen, 

In neuerer Zeit hat man viellach das Wort Freiexemplar, 

dessen sich aucli ^; 30 des Reichspressgeseizcs bedient, fQr das, was 
hier als Studicnexemplar bezeichnet wird, gebraucht und will den 
Ausdruck Pflichtexemplar auf die Klasse der Ueberwachunga- 
exempiare beschiHnkt wissen. Von anderer Seite ist vorgeschlagen 
worden, diese Probe-, jene Freiexemplare zu nennen*). Das 
sächsische Pressgesetz vom 24. März 1870 bezeichnete hingegen 
als Freiexemplare die für die Polizeibehörden bestimmten 
£xemplare. 

Um diesem Schwanken in den Benennungen, welche s. Th. 

die Saclie nicht völlig ircüen, zu entgehen, wird im Folgendca als 
KoUektivbezeichnung das althergebrachte Won Pflichtexemplar 
Anwendung finden, wlihrend die einseinen Arten in der an- 
gegebenen, nicht missverstsndlichen Weise unterschieden werden 
sollen. Das Wort Freiexemplar drückt nur aus, dass die Exem- 
plare unentgeltHch geliefert werden, was nicht auf die Gesammtlieit 
der Piille pas.st. Denn thatsächlich werden in mehreren Staaten 
die Pßichtexemplare ganz oder theilweise vergütet. Ferner be- 
zeichnen wir als Freiexempkre auch die Exemplare der Rezensenten, 
die Rabattexemplare im Buchhandel u. s. w. Der Ausdruck Probe- 

•} Lisat, Lehrbuch des österr. Pressrechts (Leipzig 1887) S. 137 
und 152» Der Ausdruck „Probeexemplare^^ hndet schon in der österr, 
PressordnuQg vom Jahre 1852 g 34 Anwendung. 
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CXCmplar der Mlteren österreichischen Pressgesetzgebung lüsst sich 
rechtfertigen für die Fälle, wo die Hiaterlegung vor dem Beginn 
der Verbreitung der Druducbrift zu geschehen hat; wo sie gleich- 
zeitig damh erfolgt, handelt es sich nicht mehr um Proben. 

Wie schon angedeutet, sind die Pflichtexemplare theils nnent* 
geltlich — und dies ist der liäufigere Fall — theils gegen Vergütung 
zu liefern. Mit ßezug hierauf können Pflicht- Freiexemplare 
und Pflicht-£ntgeltexemplare unterscbieclea werden. Oder 
es wechseln die Tiiiger der Verpflichtung und man kann von 
Verfasser-, Verleger • und Drucker • Pflichtexemplaren 
sprechen. 

Was sonst die der Abhandlung zu Grunde liegende Ein- 
theilung betrlflt, so ist dem geschichtlichen Theü derselben, welcher 
die Censur und die Privilegien als die Hauptquellen der Ver- 
pflichtung zu behandeln hat, sachlich mit dem Ende des vorigen 

und Beginn dieses Jahrhunderts eine leicht erkennbare Grenze ge- 
asogen. Es ist dieses die Zeit, wo die Grundlage der Abgabe, die 
PrBventivcensur und das Privilegienwesen, ins Schwanken gerlftfa, 
und mit dem Auftreten neuer, repressiver Formen der Ueber- 
wachung wie mit der Anerkennung des Urheberrechtes auch die 
Abgabe der Pflichtexemplare eine vielfach veränderte Gestalt an- 
nimmt, der Gesichtspunkt der Forderung fUr Wissenschaftszwecke 
bestimmter und reiner hervortritt und das ßestreben sich geltend 
macht, die Abgabe, welche in einzelnen Staaten einen verwerflichen 
Umfang angenommen hatte, auf das durch jene litterarischen Rück- 
sichten gebotene Mass zu beschränken. Zuweilen wird die Dar- 
stellung im historischen Abschnitt an die Gegenwart nahe heran- 
treten, wo eine Unterbrechung des Flusses der £ntwickelung die 
Uebersichtlichkeit und das Verstündniss erschweren wOrde, suweilen 
in dem die Gegenwart behandelnden Theil auf frohere VerhVlt- 
nisse zurückgegritVen werden müssen, wenn die Anfänge der jetzigen 
Gestaltung darin zu suchen sind. Letzteres gilt vorzugsweise von 
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England, da die unmiitelbarc Grundlage seiner gegenwärtigen 
Auiorschiiiz-ücseizgebung und der damit verbundenen Pflicht- 
exempiaF-Abgabe weiter in die Vergangenheit zurUckreicbt, als die 
irgend eines anderen Staates^ wShrend sein Prtvilegienwesen von 
geringer Bedeutung war. Die ÜanteUuiig der englischen Schutz- 
exemplare wird daher im modernen Theil zu dem Anfang des 
i8. Jahrhunderts zurückkehren müssen. 

In dem die gegenwärtige Gesetzgebung behandelnden Theile 
werden solche Verpflicbtungen prinsipieU nicht in die Darstellung 
hineingesogen werden, welche nicht zur Einverleibung der ab- 
gelieferten Exemplare in Bibliotheken und verwandte Institute 
fuhren. Es betritit dies besonders die modernen Ueberwachungs- 
und SchuizexeropJare, welche in zahlreichen Fallen öflentUcben 
BUdierMmmluogen nicht überwiesen werden. Wo dennoch hier- 
über berichtet wird, -geschieht es wegen des engen Zusanuneor 
hanges mit einer Abgabe, die Bibliotheken zugute kommt, oder — 
wie beim Deutschen Reich, welches als solches keine Studien- 
exemplare oder für Studienzwecke spttter bereit gestellte üeber- 
wachungs- und Schutzexemplare kennt — in Rücksicht auf eine 
mögliche oder wünschenswerthe Abinderung der Gesetzgebung. 

Der Einordnung in das System standen im modernen Theile 
mehrfach Schwierigkeiten im Wege. Einmal diejenigen, welche 
jeden ersten Versuch dner sachlichen Abgrenzung begleiten, weil 
die Eintfaeilungsprinzipien von Grund aus erst geschaffen werden 
mussten. Daim der schon angedeutete Uebelstand, dass die erforder- 
lichen Gesetzsammlungen nicht zu erlangen waren und der 
Charakter der Abgabe aus privatim bezogenen Bruchstücken der 
Bestimmungen beunheilt werden musste. Endlich enthielt oft ein 
und derselbe Gesetzesparagraph Vorschriften, wonach er getheilt, 
in verschiedenen Klassen hätte aufgeführt werden müssen, oder 
dasselbe Gesetz in verschiedenen Paragraphen die Forderung von 
Exemplaren nach abweichenden Gesichtspunkten. In diesen, freilich 
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nur einige der grosseren Staaten betreffenden Fallen musste, um 

eine Zerstückelung der Bestimmungen und Wiederholungen zu 
vermeiden, das Gesetz in einer Klasse, unter Verweisung in den 
Qbrigen, behandelt werden. 

Die ^iel umstrittene Frage der Berechtigung des modernen 
Pflichtesemplarzwanges wd unter dem Geaicfatspunkt des Interesses 
der Bibliotheken an dieser Einrichtung in einem besonderen Ab- 
schnitt näher erörtert werden. Je rückhaltloser im geschichtlichen 
Theile die oft eigennützige Ausbeutung der Pressgewerbe die g^ 
btthrendeVerurtheüung erfahren wird, um so mehr wird man eine 
unbe&ngene sachliche und von Parteivorurthetlen freie PrOiung 
dieser Frage erwanen dtlrfexL 
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Die Quellen der Verpflichtung. 

I. Die Censur und die Bibliotheken. 

Wennschon die alten Völker keine Kontrollbehdrde hatten, 

welche mit der Ueberwuchuii^ der liuerarischcn i häiigkeitals solcher 
betraut gewesen wäre, oder gar Bestimmungen, die auf eine vor* 
Ittufige staatliche Genehmigung einer Schrift hinweisen, so veF> 
borgen doch sahireiche Ueberlleferungen, dass sie gegen die Ver- 
öffentlichung unbequemer Bücher, Schmähschriften und Spott- 
gedichte keineswegs gleichgihig sich verhalten haben. BUcherver- 
bote, schwere persönliche Strafen und Konhskaiioa der Werke 
waren» besonders in der römischen Katserzeit, nichts Seltenes. Aber 
diese Massregeln waren ohne individuelle Bezugnahme auf die 
Natur des Gegenstandes und unterschieden sich nicht von anderen 
Einschriinkungen eines Freiheiisgebrauclies, der wider die Gesetze 
fehlte oder den Machthabern gefährlich erschien'). In Rom ent- 
hielten schon die leges XU tabularum strenge Bestimmungen über 
öffentliche Schmähungen durch Wort oder Schrift^ Die Schriften 

0 VetgL s. B. Theod. Birt, D. ant Buchwesen (Berlin iWs) 
S. 367 ff.; auch Ludw. Hoffmann, Gesch. d. Bttchercensur (Berlin 1819) 
S. 1—37. 

') Vergl. H. E. Dirksen, Hebers, der bish. Vers, zur Krit u. Herst, 
d. Textes d. Zwölf-Tafel- Kragm. (Leipzig 1824) S. 507 t\. — Cic. de rep. 
IV, 10. Cic Tusc IV, 2. Hör. saL II, i. 9o Sü Paulus sent. V, 4. 6. 
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des Labienus wurden öffentlich verbrannt Seneca (Controv. X, 5) 
nennt es mit Bezug hierauf eine «res nova et inusitata, supplicium 

de studiis sumi\ 

Mit dem Beginn der Kaiserzeit gewinnt die römische Repressiv- 
censur an Auadehnung und Bedeutung» die geseulichen Verbote 
hSttfen dch. Schon Augustes, mehr noch Tiberius, ging mit harten 
Strafen gegen die Verfasser unliebsamer Schriften vor. 

Das Beispiel der romischen Kaiser tand aut den späteren 
kirchlichen Koncüien und bei den Psbsten Nachahmung. Im 5. Jahr- 
hundert verbot Leo der Gro«se die Schriften der Manichaeer und 
Priacillianisten, ja Gelasius I veröffentlichte auf dem römischen 
Koncil von 496 bereits den ersten Index*). 

Doch all diese Massnahmen, die sich in ähnlicher Weise in 
der Folgezeit häutig wiederholen, haben es mit der Unterdrückung 
bereits in Umlauf gesetzter Schriften zu thun, und erst im 14. Jahr« 
hundert tauchen Spuren von Verbote auf, Schriften ohne vor- 
gangige Prüfung durch besonders hierzu verordnete Körperschaften 
zu verbreiten. Und zwar vraren es dte Universitltenf welche bis 
ins 18. Jahrhundert hinein aussciilicssiich oder neben staatlich an- 
gestellten Fachcensoren die Organe des Gensurrechtes blieben, bis 
die Universitats- von der Fachcensur völlig abgelöst wurde. Die 
erste Universiiät, welcher vom Pabst censorische Rechte verliehen 
wurden, scheint Paris gewesen zu sein (i323)^>. 

Zu voller Enüaltung gelangte jeducli die präventive Form 
der BUchercensur erst nach Erfindung der ßuchdruckerkunst, als 
die Schnelligkeit der Herstellung, die Höhe der Auflage und die 

') Jos. Fessler, D. kirchl. Bücherverbot (Wien 1858) S. 35 W. 

') Vgl. Statutum universitatis de librariis et stationariis vom 
2b. Sept. 1323 in: Buiaeus, Hist. univ. Paris. L IV (Paris 1668) p. 202 ff 
[G.]: «/AM imlbu tU^mtarhu txai^Ur Uctt « mUf nam eorrigaiiKr et Itxitur p» 
Xhmtrdmm.* — V^. audi den noch bestimmteren Wortlaut des Statuts 
vom 6. OkL 1343 bei: Chevillier, L*origine de Pimprimerie de Paris 
(Paris 1694) S. 306. [G.} 
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Ausbreitung in immer wettere Kreise rasch wuchs, der Sturm des 

Humanismus an den Gi unLiptcilci u der Kirchs rüiielic und diese zur 
Vorsicht mahnte. War man bis dahin im weseaüichea ausgekommen 
mit der Unterdrttckung der immerhin nur in engea Kreisen be- 
kannt gewordenen Schrift, so ersdiien es nun jeden&lls gerathoi, 
das schnell sich ausbreitende gedruckte Wort, noch bevor Tausende 
sein Gift eingesogen, prüfen und nöthigenfalls vernicijtLii zu lassen. 
Als ältestes gedrucktes Buch, welches nachweislich der Ccnsur 
unterworfen gewesen, gilt des Peter Niger Tract, contra petftäos 
JtuUuos de eondUiouibus veri Mmiae (Hain n, 11885)^ der 1475 bei 
Konrad Fyner in Esslingen erschien. [G.] Aus den Worten des 
Herausgebers am Schluss lässt sich indessen nicht sicher schliessen, 
ob die Unterwerfung unter die Censur des rcgensburger Bisciiofs 
zwangsweise erfolgte oder etwa im Geschäftsinteresse*). Bald darauf 
wurde die von jeher gut orthodoxe kolner Universität auf ihren 
Antrag von Pabst Sixtus IV mit dem Recht des Einschreitens gegen 
ketzerische Bttcher betraut*). Eine förmliche Censurordnung für 
Köln datirt jedoch erst vom Jahre 1499'). Den Schlussstein einer 
Reihe weiterer kirchlicher Massnahmen gegen die Presse*) bildet 
eine Bulle Leos X vom 4. Mai 1515, insofern die Organisation der 
€tnsura praevia damit als vollendet anzusehen ist Niemand sollte 
fortan ein Buch oder irgend eine andere Schrift, weder in Rom 
noch anäcrwiiris drucken oder drucken lassen, es sei dcuii, dass es 



') ,6V auUm opusculum hoc qttßd manu proprio scriptum Revertndissime 
faUrtdUtH hu eimrigatiim t^r*taHA$mqtu otMeram, phttüms prMkste tu laei$u 
dttutigari pmni^ t/iligentissime etrrtttum arU impressoria in pratsttuia MM 
figtirmri/uL* 

VgL A. Kirchhoff, Betir. t, Gesch. d. deutschen Buchh. I 
(Leipzig 1851) & 43. 

3) Jos. Hartzheim, BibL Colon. (Colon. 1747) S. 31t ff. 

*) Vgl. Fried r. Kapp, Gesch. d. deutsch. Buchh. (Leipzig 1886) 
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in Rom von dem pdbfttlichen Vikar und dem Bttchercenaor (Magister 
sacri Palatit), in anderen Staaten oder Diöcesen durch den Bischof 

oder einen Delegirten desselben, sowie durch den Inquisitor ftlr 
Kelzerei sorgtäliig geprüft und durch eigenhändige, unentgeltlich 
za ertbeüende Unterschrift gebilligt worden wäre. Verlust der 
Bücher, deren Öffentliche Verbrennung, eine Geldbusse von loo 
vollwichtigen Dukaten und die Exkommunikation wurden als 
Strafen festgesetzt'). 

Das erste systematische Vorgeben der deutschen Reichs- 
regierung gegen die Presse findet sich in dem wormser Edikt 
vom 8/26. Mai 1521^, welches des Reiches Acht Über Luther ver- 
hängte, und zugleich die erste Frucht fenes Bündnisses darstellte, 

welches Karl V und Leo kurz zuvor Behufs gemeinsamen Vor- 
gehens gegen die reformatorische Bewegung geschlossen'). Die 
weiteren Glieder der Censurgesetzgebung des deutschen Reiches 
bilden dann die Reichstagsabschiede und Rdchspolizdordnungen, 
vom nürnberger Abschied im Jahre 1524 an bis zur reformirten 
und gebesserten Polizeiordnung vom 9. November 1577, womit die 



') Gonstitutio «Ai^ s^Uki/iidints' v. 4* Mai 151$: siaHtümts ttariß$iamuf, 
quod de eeUr«^ pirptinis fitturix UmfaribuSy mdhts librum aUqtum itu atiam 
gmoHeumpu teripumm, üm in Ürit mstra^ gumt in aliis quihunns civitaiibns 
et tUoecetihUy intimere seu imprimi faeere praeswmtt^ msi priusy in Urhe per 
vicftrinm nortnwt el satri Palatii magistrum; in aliis vero civitalibtis et tiioecesihus, 
per £pts(opum vtt alium haben teni peritiam scitntiae iibri seu scriphtrae hujusinodi 
imprimendae, ab eodeat episcopo ad id depulatuium^ ac inquisiiorem haerelicae 
pramtaHs dvitoHs sive dioecesis^ in quiius ütramm impretsia kn/nsmcdi ßeret^ 
ditigenter examineniur, et per eorum mamts propriae su&seriptienem, suk eX' 
eemmmdeaHnUs *eiUmti«t gr«H* et sine dilaHane in^Mtendam^ approientur. 
(Bullaram . . . ampliss. coUectio ed* Gar. Cocquelines T. III. P* 3* 
Romae 1743 S. 409«) 

Goldast, ImperaL recessus, constit etc. T* 4 (Francof. 1715) 

S. 10 ü: 

*) Ranke, Deutsche Gesch. im Zeitalt. d. Reform. Bd. 1 (Berlin 1839) 
S. 489. 
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Organisatioa der Reichspressgeseugebung im Wesentlichen ab- 
achliesst*). 

Von der zweiten Hälfte des t6. Jahrhundens an war die 
Kirche bestrebt, mit der vorläufigen Gensur auch eine energische 

Reprcssivcensur zu vcrbiadcu. Dieser dieiiien die Indiccs, d\c m 
zahllosen Auflagen vom Jahre 1559 an bis in die neueste Zeit 
hinein erschienen, ab wesentliche Grundlage. Vorher (1540) waren 
schon ftlr Flandern von KarlV^ 154a von der Sorb<nine, 1546 von 
der Universität Löwen derartige Verzeichnisse veröffentlicht worden*). 

Auch in ausserdeutschen Ländern ist die Censur nach 
Einführung der Buchdruckerkunst frühzeitig systematisch ge- 
handhabt worden. Um dieselbe Zeit wie Deutschland hat Frank- 
reich sie formell angenommen. Ein Erlass Franz' I vom 
18. Mtti2 1520 betrifft nur theologische Bücher^), doch wurde sehr 
bald' die Censur auf Druckschriften aller Art ausgedehnt*). Unter 
dem 7. Juli d, J. 1533 wandte sich sogar die Sorbonne, auf deren 
Betreiben 1469 die erste Druckerei m Paris gegründet worden, mit 
dem lilcherlichen Verlangen an den König, die Buchdruckerkunst 
in Frankreich ganz abzuschaffen*). Widersetzte sich auch der 



>) Vgl. Jui. Aug. Coiimanii, Quellen, Mater, u. Comm. d. gem. 
deutsch. Pressrecbts (Berlin 1844) S. i und Neue u. vollst Sammlung 
d. Reichsabschiede Th. s ff. (Frankfurt 1747). 

*) Job. Coclaeus, De actis et scriptis Mait. Lutheri (Colon. 1568) 

S. 3»7 ff- [G.] 

3) Kessler n. O. S. 56 ft'. 

*) Car. Jourdain, Index chron. chart. pert. ad hisc univ. Paris. 
(Paris 1862) S. 326. 

') In den Registern der Univ. Paris heisst es unter dem 13. Juni i $21 : 
tZee^m «$t pi«ddom rtgi* mamUthm pr»kiiH»rimH tu lürtuH attt tj^i^irtpki 
vtndttrtnt aut tdermt aliquid^ nisi aueieritate (MiversitaHt et Eteuifatis TTt^0gUt«y 
tt vhitaHmu faei^ (Chevillier a. O. S. 381). 

,Paur sauver la reiigtütt atiafuee et ibratUee de toutes parts, U est 
indi^ptnsable (Taholir pmtr ttyitjiwrs "i Franrey par un etiit sh<ere, l't-ft de /'int' 
prifiicrie qui en/ante chaque Jaur tote itifmiü de livres ptrnicituxj (Dupontf 

Hist. de rimprimerie I. Paris 1854. S. 191.) 
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König anftingtich diesem Antrage, so gab er Ihm doch am 

13. Januar 1534, durch zahllose ketzerische Plakate hierzu bewogen, 
Folge. So sollte denn im ganzen Reiche bei Strafe des Stranges 
nichts mehr gedruckt werden; eine Verordnuni^ die — > wahnwitzig 
wie sie war — nie 2ur Anwendung gelangte. 

Scharfe Edikte Heinrichs 11 (Foniainebleau, den 11. Dcccmbcr 
1547 und Chateaubriand, d. 27. Juni 1551)*), verhängten über Drucker 
und Buchhändler« welche auf die heilige Schrift bezügliche Bücher 
ohne voigSngigeCenstir der theologischen Fakultst in Paris drucken, 
veröffentlichen oder verkaufen würden, die „Konfiskation des Leibes 
und der Göter.** Später ging die AusQbung des Cen surrechtes auf 
das Parlament über, wciclies nacli Bcdürfniss die Sorbonne oder 
die theologische Fakultät noch hinzuzog, bis ein Edikt Karls IX 
vom la September 1563 die Oberaufoicht über das Bücherwesen 
dem Königlichen Geheimen Rath ttbenrog. Dieses Edikt bildete 
lange Zeit die Grundlage der französischen Pressgesetasgebung*). 

England war von allen Staaten der erste, welcher die Censur 
beseitigte'). Sie erlosch hier bereits im Jahre 1694^ lediglich da- 
durch, dass das besUgliche Gesetz nicht wieder erneuert wurde, 



») Chevillier a. O. S. 383 f. 

2) Jedermann, wejis Standes und Ranges er sei, ist verboten . . . 
,j«r pdnt de c&nßscalüm de corps et de biem^ a metire tn lumiere^ intimer ne 
fmre imprimtr au€9m ih>re, Uttns^ kanmpiest tfmtin mritt wit m ffümt m m 
presty ftar$ nt smer iiitües äi^MMinres, t^iaeAtr piaears^ m mttre m Mämce 
mietmi mUn camposittm^ de pulpu ckau ^eUU hraiu, jokt ^remüremmt ft^tlU 
ait tgti vtue et considiree par Notts en nosin Qmseil privt% et p<mr ce faire en 
pemiissimi de Nrnts, sms le grattd seel de nostre chancellerie. Et a tous librairet 
den imprimer aiicuns satis voir nostredite permission ainsi seellee, rtt r peine 
d'estre pendus et estranglei.' (Crapelet, etudes pratiques et litt sur 
la typogr. T. 1. Paris 1837. S. 131.) 

^) Vg]. Rud. Gneisi, Ciesch. d. Seifgovernment in England 
(Berlin 1863) & 362 ff. Ders., Seifgovernment. Afl. 3 (Berlin 1871) 
S. 356 fS. Jul. Duboc, Gesch. der engl. Presse (Hannover 1873) S. s ft- 
u. 30s ff. 
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nachdem es kurz vorher mehrere Verlangerungen erfahren. Das 
Piitventivsystein war auch in England schon im i6. Jahrhundert 
ZOT Anwendung gelangt Niemand sollte ein Buch drucken, ohne 
TorgMngige Erlaubniss des Privy*CouncU oder des Bischofo (i5i9). 
Strenger noch ging der Staatsraih im Jahre 1585 vor. Jede Schrift 
musste vor dem Druck dem Erzbischof von Canterbury oder dem 
Bischof von London, die Gesetzestexte den Richtern bei Gefängniss* 
strafe unterbreitet werden. Die Company of Stationers hatte durch 
Vornahme von Haussuchungen Über die Beobachtung dieser Vor- 
schriften zu wachen, die ohne Censur gedruckten BOcher fort- 
nehmen, die Pressen zerstören zu lassen. Die erste grössere Censur- 
ordnUQg erliess die Sternkammer erst am Ii. Juli 1637. Dem Druck 
musste ausser der Censur die Eintragung in das Register der Gilde 
▼orausgehen, bei Verlust der Gewerbebefiigniss und nSher festzu- 
stellenden Strafen. Für die einzelnen Wissenschaftsfkcher wurden 
Censorcn cmaniu; die juristischen Werke waren einem der Präsi- 
denten der drei Reichsgerichte, Bücher über Geschichte oder Staats- 
angel^nheiten einem der Hauptstaatssekretttre, solche über Heraldik 
und Ehrentitel dem Ho'oldsamt, alle übrigen Schriften dem Erz- 
bischof oder dem Bischof von London, Drucke im Gebiet der 
Universitäten dem Kanzler oder Vicekanzler vorzulegen, die Be- 
scheinigung Uber erfolgte Censur mit dem Namen des Censors im 
Anfang des Buches abzudrucken. Mit der äussersten Grausamkeit 
wurde gegen Drucker aufrührerischer Schriften verfahren, nocb 
kurz vor dem Erloschen der Censtir, wie das Vorgehen des Censors 
Roger PEstrange gegen den unglücklichen Trogan beweist*). Auch 
nach der formellen Beseitigung der Censur bestrafte man Press- 
vergehen gelegentlich noch mit grosser Härte. 

Bald hatte die Censur überall, wo man Bücher druckte und 
vertrieb, Eingang gefunden. Zu einer furchtbaren Madit wuchs 



') Duboc a. O. S. 5. 
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sie besonders in Italien und Spanien als ein Stück des kirchlichen 
Inquisitioasappanites. 

Iq der E^twicUung^nesdiidite der Gauar bildet nun, wie 
aus dem Gesagten hervorgeht, die Einfllhnmg des Buchdrudcs mit 

seinen das gesammte ßücherwesen völlig umgestaltenden Einflüssen 
einen bedeutsamen Abschnitt. Erst von di^r Zeit an begegnen 
wir methodisch durchgeführten Censurbesttmmungen, nun erst 
werden die Staaten sich bewuast, wie ausbildungs&hig dieses Mittel 
ist, um die Wirkung einer strafbaren Schrift auf grossere Massen 
zu hemmen. Vor Allem gewinnt aber mit dem Buchdruck erst 
diejenige Form der Censur praktische Bedeutung, welche, den 
alten Völkern gänzlich unbekannt, weil nicht nothwendig, im 
Mittelalter nur vereinzelt Anwendung fand, die PrKventivcensur: 
vor dem Druck muasten die dafür bestimmten Schriften einer 
Durchsicht umerzogen werden. Um später die Uebereinstimmung 
des gedruckten Buches mit dem censirten Manuskripte auch sicher 
Uberwachen zu können, wurde natürlich die £inlieferung eines 
Ezemplares an den Censor erforderlich* Zugleich diente es für 
diesen mit zur EmschSdigung für seine Mtthwaltung. So wurde 
es regelmässiger Brauch oder auch in die Gesetze a usdrücklich auf- 
genommen, den Censor mit Freiexemplaren des censirten Werks 
auszustatten. Sie hatten ihre sichere Anziehungskraft für den ge- 
lehrten Beamten, der damit seine Bibliothek auf billige Weise empor- 
brachte, und er hielt streng auf ihre prompte AHieferung. 

Man wird nicht fehlgehen, wenn man diese Kontroll- und 
Entschädigungsexem plare der Censoren als eine der ersten, 
natürlichsten Quellen der PflichtexemplarUefiBrungen Uberhaupt an- 
si^ Erst als der Ueberwachungsapparat vei^grössen wurde, als 
in Deutschland mit Ende des i6. und Beginn des 17. Jahrhunderts 
die Theorie eines kaiserh'chen obersten Cen^uircchic^ Jiu ilaj, ge- 
sammte Reich sich ausgebildet hatte, wiewolil nach den Reichs- 
satzungen jedem Landesfürsten die Aufsicht Uber das Bucherwesen 
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in seinem Gebiet zuetand, tmd nur bei nuasbiiuchlicher Anwen- 
dung die Kaiser einznscfaieiten befugt waren, erst da traten die 
Ansprüche der Retchsregierung auf Pflichtexemplare toq allen 

Druckerzeugnissen deutlich hervor. Ihr folgten dann bald Kur- 
mainz sowie der kaiserliche BUchcrkommissar in Frankfun »JM^ 
die nach dem Prinzip der Gegenleistung für wirklich oder an- 
geblich geleistete Ueberwachungsdienste gleicfafalla &emplai« 
beansftfuchten. 

Lag es nun nahe, tlie an den Maat zu liL-lcmJca Cciisur- 
exemplare in Öäentlichen Bibiioüieken au t zu bewahren, wo sie jeder- 
zeit der Kontrolle zugänglich waren und die Sammlungen in er* 
wUnschter Weise vermehren halfen, so forderte man wohl die 
Exemplare ohne Weiteres gleich für die Bibliotheken, indem man 
das Motiv ihrer Erweiierunf: tu; wisscnschaiili^lR / a l> ku als ein 
weniger geiiässiges in den Vordergrund stellte. So üegcu zuweilen 
anfimglich zwei verschiedene Interessen der Forderung von Censur- 
ezemplaren zu Grunde, die spater in der Forderung und Bestim* 
mung des Freiexemplars ausschliesslich fbr Wissenschaftszwecke 
wohl zu cuicni verschmolzen. Mit Recht isi daher die Censur 
als eine Hauptquelle der Abgabe von Studienexemplaren 
anzusehen. In manchen Staaten jedoch, in Preussen z. traten 
die Pflichtexemplare von allen Druckarnkehi anfinglich ohne jeden 
erkennbaren Zusammenhang mit Censurbestimmungen auf, lediglich 
mit dem Charakter der Studienexemplare. Hier bildete also die 
Censur nicht die unmiuclbare Quelle. 

Im Deutschen Reiche wurde nachweislich zuerst im 
Jahre 1608 neben der schon im 16. Jahrhundert Üblichen Abgabe 
von Werken, auf welche kaiserliche Verlagsprivilegien genommen 
waren, die allgemeine Abgabe eines Exemplars aller unprivi- 
legirten Werke an die Keichshofkanzlei eingetühn. Am 15. Marz 
dieses Jahres emaimte Rudolph 11 eine aus drei Mitgliedern 
zusammengesetzte neue BUcherkommission in Frankfun a/M., den 
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Domdechanten Dr. Valentin Leucht, den Lic. theol. Georg Ersten- 
berger und den Lic. juris Karl Seiblin, um dm Büchervisitaiionen, 
wekhe seit längerer Zeit nicht mehr geübt worden, ^irttchtb«rlich^ 
wieder änsurichten. In der butniktion hkn es ^ ludi dem 
Originaldmck Wir wollen u. s. f. ein fedweder Buchtrudcer 
Fuhrer oder Buchhändler, ehe vnd zuvor er sein Gewölb oder 
Laden eröffnet, auch einiges Buch distrahin, euch aller seiner 
newen Bücher einen Indicem itUweise, dameben glaublich Anaeige 
thue, wie vnd welcher Gestalt, Ihme solche Bttcher zutmckea 
erlaubt, vnd da er darvber kein Ka3r8erliches Priuilegium hette, 
alsdann vnserer Kayserlichen Reichs Hoffcantzeley ein Exemplar 
zu vberschicken, euch zustelle, vnd vnweigerlich vberreiche.**' 
Die Kaiserliche Bibliothek wird als Empfilngerin dieses Exemplars 
zum ersten Male in dem Patent Ferdinands II vom 36. August 1634 
an sfimmtUche BuchhHndler und BuchfOhrer Frankftirts beseicfanet» 
Nach der Ermahnung, von den privilegirtcn Büchern die schuldigen 
Exemplare (damals 3) der Reichshofkanzlei zu übersenden, fahrt 
der Kaiser in dem Schreiben an den Rath von demselben Datum 
fort: „Sondern Wir auch daneben b^ andern sowohl anfsUmdischeD 
Königen und Potentaten, alfs auch Chur- vnd Fürsten defs HeyL 
Reichs nicht vii^cprcucln^ zu sein bLiunden dais alle vnd jede 
BuchfUhrer vnd Buchhändler, so vnter vnd auf derselben Gepieth 
vnd Pottmessigkheit, bey Jahrmttrckhten vnd Messen, mit den 
Büchern Ihr gewerb iUfaren, allzeit von den new in Truckfa aufs- 
gangenen Büchern zu mefarung Ihrer habenden Bibliothecen dn 
Exemj>]ar zuliuiern verbunden sein, Alis haben wir gleichergesialt 
zu mehrung Vnolserer Kays. Bibliothec pilhch zu sein ermessen, 
dieses Herkhommens Unnfs in Unnserer vnd defs Heyi Reichs 
Statt Franckfubrt bey den gewöhnlichen Messen, alJs regierender 



') Frankfurt a/M. Stadtarch. I. Acta betr. B0ch.*>In8p. Ugbw A, 9$ 
Bd. 1. nach Iii 126. — Bei Collmann a. O. S. 18 £ 
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Rdnischer Kaiser zogebraachen***) u. s. t Diese Verordiiung 

wurde schon am 21. August 1625 in eindringlicher Wei«?« wieder- 
holt. Sie hat augenscheinlich einen weiterea Umfang, als die vom 
Jahre 1608^ denn sie verlangt die AbUefening aller neugedruckten 
Bacher, wahrend früher nur von «unprivilegirten Werken die Rede 
war. Dei* Kaiser bezieht sich also hierin auf die gleiche Forderung 
in anderen Staaten. In der That war die Stadt Frankturi am 
^.September 1603 schon mit dem Befehl vorangegangen, dass von 
den zur Inspektioa der Bücher deputirten Rathsmitgliedem darauf 
geachtet werden solle, dass von fremden wie einheimischen Drudoeni 
und Veriegern je ein Exemplar von neuen Büchern zur Bibliothek 
geliefen werde'). Doch scheint die Abgabe nicht recht in Fluss 
gekommen oder ins Stocken gerathen zu sein, denn im Jahre 162 1 
richteten die zur Censur deputinen Herren aufe Neue einen dahin 
zielenden Vorschlag an den Rath, worin jener früheren Vorschrift 
mit keinem Worte Erwähnung gesdiieht. Dieses im Koncept in 
den fraaklurter Akten betindli.l k, in uicluiacher Hinsicht inter- 
essante SciirittstUck'), welches den Vermerk trägt „iecium in senatu 
17. April i6ai vnd ist den Herren Deputirten dieses also ins Werk 
zu richten macht gegeben,^ möge zum Theil hier Platz finden: 

,^emnach nun etliche Jahr hero etliche frembde Buchhändler 
von Antorff, Cöln vnd anderer Ortten Ihre Bucher alhie trucken 
lassen, welches nit allein ihnen zu grossem Vonheil, sondern auch 
den hiesigen. Truckern zu nit geringem Nutzen ausgeschlagen, auch 
noch inskttnStig gereichen thut, in ansehung, dafs sie die frembde 
dardurch ein merddiches an fuhrlohn, Zollen vnd anderen vncosten 
ersparen, vnd mit guter gelegenheit Ihre Exemplaria alhie trucken 
lassen, auch die. Trucker Ihre iruckerey desto besser bestellen 

') Frankf. Akten der BUch.-Insp. Bd. 2. El. 32. 

2) Grotefend in d. Mitth. des Ver. f. Gesch. u. Alterth. in Frank* 
fiirt a/M. VI (Frankfurt a/M. 1881) S. 167. 

3) Frankf. Akten D. 16. Lit. T. . 
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können, Nebendem dafs durch solches E. E. Rath aa seinem Zoll 
nit wenig abgehet, indeme sonste, wenn die Hucher ausserhalb ge- 
truckt vnd hieher in die Mefs geführt werden, der Zoll daruon 
gefiele, welcher diefs £sdls, weil die Bucher alhie getruckt, dai 
Pappier auch von Strafsburg frey alhie eingebracht wird, abgeheti 
Als stellen die Deputirte zur Trackerey vnd Inspection der Bücher 
zu E. E. Raihw naclidcnkLn vad belieben, ob wegen solclier Com- 
moditeien, welche die irembden Verläger vnd hiesige Trucker 
diefsfails haben vnd dann wegen Abgang defs Zolles, es mt auch 
dahin zu richten, dafs ne etwas an Buchen, vnd also von jedem 
Exemplar, so also alhie gedruckt würde, beide der Verläger vnd der 
Trucker jede ein Exemplar zur hiesigen Bibliothec einliefterten, 
vnter welchen das eine bey der Bibliülhcc behalten, das andre 
aber gegen andere Exeniplaricn vertauscht werden 
köndte, worüber eine richtige Designation zu dem ende zu halten, 
darmit solche Exemplaria nit anders wohin kamen.. In gleichem 
kOndte den hiesigen Truckern anbefohlen werden, dafs sie auch 
von allen andern Exemplaricn, so sie trucken, eins oder zwey zur 
Bibliothec lieüerteo, welches sie dann auch gar wol thun können, 
w^en defs Zuschusses so sie an Pappier haben, weiches auch den 
Verlegern zumal nit beschwerlich, weil sie eine grosse Anzahl, vnd 
gemeinlich 1200 Exemplar trucken lassen, daruon sie zweyer Exem- 
plarien gar vv^ol entbehren (?) können. Vnd ob auch sch on cm 
Exemplar Ihrem Anschlag nach vmb 5. 6. 10 vnd melir gülden 
verkaufft wirdt, so kostet es sie doch an Pappier vnd tru(^eriohn 
nit vrol die helfft, vnd langsam darüber, Solte es dann zu hoch 
laufFen, kOndte es dahin geriditet werden, dafs wo sie nidit daruon 
nachzulassen gemeint seyn solten, Ihnen das Pappier vnd trucker- 
lohn bezahlt würde. Durch diese mittel kann die Bibliothec in 
kurtzer Zeit wegen viele der hiesigen truckereyen vmb ein merck- 
liebes vermehrt vnd gebessert werden.*' 

Von den anderen Verlegern, heisst e!; in dem Gericht weii^r- 
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hili, mciit in Frankfurt dmdDeo teiien, würde schwerlich erwae 
zu erkmgco teitv nun mQMie detshalb mit ihnen gUmpflich ver- 
fahren und versuchen, ob man dienKche Exemplaria etwa gegen 

Erstattung «.it;h> halben Tax, weil sie es nit baldt ein mehreres 
koBte, haben möchte. Man werde auch wohl so viele Exemplare 
erhalten, dasa inaii «ie gegen den Verhig der fremden BuchhMndkr 
dntauachen und also ohne sooderliche Koaten dasu gdangtn 
konnte. 

Dass es sich hier wirklich um Bibiioihekszwecke handelte, 
kann nach der Motivirung nicht zweifelhaft sein. Wie wOrde man 
sonst den Fall erwogen haben, für besonders theaere Exemphve 
cfie Selbstkosten za vergüten? Diese Erwägung aber ist beachtens- 

Werth; sie findet sich sonst nicht leicht in der Praxis der Pflichi- 
lieferongen jener Zeit. 

Ausser der pflichtmüssigen Abgabe an die Bibliothek hatten 
nun die frankfurter Drucker im t7. Jahrhundert auch federn der 

Rathsdeputinen der Bücherinspektion ein Freiexemplar zvi liefern. 
Diese Lieferung geschah anfangs freiwillig; sie war von den 
Druckern, wie es in dem Rathsdekret vom t. Juli 1690 heisst, 
zuerst für sich und ihre Nachkommen ,,beHebt, versprochen und 
endlich zur Schuldigkeit geworden** Gleichbedeutend mit der 
Abgabe an die Bibliothek, in der Weise, dass die Deputirten die 
Exemplare dahin abgaben, war sie sicher nicht. Denn diese Leistung 
beruhte, wie oben nachgewiesen, auf keinem Herkommen, sondern 
wurde frühzeitig unter sehr eingehender Begründung den Druckern 
tm Pflicht gemacht. 

Solche Vorbilder nun mag der Kaiser im Auge gehabt haben, 
als er das Patent vom Jahre 1624 erliess. Von jetzt an wurde die 
Forderung der Exemplare für die Kaiserliche Bibliothek mit grossem 

Sammlung der Verordnungen d. Reichsstadt Frankfurt von Joh. 
Conr. Beyerbach. Th. 3 (Frankfurt a/M« 1798) S. M [G.] 
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Eifer betridMii. Um so «lutnsdiger zeigten nch die BachhlndloF 

in der Ablieferung. Nach Ausweis der Ileichshofraths-Akieu trafen 
in den Jahren 1638 — 1643 nur wenige Sendungen von Pflicbtemii- 
pksta in Wien ein*). 

Der Kaiser rttgt dena auch in dem Schreiben vom 18. Jani 1638 

an den Rath ausdrücklich diese Nachlässigkeit, indem er hervor- 
hebt, es habe der Hof bibliothekar Wilhelm Rechberger berichtet, 
dass von vielen Jahren her wegen kontinuirlich gewfihnen ge- 
fährlichen Kriegsläufen gamichts von Bachem geliefert; gleichwohl 
aber viel untersdiiedliche Impressoria ertfaeilt w<mlen seien. Der 
Rath aolle Acht haben, dass sowohl die privilegirten, akdieEExem- 
plare von allen neu erschienenen Büchern künftig von einer halben 
Jahresmesse zur andern richtig eingeschickt würden'*). Die nächsten 
kaiserlichen Erlasse betreffen fast alle die Exemplare für die Bi- 
bliothek wie für ertheilte Privilegien gemeinsam. Weiteres ttber jene 
wird daher bei den spiter zu besprechenden Privilegienexemplaren 
nachgeholt werden. 

Dem Kaiser folgte am 26. September 1642 der Reichserzkanzler 
Kurfürst Anselm Kasimir von Mainz mit AnsprOdien auf Pflicht- 
exemplare. In einem gedruckten Patent an den damaligen BOcher- 

kommissar Johann Ludwig von Hagen, sowie an sämmtliche Buch- 
drucker und Buchführer befiehlt er „krafli tragendem Vnserm Ertz- 
Cancellariat- Ampts, vnd deme vnwidersprechlich zubehörigen 
Regais f sie wollen sampt vnd sonders bey der jetzo bevorstehenden 
Franckftirter Herbst: vnnd binfüro jederzeit von Messen zu Messen 
alles fleissig daran seyn, auch solches gehöriger Orthen, wo es 
Vonnöthen, alsobald notiliciren vnd verkünden, damit hinfüro von 
allen jiiren Wercken aufi dero eygenen Kosten zum wenigsten ein 
Exemplar zu Vnserer Ertz-Gantzley anhero nacher Mayntz, jedoch 



•) Kapp a. O. S. 652. 

*) Frankf. Akten d. BUch.-Iiisp. Bd. 2 Bl. 104. 
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ohne Abgang, praejuditz vnd Nachtheil dem KayserL 
Fiscal, 60 wol voa nit: als privileginen ezemplarien vnfehlbar 
vbersendet, auch eheoder keia Exemplar verkauft werden mOge, 
es seye dann zuvor von jhnen ein solches wie gemeldt wttrcklich 

eingeschickt*'*). In einem zweiten Erlass an die Büchel kummissare 
Hagen und Jakob Bender vom 28. September 1643 verlangte der 
Kurfürst, dass ihm auf der Buchhändler Kosten wenigstens ein 
Exemplar von jedem verl^en Traktate zu seiner Hof kanzlei Uber^ 
sandt werden möge^}. 

An dieser Forderung hielt Kurmainz mit Zähigkeit fest. 
Ebenso hartnäckig weigerten sich jedoch die Buchhändler, sie an- 
zuerkennen, wahrend der Rath schwach genug war, am 12. April 165z 
zu einem gemessenen Befehl sich bestimmen zu lassen, dem Kurr 
ftkrst^n als Reichserzkanzler das verlangte Exemplar zu liefern* 
Trotzdessen wurde die Abgabe sehen oder garnicht geleistet. Denn 
am 12. April 1679 ernannte der Krzbischof Karl Heinrich von Mainz 
zur besseren Wahrnehmung seines vermeintlichen Rechtes auf das 
Pflichtexemplar den Buchhändler Johann Peter Zubrodt in Frank- 
furt zu seinem ünterbiblioihekar. Um das Jahr 1695 wurden von 
den BOcherkommissaren für den Kaiser ftlnf Privilegienexem- 
plare, dazu ein sechstes für Kurniaiiu uad ein siebentes für den 
jeweiligen BUcherkommissar gefordert. Diese Abgabe wurde stttndig 
und spater durch das kaiserliche Patent vom 10. Februar 1745, 
betrejSiend das Bttcherwesen im Reich, „dem bisherigen Herkommen 
gemäss** in gleicher Höhe belassen und festgelegt*}. Auch virurde 
in demselben Patent bestimmt (S 7), dass von unprivileginen Werken 
je eines der Kaiserlichen Bibliothek, dem Kurflirsteii zu Mainz und 
dem Bucher-Kommissar eingeUefert werden sollten. Auch Letzterer 
ha^e schon zu Ende des 17. Jahrhunderts, bald nachdem Mainz 

>) Frankf. Akten d. BUch-lnsp. Bd. a Bl. iss. 

*) Eb. Bl. 110. 

*) Colimann a. O. S. 31 fl. 
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mii seinen Ansprüchen hervorgetreten, ein Exemplar von un- 
pnviiegirten Werken jfUr sich gefordert, anfänglich zwar mit dem 
Unterschiede, dass nur das £Kemplar für dea Kaiser von jedem 
neugedmckten Bach, die anderen baden nur yoo aolchen Wecken 
zu Uefem waren, die im Mesa^Katalog standen. Aber dieser Unter- 
schied verwischte sich bald. Aus dem Protest, \\ cli:hcii die leip- 
ziger Firmen Gleditsch und Fritsch am 22. September 1722 wegen 
Schliessung ihrer Gewölbe zu Protokoll gaben, geht hervor, dass 
die Massregel erfolgt war, weil sie dem BOcherkommissat von 
Hohenfeld die verlangten drei Pflichtexemplare verwdgm hatten, 
die .sie von unprivilegirten, nicht in dLii Katalog autgcnünirncacii 
Werken geben sollten*}. Um diese Zeit war also die Abgabe in 
der erwflbnten Ausdehnung schon eine streng durchgeführte Forde- 
rung. In dem kaiserlichen Erlass vom Jahre 1746 hies es weiter, 
dass ^Octavo vor Verfcaufiung derer BQcher die Uefferung in 
erster Mcls-Wochc geschehen und die Saumselige gleich Antan^^N 
der zweyten Woche mittelst Execution dazu angestrengei werden 
sollen. Diejenige Bttcher aber, welche entweder in dem gew^Hm^ 
liehen Catalogo ausgelassen, oder wovon allschon vor der LiefSerung 
verhandelt worden^ seynd im etstea Betretungs-Fall, es sey gleidi 
in erster, zweiten oder dritten Wochen, Unscrm Fisco hiemit heim- 
gewiesen, welchen Poen-Fall auch nach habender höchster ßetugnils 
und dem Vorgang Unser Lobseligster Vorfahrer dahin versetzen, 
dafs Nono von denen zum Verkauff in Commission gegebenen und 
zu Frankfurt feil stehenden BQchern, es habe der Innhaber sothanen 
seinen Angaben nach viel odci w enig Excriij lai ia zur Versilberung 
in Händen oder Übermacht bekommen, tUrohin genauest zu be- 
obachten ist, es thttten solche Commissionairs urkundlich beibringvai, 
dafs die schuldige Ezemplarien-Liefferung allschon von seinem 
Principali oder von dem, davon er solche erhandelt, geschehen sey.*^ 



') Frankf. Akten d« Büc^.-lDsp. Bd, 5 HL 2307-234* < 
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Seit diesem Erlass nun begnügten die Bücherkommissare sich 
nicht mehr damit, die Freiexemplare nur von neuen Büchern 
dgcoen Vertagt zu fordern, aie begehrtm tie auch, nach den 
fieatinimuDgen deuelben» vom KommiaaionaYerlag tiod ^ waa den 
■heftigsien Unwillen erregte von SorttmentsbOchem aller Art. 
Es war dieses Trachten nach Erweiterung des Umfanges der Ver- 
pHichiung augenscheinlich begründet in dem vöUigen Rückgang 
dea frankforter Measgeachliitcs, da« IVngst von Leipag OberflOgek 
worden war. Da vmdg Bflcber noch nach Fiankfurt auf den 
Marict gebracht wurden, selbst die Zahl der dort an^lssigen Ver- 
leger zusammen^clit^olz, die kaiserlichen Privilegien von Jahr zu 
Jahr an Zugkraft einbUssten, so war es natürlich, dass man sann, 
wie der hieraus folgende Fehlbetrag an Freieiemplaren wieder 
enigebracht werden konnte. Dieae Bestiebiuigien wurden haupt- 
süchKch von Kurmainz und den Bdcherkommissaren vertreten. 
Die Mehrzahl der Mitglieder des Keiciisliufrathes in Wien, deren 
Meinung vom frankfurter Rath mehrfach durch Venrauenspersonen 
-aondin wurde, war von der Unbilligkeit der Abgabe in dieser 
Auadehnung überzeugt; gleichwohl geschah nichts zu ihrer Herab- 
minderung. Im Gegentheil wurde am 7. JuH 1775 das Patent vom 
Jahre 1746 im Wesentlichen mit dem gleichen Wortlaut erneuert. 

Letztere Massregel kehrte ihre Spitze hauptsächlich gegen den 
um diese Zeit vorbereiteten, sogenannten hanauer Bucherumschlag, 
einen schon früher unternommenen Versuch, die in Frankfurt in 
den letzten Zügen liegende BOchermcsse durch Gewährung grösster 
Freiheiten in Hanau wieder aufleben zu lassen. Ein Girkular des 
Kommercien-Assessors Peter Cotrell vom 5. November 1774 an 
aHnuntliche deutsche Buchhändler*) hatte im Namen des Erbprinzen 
zu Hessen und teerenden Grafen zu Hanau diese aufgefordert^ 



Frankf. Akten d. BOch.-Insp. Bd. 7 nach ßl. S4> abgedruckt im 
Arch. £ d. D. Buchh. IV (Leipzig 1879) & ff. 
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alljährlich drei Wochen nach Ptingsten zur Abhaltung eiaer BUcher- 
messe sich dort zu versammeln, unter Zusicherung voller Press- 
freiheit und des Rechtes, Nachdrucke nach Belieben feUzuhalten. 
Auch das sächsische Mandat vom ift. December 1773 hatte das 
Miasfalien des Kaisers erregt, iiulein es der blossen ProtokoUirung 
der Bücher gleiche Rechte mit der Entnahme von Privilegien ein- 
rBumte und so durch V'crcinfachung des Verfahrens den kaiserlichen 
Privilegien Abbruch that, die Übrigens Sachsen fUr das eigene Ge- 
biet langst völlig ignorirt hatte. 

Trachtete nun so die Reichsregierung durch EinschSrfung der 
Bestimmungen einem weiteren Abgang des fiskalischen Enrages an 
Pfiichtexcinplaicn \ orzubeugen — eine von vorahereni aussichtslose 
Massregel, da sie das Uebel nicht an der Quelle aufsuchte — so 
waren andrerseits die wenigen zur firankfurter Messe noch kom- 
menden Buchhündler nicht mehr Willens, eine Jahrhunderte lang 
führend des glänzendsten Messgeschfiftes widerstrebend geleistete 
Abgabe jetzt, wo der zu erhoffende Gewinn kaum noch verlockend 
genug war, um die Reise daran zu wagen, ferner sich aufbürden, 
geschweige denn ihre Grenzen noch weiter ausdehnen zu lassen. 
Früher war die Mehrzahl der deutschen Buchhündler in Frankfurt 
dieser Verpflichtung unterworfen gewesen, denn alle kamen zur 
Messe dahin oder schickten Vertreter. Jetzt hatte die geringe An- 
zahl der fremden, hauptsächlich aber die wenigen dort ansässigen 
Verleger die Exemplare zu geben, was ihnen um so härter erschien, 
als sonst nirgends im Reich von Reichswegen Pflichtexemplare 
erhoben wurden. Besonders verhasst war von jeher die Forderung 
der Exemplare von unprivilegirten Werken gewesen, wahrend die 
Abgabe der bedungenen Privilegienexemplare als eine An selbst- 
verständlicher Gegenleistung, jedenfalls als eine freiwillig emgegan- 
g^e Verpflichtung mit minderem Widerstreben ertragen wurde. 
Gegen jene richtete sich daher die Agitation der frankfurter Buch- 
händler auch jetzt. Zunächst lieferten sie wenig oder nichts mehr 
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ab. Auf Veranlassung des Generalreichstiskals und Bücher- 
kommissars von Birckenstock vor den Rath gefordert, verlangten 
sie dringend die Beseitigung der Abgabe von allen folgenden Auf- 
lagen, sowie vom Kommissions- und Sortimentsgut. Auch die 
Designation der Bücher, d. h. das Titelverzeichniss der zum Ver- 
kauf ihnen übergebenen Werke, dessen Einreichung zum lilKlier- 
kommissariat in der ersten Messwoche § 6 der Patente von 174Ö 
und 1775 behufs der Kontrolle Uber die abzuliefernden £xemplare 
▼erordnete, sei ihnen unmöglich beizubringen, da sie diese Bttcher 
nie auf einmal, sondern bald früher, bald spater von den Kom- 
mittenten erhiehen')- Ein geharnischter Befehl des kaiserlichen 
ßücherkommissars und Bischofs von Assur Freiherm von Scheben 
d. d. Mainz den 2. Mai 1776, worin die bUndige Einhaltung , der 
kaiserlidien Veroidnungen, namentlich auch die Lieferung von 
Kommissionswaare verlangt wurde, war hierauf die Antwort 
Gegen SSumige habe der Radi sofort mit exekutivtschen Zwangs- 
mitteln einzuschreiten'). Eine Liste rückstandiger Druckartikel 
wurde von Scheben dem Briet an den Rath beigefügt, woraus 
hervorging, dass der frankfurter Buchhändler Varrentrapp seit 
langer Zeit, andre Buchhändler seit der Ostermesse des Jahres 1773 
Exemplare nidit mehr himerlegt hatten. Der Rath entsprach 
diesem Verlangen, die Buchliaadk; wurden abermals t;t:kidcn und 
die Lieferung der schuldigen Exemplare binnen acht lagen ihnen 
aufgegeben. Sie baten zunächst um weiteren Ausstand, indem sie 
angaben, dass sie beim Kaiser selbst vorstellig werden wollten. 
Mit diesem Schritt beeilten sie sich jedoch so wenig, da sie sich 
augenscheinlich nur geringen Erfolg davon versprachen, dass end- 
lich von Scheben die Geduld verlor und in schroffem Tone mit 
einer Beschwerde beim Kaiser drohte. Hierauf verhängte der Rath 



') Frankf. Akten Bd. 7 Bl. loa — to6 (Kathsprot. v. 19. April 1776). 
Eb. BL 108 u. 109. 



Digitized by Google 



— 27 — 



Uber Varrentrapp Zwangsvollstreckung, der nun einen grossen TheU 

djer rückstöndigeQ Bücher uiucr 1^'rotesl lictertc. 

u .,£ndlich war am it. April des Jahres 1777 die grosae Eingabe 
derBudihllndler an den Kaiser vollendet^), ein wichtigea ZeugnisB^ 
wie Art iind Umfeng der Abgabe um diese Zeit sich gestalteten 

und welchen Einfluss man ihnen auf den Niedergang der trank- 
funer BUchermesse in den verpllichteten Kreisen beimass. 

^Fast aus ganz Europa — heisst es in dem umfangreichen 
Schriftstock — kamen in Frankfurt BuchhSndler susammen, nicht 

sowol um ihre Bücher einzelnd abzusezzen und an Gelerte oder 
Libhaber zu verkaufen, als vielmer um mit Buchhändlern durch 
Vertauschung des Verlags wichtige und oft grose Geschäfte zu 
treiben, eine ganze grose Strafse erhilte den Namen von diser Art 
der Handlung; und die weitlauftigste Werke der geiertesten Leute 
aus allen Jarhunderien wurden daselbst gröstcnieüs so gar verlegt 
und gedruckt. Jetzt aber hat sich die ganze Buchhandlung von da 
weg und meistens nach Sachsen gezogen; die Messen werden von 
fremden Buchhindlem gar nicht mer besuchet, und wenn wir, an 
statt vierhundert und mereren die sonst auf beide Messen ge- 
kommen, drei bifs vier Ruchhändler sezzen, die auch nicht einmal 
beide Messen trequentiren, sondern nur zu einer kommen, weniger 
iim grose VerlagbUcher an Buchhändler, als etwann um ihre selbst 
verlegte Schul* Gebet- und Gesang-Bücher an Buchbinder zu ver- 
kaufen, so haben wir alles gesagt. Die Buchgasse wird grösten- 
teils und fast ganz von andern Handelsleuten und Gelerten be- 
wonet, so dals ihr Name nur noch zum Andenken der verflossenen 
Zeiten beibehalten zu werden scheinet. Die Zal der Frankfurter 
Buchhändler selbst hat sich dermassen verringert, dafs in dieser 



') Die in den Akten Jer Büch. In!;p. Bd. 7 Bl. 2oq — 229 enthaltene 
Abschrift ist undaiirt; doch w ird das Datum in einer späteren Vorsteliung 
der BuchhUndler in obiger Weise angegeben. 



Digitized by Google 



— 28 - 



volkreichen Reichsstadt, die in andern Handlungen aller Art so 
viele HaiiJL'lsleute zälet, izt kaum noch neun übrig sind, und was 
Verlag und Druck betritt, so ist es offeabar, daTs von grösem 
Hauptwerken in vielen Jaren kein einziges verlegt werden können, 
und der grOste Teil der Veriagsbüchcr in lauter Kleinigkeiten be- 
stehet*' 

Hiernach wenden sich die Bittsteller zu den Ursachen dieses 
Rückganges: „Nicht nur nach unsern eigenen Ertarungen, sondern 
selbst nach den Aussagen der fremden Buchhttndler, ist, wie wir 
auf unsere heiligste Pflichten allerunterthänigst versichern können, 
die von allen anher kommenden Büchern an Ew. Kaiserliche 
Majestät allergnädigst angeordnete Bücherkommission zu leistende 
Liferung dreier Exemplare von unprivilegirten Büchern, die auser 
Frankfurt nirgends im H. Römischen Reich, auch nicht einmal 
von andern Reichastadtischen Buchhllndlem, wenn sie ihre Werke 
nicht zu den hiesigen Messen bringen, das sie dann auch unter- 
lassen, geschiehet, und in Leipzig gar nicht ttblicfa ist, eine Haupt- 
ursache.'* 

Den ursprünglichen Zusammenhang der Abgabe mit der Censur 
richtig erkennend, fahren sie fort: „Ungereinigte Sitten und auf- 
gebrachter Mut, kurz vor und wärend des langen dreisigjsrigea 
Krieges, vowsachten damals, dafs viele grobe und anzügliche 

Schritten, Kupferstiche, Holzschnitte u. d. g., die wir Gottlob! in 
unsern erleuchteten und friedlichen Zeiten nicht mer leicht zu be- 
fürchten haben zum Vorschein kamen, und auf die Messen 
gebracht wurden, welche die Gemüter noch mer zu erbittern 
schienen.^ 

Um diesem Unheil zu steuern und den Missbrauch der edlen 
Künste aufiEuheben, habe Kaiser Rudolph II die Konstitution vom 
i5. MSrz 1608 erlassen, worin er ein Exemplar von allen neuen, 
unprivilegirten Werken verlangte. Spiter sei die Zahl der 
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Eiefliplare ertiöht worden. Ihres Wissens habe mm 1746 zum 

ersten Mak drei Exemplare erhoben Da die fremden Buch- 
händler sahen, dass weder in auswörtigeii Königreichen, noch in 
aaderen StKdten Deutschlands dergleichen schwere Abgaben za 
leisten waren, so hKtten sie sich entschlossen, die Messen «1 
Prankfort nicht mehr aufzusuchen. Zuerst seien die hollilndischeik 
und schweizer Buchhiindler, bald auch die nordischen fortgeblieben; 
die leipziger aber, die schon lange den Buchhandel von Frankfurt 
abzuziehen getrachtet, hstten diese gOnstige Gelegenheit mit beiden 
Hmdea ergriffen. Die Ursache des VerlaUs von Frankfim er-^ 
kennend, habe man in Leipzig nie auch nur eines einzigen 
Exemplars Abgabe von unpri vilegirten Büchern jemals 
begehret. Besonders nachtheilig wirke die Abgabe von Korn- 
misaionsbüchem. Der Kommissionär könne sie nidit geben, zumal 
von kostbaren Werken nicht, denn er diene dem Kommittenten 
nur gegen Provision, der Kommittent aber verstehe sidi nicht zu 
dem Abzüge von drei Exemplaren in der ungewissen Hoffnung, 
dass vielleicht einige £xemplare abgesetzt würden. Ueberall in 
Deutsdiiand könne er das Werk ttberdiess kostenfrei in Kom- 
misston geben, wie auch küneUch eine sehr angesehene berliner 
Buchhandlung ihren Verlag statt nach Frankfiin nach Mannheim 
in Kommission gegeben habe, um die drei Exemplare zu sparen. 
Die Bttcfao'kommission hatte sich aber mit dem Kommissionsgut 
nicht einmal begnügt» sondern sogar von Bfichem, die gleichsam 
zur Probe nur in einem Exemplar in die Stadt gekommen, drei 
Exemplare gefordert, ja dieselben BUcher von verschiedenen Buch» 
handlern sich liefern lassen. Noch immer hofften sie auf die 
Wiederherstellung der alten Messherrlichkeit. Wenn dieser Fall 
eintrtlfe, dann würden die kaiserlichen Privilegien wieder wie ehe* 



') Unrichtig, wie S. 23 nachgewiesen. 
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mals einen Schutz gegen den Nachdruck gewähren, der in Sachsen 
nicht einmal dann anerkannt wQrde, wenn selbst die Nachdrocker 
kein sSchsisches Privilegium genommen haben.*' 

Auf diese Vorstellung hin wurde von Wien aus am 7. No- 
vember desselben Jahres die Bücherkommissioa zur Berichier-statmag 
aufgefordert, zögerte aber, wie es scheint absichtlich, dem Befehle 
nachzukommen. Nach Meinung des frankfurter Syndikus Jan — 
der vom Rath nach Wien geschickt worden war, um dort die 
Stimmung zu sondiren und durch persönliche Einwirkung auf die 
Mitglieder des Reichshofraihes die Angelegenheit zu fördern — 
um in der Ostermesse des Jahres 1778 die Exemplare wieder ein- 
ziehen zu können. Erst am 7. April 1779 ^^^^ Kommission 
SU dem Bericht herbei. Doch dabei blieb es auch. Eine Antwort 
auf die Eingabe der BuchhSndler vom Jahre 1777 Ist nie erfolgt. 
^E^ scheint — heisst es mit Bezug hierauf in einem Referat vom 
Jahre i"Oi — dafs man die Sache mit gutem Bedacht auf sich er- 
liegen lassen, weil man die Erheblichkeit der in der Vorstellung 
der Buchhündler angeflihnen GrUnde und die Billigkeit des Gesuchs 
nicht miskannt, gleichwohl aber anf die gedachte Abgabe nicht 
gerne ausdrücklidien Verzicht thtm wollen. Wenigstens hat seit 
dieser Zeit die heftige Zudiuiglichkeit der Rüche: -KoiiHnission in 
Abforderung der sonst verlangten drei Exemplare aufgehört*"). 

Mehr noch als die immerhin übertriebene Abgabe der Pflicht- 
exemplare waren es wohl diese damit verknüpften dgenntttzigen 
und unabUfssigen Plackereien der Bacherkommissare, gegen welche 
der Unwille der Buchhändler sich richtete. Schon um das Jahr 1722 
war von den leipziger grossen Vei lagstirmen eine nach der anderen 
aus diesem Grunde von Frankfurt fortgeblieben^), die holländischen 
Buchhändler hatten sogar schon früher desshalb den Messbesuch 
eingestellt. 

') Frankt. Akten d. BUch.-lnsp. Bd. 9 (ohne Blattzählung). 
«) Eb. Bd. 5 Bl. 230 ff. — Leipzig, Rathsarchiv XLVI, 434. 
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Man fing jetzt in Wien au, tür dic^e Thatsacheii Vcrst uidniss 
zu gewinnen. Jan berichtete nach Frankfurt unter dem 28. Fe- 
bruar 177S, dass die Referenten in der Angelegenheit Reichahof- 
rüthe von Münch und von Braun, sowie der Herr Retchsreferendarius 
Baron von Leykam nicht in Abrede gestellt htttten, dass die Art 
und Weise, wie die Bttcherkonunission mit den Buchhändlern ver- 
fahre, hart erscheine, und die Frage der PHichtexemplarc einer 
genauen Prüfung werth sei. Herr von Braun namenthch habe nicht 
glauben wollen, dass auch von KommissionsbUchern drei Exemplare 
gefordert würden. Jan räth, in der bevorstehenden Ostennesse 
nur den eigenen Verlag abzuliefern, die Abgabe vom Kommissions- 
und Soriimenisgui aber bis zur kaiserlichen Entscheidung zu ver- 
weigern'). Die Buchhändler jedoch legen dem Kaiser die Bitte 
nahe, die Abforderung der drei Exemplare von allen Büchern bis 
zum Austrag der Sache verhindern zu wollen (1778)'). 

Nach dieser Zeit, etwa vom Jahre 1780 an, traten zwischen 
dem hankturtcr Rath und dem damaligen Bücherkommissar Hof- 
rath Deinet zahlreiche Reibungen ein, die schUesslich 1783 zu einem 
heftigen Kompetenzstreite entbrannten. 

Wie schon früher so oft, handelte es sich auch jetzt wieder 

um das 1^'ccti! zut \ oriialiraL: von Citationcn, zu Büclicrkonliskaiiuuca 
und ähnlichen Beiugnissea, welche schon im 17. Jahrhundert die 
Bücherkommissare für sich in Anspruch zu nehmen angefangen 
hatten, während der Rath sich vergebens bemühte, sie aus den 
Reichssatzungen als seine Gerechtsame nachzuweisen. Die Reichs- 
abschiede zu Speier (1529) und Augsburg (1530), welche zum ersten 
Maie auf die Ueberwachung des Büchenvesens naher eingehen, 
die Reichspolizeiordnungen vom Jahre 154B und 1577 und der 
Reichsabscbied zu Sptier (1570) überliessen die Aufsicht üb«r das 



t) Ftankf. Akten d. fiüch.-lnsp. Bd. 7, zwischen BL 232 u. 233. 
«) Eb. BL 24^. 
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Bucherwesen und alle damit verbundenen Handlungen der Terri- 
torialobrigkeit. Das lastrumenmin pads otaabrugeD»» vom 
Jahre 1648 erkanote sogar das Koofiskationsrecbt als zu den Befqg> 
nissen des Landesherren gehörig ausdrttcidich an*)- Dagegen waren 

die Kaiser reichsgescizljch einzuschreiten berechtigt, wenn die 
Obrigkeit — wie es die Polizeiordnung von 1577 (S4) ausdrückte — 
„in Erküodigtiog solcher Ding, oder so es ihr angeaeigt, darin 
fohrlMsaig handeln und nicht straften würde. Alsdann, heisst es, 
wollen Wir entweder selbst wider dieselbige, auch den Dichter» 
Trucker oder die Buchführer, Händler und Verkauffer ernstlich 
StrafT fürnehmen hassen, oder aber soll Unser kaiserl. Fiscal Amts- 
wegen dargegen auf gebührliche Sirati procediren und handeln**. 
Hiemach verblieb also die erste Instanz dem Territorialherm. Dodi 
der Begri6f des „fahrlässig Handelns" war dehnbar, die Kompetenz 
der Instanzen viel zu wenig scharf abgegrenzt. Daher bildete sich 
im Lauf der Zeiten unter mehr oder weniger zur Erweiterung 
ihrer Machtsphäre stark neigenden kaiserlichen Autsichtsbeamten 
eine Praxis heraus, die mit den Reichsgesetzen in Widerspruch 
gerietb. Seit Einsetzung der Bücherkommission im Jahre 1569 
gestaltete das VerhHltniss zwischen Rath und Reichsregierung sich 
Schritt für Schritt thatsächlich derart um, dass letztere das Hoheits- 
rechi der Beaufsichtigung des Bücherwesens an sich zog und des 
Rathes nur noch als ausführenden Organs ihrer Anweisungen sich 

•) Art. 8 § 4: ,Libtris intperii civitatibtu — intacla mamant re^alia -— 
confiscandi, collectandi et ituie deptndentia aliaqut Jura' etc. — Doch ist zu 
beachten^ dass später in den kaiserlichen Wahlkapitulationen, von der 
Josephs 1 im Jahre 1690 an, eine stelle auftauchte^ weiche für das ivon- 
fiskatiottsrecht der BQcherkonimBsare zu spreclMn schien: Wir wollen . . . 
„auch weder den fteichagerichten noch dem Bttcherkommissarius zu 
Frankfurt am Main verstatten, dass jene auf des Fiscab oder eines Andern 
Angeben in Erkennung, Fortsetz- und Aburtheilung der Processe, sodann 
gebührlicher Execution, und dieser in Censirung oder Beurtheilung und 
Confiscirung der Bücher einem Theile mehr als dem andern favorisiren." 
(Coiimann a. Ü. S. 40.) 
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bediente. Die Ausdehaung des mit Vorliebe betonten kaiserlichen 
Bücherregals in diesem Sinne stand wie gesagt mit den Reichs^ 
gesetxen nicht im Einklang. Zur Begründung der Forderung von 

Pflichtexemplaren hatte es derselben auch nicht bedurft, diese hätte 
sich wohl aus dem Recht der Oberaufsicht genügend ableiten 
lassen, wenn sie in massigen Grenzen verblieben würe. Aber zur 
Yollstiindigen und sicheren Eintreibung der Abgabe mochte es 
allerdings der Hofburg zweckdienlicher erscheinen, ihren Polizei- 
befugnissen einen möglichst weiten Rahmen zu geben. Das eifrige 
Suclica nach polemisirender, protestantischer und der Reichsgewalt 
sonst unbequemer Litteratur that ausserdem das Seinige, um zu 
bewirken, dass man in Wien wegen des Uebereifers der fiskalisch 
mittnteressirten Bttcherkommissare ein Auge zudrllckte. Sehr beliebt 
war es daher die Kompetenzksmpfe und Bittgesuche hinziehend 
zu behandeln. Audi diesmal lassen die Akten nicht erkennen, dass 
in Bezug auf den Streit mit Deinei oder die Bittschrift der Buch- 
händler eine kaiserliche Entscheidung erfolgt wttre. Dagegen 
rOhne es sich im Jahre 1791, nachdem der Bücherkommission wohl 
unter der Hand ein Wink gegeben, im Punkt der Pflichtexemplare 
glimpflicher zu verfehren, ja die Abgabe sogar jahrelang ganz geruht 
hatte, von Neuem in Kurmainz. 

Aulass dazu boten die Umsturzbestrebungen jenseits der 
Vogesen. In väterlich ermahnendem Schreiben an den Rath zu 
Frankfurt vom 16. April 1791 *) begründete der Erzbischof in sdner 
Eigenschaft als Reichserzkanzler die erneute Forderung von Pflicht- 
ocemplaren „mit den bedenklichen Zeitumständen und den von 
mehreren Seiten her wider die üftenthche Ruhe und die bisherige 
Verfassung der Staaten sich äussernden gefährlichen Absichten*^ 
Nicht bloss . eigener Verlag, auch Kommissions*' und Sortiments^ 
bücher mUssten geliefert werden. Eine Unterscheidung zwischen 



') Frankf. Akten d. üüch.-lnsp. Bd. IX. 

3 
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eigetieii and fremdea Veriogsbttchera sei überhaupt durch alle seit- 
herigen kaiserlichen Patente und Erkenntnisse im Voraus verworfen, 

mithin nicht dazu geeignet, die einstweihge Suspcndirung und Ver- 
weigerung der herkömmlichen ßUcherabgabe, viel weniger jene der 
obrigkeitlichea Assistenz auf das Verlangen des Bucherkommissariats 
zu reditfertigea. Behu& einer voUstündigen Prtlfung müsse All«i 
gdiefert werden. ^Euere Gesinnungen — heisst es wörtlich — ftlr 
das vaterländische Wohl und tür KactL ciu;liic Sichcrlicit sind zu 
aufgeklart, als dafs Ihr die Wichiigkeii dieser Disposition und 
folglich auch die Nothwendigkeit der von solchen Schriften zu 
nehmenden strengen Einsicht mifskeonen mQget, da die tliglicbe 
VorgSoge beweifsen, dafs solche aas notorischen geMrlichen Ab- 
sichten durch Öffentliche und heimliche Wege nur allzuhliafig in 
Deutschland eingeschleppt werden.** Der Rath erwies sich 
zunächst gefügig und berief die Buchhändler vor sich, welche ein- 
wandten, dass noch immer die Antwon des Kaisers auf ihr Gesuch 
vom Jahre 1777 ausstünde. Daher möge man bis zu ihrem Ein- 
treffen, wie bisher, die Sache auf sich beruhen lassen. Der Reichs- 
hofrath sclucxi aucli diesmal den ßuvhhaiiälcrn guiiÄUg gestimmt. 
Doch Mainz drängte zur Lntscheidung. Durch Vermittlung des 
Generals Gmelin machte es schon am 3. Aogust dem Rath be* 
merklich, dass es nicht gesonnen wäre, sich langer „an der Nase 
herumfilhren zu lassen**. Nicht bis nach Ablauf der Herbstmesse, 
wie die Buchhändler gewünscht, wUrde der Erzkanzler warten, 
sondern in der Messe schon müsste er auf der Lieferung seiner 
althergebrachten Exemplare bestehen, „damit er die üble Waare 
bei Zeiten gewahr würde. Wahrend man einen Unterschied 
zwischen eigenen Verlags- und Kommissionsbachem erfinde, 
verficüge man nur die Absicht, sich der Verpflichtung zu ent- 
ziehen" u. s. w. 

Abermais betreten die Buchhändler nun den Weg der Be- 
schwerde. Auf 68 Foiioseiten wiederholen sie dem Elath im 
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Wesentlichen das, um was sie vor 14 Jahren achon den Kaiser ge- 
beten. Der wehmUthige Hinblick auf die unwiederbringlich ent- 
schwundenen goldenen Zeiten des blühendsten Messbandeis fehlt 
auch diesmal nicht. „Diese Zeiten — rufen sie aus — sind nicht 
mehr; es konuni nicht ein einziger fremder Buchhändler schon 
lange mehr aut die hiesige Messe, wir selbst, Uberhaupt nur noch 
obngefehr 9 an der Zahl, mUasen, um die neuen Schriften zu er> 
halten, auf die leipziger Messe reisen und sie da abholen: es 
giebt hier keine Reichsbuchbttndler-Messe mehr« dort hat 
sie ihre Fahne aufgesteckt!** Dann gehen sie auf den unbilligen 
Umfang der Forderung ein: „Drei Exemplare von allen neuen, 
nicht nur Verlags-, sondern auch fremden Kommissions- und 
Sortimentsbilchem, von Werken, die manchmal 30^ 50^ 100 und 
mehr Gulden und Thaler kosten, jede Messe abliefern, hiesse soviel, 
als allemal einen ansehnlichen Theil des Vermögens einbOssen. Von 
fremden Verlagswerken würden oft nur ein oder zwei Exemplare ver- 
schrieben. Hütten sie gerade drei auf Lager, so wUrden ihnen diese 
genommen. Hatten sie alle oder mehrere von ihnen das nämliche 
Buch, es sei in Kommission oder ab Sortimentsgut, zum Verkauf, 
sollte jeder dann drei Exemplare geben? Wenn nicht, wer sollte sich 
für die Anderen opfern? Auch die Verbreitung strafbarer Schriften 
verhüte die Abgabe nicht. Denn bis sie abgeliefert, gelesen, geprüft 
und verboten wurden, wären sie wahrscheinlich in der Messe schon 
grösstentheils verkauft; die Ablieferung würde immer zu spät 
kommen.** 

Hierauf machte der Rath am 28. Oktober 1791 der Bücher- 

kommission bemerklich, dass er die Buchhändler zu der Abgabe 
so lange nicht zwingen wUrde, bis kaiserliche Entscheidung erfolgt 
wäre. Mainz scheint nun einem Vergleich nicht abgeneigt gewesen 
zu sein, auf alle Sortiments- und nöthigenfalls auch Kommissions» 
bttcher Verzicht zu leisten, wenn nur die Buchhändler sich ver- 
pliichtea würden, ihren eigenen Verlag zu liefern. Ob und wie 

3* 
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weit cUese hierauf einipugen, ist nidit ersichtlich. KeioesMs ist 
es nennenswerth gewesen, was sie an Pflichtexemplaren vor der 
herannahenden Auflösung des Reiches gutwillig oder erzwungen 

noch geliefert haben. 

In mehreren deutschen Einzelstaaten wurde die Präventiv- 
censur pndctisch gehaudhaht, noch bevor die Rdchsgesetae in den 
zwanziger Jahren des 16. Jahrhunderts sie ihnen als Pflidbt auf- 
erlegten. In einzelnen dagegen wurde auch trotz der Reichsgoetze 

die Censur als etwas allgemein Verbintlliches nicht betrachtet und 
gamicht oder doch unvollkommen ausgeübt. Indcss war ihre Ver- 
breitung in Deutschland schon in der ersten Hulfte des 16. Jahr- 
hundens eine ziemlich allgemeiiie. Wahrscheinlich wurden daher 
schon bald nach Erfindung der Buchdruckerkunst Censurexemplare 
— sei es als persönliche Enisch i Jigung an den Censor oder als 
Unterpfand und Gegenleistung an den Staat — abgegeben, wenn 
auch bestimmte Belege dafür zur Zeit noch fehlen. Aus dem 
17. Jahrhundert erst sind zahlreiche Bestimmungen erhalten, welche 
zeigen, dass diese Abgabe auch im Zusammenhang mit der 1 an des- 
herrlichen Censur zu dieser Zeit nichts Ungewöhnliches war. 
So erheischen die Besiimmungen der strassburger Polizeiordnung 
vom I. December 1628 in Absatz 4 von den Buchdruckern und 
Buchhändlern die Lieferung eines Exemplars von allem was ge- 
druckt wird: „Damit man auch bey unserer canzley auf jeden fiUl 
eigentliche nacfarichtung haben könne, was in unserer statt getruckt 
worden, so wollen wir ferners und gebieten hiemit allen uns an- 
gehörigen buchtmckern und Verlegern derselben, dass sie hiafUro 
von jedem buch oder Schriften, so durch sie in öfifentUchen truck 
kompt, ein ezemplar zu unserer canzley dem jederzeit geordneten 
registratori Ittfem «ollen bey straf fünf pfund pfenning oder auch 
eines rneiireren nach gcsiali der Sachen Aehnliche Ver- 

ordnungen wurden am 15. Januar 1740, 17. Februar 1766 und 
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jux Februar 1786 erlauen; in letzterer sogar die Uefening voa vier 

Exemplaren beansprucht'). 

Auch die Forderung für Biblioihekszwecke tritt schon im 
17. Jahrhundert in den Territorialstaatea mehrfoch auC Ob rein 
oder mit dem Nebenzweck der polizeilichen Ueberwadittog ist 
mcht immer leicht zu erkennen. Jedenfalls war die Abgabe von 
Pflichtexemplaren an die Landesobrigkeit von der in Frankfurt 
durch den Kaiser erhobenen unabhängig. Jede Partei glaubte eben 
im Besitz des rechtmässigen Bucherregals zu sein, jede iuelt sich 
daher zu ihrem Anspruch auf dieser Grundlage fhr legitimirt. 

Brandenburg-Preussen legte erst um die Mitte des tS. Jahr- 
hunderts durch eine umfassendere litterarische Thätigkeii und einen 
flotteren buchhändlerischen Geschäftsbetrieb den Grund zu seiner 
jetzigen buchhtfndlerischen Bedeutung. Arm, ausgesogen, durch 
zahllose Heeres- und Raubzuge verwüstet, emsig bedacht auf Ver- 
mehrung seines LUnderbesitzes und politischen Einflusses, bot es 
zunächst keinen günstigen Boden für das Gedeihen von Wissen- 
schaft und Gewerbe. Später als anderwärts wurden Druckereien 
gegründet*), erscheint die Einrichtung von Buchhandlungen und 
die Forderung bestimmter Abgaben von ihnen lohnend, spüt erst 
wird es erforderlich, die Presse in die Fesseln der Censur zu legen. 
• Einen wichtigen Anstoss gab auch hier die kirchliche Umwälzung. 
Am i. November 1539 empfing Kurfürst Joachim II zu Spandau 
aus den Händen des Bischöfe von Jagow das Abendmahl nach 
'evangelischem Rims. Am 20. April 1540 rief er den ersten Buch- 
drucker — Hans Weiss aus Wittenberg ~ zum Druck teiner neuen 

>) Archiv f. Gesch. d. D. Buchh. Bd. s (Leipzig 1880) S. iio. ti6. 
121. 131. 

s) Stendal und Kloster Zinna, die schon im 1$. Jahrb. Pressen be- 
sessen, und die Universität Frankfurt a/O., wo schon zu Anfang des 16. Jahrh. 
Konrad Baumgarten als Universitütsbuchdrucker eine umftingreichere 
Thätigkeit entfaltete, bilden rühmliche Ausnahmen. 
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Kirchenordnuag nach Berlin. Aber schon 1544 ging Weiss — wohl 
schwerlich wegen Ueberbürdung mit Dnidcaultrflgen nach Witten* 

berg zurück. Erst Leonhard Thurneysser, der Abenteuerer, Alchy- 
mist und Wunderdoktor, errichtete unter huldreicher Förderung 
Johann Gcorg's, dessen GemahHn er in schwerer Krankheit be- 
handelt hatte, wieder eine Druckerei in Berlin, im Grauen Kloster. 
Bis 1614 gab es nur eine Buchhandlung dort, die des Hans Werner. 
Dann wurde die zweite und erst 1625 die dritte — des Georg 
Kelmer — pnvilegin. Der 3ojähriL;e Krieg legte aiii iange Zeit hin 
Handel und Wandel lahm. Noch zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
zahlte Berlin nicht mehr als vier Buchhändler, und ähnlich dürftig 
stand es in anderen Stl dten *). . 

Der Errichtung einer Druckerei folgte schon 1 541 eineCensur- 
ordniing, die erste im Corpus constitutionum marchicarum Sie 
verlangt noch keine vorlaurige Prüfung und knüpft an den Ab- 
schied des Reichstages zu Regensburg vom 29. Juli 1541 an. Erst 
1654 erscheint ein Reskript des Kurfürsten (vom it. Mai), welches 
die Gensur vor dem Druck anordnet, zunächst — ebenso wie die 
Generalverordnung vom 5. November 1703 — nur für die theolo- 
gischen Schriften*). Doch wurden in Preussen schon im 16. Jahr- 
hundert BUcher einer vorläufigen Prüfung unterworfen, wie das 
Generalprivilegium für den erwähnten Hans Werner vom Jahre 1594. 
lehn, welches ihm auferlegte, für seine Drucke jedesmal das 
Imprimatur . der Universitüt Frankfurt einzuholen *). Diese be- 
hauptete sogar in einer Eingabe vom Jahic 174Ö wegen des der 
Akademie der Wissenschaften in Berlin vorübergehend ertheüten 
Gensurrechtes, dieses Recht in Bezug auf die zu Frankfurt ge- 



'} Vergl. Kapp im Arch. f. G. d. B. Bd. 7 C^-eipzig iSSs) S. 6 Ol 
s) Th. 5 Abth. s (o. O. u. J.) Cap. to. Nq. t. 
3) Corp. const. march. Th. 1. Abth, t. Na 19 (Berlin u. Halle o« J.) 
S. 361 fl". u. No. 70. S. 425 ff. 

*) Berlin, K. Geh. Staatsarch. Acta Rep. 9. F aa. 1585—1680. 
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druckten Schriften schon seit ihrer Gründung (1506) besessen zu 
haben Friedrich Wilhelm I machte zuerst den Versuch, dem 
Censor für seine Bemühungen ein Freiexemplar zuzuwenden..^ 
Aber die Censurplflne des Königs fanden die Billigung seiner zur 
Berichterstattung befohlenen obersten Ruthe nicht und er liess sie 
in achtungswerther Selbstbescheidung faUen. Seitdem war Preussen 
eine Zeit lang ohne Censur. Das Censurediki Friedrichs II vom 
II. Mai 1749 ausdrücklich, es sei für gut befunden, „die ehe- 
malige, seit einiger Zeit in Abgang gekommene Bttchercensur 
wiederum herzustellen^ Gleichzeitig tritt eine ständige Gensur- 
kommission von vier Mitgliedern ins» Leben, die alle und jede neu 
iiL-rauskomtnenLicri Bücher, sie mögen NarMLi:i haben, wie sie wollen, 
vor dem Vertriebe prüfen soll. Uebrigens sei auch „von dem Ver- 
fasser oder Verleger dem Censori für seine Muhwaltung ein 
Exemplar zuzusteUen**. Dafür kam eine Geldentschldigung, wie sie 
zwei Jahre früher in dem verunglückten Censurprivileg Air , die 
Akademie der Wissenschaften als „Douceur zu deren Kasse** im 
Betrage von zwei guten Groschen für jeden Druckbogen gefordert 
worden, nicht zur Erhebung*). Ein Cirkular vom i. Juni T772 an 
alle Regierungen und JustizcoUegia, mit Ausnahme Schlesiens und 
Pommerns wiederholte im Wesendidien die Bestimmungen vom 
II« Mai 1749) ebenso das Gensuredikt vom tg, December i788fX 

') Lb. K. 9. i 2 3. Acta wegen des der K. Akad. d. Wiss. ertheüten 
Privil. die Censur . . . betr. 1747 ff> 

>) Eb. R. 9. ¥%K Acta betr. das Edikt, dass keine Bücher in S. M. 
Landoi ohne Censur gedr. w. EL 6 ff. 

') Corp. const m. com. IV (Berlin u. Halle o. J.) S. 149 ff. 

*) Die Entschädigung des Censors mit (Jeld neben dem Freiexemplar 
wurde in Preussen erst 10 .lahre später durch Cirkularordervom 12. März 1759 
eingeführt. Die Buchhändler hatten sich selbst dazu erboten, -weil sie 
hofften, die Censoren, welche sie auf die Rückgabe der Handschrift ofic 
lange warten Hessen, hierdurch zu grosserer Eile anzutreiben. 

Nov. corp. const. Bd. s* Th. i. (Berlin 177^) S. 175« No. 35. . 

*) Nov. corp. const. Bd. 8. (Berlin 1791) S. 3339 ff. No, 95. 
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dos noch vor Abiauf des Jahrhundens, am 2Ö. März 17«^ durch 
Reskript des Staatsrathes an das Kammergcricht in Folge Ueber- 
handnehmeos der Pasquille in Erinnenmg gebracht wurde*)* 

Die Abgabe von Studienexemplaren an ötlentliche Biblio- 
theken beginnt in Preussen mit dem Jahre 1699. Es ist nicht er- 
sichtUch, dass etwa der Zweck einer Nachprüfung der censinen 
Werke die Quelle derselben gewesen sei Vielmehr ging der Antrag 

von der Königlichen Bibliothek in Berlin aus, welche dabei auf 
die in Frankreich schon bestehende ahnliche Verpflichtung hinwies*) 
und wohl kaum etwas anderes als die Bereicherung ihrer Samm- 
lungen im Auge hatte. Friedrich III erliess hierauf am 6/16. Ok- 
tober 1699 an den Wirklichoi Geheimen Rath von Schwerin einen 
Befehl aus Carzig in der Neumark, worin es heisst: „Wir finden 
auch billig, dass von allen in Unseren Landen ausgehenden Büchern 
ein oder ein paar exempiaria jedesmahi in die Bibliothec abgegeben 
werden, und könnet Ihr deshalb eine Verordnung in alle Unsere 
Provincien entwerfien lassen, die Wir bey Unserer Gott gebe f^ück- 
lichen ankunfüt vollziehen wollen***). Verfügungen an die Re- 
gierungen vom 26. Oktober 1699 setzten dann die Zahl der Pflicht- 
exemplare auf zwei fest. Wie Uberall, so kehren von nun an 
auch hier bestündig die Klagen der Bibliothekare Uber mangelhafte 
Lieferung der Exemplare wieder. Schon am aa Februar 1701 
musste der Erlass an sÄmmtliche Regierungen erneuert werden, „da 
ihm schlecht und fast ganiicht aachgelebei wird." \\ euere Wieder- 
holungen folgten am 24. December 17 12 und 26. Juli 171S« in 

>) Sammlung preuas. Ges. u. Ver. von Rabe Bd. 5. 1798/99 (Halle 
u. Bertin 1817» S. 91. 

s) Fr. Wilken, Gesch. der K. Bibl. zu BerUn (Berlin 1828) S. S7« 
s) Vgl für die folgende Darscellung: Geh. St A. Acta betr. Bibliothek 
bis 1817. Rep. 9. F. 5 und Bibliotfaeks-Angelegenheiten Rep. 9* F. s 
(34 Bföner); auch Wilken a. O. und Vogel im Serapeum Ig. 6 
(Leipzig 184s) S. 
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diesem Fall mit dem Hinzufügen, dass ein genaues Verzeichniss 
aller seit 1699 gedrucktea BUcher eingesandt werden solle. Dies 
sdiiirft auch der als Folge einer Beschwerde der Bibliothekare 
Pbilippi, La Croze und Neubarg erlassene Befehl vom 22. Ok' 
tober 1723 ein. Die Universitäten Fraakrun, Königsberg und 
Duisburg, heisst es in dem Memorandum der Bibliothek, hätten 
seit vielen Jahren nichu eingesandt. Am 28. August 1726 wurde 
den Regierungen in Preussen, zu Cleve und Halberstadt aufgetragen, 
die säumigen Verleger mit einer Geldbusse von 50 Thalern zu 
belegen. Aber alle Erinnerungen und Strafen halfen nur wenig. 
Am 9. Oktober 1730 mussten Pbilippi und Neuburg berichten, dass 
ausser der Buchhandlung des haliischea Waisenhauses, welche auf 
August Hermann Francke's Betreiben 170a am Muhlendamm in 
Berlin errichtet worden war, kein anderer inländischer Buchhändler 
seiner Verpflichtung gegen die Bibliothek nachkomme. Es erfolgte 
hiciaut wieder eine enisie Maiuiung, die am 24. Januar 1739 
wiederholt wurde. 

Eine neue Auflage trat am 7. Mttrs 1739 hinzu. Der König befahl 
ttümlich durch Erlass an die Regierungen und Universitüten, auch 
ihr die beiden Universitlits-Kuratoien Staatsminister von Brand 
und Präsident von Reichenbach zwei Exemplare aller neu er- 
scheinenden Bücher den Sendungen an die Bibliothek beizufügen, 
^da ihnen aufgetragen sei, wohl Achtung zu geben, wie die 
Sdentzien im Lande, besonders auf den Universitüten getrieben 
würden, um zu beunfaeilen, ob dieselben weiter excoliret werden 
oder ins Abnehmen gerathen, mithin auch billig sei, dass sie die- 
jenigen neuen Bücher, welche von Zeit zu Zeit ediret werden, zu 
sehen bekommen, nur allein Programmata, Carmina und Leichen- 
predigten ausgenommen." Die Buchhändler hatten um diese Zeit 
von unprivüegirten Verlagsartikeln im Ganzen fünf Pflichtexemplare 
zu liefern* Denn schon zwei Jahre zuvor war ihnen neben der 
Verpflichtung, zwei Exemplare nach Berlin zu schicken, auch die 
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Abgabe eines Exemplars an die SchlossbibUothek zu Königsberg 

auferlegt worden'). Auch dieses letztere ging nur spttrlich ein, am 
besten noch aus Magdeburg. Die meisten Provinzen lieferten nur 
in den ersten Jahren nach dem Eriass« viele Oberhaupt nicfats. 
Daher der Befehl am 7. April 1755 Neaem eingescfallrft wufde. 
Aber am 17. Oktober 1763 heisst es in einem Reskript an die 
Universitäten und Regierungen, dass seit 1750 nach Königsberg 
nichts geliefen worden sei'). Die Exemplare tUr die L niversiiäta- 
Kuratoren wurdra in Folge dringender Vorstellungen der hailischen 
Buchfbhrer und Drucker schon 175$ wieder abgeschafft^ ^weil ich 
— schreibt Friedrich am aa Januar an den Minister von Danckcl- 
mann — diese Praetension sehr unbillig finde, und dahero auch 
die Supplicanten, zumahl sie mit dergleichen BUcherliefferungen 
vorhin schon genugsam beschweret sind, davon hiermit gflntalich 
dispensiren will***). In einem Berichte vom 31. MBrz 1765 klagt 
der Bibliothekar Stosch, dass die Einsendung der Exemplare an die 
Königliche Bibliothek sehr unregelmössig und unvollständig geschehe. 
Durch königlichen Befehl vom 29. Marz und 13. April wurden 
daher die Buchhändler angewiesen, ihren Verlag jedesmal 14 Tage 
nach der Oster- und Michaelismesse in Leipzig giegen Empfang* 
schein in zwei vollständigen Exemplaren an die Bibliothdc einzu- 
schicken. Zugleich wurde bestimmt, dass auch die Buchdrucker 
von Schriften, die sie auf Anderer als der Buchtührer Kosten 
drucken, „tin wohl conditionirtes Exemplar** abgeben sollten*). 
Das Exemplar für Königsberg sollte als wahres Fürsteogut von 
allem Zoll und sonstigen Abgaben befreit bleiben*). 

>) Corp. coost. march. cout I (Berlin u. Halk o. J.) S. 95. No. 63. 
(Eriass vom 2. 11. 1737.) 

*) Nov. corp. const III (Berlin 1766) S. 295. No. 73. 
3) Nov. cor- T I (Berlin 1753) S. 73«. No. XII. 

*) Acta Hil->li"T!ic'k bis 1817. Bl. 49. 

*) N. c. c. in (Herlin 1766) S. 611 No. 26 und S. 665. No. 3». 
*) Nov. corp. const. HI. S. 899. No. 60. 
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Indessen wiederholten sich die Klagen Uber mangelhafte Er- 

lullung der VLTpriiLhtuiii:; in ermüdender Eintönigkeit. Wie der 
Bibliothekar Biester m einem Bericiite aa den Minister von Wöllner 
vom I. September 1788 angab, schickte zu dieser Zeit aussor dm 
hallischen Verlegern fast kein anderer Buchfattodler seinen Verlag 
ein^). Man suchte sich dagegen zu schützen, indem man das 
Generaldirektorium anwies, in die Privilegien und Konzessionen 
für Buchhändler und Buchdrucker hinfort diese VcrpHichtung 
regelmässig mitaufzunehmen. In dem Censuredikt vom Jahre 17S8, 
wie auch in dem Statut über die Ablieferung der Pflichtexemplare 
vom 28. September 1789, trat zum ersten Mal eine ausführlichere 
Begründung der Abgabe auf. Die Bibliothek soUte „ihrer ursprung- 
lichen Bestimmung nach zu einer Sammlung aller im Lande ans 
Licht tretenden BUcher und Schriften" mit Hilfe des Pflicht- 
exemplarzwanges gestaltet werden. Zugleich wurde die Zahl der 
von den Druckern zu liefernden Exemplare auf zwei erbübt, mit 
Ausnahme der für andere als inländische Verleger, z. B. für aus- 
wärtige Bachhändki, auf Kosten des Schi ilisiclkrs, aui Subskripnoii, 
Pränumeration u. s. w. gedruckten Artikel, wovon aber wenigstens 
ein Exemplar abg^ebea werden sollte. Auch Landkarten und 
andere derartige Werke, „welche in irgend eines der wissenschaft- 
lichen Fächer einschlagen und für die Buchhflndler oder Drucker 
einen Gegenstand des Verlags und Handels ausmachen,** waren 
lieferungspflichtig, nur Leichen- und andere bloss einzeln heraus- 
kommende Predigten, Gelegenheitsgedichte und Schulprogramme 
ausgenommen. Die Lieferungsfristen blieben wie bisher. Ein Ver- 
zeichniss der dngesandten Bücher musste in doppelter Ausferti- 
gung beigelegt werden, wovon eines mit der Quittung der Biblio- 
thekare zurückgegeben wurde. Im Uebertretungsfaii svar, ausser 
der Nachlieferung, „eine bis auf den doppelten Ladenpreis will- 



>) Wilken a. O. & t2X 
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kUrlich zu bestimmende Geldstrafe zum Besten der Biblioiheks- 
kasse"* zu erlegen. Spätestens im Laufe eines Jahres sollte alles 
bisher nicht Gdieferte, wenigstens vom Jahre 1765 bezw. der Grttn- 
düng der Buchhandlung oder Druckerei an, nachgeliefert werden*). 
Diese Bestimmungen wurden durch die spüter zu besprechende 
Veror Jiiuug über die Ceasur der Druckschriften vom 18. Oktober 1819 
aufgehoben. 

In Kursachsen war anfänglich die Abgabe von unprivi- 
leginen Büchern eine freiwillige, die zugleich mit der Regelung 

der Censurvorschriften zur Zeit der Administration des Herzogs 
Friedrich Wilhelm für den minderjährigen Kurfürsten Giirisiian II 
im Jahre 1594 auftauchte. In der zu dieser Zeit erlassenen 
Instnikiion für die mit der Ueberwachung des BUcherwesens be- 
trauten Behörden hiess es, dass der Rath und die Universitäten zu 
Leipzig und Wittenberg gemeinsam die Inspektion der Buchladen 
und Druckereien besorgen, „die cognitio aber, das Judicium, ccnsura 
und die subscription der Bücher, so gedruckt werden, quoad res et 
materias, der UaiversitSt eingeantwonet werden sollte,*' während 
die Strafvollziehuog dem Rathe Uberwiesen wurde*). In kleineren 
Städten sollte die Censur von der Geistlichkeit ausgeübt werden. 
„Da die Buchhändler aber, wenn ihnen ein Buch abgehet, desselben 
herrlichen Geniess hätten, so hätten sie die Dekane der vier Fakul- 
täten, welchen die Censur obliege, für ihre MUhwaltung ange- 
messen zu entschädigen; vielleicht Hessen sie sich mit Büchern 
vergnügen." 

') Nov. corp. const. Bd. 8 (Berlin 1791) S.S681. No. 61; auch Rabe 
a* ü. Bd. 13. 1587—1812 (Halle 1825) S. 19;. — Grosse Aehnlichkeit besteht 
zwischen dieser preuss. Verordnung und dem noch giltigen hannoverschen 
Pflichtexemplarstatut vom 19. Mürz 1828, die sich nicht selten bis zur 
wortgetreuen Uebereinstimmung erhebt. 

') A. Kirchhoff im Arch. f. Gesch. d. Buchh. Bd. 4 (Leipzig 1879) 
S. 109 ff. 
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Doch bald wurde diese freiwillige Gabe zur Verpflichtung. 

Schon zu Aatang des 17. Jahrhunderts traten die Fakultäten mit 
dem Anspruch hervor, von allen Büchern, die zur Censur kamen, 
je zwei Exemplare zu erhalten, die theologiache Fakultitt verlangte 
sogar deren vier, „welche wir auch — sagen die Buchhllndler in 
einer Beschwerdeschrift vom 5. Marz 1616 — die Bttcher zu be- 
fördern, willigen mUssen. Allein die löbliche Juristenfacultet be- 
gehret für solche Censur 12 Exemplaria, welches zuuor nie erhöret 
worden"*). Die kurfürstliche Entscheidung vom 3. Juli i6i6^) 
stellte es zwar in das Belieben der Buchhändler, den Fakultäten 
Freiexemplare zu geben, falls nicht ein Brauch der Art oder eine 
Verpffichtung nachgewiesen würde. Allein bei dem thatsächlichen 
Abhangigkeitsverhähniss zwischen Buchhändlern und Aufsichts- 
behörden mag es für jene schwer gewesen sein, sich der Abgabe 
zu entziehen, zumal die Buchhändler sich früher theUweise dazu 
verstanden hatten, also eine Art Herkommen allerdings vorlag. 
Umfang und Dauer dieser Entschädigung ist nicht bekannt. Wahr- 
scheinlich ist sie imaier unwillig und unvollständig gcieisiet \vorilen, 
bis sie durch Richierspruch im Jahre 1691 für lange Zeit beseitigt 
wurde. Erst im laufenden Jahrhundert, am 6. April 1816, kam eine 
Verordnung des Kirchenrathes heraus^ welche demCensor wieder 
ein Recht auf ein Freiexemplar gab, da es sowohl dem Zweck der 
Censuranstalt Uberhaupt, als dem Verhältnisse des Censors wegen 
seiner Verantwortlichkeit angemessen sei, dass er von jeder Druck- 
schrift ein Exemplar erhalte. Hier wurde also weniger aus GrUnden 
einer billigen Entschädigung als zu Ueberwachungszwecken 
die Abgabe von Exemplaren an den Censor vrieder eingeführt. 
Wie die Bestimmung gehandhabt worden ist, mag dahin gestellt 

Leipzig, Rathsarchiv. Acta XLVI, 1*5. Vol. 2. — Kirclihulf 
im Archiv Bd. 7. S. is6. 

*) Leipx. Akten Eb. — Archiv Eb. S. i6a 

Codex August Forts. III. Abt. I (Dresden 1824) S. s^* 
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bleiben'). Unsicher ist auch, ob dem Verlangen der Kirchea- 
▼iautoreo im Jahre 1615*) nach etnem Exemplar voa uaprivi- 
legirten Werken ftlr die Oniventtltibibliathek lu Ldpcig, sowie 
dem des KoriUrsten ftlr die dresdener Bibliothek am 3. August 171 1 

jemals Folge gegeben worden ist. Die Berichte der BUcher- 
kommissare Uber die abgeliciericn Ptiichtexemplare beziehen sich 
stets nur auf privilegirte Werke, die allerdings zum Theil auch in 
Bibliotheken Aufnahme fiinden, wie spüter sich xeigen wird. 

Erst in diesem Jahrhundert findet sich von bibliothekarischer 
Seile — Oberbibliothekar Bcigel in Dresden — ein Antrag auf 
Ablieferung von Studienexempiaren. Trotz eines befürwortenden 
Berichtes des Oberkonsistoriums vom ai. Februar 1821*), worin 
hervorgehoben wurde, dass auch in anderen Lindem diese Ver- 
pflichmng bestünde, trug der KOnig deimoch Bedenken, darauf 
einzugehen. Auch in der Folgezeit, bis zur Beseitigung der 
Ueberwachungscxemplare durch Art, 10 des Pressgeselzes vom 
24. Milrz 1870, ist die Erhebung von Studienexemplaren in 
Sachsen ntemala Sitte gewesen. 

Aehnlich wie in Deutschland gestaltete sich die Abgabe von 
Ccnsurexemplaren in den benachbarten Ländern. Die Anfange des 
Dipdt Ugal in Frankreich werden gewöhnlich mit einer Samm- 
lung apokiypher Verordnungen des Advokaten am Parlament Raoul 
Spifame in Verbindung gebracht« welche dieser Sonderling — wie 
man sagt, aus Rache gegen die Richter^ welche seine Amtsentsetzung 
Verfügt liaiten — unter dem Titel „üicaearchiac Henrici regis 
chnstianissimi progymnasmata^^ erscheiaea liess und deren Ursprung 

') Auch dem iiücherinspcktoi JUger in Leipzig wurden noch in 
diesem lahrhundert Freiexemplare zum persönlichen Gebrauch von den 
ßuclihUndlern oft Ubergeben (Leipz. Akten XLVI, 88h), Eine Verpflichtung 
hierzu lag jedoch augenscheinlidi nicht vor. 

Leipzig, Radisarch. Acta XLVl, »5 VoL IL 

•) Eb. XLVI, 433. VoL HL 

4) Dresden, Hauptstaatsarch. III, 14 ^ Fol- 108 No. 13 b. 
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er auf Heinrich 11 zurückzuführen versuchte*). Hierin, wird be- 
hauptet, habe Ludwig Xili im Jahre 1617 die Idee des Depöt ge- 
fuadea und sie zuerst praktisch verwerthet*). Nachweislich war 
aber schon durch das Patent Franz* I vom 8. December 1537 und 

das folgende vom 17. März 1537^) die Abgabe von Pflichtexemplaren 
den Buchführera und Druckern auferlegt worden. Es heisst in 
dem ersten: 

. . ä ces causes, avons tres expressement d^fendu A tous 

imprimeurs et libraires des villes, universitös. lieux et endroits de 
notre royaume et pays de notre obeissancc, que nul d'entre cux ne 
soit si ose ni hardi de mettre ni exposer en vente en notredit 
royauihe, soit en public ni en secret, ni envoyer ailleurs pour ce 
üure, aucun livre nouvellement imprime par soit en langue 
latine, grecque, hebraique, arabique, chaldde, italienne, espagnole, 
frangaise, allemande ou autre, soit de ancien ou de moderne auteur, 
de nouveau imprime en quelque caractere que ce soit, illustre' de 



<) Als Jahr der Entstehung gab Sp. 1556 an; er starb beittlufig im 
Jahre 1563. 

Etienne Blanc, Tndvi de la contrefii90iL Ed. 4 (Paris 1855) 
S. 136. Ettg. Pottiüet, Trait^ thdor, et prat de la proprio litL 
(Paris 1879) S. 346. Auch Bericht der Centraisektion an die belgische 
0eputirtenkammer Uber den PfM^esetaentwurf (Benoidt et Descamps, 
Comm. le'gislatif de la loi du 2a. mars 1886 sur le droit d'auteur. Brüx. 1886 
ö. 84. Art. 76). [B.] 

Ausführlich bei Charles Aug. Renouard, Traite des droits 
d'auteurs T. i (Paris 1838) S. 42 ff" Der envJihnte Irrthum scheint daher 
entstanden zu sein, dass der Beschluss des Geheimen Raths vom 16. April 1785, 
welcher die einschlägigen Bestimmungen ausführlich wiedergibt, nur bis 
SU jener Verordnung vom Jahre 1617 zuiOckgeht. Saugratn, Code de 
la librairie et imprim. de Paris (Paris 1744) S. 41s [G.] datirt fachlich: 
8. Dec. 1596* Das Jahr t^ann aber damals in Frankreich au Ostern 
oder genauer mit der Osterkerze, welche in der Vesper des Charsonnabends 
geweiht wurde. Dieser Brauch stammte aus dem 13. Jahrhundert und 
erhielt sich bis gegen 1563, wo ihn ein Edikt Karls IX beseitigte (s. 
Grote fend, Chronol.). 
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aonotatiofii, conectioiiB ou autret choiet profitables A touv ea 
grand ou petit voltime, que premi^meiit ils ii'aient baOI^ un des 

dits livrcs volumes ou cahicrs, de quelque science ou profession 
qu'il soit, es-mains de noirc amc et fe'al conseiller et aumönier 
ordinaire l'abb^ de Reclus MeUio de ^aiat-Gdois ayam la Charge 
et garde de notredite librairie 4tam ea notre chftteau de Bkiia* . . . 
Im üebertretungsfall wd die Konfiskation der Bttcher und eine 
weitere, beliebig zu bemesM^ude Suaie angedroht. Da^ Patent 
schUesst mit der Bestimmung, dass im Auslande gedruckte Bucher 
dem Bibliothekar vor dem Verkauf auch zur Censur zu ubergcbea 
seien, ,et ti bon lui semble en achetera pour nous aux prix des 
autres'. Hierin gingen also schon Censur- und Bibliotheksswecke 
Hand in Hand. Der Inhalt des Patenu vom 17. März 1537 lügie 
wesentlich Neues nicht hinzu. 

Allmählich wurde die Zahl der absugebenden Exemplarcp wie 
anderwärts auch, in die Höhe geschraubt, bis sie im Jahre 1686 auf 
fünf und 1704 auf acht anlangte')- Letztere waren sowohl von 
Drucken als Kupferstichen zu liefern und zwar: ,Deux Exemplaires 
au Garde de la Bibliotheque de Sa Majestd, un au Garde du Cabioet 
du Chtteau du Louvre, et un en la Bibliotheque de Monsieur le 
Chancelier, un pour l'Examinateur desdits Livres, et les trois Eiem- 
plaires restans pour la Communaute desdits Ubraires ei imprimeurs 
de Paris.^ 

Sehr wichtig, heisst es weiterhin, sei es» dass die Censoren 
ein Exemplar erhielten, um jederzeit prüfen zu kOnnen, ob 
nicht nach der Censur noch Veränderungen oder Zusaize 
gemacht seien. Wer sich der Abgabe dieses Exemplars entziehe, 
sttnde in dem Verdacht, nachtngliche Aenderungen verbergen zu 
wollen. Femer sei ea biüig, dass dem Syndikat für Buchhandel 

1) Saugrain a. O. S. 392 ti. gibt eine ausfuhrliche Liste der hierher 
gehörigen Verordnungen, 
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und Buchdruckerei in Paris*), welches die Mühen der Registrirung, 
der Privilegien, der Ausstellung der Dokumente hierüber und der 
Att£ücht Uber die in Paris einzuführenden Bücher habe, für seine 
grossen Opfer an Zdt und Kosten eine angemess«ie EntsdiMdigung 
durch Freiexemplare zu Theil werde. Daher sei die bisher übliche 
Abgabe der in Paris crscheiiiciidcii ßiiclicr an das Syndikat auch 
auf die in den Provinzen gedruckten auszudehnen. Diese Bestim- 
mungen wurden durch das Reglement vom 28« Februar 1723 auf- 
recht erhahen, bei Strafe des Verlustes der Druckerkubniss, Kon- 
fiskation der Bücher und einer Geldbusse von 1500 livres. 

Die ältere Gesetzgebung kann mit dem Beschluss des Ge- 
heimen Raths vom 16. April 1785') als beendet angesehen werden, 
denn die Bestimmungen des Gesetzes über das Urheberrecht vom 
Jahre 1793, welche zum ersten Mslt die Verfolgung des Nach- 
drucks von der Hinterlegung zweier Exemplare in der National- 
iMbliothek abhängig machen'), bilden die Grundlage fttr die fran- 
zösische Pflichiexemplargesetzgebung im laufenden JahrliunLien. 
Das gegenwänig geltende Gesetz hat die drei Gesichtspunkte der 
Staatlichen Ueberwachung, der Vermehrung der öffentlichen Samm- 
lungen und des Autorschutzes sehr eigenartig mit einander ver- 
schmolzen. 

Die Verordüungcn bis zum Jahre 1785, welche immer ge- 
meinsam auf privilegirte und unprivilegirte Werke sich erstrecken, 
verlangen von jeder Kat^orie die gleiche Zahl von Exemplaren, 
während in Deutschland die privilegirten Bücher die höhere Ab- 
gabe traf. In jenem Jahre stieg die Zahl der geforderten Exem- 

1) 1618 errichtet Es bestand aus einem Syndikus und vier Be- 
sitzern; diese wie jener gingen aus den Kreisen der Buchhändler und 
Buchdrucker durch Wahl hervor und führten im Auftrage des Staates 

die Aufsicht Uber die Presse. 

2) Renouflrd a. O. Hd. l. S. loi ff. 

') Eb. 5>. 327: tfauie de quoi ü tu pourra ilrt admis m justice pomr la 

4 
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piare auf neun, wovon die Nationalbibliothek drei erhielt. Kupfer- 
■ckhe, Musikwerke imd Kartea wvrea eiob^giiffea« Zur beaseraa 
Koncralk der Ablieierung tuid in preHpoUietlidieni Intcrase veibot 
mtii allen Autoren, Heiiuigebeni, Redaktmireo u. s. w. ,d*annoocer« 

sous quelquc pretexte que ce puisse Itre, aucun ouvrage imprime' 

ou grave, national ou eiranger, m ce vi tat apres qu'il aura ete' 

ennonc^ par le Journal dea Savana, ou aubaidiaiitmem par oelui de 

Paria\ bei Smfe von loo bia yxi LJvrea und anderer achwerer 

Ahndung. In den Umwilsungen der Revolution verKhwanden 

bald darauf sieben von diesen neun Exemplaren. Die verbleibenden 

zwei werden noch gegenwärtig erhoben; nur vorUberi^ehend — in 

dem Zeitraum Toa t8io bia 1838 — wurden aia auf fünf wieder 
erhöht'}. 

Audi die in Spanien erhobenen GenaurcKemplare dienteo 
einmal dieaen Zwecken aelbat, dann der Vermehrung öffentlicher 

Sammlungen und der EaLsdiäditjaiit< der Aubidus- und Censur- 
beamten. Schon durch die Verordnung l^hilipps V vom lö.Juii 1716 
erhielt die Königticfae Bibliothek in Madrid ein Recht auf ein 
EsempUr von allem wia im Druck er8chien;>0 dieaea Vorrechtes 
genieaat sie noch fetzt Ein Gesets Karls III vom 14. November 1762 
hob die Geldentschädigung an die Gensoren aut und bestimmte, 
dass sie sich mit einem Freiexemplar des ceosirtea Buches als Lohn 
begnügen sollten'). 

Die Abgabe fing auch hier in bescheidenen Grenzen an und 



') Vgl. auch die Darstellung von Vogel im Serapeum Jg. 10 
(Leipzig 1849) S. 289 ff. 

0 Jose Eug. Eguizäbal, Apuntes para uaa lustoria de la legislacion 
espafiola aobre imprenta desde el aAo de 1480 al presente (Madrid 1879) 
S. 33. [B.] 

€UttM gl salario tmtutUd« 4 b* etuMnr de Uttvtpar w tx ß ur U ta m iK 
f iraoMo^ dtUmi» ^mlar a tnAt^ grah tUmm tet eom hmim»% kuimub tom 
rtmumracicn ü que u lex diese tm ejtmplar 4el UirvJ (Eguia. S. 97.) 
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erhob sich nach und nach bis zu der Höhe von neun FroieKeno» 

plaren im Jahre 1830*). Noch 1867 waren es deren sechs*), 
während gegenwüriig drei Exemplare gefordert werden, die aber 
zur Klasse der Schutzexemplare gehören. 

In England war, wk S. 13 berichtet, die Gensur im Jahre 16^ 

für immer abgeschafft worden. Von da ab besteht daher kein 
Zusammenhang mehr zwischen diesem Institut und der Abgabe 
von Pflichtexemplaren. Die Censur- gehen vielmehr in Schuts- 
ezemplare ttber. Wohl aber itisst die Licensing Act vom Jahre tG6a 
(13 und 14 Car. II c 33] jene nahen Besiehungen noch erkennen. 
Das Gesetz war zur UnterdrOckung der damals zahlreich auf- 
tauchenden haeretischen und Lästerschritten erlassen. Es befahl 
unter Anderem die Eintragung in das Register der Buchhändier- 
vereinigung. Hiermit war der Rechtsschutz hinsichtlich des un- 
befugten Nachdrucks der registrlnen Bttcher verbunden, nicht 
minder aber die Absicht einer wirksameren Kontrolle Ober neue 
litterarische Erscheinungen. Von den censirteii und legistrirten 
Werken wurden für die Bibliothek des Königs, welche zu dieser 
Zeit von Günstlingen des Thrones Uberwacht wurde, sowie die der 



') Ges. Ferdinands VII v. 12. 7. 1830. Art. 6: ,AnUs de procederse & la 
vnUa H tntragardn en la Etcriiania del Gebienut del Cmse/'o, 6 en el Jutgaäa 
ptr dmdt st hmbiere obUmth la lieencia^ «l «righial ttn tm ejemplar para tu 
«o9ej«t f «*w «d» m&t ptartt ü BrttkkfUt^ B^üvUtttt Xealtt dt la CSrU, yittt y 
Cmttr, y ti hubitre habido mäs de wio^ te It r^arUrä asimuma tu tjtmplary dt 
tigia tminga st dard recibo al interesada; h mismo se observard eon h gut st 
tß^rima en la Jk^enta Ätalt 4 fuitu tamiitn ecmpretwU esU H^lamaUt,* (Eguis. 
S. 165.) 

•) Ges. V. 7. 3. 1867. .'\rt. 5: ,Dps hüras anUs de fiontne m drculacicfti 
cual quier impreso ss eniregardn dos ejemplarei en el Gohiemo dt la prcn ittcia si 
se publicase en la capilal de ella, 6 en ia Alcaldia del puebh si no fuese capital; 
«tttt doi m d dtmUm» da >«r de pritiiera iusttmeia dt ia^mtat 6 en el del 
^^«dt 9rdmarit rt^eeHvamtiHt^ y ttr»s das al fiseeU de ta^^rtuim S al dkl 
yk^ads^ . . . (Egttiz. S. 3S4<) 

4* 
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UniYcirdtlften Oxford und Cambridge, die unter der uuminelbaren 

Aufsicht der Kirche siaaden, im Ganzen drei Exemplare verlangt*). 

Sect. 3 bestimmt: ,anä be it funher ordained and enacted hy 
the authori^ aforesaid, that no private person or persona whatsoever 
shall at any time hereafter print, or cause to be printed^ any book 

or pamplilci a haisoever, unless the same bouk and pamphlet, 
together with all and every the titles, episties, prefaces, proems, 
preambles, introductions, tables, dedications, and other matters and 
tbings thereto annexed, be first entered in the book of the register 
of the Company of the Stationers of London, and unle» the same 
book and pamphlet shall be first lawfuUy licensed and authorizcd 
to be printed by such person and persons only as shall be 
constituted and appoimed to license the same.^ 

Sect ]?: ,every printer shall reserve three printed copies of 

the best and largest paper of every book, new prinicd, or reprinted 
by him with additions, and shail before any public vending of the 
Said book, take them to the master of the Company of Stationers» 
and deliver them to him for the use . . . * 

Zusatzliche Bestimmungen traf die Akte 17. Car. II. c. 4 in 
Bezug auf die Frist, innerhalb welcher die Exemplare von Staiioners' 
Company an die Bibhotheken abgeliefert werden mussten, und 
setzte als Strafe 5 Pfiind für jedes nicht hinterl^e Werk fiest. 
Das Gesetz erlosch zwar schon im Mai des Jahres 1679^ 
unter der despotischen Regierung Jakobs II (i. James II. c. 17) 
wieder auf und verschwand erst 1694 für immer. Die Parlaments- 
akte vom Jahre 1709 (8. Anne c. 19) erkannte dann zum ersten 
Male das Urheborecht gnetzlich an. 



John Hriiion, The rights of literature or an inquiry into the 
policy and justice of the datms of certain public libraries on all the 
publishers . . . (London 1814) 77 S. [M.]; John J. Lowndes, An bist. 
Sketch of the law of Copyright Ed» 2 (London 184a) S. 19 ff. [G.] 
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Die Akte vom Jahre 1662 bezeichnet jedoch nicht den Anfaiif^ 
der Abgabe von Censurexeraplaren in England. Dean schon 1609 
erhidt die Bodieiana auf Thomas Bodley*s Betreiben ein Exemplar 
von allen neuen BOchem durch die Bucbhündlerinnung; diese 
Abgabe soll längere Zeit pUnktUch geleistet worden sein*)- Ja 
Edwards gibt an*), dass lange vor Bodlev die Gensorca i>choa 
Pflichtexemplare beanspruchten, eine Angabe, die im Hinblick auf 
ähnlich frühe Anfilnge der Abgabe in anderen Ländern Zutrauen 
verdient Durch das S. 14 erwflhme Dekret der Stemkammer vom 
r T.Juli 1637 wurde unter Hinweis auf den Vertrag zwischen Bodley 
und der i>uclili;indlLTi^ildc aa^cui\i iict , ^tliaL cvery printer shali 
reserve one book new printed or rcprinted by him wiih additionsy 
and shall, before any public vending of the said book, bring it to 
the Common Hall of the Company of Stationers, and deliver it to 
die ofticer thereof, to be sent to the Library at Oxford, accordingly, 
upon pain of imprisonment''). Mit der Auflösung der Stern- 
kammer im Jahre 1641 wurde dieses Dekret hinfällig^). 

In Dlinemark wurde zwei Jahre früher als in I^ussen durch 
Reskript vom 17. Juli 1697 die Ablieferung von Pflichtexemplaren 
an Bibliotheken zuerst allgemein eingefuhn^). Auch hier war 
Frankreich das Vorbild, Während man aber in Prcussen mit zwei 
Exemplaren sich begnügte, schloss man sich in dem nordischen 



*) Hudson's Account of the Bodleisn Library, printed in Macky's 
Joumey through England (17SS) S. 71 ff. (dt. bei Edwards, Mem. of 
libr. VoL s. London, Leipsig i9S9 S. $84). 

•) A O. S. 584. 

•) Edwards a. O. S. 584. 
Fttr die Geschichte des Pflichtexemplars in England vecgL auch 
Vogel im Serapeum Jg. S. 147 

E. C. Werlauff , Historiske eflerretninger om det slore Kongelige 
Bibliothek i KiBbenhavn. Udg. s (Ki»b. 1844) S. 109. [G. u. B.] W. gibt 
an, dass in euizelnen FlUen Pflichtexemi^arB schon früher geftxdert 
worden seien. 
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Staat enger den FraiUMen an und verlangte vnt dieae fünf, welche 
in der KAnl|^schen Bibliothek ai Kopenhagen au hinterlegen 
waren. Bald folgten mebtere veiachürfte Wiederholungen dicaer 

Verordnung'). Am 25. April i732''i setzte Christian VI die Zahl 
du EjieiDjxlare auf drei herab und die Abgabe ging aut die Buch- 
drucker Uber, mit der Beachrankung auf Kopenbagen ailcin. Dieac 
hatten monatüch dem Poliaeichcf zwei Veraaicfaniaae ihrer Dntck- 
aiiikel zn liefern, wOfvon eines die Bibliothek erhielt Ein Reskript 
vom lüw September 1756') überwies eines von den drei Exemplaren 
der KOnigiicben KabioetsbibliotheL Um diese Zeit entzogen sich 
die meiaten kopenhagener Drucker hn gaos ihrer Verpflichtung. 
Durch königliche Anordnung iK>m la Januar 1781*) wurde die 
Abgabe wieder auf ganz Danemark., mit Einschluss der Herzog- 
thUmer Schleswig-Holstein*), ausgedehnt. Kupierstiche waren von 
mm an einbegriffen. Die Ablie£ening erfolgte halbjahrlich an die 
kopenhagener Bibliothek, die Kosten des Tranaporta wurden ans 
den Mitteln der Bibliothek gedeckt 

Eine Verfügung vom 8. Januar 178;^ ermässigte die Zahl der 
Exemplare auf zwei, verlangte aber eines davon auf gutem Schreib- 
papier^). Am 19. Januar i8di wurde den Druckern die Verpflichmng 
abgenommen und wieder wie hrOher auf die Verleger Qber- 
tragen^). Die nüchste VerfUgtmg ist dann die noch geltende vom 
20. Januar 1832^). 



0 iReskr* vom s, April 1701 und 33. Mai 1703. 
Wer lauf f a. O. S. 141. 
Eb. & 178. 

*) Eb. S. 333. « Chronol. Sammlung der Verotdn. u. Verfüg, fllr 
die Hers. Schlesw.'Holst: £ 1781. S. i ff. [G.] 
*) Verf. vom 19. Jan. 1781. 

0 Werlauff a. O. S. 333. — ChronoL SammL . . . & i. 
; «> Werlaof f a. O. S. 389. 

*) Uebers. findet sieb bei Vogel im Serapeum Jg. 10. .& 396^ 
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Die Universitätsbibliothek in Kopenhagen, der schon 
durch Reskript vom 14. December 1753*) ein Exemplar von den in 
der Hauptstadt erscheinendea Werken zuertheilt worden, wurde 
durch die Verordnungen von 18a i und 1833 der Königlicfaen 
Bibliothek hinsichtlich des Rechtes auf Pflichtexemplare gldch* 
gestellt 

Die Universitätsbibliothek in Kiel bezog nach dem Patent 
vom 18. Mai 1822 ein Exemplar von allem, was in den Herzog- 
thUmem von privilegirten Buchdruckereien oder Buchhandlungen 
gedrockt oder verlegt wurde*). 

2, Die Privilegien. 

Eine weitere Quelle der Abgabe von Pflichtexemplaren, neben 
der BUchercensur und den Bibliotheken, bildeten die landesherr- 
lichen Privilegien gegen den Nachdruck. Wshrend aber die Censur 
und die Büchersammlui^^ die Abgabe von allen neu erschei- 
nenden Werken verlangten, beschrankte sich die Forderung der 
Privilegien naturgemäss auf diejenigen Werke, welchen ihr Schutz 
zu Theil wurde. In noch ausschliesslicherer Weise als die Prä- 
ventivcensur sind die Privilegien zum Schutz des Urheberrechts 
eine Gefolgschaft der Bucfadruckerkunst, da nicht bekannt ist, dass 
in der Handschriftenzeit Einrichtungen bestanden haben, welche 
den Zweck verfolgten, dem Autor eine ausschliessliche Befugniss 
zur Vervielfältigung seiner Schrift zu sichern. In dem Statut der 
Universitfit Paris vom Jahre 1323*) wurde den Statiooarii sogar sur 
Pflicht gemacht, in ihren Besitz tibergegangene Werke Anderen 



') Kongelige Rescripter, Resolutioner og Coll^ialbrcve . . . ved 
L. Fogtman. Deel 5. Bd. i (Ki«b. 1787) S. 486 [G.] 
•) Chrono]. Samml. ... S. 88. 

') Chevillier a. O. S. 307 ,i\uiius statimartm dene^alnt exen^laria 
alUm ttüm tf»lmU ftr ükul slkul ven^hr /ketn Am itmm prc 4» pigmit 
tt^eiens txpmitt et suHifaeiat uetmAmt ordmaätmm tmivertifatU* 
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welche Abschritten zu nehraea wünschten, g^eo gehöriges Unter- 
pfiuid uod Eotgdt SU ttberiiiten. 

Ent die Buchdruckerkttnst gab dem Verfiuser, Uebenetzer 

oJcr Herausgeber das Miitcl, mir verhaltnissriia.vsig geringen Kosten 
in zahhcicbea Exemplaren eine Schritt vervielfältigen zu lassen und 
Gewiiin dann» so stehen, entweder durch Betreiben von Druck 
und Verkauf auf eigene Rechnung oder durch Uebertragung dieaes 
GcschMfts an besondere Untemdimer gegen feste Entschädigung. 
Dieser Aussicht aut üewinn trat jedoch das Bestreben, das gedruckte 
Werk eines Andern typc^raphisch nachzubilden und sich die 
gleichen Vortheile des Unternehmens anzueignen wie dessen recht« 
massiger Bcsitser, sehr bald hemmend entgegen. Die moralische 
Verurtheilung des Nachdrucks, wie sie in den bekannten Anklagen 
Luthers') und Erasmus*) z. B. noch erhalten ist, half wenig. 
Es mangelte vielfach noch an dem Bewussttein der unerlaubten 
Handlung, zumal sie aus den allgemeinen Rechtsprinzipien nicht 
hervoiging. Abhilfe war daher nur möglich in sweierlei Form: 
durch allgemeine Schutzgesetze oder durch Verleihung des be- 
sonderen Rechtes an den Eigenthümer eines Werkes zur aus- 
schliesslichen Verwerthung desselben. £s lag nahe, zunächst dieser 
letzteren Form, dem Eingreifen von Fall zu Fall, vor der enteren 
den Vorsug zu geben, da ja ausreichende Erfiihningen noch völlig 
mangelten, woran ein gesetzgeberischer Akt von allgemeinerer 
Tragweite hätte anknüpfen können. So trat die Hilfe in der Ge- 
stalt von Privilegien gegen den Nachdruck ein. 

Unmittelbar nach Einfhhrung der Bucfadrackerkunst scheinen 
Verlagsprivilegien noch nicht Oblich gewesen zu sein. Das von 
Panzer^) mitgetheilte vom Jahre 1469 ist, wie schon R. Kioster- 



>) Kapp a. O. S. 4>S. 

Erasroi opp. T. 3 p- » (Lugd- 1703) S. 707 (Brief an Pirkheimer). 
s) AnnaL typ. III (Nonmb. 179s) N. 1. S. 6s £ 
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mann erkannte'), ein Privileg zum ausschliesslichen Betriebe der 
Buchdruckerkunst in Venedig. Hiernach bleibt noch immer das 
von PQtier^) angegebene, unter dem 3. Januar 1491 von der Re- 
publik Venedig dem Petrus von RAvenna für den ^hönix^^ ertheilte 
als das älteste^ dem Wortlaut nach bekannte, ttbrig. Eine ber 
stimmte Geltungsdauer ist darin nidit angegeben'). Die veneda- 
nischen Privilegien überwiegen Anfangs an Zahl*). Aus der Zeil 
bis zum Schlüsse des Jahrhundens sind deren eine grössere Menge 
bekannt^). Vom Jahre 1506 findet sich auch ein pflbstliches 
Privilegium^, während das Slteste bekannte französische das von 
Chevillier^) genannte ist, welches Ludwig XII Antoine Verard 
für den Druck der Briefe des Apostels Paulus bewilligte (1507). In 
England erhielt 1518 der Hofbuchdrucker Heinrichs VIII Richard 
Pynson das erste Privilegium fUr die ^Oratio Richardi Pacei in 
pace nuperrime composita* auf 2 Jahre^. 

') Das geistige Kigenthum Bd. 1 (Herlin 1H67) S. 4r. 
^) Beyträge zum teutschen Staats- und FUrstenrechte ^Göttingen 1777) 
& 252. 

3) Vergl. Joh. Steph. PUtter, BOchemachdruck (Göttingen 1774) 
& 12 ffl und C. G. Rössig, HancU». des Buchhandebrechts (Leipzig 1804) 
S. 236 fL — Nach Hain No. 3845 wurde das Breviarium Herbipolense 
bereits 1479 mit einem Privilegium des Bischofs Rudolf von WQrsbuilg 
gedruckt. Der Wortlaut wird jedoch von H. nicht mitgetheilt. 

«) In 5000 vom Kollegen Dr. C. \h)litor gelegentlich einer anderen 
Arbeit durchgesehenen Nummern von Hainas Repertorium fanden sich, 
wie er mir privatim mittheilt, 26 als privilegirt ausdrücklich bezeichnete 
Werke, wovon so auf Venedig kommen. Ein bestimmter Schluss «1 
Gunsten der Häufigkeit der venetianischen Privilegien ist aber insofern 
gewagt, als der erfolgten Privilegirung wahrscheinlich nicht immer im 
Buche Erw'ahnung geschah. Diese Privilegien erstrecken sich, soweit 
eine bestimmte Gehungsdauer überhaupt genannt ist, auf die Zeit von 
10 Jahren, zuweilen auch auf 6 Jahre [Hain No. 1326] und weniger. 

t) Vgl. Hain i\o. 267. 805. 927. 1509. 1657. 1659. 2235. 2282. 2343. 
24S9. 34^* ^30. 2985. 2987. 363t. 3622. 3623. 4688. SO83. 50S5. 

•) Ptttter B. N. S. 23. 
^ A. O. S. 395. 

^ Thom. Frognall Dibdin, Typogr. antiquit VoL 1 (London 18») 
S.477. 



Digitized by Google 



— ce — 



Die deutschen l^rivilc^icn sind theiis vom Kaiser bezw. dem 
Radm^giiiiaiii tlieik mn «ko Tcrntornttiancluiftca ainyigii%fn. 
Dm frOhette ticber ▼erMrgM mhft Yom Reidiircipincnt m NOrn- 
bcfj^ her, Willi <eiid ifon R0tM|^ nnd Andncn sns frühcfep Zeit 

(1400 und 14/)^) ^cnanaicn zwcildhati sind. Es bezieht sich auf 
die von Conrad Celles 1501 herausg<^ebefi^Werke der Hroswitha voa 
Gandersheim. Vom Kaiser selbet cnhetlte Prtvikgieo tind erst 
vom Ishre 1310 ib beksniit, wo eto tolcbes sn Johann Schott ftbr 
die von ihm gedruckte .Lcctura aurea semper Domini abbatts 
antiqui super quinque libns decretalium' verliehen wurde'). Von 
wciüichen ReichsiÜrstcn keont man Privilegien von 1518 ab*); in 
diesem Jahre wurde auch von der Stadt Leipsig*X iS3^ Bres- 
lau^) ein Veriagsprivilegiwn verliehen. 

Inhaber von Privilegien konntea sowohl Verfasser als Verleger 
und Drucker werden, und zwar wurde der Schutz in der Form 
von Generalprivilegien, d. h. der Ausdehnung desselben auf alle 
von dem Privilegirten verlegten und gedruckten Werke oder in 
der übiichcren der Privilegiruui^ iür ein bestimmtes Werk oder 
eine Reihe näher benannter Werke verliehen. Die kaiserlichen 
Privilegien galten in Deutschland bis g^gen das 18. Jahrhundert 
hin durch das ganze Reich, auch die asterreichischen Erblande, 
wenn nicht wie in dem des Conrad Cehes für die Werke der 
Hroswitha ausdrücklich eine engere Grenze gezogen war. Die von 
den Territorialiierrschaften ertheilten Privilegien galten zwar nur 
fitr das betre£Eende Land, erlangten aber, wie die kursflchsischeii, 
spBter zuweilen eine grosse Bedeutung. 



*) Gottfr. D. Hoffmann, Von d. alt Kayserl. u. LandesherrL 
Btlcheidruck- oder Verlag-PriviL (o. O. 1777) S. i6^ia. [T.] 
*) Hoffmann a. O. S. 4S->5a — Rössig a. O. S. 341. 
*) O. Wttchter, VerU^gsrecfat HSlfte i (Stuttgart 1857) S. 10. Anm. 1$. 
«) Kirchhoff im Archiv £ G. d. a V. S. 16«. 
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Man verlieh Privilegien auf i bis manchmal 15 oder 20, ge- 
wöhnlich jedoch auf 10 oder 6 Jahre. Eine Verlängeriio^ der 
Schutzfrist durch £nieiieruiig <les abi^ufiBiien PriTtl^giunu war 
meist mflgltch und auch gdsrHuchHch. In Korsachsen nuisste die 
Eraeueraiig wahrend des 17. und theilweise 18. Jahrhunderts auch 
bei jedem Ket;ierungs\vechsel nachgesucht werden. Die Ilolie der 
in den Privilegien festgesetzten Strafen war eine wechselnde. 
Meist war die Bestimmung getroffen, dass die Stra&umme war 
einen Hilfte dem Privilegirten, zur anderen dem Staat zuftUen 
solhe, auch der Verlust der Bücher oder bei plbstlicfaen Pfiiritegien 
die Exküinmuiukaaon wuriiea verhängt. Für die gehörige ßek an ni~ 
machung der Privilegien war durch eine Reihe von Vor&chriticji 
gesorgL Hierher gehörten die Insinuirung und das Gebot des Ab* 
drucks im Werke^ deren Umerlassimg noch in dem Fatent Frans* i 
Tom 10. Februar 1746 mit dem Verlust von Werk und Privilegium 
bedroht wurden. Statt des Abdruckes des Privilegienrextes im 
Werk wurde auch wohl nur auf das Titelblatt gesetzt „mit Kaiser- 
licher Freiheit^, »cimi gratia et privilegio**, t^am (kurfürstlicher 
Pfito Gnad und Fieyheit*', „mit Churl G. zu Sachsen Be- 
freiung* u. s. f. Zuweilen lag hierbei betrOgeriscfae Absicht vor 
zuweilen der Umstand, dass das Privilegium beim Druck des 
Buches noch nicht ausgewirkt war^). Die Insinuirung geschah in 
der Art, dass den Buchhändlern der Text des Privilegiuina im 
Rathhaiise verlesen wurde, oder erfolgte in spttierer Zeit 
durch Notare in den GeschSftslokalen der Bucfahindler^). 



*) Vgl das S. 16 erwshnte kais. Mandat vom 1$. Mttrz 1608. 

*} Audi wohl in höhnender Absicht erscheint der Privil^rungs* 
vermerk auf dem Titelblatt, -wie in der scharfen Satire auf das Mönchthum. 
(Renversement de la morale chretienne par les desordres du Monachisme . . . 
avec Privilege d'lnnocent XL' (o. O. u. J.) [G.] 

*) Weitere Aufschlüsse über das Privilegienwesen s. bei Lewis in 
Kapp's Gesch. d. D. B. S. 736 if., sowie in Joh* Jac. Moser, leutsch. 
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Als Gegenleistung für den Schutz wurde häufig der Gdbrauch 
eines guten, weissen Papiers, guter Lettera und ^heissiger Correc- 
tores" zur Bedingung gemacht, ziemlich regelmässig aber die Liefe- 
rung von Freiexemplaren ali Bedingung in den Text des Privi- 
legiums aufgenommen. Wie jedoch die Geschichte des deutschen 
Budihandels vor 1569, dem Jahre der Einseizung der ßüchcrkom- 
mission in Frankfurt durch Maximilian II und des Beginns der 
£rankfiirter Akten, vielfach dunkel ist, so ist auch die Abgabe der 
Pflichtexemplare vor dieser Zeit in den meisten Punkten unauf- 
gdcUrt. Ein dem frankfurter Rath unterbreitetes Gutachten vom 
3. Februar 1696 ') gibt an, dass vor 1569 die Kaiser entweder einen 
Privatmann oder auch den Rath beauftragt hätten, von den Buch- 
hiindlern die bei Ertheüung der kaiserlichen Privilegien ausbe- 
dungen«! Exemplare einzufordern und nach Wien zu schicken. 
Auch habe man wohl den Buchhändlern selber die Sorge für die 
Uebermittelung an die Hofburg übeilassen. Eine bestimmtere 
Nachricht, wie es damit gehahen, sei nicht vorhanden. Dass schon 
vor 1569 Freiexemplare in den Privilegien ausbedungen worden, 
Iflsst sich aus diesen selbst bestimmt nachweisen; nur die ältesten 
Privilegien kennen diese Abgabe noch nicht. 

In Bezug auf die Zahl der zu fordernden Exemplare schwankte 
man anfänglich, wie die kaiserlichen Massregeln unmittelbar nach 
Einsetzung der Bucherkommission lehren. So verlangt ein im 
Jahre 1560 den Erben des kölner Buchdruckers Johannes Quentel 
ertheütes kaiserliches Privilegium ,ex singulis editkmibus ad mini- 
mum duo exemplaria ad Imperialem nostram cancdlariam latinam 
quam prmiuni suis sumptibus' Dagegen ordnet der kaiserliche 



Staatsrecht Th. 3 (Franckfurt u. Leipz^ 1740) S. 248 fT. u. Th* $ (Leipzig 
u. Ebersdorf 174^) S. 429 i^. und in den genannten Schriften von Pütter, 
G. D. Hoffmann u. Rössig. 

») Frankfurt, Stadtarch. I. Akten d. B.-J. Bd. S- Bl. 203—211. 
Eb. Bd. 1. Bi. 84. 
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Erlass vom i. August 1569^) an den frankfurter Rath, welcher die 
Bücherkütnrnission einsetzt, an- „Wir befehlen Euch die Privilegien 
ZU erfordern und ileissig zu besichugen .... Da aber einer oder 
mehr aufs bemelteo buechtruckem und handlem also sein priui* 
legium einzwer alfsgleich fbriegea oder aber ja mangd desselben 
auf negstkunfftige mess fürzulegen verpurgen vnd anheissig werden 
würde, den oder dieselben wolieut daneben zw glaubhafftiger be- 
schainung vnd anzaig wievill er exemplaria, weme oder wan ere 
die zw unser Kays. Canzley vberschicket, anhalten, oder aber also- 
gleich souill derselben exemplaria zuhanden ncnicn auf wieuill jar 
ir dafs aufsbracht priuilegium gestellet befinden werdent, vnd solche 
ebenmessiger gestait zw vilberuerten vnnser Reichs Canzley vber- 
senden. Dan schUefslich solche procefs vnd Ordnung mit den neu 
ausgangnen fiuechem vnd vberschickung dero anzall exemplarien 
hinfüro von messen zw Messen alfs fUmemen, halten vnd in Vnserm 
namen den buechhendlem vnd truckern auch zuhalten vnd sich 
Selbsten vor schaden zu hUtten verkünden". Wälirend also hierin 
die Zahl der zu liefernden Exemplare von der Zeitdauer der Privi- 
legien abbSngig gemacht wurde, forderte der Kaiser in dem Erlass 
vom 1. Marz 1570'), <)ass der Rath von denjenigen, so die deter- 
minirte Anzahl Exemplaria zur Reichshofkanzlei nicht überschickt 
hatten, „zum wenigsten derselben fünf" sogleich nehmen sollte, 
eine Zahl, die später weiter ermüssigt wurde. Als Kontrollmittel 
dienten unter Anderem augenscheinlich die Verlagskataioge und 
Messplakate, womit die Akten Uber die Bacherkommission im 
wiener Archiv ücginnen'}. 

Dass die Hofbibliothek in Wien um diese Zeit schon Pflicht- 
exemplare erhalten habe, ist wahrscheinlich, aber es wird dies mehr 
auf einem ungeregelten Brauch, als einem festen Anrecht beruht 

') Eb. ni 24. 

Hb. Bl. 32. 
^) Kapp a. O. S. 615. 



Digitized by Google 



— $2 — 



haben. Darauf weisen die Vorschlage hin, welche der kaiserliche 
Hofbibliothekar Hugo Blotius uiuer dem 8. September 1579 zur 
Vermehrung und besseren Einrichtung der Hofbibliothek dem 
Kaiser Oberreichte. Denn em Theil dieser Denkschrift handelte 
von den Mitteln, wie die Bibliothek ohne Auslagen durch sorg- 
fUtige Ueberr^'achung der Pflichtexemplar- Abgabe, welche als eine 
lange bestehende Massregel ausdrücklich bezeichnet wurde, zu 
vermehren sei '). Und in einem gleich darauf, am 17. September, 
an den kaiserlichen Kammerpräsidenten Freiherm von Althan ge- 
lichteten Schreiben Biotins', worin er diesen um UnterstOtzung der 
Angelegenheit ersucht, bittet er des Näheren, der Bibliothek von 
den eingelieferten Pflichtexemplaren eines jeden Druckwerkes das 
vierte zu überlassen^). 

Der nächste Erfolg dieser Anträge war jedoch nur die Aus- 
setzung des kaiserlidien Entschlusses bis auf Weiteres. Es sdietnt 

die Bibliothek nur selten bedacht, die Ablieferung überhaupt um 
diese Zeit ins Stocken gerathen zu sein. Die frankfurter Akten ge- 
denken ihrer längere Zeit nicht. Ein Schreiben Rudolfs II an den 
Rath vom 23. März 1579, worin er Bezug nimmt auf die Erlasse 
Maximilians vom Jahre 1569 und 1570 und seinen Kammerfiskal* 
prokurator Dr. Johann Vest zimi Bücherkommissar einsetzt, er- 
wähnt der Pflichtexemplare mit keinem Wort. Erst am 20. März 1596 
wird Vest beauftragt, die Inhaber eines Privilegiums zu befragen, 
ob sie dem Kaiser etliche Exemplare auf ihre Kosten, auch wann, 
wieviel und durch wen zugeschickt hätten, und ein Verzeichniss 



1) Ig. Fr. V. Mosel, Gesch. d. Hofbibl. zu Wien (Wien 1835) S. 42 
fuhrt den 1 itei dieser interessanten, 24 Folioseiten umfassenden Handschrift 
an: ^De magnis omamentis et commodis, nullo, vel exiguo Sacrae Caesareae 
Majestatis sumtu Bibliothecae imperatoriae adhibendis, Hugonis Bk>tü, 
ejusdem fiibliodiecae praefecti, Gonsilium, animo venerabundo Sac. Caes. 
Matf ezhibitum 8. Septemb. 1579.* 

Mosel a. O. S. 44. 
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floJcher Bücher mit den. Namen der Drucker und Budiliändler ein- 
zuseoden 

Das siebenzchiiLc Jahiliuadert bringt daiiii die S. i6 erwafinie 
Ausdehnung der Abgabe auch auf aichtprivilegirte Werke. In 
dem beatygiicfaen Erlass Rudolfs II vom 15. MSrs 1608 befiehlt er 
der neu eroannten Bttcherkommisaton, auch von allen privi- 
legirten Werken, alten und neuen, davon die schuldigen 
hxeiDplaiia noch nicht gehefert, unverzüghcli .solche liegen ein 
Recepisse einzufordern, ihm zu Uberschicken, und das hinfort von 
Messe zu Messe zu wiederholen. Allein die Verschärfung und Er* 
Weiterung der Massregel und der Widersprach, welchen diese in 
den verpflichteten Kreisen hervorrief, bewirkten das Gegentheil des 
Beabsichtigten. Dcua Maiitiiai beklagt sich am 28. Juli 1617 bitter 
darüber^), dass von so vielen ßuchcro, die nicht bloss auf der 
Messe in Frankfurt verhandelt würden, sondern auch im Mesa- 
katalog standen, die Exemplare nicht nach Wien gelangten. Von 
allen Bttchem, die tmter kaiserlichem General- oder Spezialprivi- 
legium in den vertiosscncn Jahren erschienen, soUten die gewöhn- 
lichen drei Exemplare, wenn es auch schon die patres sodetatis 
Jesu, 80 mit Generalprivilegiis vosehen, betrefifon sollte, von der 
fiOdierkommission unfehlbarlich afaigefordert und der Reichshof- 
kanzlei flbenandt werden. Auch die ilteren Kataloge sollten durch- 
gegangen, die rückständigen Artikel eingezogen und im Weigerungs- 
£aUe die BUclier mit Beschlag belegt werden. Das S. 17 erwähnte 
Itent Ferdinands II vom 26. August 1624, welches zum ersten Male 
ausdrücklich ein Ezemplar für die Hofbibliotfaek verlangte, und 
zwar von allen Büchern, privilcgirt oder nichtprivilegirt, erhöhte 
damit die Abgabe von privilegirten ßUchern von 3 auf 4 Exemplare. 

In diesem Zeitraum erfolgten zahlreiche Mahnungen der Hof- 
burg wegen nicht gelieferter Ezemidare. So am si. August 1615, 

') Krankf. Akten Bd. i. Bl. 58. 
*) Eb. Bl. 216. 
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36. April i(JaQ, 18. Juni 1638, 19. Oktober 1648 und 16. März 1650. 
Dieser ieuiere Befclil fordene, dass alle und jede Buchhändler und 
Buchdrucker, so der Patres socieuti* Jesu Bücher und Anderer, die 
mit Geiienüprivilcgüt venehen iiiid, xu Frankfurt ^ericaufen, von 
|«dem neugedruckten privflegirten Buch fttttf, von allen neuen un- 
privile^?inen Büchern wenigstens ein Exemplar, sammt Ablösung 
der Vekiur, abUefern sollten In Bezug auf die Exemplare tUr 
Spezialprivilegien verblieb es vorlMufig bei der froheren Zahl^ 
Aach in dem firlass Ferdinands DI vom 9» Mm 1654*) wurden 
deren nur vier gefordert. 

Die nächsten Jahre sind wiederum reich an Mahnungen wegen 
nicht gelieferter Exemplare. Fast in jedem Jahre begegnen wir 
einer der immer in derselben Tonart ausklingenden kaiseriichen 
Drohungen; solche ergingen am 4. September 1655, 11. A|>ril 1656, 
7. August 165S, 24. Min 1660, jfx. Mute i66t und 6. September i66t. 
Ein gutes Konirollmitiel war der Messkatalog, sowohl in Bezug 
auf die »^gerlichen Famosschriften und Pasquille'' als die Pflicht- 
exemplare. Auf seine frühzeitige und möglichst vollständige Zu^ 
sammenstellung waren die Ueberwachungsbehörden daher eifrig 
bedacht Wiederholt sei die Verordnung erlassen, heisst es in dem 
Patent an die Buchdrucker und ßuchiührcr vom 1 1. September 1660*), 
„dass zu Betörderung defs Messentlichen Bücher Catalogi, alle vnd 
jede Tituli Librorum, so demselben xu inseriren, bey rechter Zeit 
zur Cantzley eingeliefert werden solten, dafs dennoch deme wenig 
Folge geleistet, sondern die Einliefierung der Tittilorum also spatt 
erfolget^ dals der Truck vnd publication besa^iLii Caialugi in die 
zweyte Melswoch verschoben werden mtlssen, wodurch nicht 
allein das Kays. Commissariat in Einsamblung deren 

0 Frankf. Akten fid. s. "BL 163. 

2) Eb. BI. 172. 174. 

3) Eb. Bl. 176. 

«) Eb. Bd. 3. Bi. 162. 
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lur Kays. Bibliothec behOrigen Bflcher, sondern auch mäa- 

niglich, denen daran gclcf^cn. türuehmlicii die Gelehrten, merck- 
Uchea behinden vnd v^ehalten werden.*' Die Titel, heisst es 
weiterhin, sollten allemal am Mittwoch der ersten Messwocfae zur 
Kanzlei eingeliefert, spster keine solche mehr angenommen und 
die Saumigen nach Befinden bestraft werden. 

Zu weiterer Sichci ua^ der vollständigen AblieieruiiK \ L:rlaai^^ic 
der Kaiser am 4, März 1662^), ^^^^ vor Beginn des Messgeschättes 
ein ausführliches Verzeichniss der mitgebrachten neuen fiUcher*), 
„es ftkhre der Buchhändler solche iUr sich oder kommissions- 
weise**, und vor Ablauf der ersten Messwoche die schuldigen 
Exemplare wohl kollatioiiirL und oimc Mängel dem Bücher- 
kommissariat überreicht würden. Und wer sich darin säum i»,' zeige, 
solle in der nächstfolgenden Woche diese Gebühr in duplo ent< 
richten und der Exekution unterworfen sein, die verschwiegenen 

♦ 

neuen Bücher aber, wo und in wessen Laden sie gefunden worden, 

ipso facto dem kaiserlichen Fiskus anheimfallen. 

In einer fruchtlosen hingäbe vom 8. April 1662 3) suchen die 
,^mmtlichen Buchhändler des heiligen Römischen Reiches^* den 
Kaiser zur ZurUdcnahme der in diesem und anderen Punkten ihnen 
auferlegten Beschrünkungen zu veranlassen. Sie geben darin an, 
dass die Büchel kommission von allem, was sie drucken lassen und 
in die Messe mitbringen, ein Exemplar für die Kaiserliche Biblio- 
thek, von allen privil^irten Werken vier JExemplare von ihnen 
fordere, dass sie die Fracht bis Wien und zwar für jeden. Cenmer 
20 fl. hinterlegen mttssen, während der Transport sich weit bUHger 
bcwcrksleilii^eii lassen %vüide. Das Verlangen, ein Verzeichniss der 
in die Messe mitgebrachten Bücher vor Erötlhung ihres Ladens 

1) Frankf. Akten ßd. 3. Bl. 227. (Gedrucktes Patent.) 
*) Diese Forderung tauchte sum ersten Mal in dem mehrerwähnten 
Mandat vom 15. März 1608 auf. 

») Frankf. Akten Bd. 3. Bl. 234. 

5 
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mid die schuktigen Cxemplare vor Ablauf der enten Messwocfae 
sa Qberreidieii, iet nnerfbUbar. Dena die BOcber aeieii zu dmmr 

Zeit oft noch nicht zur Stelle, ja oft noch unter der Presse, und- 
sie erhielten sie dann selber tisi in der letzten Messwoche. Wenn 
der Kaiser auf dioea Forderungen bestünde, so hitiea die aus- 
M^lfdgeD Buchfllhrer gedrobr, lieber deo MeMbesucli ganz auf- 
zugeben, ab rieh zu fügen. 

In den achtzehn Jahren der Amtsführung des gewaltthMtigstcn 
aller Büclierkonmiissare, des dem Trunk ergebenen Georg Friedrich 
Sperling, der «chon 1661 Adjunkt des BOcherkommtnarB Hümigk 
gewoiden und 1667 an deaacQ Stalle getreuen war, hatten die 
Bucbhtindlcr fedoch eine Milderung dieser BesdullnkuQgen nicht 
20 erwarten. Vielmehr mussten sie 1678 sich beim Rath beklagen*), 
^ass zufolge eines kaiserlichen Rcskripiei^} von privilegirten wie 
unprivilegirten BQchern ein Exemplar mehr, folgUdi von unpriri- 
legtrten zwei, von priTttegirten ftlnf £xemplare gofordert wllniell*^ 
Es war dies eben das Exemplar, welches Mainz von allem, was 
gedruckt wurde, beanspruchte und welches daher die Abgabe von 
beiderlei Art Werken um ein Exemplar erhöhte. Doch scheint 
diese seit Jahren schon gestellte Forderung auch jetzt noch immer 
hefttgen Widerstand gefanden zu haben. Denn in einem An- 
schreiben des Generalfiakak von Emmerich und des BQcfaer- 
kommissars Kaspar Vollmar') an die Buchhändler vom Jahre 1685 
heisst ea, dass von vielen Jahren her die Lieferung der Exem- 
plare gar schlecht observiret, und solche allein von geringen und 
kleinen Antoribus, von hauptsHchlichen Büchern aber nicht ge- 
schdie, und diese „zu dem Ende ganz dolose aus dem Catalogo 
gelassen würden''. Ferner sei auch der Vorschriti, ein Verzeichniss 
der BUcher vor Oeßnung des Ladens beizubringen, nicht oach- 

') Frankf. Akten Bd. 4. Bl. 288. 

*) V. 7. Aug. 1677 an Sperling (Akten Bd. 4- Bl. 287). 

*) Nachfiilger Sperlings (Akten Bd. S* Bl. $9)* 
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gelebct. In demselben Jahre folgte noch eine kaiserliche Ermahnung 
in Gestalt eines gedruckten Patentes'), welches in Bezug auf den 
.hier, behandehen Gegenstsnd im Wesentltcäien die Bestunmungen 
des firlaases vom 4. MViz 1663 wiederholte. £ine Strafe voa sechs 
Mark löthigen Goldes wurde, wie schon ta dem Hlteren Befehl, fttr 
jeden Ucbertrcuiügsfall darin festgesetzt. 

Die Austulirung der in einem späteren Erlass des Kaisers an 
den Bmh gestelitea Forderung, der Messkatalog solle vor der 
Drucklegung dem BQcherkommmariat voigezeigt und von ihm 
approbirt werden*)« sucht der Rath in einer ausnahmsweise em- 
schieckaeii Gegenvorstellung mit dem Hinweis darauf abzuwenden, 
^dass er weit Uber Manns Gedenken in undisputirlicher und un- 
sweifelhafter possessione vel quasi hunc nundinalem catalogum 
colliggfidi conscribendi et promulgandt begriffen sei, und wenn 
wider alles Verhören KaiserL Mafestttt BOcherkommissarius anders 
zu beliarrcn sich anmassen und aiucistehen würde, solches 

nicht allein unter den Buchhändlern viel Nachdenkens verursachen, 
sondern auch des heil. Röm. Reichs evangelische Kurfürsten, Fürsten 
undStünde sich höchlich besdiweren und in die widerreditliche Neue- 
rung im Geringsten nicht einwilligen wOrden**. Nur mit Hilfe des 
Corpus Evangehcoruni, Jcisen lniLr\ ciuioii er angerufen, und durch 
eine schleunige Anweisung an die Buchhändler, die litel zum 
Katalog schikelkr einzuliefiBm, gelang es dem Rath, diesen Angriff 
auf seine Redaktionsrechte absusdtlagen, der sptter mehrmals noch 
wiederholt wurde. 

Auch auf andere Mittel saiiu die Bucherkommission, um zu 
ihrem Ziel zu gelangen. So verlangte sie am 1. Mai 1696 vom 
Kaiser, dass er die Holländer, die besonders lässig in der Ahliefe- 

1) Eb. Bl. 7«* 

*) 15, Okt. 1685 (Eb. BI. 83). Mit diesem Anspruch war der Kaiser 
zum ersten Mnl in dem Mandat vom 6, Sept. 1661 hervorgetrelen. (Frankf. 
Akten Bd. 3. Bl. 201). 
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mag der Exemplare sich zeigten und Utnitst durch ihre Nicht- 
benutzung des Messkatalogs das Missfidlen der Kommission cm^ 
hatten, wenn sie, ^e gewöhnlich, zu Wasser nach Frankfurt 

kämen, vom Kurfürsten von Mainz anhalten aiid nichtgclieferte 
Exemplare ihnen abpfänden lassen möchte*), da in Frankfurt die 
Exekution auf Schwierigkeiten stiesse. 

Um diese Zeit entstanden wieder befuge Kompetenzstrettig- 
keiten zmcfaea Rath und BOcfaerkommission. Ein kaiserliches 
Schreiben vom ao. September 1695^) tadelte den Rath in scharfen 
Wonen, dass er durch sein hinzögerndes Verhaiien es dahin 
brächte, „dass die Messe meist zu Ende ginge, ohne dass die in 
Privilegiensachen dem Kaiser privative zustehende cognitio und 
gebohrende ezecution voigenommen wn'den könnte. Der Rath 
bitte mit starker Hand der Kommission Beistand zu leisten, ohne 
den geringsten Anspruch auf Einrede in diesen Dingen." Aus 
dem vom Rath hierauf von dem Buchhändler Zunner in Frankfurt 
eingeforderten Bericht geht hervor'], dass um diese Zeit von 
privilegirten Werken sieben Exemplare gefordert wurden, 
davon 5 für den kaiserlichen Hof, i für Kurmainz und i für den 
kaiserlichen Bttcherkommissar, und zwar ohne Unterschied des 
Werthes der privilegirten Werke. Von allen in den Messkatalog 
au%enommenea, grossen oder kleinen unprivilegirtcn Werken 
waren dag^en zwei Exemplare abzugdien, eines für den Kaiser, 
das andere für Kurmainz. «Was in dem Catalogo sonst nicht ge- 
standen — sagt Ztmner in einem weiteren Bericht^) — hat man 
auch nicht gegeben, allein seither kurtzen Jahren haben sie es 
vermög hierinnen ergangener Kays, Mandaten par force erzwingen 
wollen; so doch bifs dato nicht ins Werck gerichtet werden liönnen.'' 

*) Kapp a. O. S. 717. 
«) Frankf. Akten Bd. 5. BL 314. 
») Ebenda Hl. 163. 
Eb. ßl. 197- 
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Die Frage des Rathes, ob eine Designation der neuen Bücher Vor 
Eröffnung der Laden noch begehrt würde, beantwortet Zunner) 
dahin, es sei seines Wissen zwar in einem angeschlagenen Edikt 
befohlen worden, aber die Buchhändler seien bis dato nicht dazu 
• angehalten worden. Die Uebersendungskosten hatten auch jetsst 
die BuchhHndler im Voraus zu entrichten, nur für das'Esemplar 
von unprivilegirten Werken für Mainz wurden Frachtspesen nicht 
erhoben. 

Um 1722 war die Abgabe von unprivileginen Werken, gleich- 
gütig ob sie im Messkatalog standen oder nicht, von der Bücher- 
kommission auf drei Exemplare erhöht worden, was m dem 

schon S. 23 berührten Konflikte mit den leipziger Buchhändlern 
führte. Auf kaiserliche Mandate ist diese erhöhte Forderung 
augenscheinlich nicht zurUckf Uhrbar, die Akten bieten keinerlei 
Anhalt dafUr. Ftlr eines dieser drei Exemplare war die Fradit 
nach' Wien mit 3 Batzen pro Pfund zu entrichten. Die fittcher-! 
kommission, klagen die Buchhändler, hätte sich zwar wegen dieser 
Verlangen auf einen kaiserlichen Befehl berufen, den sie aber im 
Original noch nicht gesehen; auch ihnen zugemuthet, vor Notar 
und Zeugen ihre Bereitwilligkeit zur Lieferong der Exemplare au 
erklären; aber ehe sie darein willigten, warden ste lieber den Bestich 
der Messe einstellen und ihre Läden aufgeben'). Erst das kaiser- 
liche Patent vom 10. Februar 1746 machte „das bisherige Her- 
kommen'^ zu einer gesetzlich begründeten Forderung*). Es heisst 
darin: ^Befehlen dahero Septimo, dem bisherigen Herkommen ge* 
rnüfs von denen privilegirten oder neu aufgelegten, auch mittelst 
erlangter Extension nach Ablauff deren in dem Privilegio Caesareo 
enthaltenen Jahren fort verhandelt werdenden Bücher, Tractaten 
und dergleichen fUnff Exemplaria zur Reichs-Hof-RathS'Cantzlei,- 

') Undatirte Eingabe sUmmtlicher fremder BuchfUhrer an den Rath 
(Frankt. Akten Bd. 5. ßi. 245.) - . - 

*) Collmann a. O. S. 36. • 
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sodann eines ftlr des Churtürsten zu Mayntz Liebden, als Ertz- 
Cantzlern, und eines dem zeitlichen BUcher-Commi&sario vor dessea 
mit denen BuchfUhrern, HVndlem and Dnickem habende Bemühaog, 
wetcfaes ebeiiCUb roa denen durch die gdsdiche Ordens-Stllnd oder 
sonst uniTersal priviJegirten Corporibus anwiedemm special privi^ 
legirten BUchera und Werckem zu verstehen ist, richtig und un- 
weigerlich auf Kosten des Buchführers . . . eingelieffert werden 
sollen . . . ' 

Die Lieferung sollte schon in der ersten Messwoche, noch 
vor Verkauf der Bttcher, die Exekution gegen Siumige „gleich 
Anfangs der zweiten Wochti^ erfolgen; was absichtlich nicht in 

den Messkatalog gebracht oder schon vor Abgabe der Exemplare 
verhandelt worden, unrettbar dem Fiskus anheimfallen, wo es nur 
angetroffen würde. Das Unterlassen der Insinuation wurde mit 
dem Verlust des Privilegiums bedroht Dieses sollte in nfldister 
Messe der BQcherkommission vorgelegt werden, welche es alsdaim 
„gegen billig— massige Gebühr allen mit solcher privilegxrten 
Gattung Handelnden behörig kund ihun und insinuiren sollte.** 
Die gleiche Strafe drohte demjenigen, welcher das Privilegium 
seinem Werk, wie angeordnet, nicht Vordrucken würde. Auch die 
Ablieferung einer Designation der mitgebrachten Bücher schon in 
der ersten Messwoche wurde wiederholt eingeschirft, „da Wir 
vcrmög habenden Unseren von Anbeginn der Buch- und Drockerey 
abstammenden Kayserlichen Regalis gesichert seyn wollen." Auch 
der Umfang der Verpflichtung ist in diesem sehr eingehenden 
Patent jetzt nilher begrenzt Danach soll es keinen Unterschied in 
der Abgabepfiicht machen, ob die Werke bestehen „in ganzen 
Theilen, Disputationen, Bildern, Land-Karten oder sonst worin sie 
immer mögen." Die Reichsstflnde aber sollten die Bucherkom- 
mission in allen Punkten unterstützen, „und die Denuncirten, 
sammt den in Inquisitione sträflich befundenen Büchern, SiUcken und 
Bildern bis zu fnnerer kaiserlicher Resolution flnh*'^ und airetirea." 
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Nach diesen Normen, welche am 7. Juli 1775 erneuert Mrurden, 
erfolgte die Abgabe der Privikigienexempiare wihieod der xweiteii 

Hälfte des 18. Jahrhunderts. Man sträubte sich dagegen auf Seiten 
der verpriichieien Gewerbe bei Weitem weniger, als gegen d« 
Forderung der drei Exemplare von unprivileginen Werken, die, 
wie oben berichtet, zu bestündigen Kämpfen machen den Buch- 
hMndlem und den kaiserlichen Beamten in diesem Zettranm ge- 
führt haben. 

Es mehren sich nun die Zeichen einer allgemeineren Ver- 
urtheüung des Nachdrucks, und das Verlangen nach Gesetzen» 
welche auch ohne Privüegienacfautx dem Urheber eines Werkes 
die ausschliessliche .Befugniss der VervielfUiigung desselben eiu'- 
rSumen, tritt stärker hervor. In vereinzelten Fällen waren all- 
gemeine Verbote des Nachdrucks schon während des 16. und 17- Jahr- 
hunderts ergangen. So bereits am 38. Oktober 1531 durch den 
Rath der Stadt Basel*X ^ femer durch den Rath der Stadt Nflm- 
berg am la August 1633, die nürnberger Druckerofdnung vom 
7. Februar 1673*) das sächsische Mandat vom 27. Fe- 

bruar 1686 3). Auch das S. 65 erwähnte Patent Leopolds 1 an 
' sämmtliche einheimische und fremde Buchhändler vom 4. Mars 1662 
hatte schon die zum ersten Male hier in kaiserlichen flilassen sich 
findende Bemerkung enthalten^ er hatte missfUlig vernommen, dass 
einer dem andern sein von ihm privilegirtes „oder aber vom Authore 
mit kosten erhandelte» Buech**' zu dessen äusscrstem Schaden nach- 
drucke u. s. t Aber diese Fülle blieben verdnseh. Dass man 
Privilegien nach wie vor nahm, um geschttot zu sein, beweist 
hinUlmgllch, dass die Absicht, auch ohne diese Bedingung den Ver- 
fa»er in seinen Rechten zu schützen, nicht recht Zutrauen gefunden 
haben mag. Das Versprechen Leopolds II in der Wahlkapitulation 

*) Kapp a, O. S. 7S3. 
>) Eb. & 754. 

') Cod Aug. T. I (Leipdg 1734) S. 4I4. [Q.] — Kappa. O.& 7$$^ 
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(Art VII S i), den Buchhandel durch die völKge UmerdrOckung 

des Nachdruckes vor dem Verfall zu retten, blieb uneriülJi, utul 
nach der Auflösung des Deutschen Reiches waren Schriftsielier 
uad Buchhändler ganz auf die Schutzmaasregein angewiesen, die 
von den Einzelsuuiteii ausgingen. Diese bestanden in generellen 
Vertwten des Nachdruckes oder in Privilegien. 

Hannover hane in einem Spezialfidl, eine Pttttersche Sdirift 
beuellead, schon 1753 ^^^^ Nachdruck allgemein gcniissbilligt und 
177S nähere Bestimmungen getroffen'). In Oesterreich war von 
1775 an von Maria Theresia und Kaiser Joseph eine Reihe von 
allgemeinen Verboten des Nachdrucks erlassen worden*). Preussen 
hatte in dem Landrecht von 1794 (Th. 2. Tit. aa) Bestimmungen 
gegen den Nachdruck getroffen. Sachsen hatte dem Mandat von 
1686 das umfassendere vom 18. December 1773 folgen lassen, 
welches den Schutz an den Nachweis knüpfte, dass der Buchhändler 
^4as Verlagsrecht an dem Buche von dem Schriftsteller redlicher 
Weise an sich gebracht habe^. Baden,' Bayern und Nassau 
nraten nach Auflösung des Reiches mit Nachdrucksverboten hervor. 
In der Deutschen Bund usakic vom S.Juni 1815 war in Art. i8d 
der Erlass gleichmässigcr Bestimmungen behufs „Sicherstellung der 
Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Nachdruck^ in 
Aussicht gestellt worden, die aber erst vom Jahre 1832 ab festere 
Formen auf gemdnsamer Grundlage gewannen. 

Mit der Forderung von Pflichtexemplaren wurden die Landes- 
geäctzc zum Schutz des Urheberrechts in Deutschland .sckcncr in 
Verbindung gebracht. Es geschah dies in Bayern, wo durch das 
Gesetz vom 15. April 1840 Art. 5 die Ablieferung zweier Exemplare 
an das Ministerium, in Holstein, wo die Ablieferung eines E^ern*^ 
plars an die Universitätsbibliothek in Kiel vorgeschrieben war*). 

<) Vgl. Ose. Wächter, DasVerlagsrechtHttlfte 1 (Stuttgart t8s7)& i s- 

2) Ebenda S. 16. 

^) Ebenda S. 421^426 (Kanzleipatent v. 23. März 1839)^ 
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In Sondershau sen masscen zwei*), in Luxemburg drei Exem- 
plare hinterlegt werden*). In Hamburg erhielt auf Grund des 
Schutzgesetzes die Stadtbibliothek ein Exemplar^). In Lübeck 
waren zwd £jcemplare an die Gewerbepolizeibehörde abzuliefern*). 
Das Reidisgesetz vom ii. Juni 1870 (Bund.-Ge8.-BL Sw 339) be- 
treffend das Urheberrecht an Schiiftwerlcen u. s. w. r^elt gegen- 
wirtig diesen Gegenstand im Deutschen Reidi, macht jedoch den 
Rechtsschutz von der Hinterlegung von Pflichtexemplaren nicht 
abhängig. 

Privilegien wurden wflhrend des Bestehens allgemeiner 
Nacfadrucksveibote noch bis in die neueste Zeit hinein ertheslt. 
Auch durch Bundesbeschluss konnten Privilegien vereinbart werden, 

mussten aber, um Giltigkeit in den einzelnen Siaaicn zu erlangen, 
vorschrifismässig daselbst publicirt werden. In dieser Weise wurden 
die Werke SchiUefs (am 23. November 1838), Göthens (4. April iS;4o 
und II. Februar 1841), Jean Paulis (22. Oktober 1840), Wieland's 
Februar 1840) und Herder's (2S. Juli 1842) privilegnt^), natür- 
lich ohne die Forderung von Pflichtexemplaren, die von den 
Einzclstaaten hätte erhoben werden können, meist aber bei den 
Werken so hervorragender Männer unterblieb. Nach den Bestim- 
mungen des $ 60 des geltenden Gesetzes vom 11. Juni 1870 ist 
gegenwärtig im Deutschen Reiche die ^rtfaeilung von Privilegien 
zum Schutze des Urheberrechtes nicht mehr zulttssig'*. 

In Brandenburg-Preussen, welches eines grösseren Mcss- 
platzes entbehrte, haben naturgemäss die Privilegien keine grosse 

«) Edikt V. 19. 4. 1838. (Ges.-S. 1838 S. rig.) [G.] 

«) Beschluss d. K. Niederl. Grossh. Lux, Keg. v. 13. 7. 1838. (Prot 

d. D. Bund. Vers. v. 1838. S. 703.) [G.J 

>) Ver. V. 35. II. 1847. Art. 11. (Samml. d. Ver. Bd. so. Hamburg 1849 

S. SOS.) [G.] 

*) Ver. V. 12. 7. 184$ § 7. (SammL d. Lttb. Ver. 184s S. S'-) [G.] 
•) Herrn. Th.. Schletter, Handb. der deutsch. Press-Gesetsgeb. 
(Leipzig 1846) S. $—7* 
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Rolle gespielt. Wurden auch hier schon im i6. und in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts einzelne Vergünstigungen der Art für 
den Druck und Vertrieb von BUchem gewährt'), so beschrftokteü 
sich diese doch fast «usschltesslich auf die einheimischen Buch- 
hsndler und. Drucker, welche PrivUegien fUr. den Betrieb von. 
Buchhandlungen und Druckereien nadisucbten und zugleich des 
Sdiutzes der etwa zu verlegenden Bücher sich versichern wollten. 
So wurde dem Buchführer Haas Werner in Cöln a. d. Spree 1594 
mit dem Betriebsprivilegium auch ein Privilegium für den Druck 
und Veriag „von allerhand nOtzlichen Bachem in guten Kttnsten 
und allen Fakultäten" eitheih und dem Nachdrucker eine Strafs. 
von 200 Thalern, wovon die eine Hälfte der kurfürstlichen Kammer 
die andere dem Werner zufallen sollte, angedroht. Eine Gegen- 
leistung an Pflichtexemplaren wurde ihm nicht auferlegt; nur 
„sollte er die Leute mit dem Kaufe seiner Bücher zur Unbilligkeit 
nicht übersetzen**'). Aehnlidi wurde den Gehrüdem Kalle am 
la Mai 1614 mit dem Recht des ausschliesslichen Vertriebes von 
guten theologischen Büchern zugleich die triaubniss verliehen, 
sich an der Stechbahn^ gegenüber dem Schloss, eine Bude zu er- 
bauen und solche BUcher darin öfiEentlich feil zu halten*}. Auch 
in dieser Urkunde geschieht einer Abgabe von Pflichtestemplaren 
keine Erwähnung. Ebenso weder in dem Privilegium für Martin 
Guth, der 16 f6 von dem Sohne des verstorbenen Werner dessen 
Handlung ^^ckauft hatte, noch in dem für Georg Keimer, der 1625 
als dritter Buchhändler neben den Kalle s und Martin Guth koo» 
zessionin wurde^), noch endlich in den Privilegien des Nachfolgers 

') Berlin, Geh. Staatsarch. R. o- F. 3. Buchdrucker [VoL i] bis 1724. 

*) Ebenda R. 9. F. 2a. 1583— 1680. 

E^)enda. — Hans Werner hatte sich geweigert, reformirte BUcher 
und namentlich die Streitschriften der Reformirten zu fuhren, worauf 
Johann Sigismund die Kalle's damit beauftragte. 

*) Seine Handlung muss bald wieder eingegangen sein, da er spttter 
in den Akten nicht meShr erwähnt wird. 
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Güttins Danid[ Reichel (1647) und des Nachfolgen Jdiaiin Kalk*» 
Rupert Völcker (1660). 

Wohl aber wird im 18. Jahriiundert mit Konzessionirungen 
von Buchbltndlem nicht selten die Forderung bestimmter Frei- 
eatemplarc von ihrem etwaigen Verlage verbunden. So wurde 17^ 
dem Buchhttndler Daniel Augost Göhl in Berlin mit dem Betriebs- 
Privilegium zugleich die Verpflichtung auferlegt, vom eigenen Verlag 
jeder Art sechs vollständige Exemplare, davon drei an die König- 
liche Bibliothek, zwei an das Lehnsarchiv und eines an die Gesell- 
schaft der Wissenschaften absuliefeni*). Fünf andere Buchhändler 
wurden in den Jahren 1790—92 unter der Bedingung konxessionirt, 
dass sie von aUen Bttchon, Schriften, Landkarten nnd andovn, in 
irgend eines der wissenbchalilidien Fächer schlagenden Werken 
ihres Verlages zwei Exemplare unentgeltlich der Bibliothek Uber- 
geben»). 

Doch wie in den Betriebsprivil^ien die Vopflichtung zu 
Freiexemplaren keineswegs regelmässig ausgesprochen wurde, 

so schwankend waren auch die Bedingungen der eigentlichen 
Verlagsprivilcgien, Ziemlich gleichmässig war nur die Zeit- 
dauej: derselben, die wie allgemein meist 10 Jahre betrug. Seltener 
kamen 6, 12, 15 oder 20 Jahre vor, letztere besonders bei grossen 
Verlagsuntemehmen; nur in je einem Falle betrug die Schutzfrist 
II und 50 Jahre*). Dagegen enthalten die ttltesten Privilegien 
gegen den Nachdruck, soweit aus den Akten ersichtlich, nicht die 
Bedingung einer Abgabe von Ptiichtexemplaren. Erst im Jahre 1668, 
als der BuchfUhrer Timotheus Ritzsch in Leipzig um ein Privi- 
legium fUr Carpzow^s Werke nachsuchte, tritt diese Forderung^ 
zum ersten Male auf: „Es soll aber audi Impetrant Unsoer Ghur- 
fUntl. Bibliothec zu Cölln an der Spree vier Exemplaria dieser 

') Geh. St. A. Tit XXXL Neue No. 2. BL 16 ff. 

*) Ebenda. 
In den Jahren 1682 und 1722. 
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operum Carpzovü auf seine Unkosten zu liefern schuldig seyn.'" 
Die Strafe betrug in diesem Falle looo Thaler und Konfiskatioa 
der Bttcher *). Seitdem tritt die Fordenm^von Exemplaren hllu6ger, 
aber nicht rcgelittMsng, auch nicht immer m der gleichen Hohe 
«n. . So wird 1688 dem Buchhltndler Wust dem Aelteren in 
Frankfurt a/M. ein Privilegium über die Werke des Coccejus unter 
der Bedingung ausgestellt, da&s er ein gebundenes Exemplar zur 
Bibliothek liefere. In einem anderen Falle werden (1693) zwei 
Eiemplare verlangt , * 

Im 18. Jahrhundert betrigt die Anzahl der Exemplare in den 
meisten Fällen sechs, die zuweilen gebunden und immer zur- 
Hälfte an die ausfertigende Behörde, zur Httlfte an die Bibliothek 
zu liefern sind. In dem Privilegiimi vom 15. December 1700 fi](r 
den Buchhändler Daniel von Bueghem. in . Wesel auf ein Christ- 
lidies Handbuch werden dagegen acht gebundene &templare von. 
jedem Druck und Format, so oii es aufgelegt wird, für Bibliothek 
und Lehnskanzlei gefordert^). Die gleiche Abgabe wurde dem 
Geheimen Rath Mylius für den Verlag des Corpus constitutionum 
marchicarum unter dem ao. April 1715 und ebenso bei der Repiovi- 
rung des Privilegs am 5.. April 1735 auferlegt. Diese Zahl wurde 
nicht überstiegen. 

Einige Maie kamen auch jene anderen Gegenforderungen, 
Sorge für gutes Papier, korrekten Satz und billigen Preis, in den 
Privilegien vor. Unter Friedrich Wilhelm I mussten natürlich Bei- 
tiügfr sur Rekrutenkasse gezahlt werden. So hatte der- Korn- 
merzienrath Zedier in Leipzig für sein Univiersal-L^ikon 400 Thaler 
dahin abzuführen während der Buchhändler Johann Andreas 

>) Geh. St A. R. 9. F. 2: t $85— 1680. — In Sachsen wurden zu dieser 
Zeit 18 Exemplare von privilegirten Werken beanspruchL 
») Geh. St. A. R. 9. F. 2a. 1 681— 1702. 

•■') Privilegium v. 10. April 1731. Abgabe: 3 vollsfcindige Exemplare 
(1 für Lehnsarchiv, i für Bibliothek, 1 für SocietUt der Wissenschaften). 
Dauer: 5 Jahre. Süate: luoo Mark iothigen Goldes (halb und lialb). 
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Rüdiger in Berlin sich in einem Strcutall mit Gevverbsgenossen der 
ferneren Huld des Königs mit den Worten empfahl: ^Auch habe 
hier und in Potsdam sehr viel gebauet, wodurch. Ew. Königliche 
MajestSt bewogen worden^ mich Dero höchsten Gnade zu wOrdigen 
und Uber verschiedene BQcher zu pri vikt;iren" 

Seit 1670 mehrten sich die Gesuche um Privilegien. Auch 
auswärtige Buchhändler betheiligten sich jetzt zuweilen daran, aus 
Süddeutschland, Sachsen, der Schweiz, aus Holland. Die ausferti- 
gende Behörde war bis zur Errichtung des Generaldirektoriums im 
Jahre 1723 die Lehnskanzlei, welche auch die HSlfte der einge- 
heferten Bücher empfing. Von nun an begann zwischen dem aus 
der Verschmelzung des Generalkriegskommissariats und des General- 
finanzdirektoriums hervoxgegangenenGeneral-Ober-Finants-Kriegea- 
und Domaioen*Directorium und dem Lehnsdepartement eine Reihe 
eifriger, durch das ganze Jahrhundert sich hinziehender Kompetenz- 
Konflikte, indem jede dieser Behörden das Rechr der Ausferiigung 
der Verlagsprivilegien für sich in Anspruch nahm. Der Streit ent- 
brannte daher, dass die Ertheilung von Betriebsprivilegien fUr 
Drucker und Buchhändler allerdings dem Generaldirektorium Ober- 
wiesen worden war« hinsichtlich der Bücherprivilegien aber aus- 
drückliche Anordnungen nicht ergangen waren. Während das 
GeneraklirLkioriurn zwischen diesen Privilegien einen Unterschied 
nicht einräumen wollte, berief sich das Lehnsdepartement auf sein 
altes Recht und das Fehlen positiver Bestimmungen, Der Streit 
schwankte hin und her und ftlhrte dazu, dass bald das General- 
direktorium, bald das Lehnsdepartement von seinen vermeintlichen 
Befugnissen Gebrauch machte, auch bald das erstere, bald das 
letztere die Freiexemplare empfing. Im Jahre 1765 entschied der 
Staatsminister von Fürst die Angelegenheit zu Gunsten des Lehns- 
departements. Nach einer spHteren Entscheidung vom Jahre 1792 



t) Geh. St. A R 9. F. s«. 1733—1740. BL 18. 
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sollten die Valagsprivilegien in der Kanzlei des Generaldirektoriums 
«usgeferdKt werden. Endlidi schlichtete der KOnig durch Kabinets- 
Order' vom 18. JuU 1806 den Streit aun Vordieil des Lehns- 
departements, dessen geschickter Immediatbericht den Steg davon- 
trug 

Ungleich grösser als in Kurbrandenburg war die Bedeutung 
der Privii^en im Kurstaate Sachsen, dessen Messplats Leipzig 
• im 17. Jahrhundert Frankfurt in den Schatten su stellen begann, 
im 18. Jahrhundert es weit fiberholte und zum Mittelpunkt des 
gesammten deutschen Kuclihandels sii.ii auischvvaag. In diesem 
Maasse des wachsenden Ansehens Leipzigs als buchhändierisclier 
Centralplatz wuchs auch Bedeutung und Umfang des sächsischen 
Privüq^enwesens. Auch hier wie im gesammten Reiche waren 
ursprünglich und noch wührehd des 16. und ersten Drittels des 
17. Jahriiunderts die kaiserlichen Privilegien von unbestrittener 
Wirksamkeit, so dass die auswärtigen Händler, um hinsichtlich des 
Vertriebs der so privilegirten Bücher während der leipziger Messe 
und auch sonst geschützt zu sein, sich derselben bedienten. Seitdem 
aber erlahmte die Zugkraft derselben, wdl man in Sachsen anfing, 
sie nicht mehr zu respektiren, wenn nicht daneben ein sächsisches 
Privilegium genommen war. Für sich allein war dieses natürlich 
innerhalb des sächsischen Landesgebietes von dergleichen Wirksam- 
keit. Mit der Steigerung der Nachfrage nach den Privilegien wuchs 
dann die Höhe der geforderten Gegenleistungen und erreichte 
schnell einen Grad, wie in keinem andern der privüegienvef leihenden 
Lflnder Europas. Diese Forderungen bestanden auch hier haupt* 
sächlich in nicht geriuRcn Sportclii für die Austcrtiguiii^ du Doku- 
mente und in der unentgeltlichen Abgabe von Pflichtexemplaren. 
Die sächsischen Privilegien unterscheiden sich ausser durch diese 
abnorme Höhe der damit verbundenen Abgaben sonst in keiner 

') Weiteres siehe in Geh. St. A. TiL XXXI. Buchhändler unti 
Buchdrucker. Neue No. 2, sowie in R 78. Gen. No. 22. 
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■ wesentlichen Beziehung von den kaiserlichen, deren Abklatsch sie 
sind. Anch in Sachsen werden Vorkehrungen getroffen, um diese 
EinnahmequeUe mfigficfast ergiebig zu inacheii; in demselben Jahre 
"Wie im Reidi (1569) wird ancfa in Leipzig der Grund sa einer 
Bücherkommission gelegt, die anfiln^ch aus dem Rath und der 
Universität gemeinschaftlich, später, in der ersten Hälfte des 
17. Jahrhunderts, aus jenem und zwei aus dem Corpus academicum 
yom Staat ernannten Professoren, von etwa 1669 ab nur noch aus 
einem Mitglied der Universttüt und dem Radi bestand. Daneben 
sind untergeordnete Organe thVtig fOr die nOthigen Insinuationen, 
Ciiaiionen, Visitatioiicn der ßucherlager. die Abforderung der 
Pflichtexemplare und Aushändigung der Empfangsscheine, die 
Aufstellung der Veraeichnisse der nach Dresden Übersandten Bücher 
und sonstige Bureausifoeiten. Hierzu wurden anfänglich der Ober- 
stadtscfareiber, der Leichenscfareiber und andere städtische Beamte 
verwandt; im 17. Jahrhundert der Hofgerichtsfiskal zur presspoli- 
zeilichen Beaufsichtigung und zu den Insinuirungen der Privilegien 
hinzugezogen. Erst im Jahre 1673 wird ein eigener Budierfiakal, 
der bisherige Rathsaktuar Gottfried Lange, Yon Dresden aus ein- 
gesetzt, zu dessoi Amtspflichten die Inrinuation der Privil^pen, 
die Ueberwachung der Presse, sowie die Einireibuitg der Pffidit- 
exemplare gehörten. Im Beginn des 18. Jahrhunderts wurde aus 
dem Bucherhskai ein ^,Bücher-lnspektor^\ ebenfalls ein Unterbeamter 
der Bücherkommission mit den gleichen Kompetenagrenaen wie 
der Fiskal. Die so formirte Kommissioo bestand bis zum 
13. Okt. 1836, WD sie durch die Verordnung Uber die Verwaltung 
der Presspolizei aufgehoben wurde'". 

Wie es hinsichtlich der Privilegienexemplare im 16. Jahr- 

') Vgl. in Bezug auf die näheren Verhältnisse des kursächsischen 
Privilegienwesens und die Organisation der Bücherkomniission besonders 
Kirchhoff im Arch. f. d, D. B. Bd. VIJ. 146 ä., VIIL S. a8 IX. 
S. 47 rt., X- S. 256 ff. 
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hundert in Sachsen gehahen wurde, geht aus den Akten di^er 
21eit nicht hervor. Die erste auf die Lieierung der Exemplare 
Bezug ndimende Verordaung findet sich im Godex^Augusteus ab- 
gedruckt*). Sie enthalt nur die allgemeine Aufforderung des Kur- 
fürsten Christian II vom 18. Aug. 1609 an die Bacherkommission, 
fleissiger Acht zu haben auf die Ablieferung der schuldigen Bücher, 
und khrt, dass zu dieser Zeit die Abgabe schon bestand, dass sie 
kostenfrei zu geschehen hatte und dass etliche der Bücher „an Ort 
und Ende, dahin sie nicht gehören, übersendet und nicht zu redit 
ausgetheilet wurden^. Die Kommission sollte alle BuchfÜhrer und 
Drucker vor sich fordern, ihnen diese Nachlässigkeit emsdich ver- 
weisen und auferlegen, den Nachweis beizubringen, dass sie von 
allen privilegirten Werken die verlangten Exemplare richtig und 
an wen abgeliefert hfitten. Säumige sollten mit der Entziehung 
des Privilegiums und auch anderweit bestraft werden. ^Dag^en 
sollten sie ausserhalb der Schreib -Gebühr und verschriebenen 
Bücher in Unsere Kanzlei nichts ferners zu verrichten schuldig 
sein." Ein Befehl des Kurtürstcn Johann Georg vom 9. Juli 1612*) 
bringt nur die Phicht in Erinnerung, die Privilegien zu erneuern, 
wie bei jedem Regierungswechsel geschehen musste. Erst eine 
Eingabe der BuchfÜhrer zu Wittenberg Matthias Selfisch, Clemens 
Berger, Zacharias Schttrer und Christoph Wüst an Johann Georg 
vom 18. November 1615 gibt elm^c weitere Einzelheiten über Art 
und Höhe der Abgabe um diese Zeit'). Es heisst darin, es sei in 
den letzten, im Jahre 1612 erneuten Privilegien den BuchfUhrem 
auferlegt worden, von aUen privilegirten Büchern 18 Exemplare 
von jedem Druck ins Oberkonsistorium zu liefern. Dies sei von 
den Vorfahren des Kurfürsten niemals gefordert worden. Wir 

^) Bd. I. Sp. 409 u. 410. 

«) Arch. f. d. D. Buchh. VII. S. 152. 

^ Dresden, Haupt-Staatsarch. IIL 140. foL 104 No. i. Privileg. 
Bücher betr. . . 
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erbieten uns. — heisst es wönlich — „E. Churf, G. von denen 
privitegirten BUchern, wenn sie 2um Ersten mal auffgelegt vnndt 
gedruckt werden, zehen Exemplaria vf vnser vnkosten hinaüff in 
dehro Ober Conststorium zu schicken,' dann ieioch ein Exemplar 

. in einer löblichen Univcrsitct Biblioihecam alhier, sowohl ein 
Exemplar E. K. Rath vnd derselben angefangenen Biblioihec zu 
uerehren.'* 

Am aS. November fordert der Kurfürst vom Ober*Konsistorium 
amtlichen Bericht: ^aus was vhrsachen vonn iedem Buch achzehenn 

Exemplar gegeben werden müefsen, vnd was es eigentlich vmb die 
Priuilegien so den aufslendischenn gegeben, vor eine gelegenheitt." 
Denn auch Uber die Beeinträchtigung ihres Handeis durch aus- 
wärtige Konkurrenten hatten die Wittenberger Klage geführt« Die 
hierauf ertheilte Antwort des Ober-Konsistoriums vom 30. November 
enthütt folgende Aufschlüsse: Die Buchhändler hatten die Be- 
dingungen der Privilegien hinsichtlich der Einsendung der Exem- 
plare nicht erfüllt. Daher nicht allein von den meisten privilegirten 
Büchern keine Exemplaria in die Kurfürstliche Bibliothek be- 
schehener Anordnung nadi eingeantwortet, aonderti auch unter 
die kurfürstlichen Rsthe, .wie bisher gebrauchlich gewesen, nicht 
hatten ausgetheilt werden können. Daher sei der Befehl zu 
schleuniger Ablieferung der rückständigen Exemplare ergangen. 
„Was aber — heisst es weiter — vors andere die anzahl der 
: 18 Exemplarien belanget, ist es nicht ohne, das von ezlichen BUcbern 
souiel gefordert sindt, weil vermOge E. Churfl G. Herrn Bruders 
christseeligster gedechmis an vns sub dato den 8. Octobria 1607 
ergangenen ßcuclchs') angeordnet, das hinfüro kein geld mehr, 
wie vor diesem gebreuchlich gewesen, genommen, sondern 
Exemplaria gefordert werden sollen; E. Churf. G. aber mögen wier 
dabey vnderthenigst nicht bergen, dafs nicht eben praectse mit 

*) Dieser Befehl findet weder bei den Akten noch in Cod. Aug. 

6 
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allen vnd jeden BUchern diese anzahl gehalten wird, sondern nach 
gelegenhdt der werck vnd bttcher, nachdem sie grofs oder klein, 
wichtig oder nicht, auch la t2. 15 in die privilegia geseset 
werden*). Und haben sich niemals die BuchfUhrer hierüber im 

geringsten beschweret, vielmehr mit viidcnlicnigsicni Danck E. 
Churf. G. befreiung vnd privilegia acceptireu Da nun solche 
Exemplaria von etlichen Tractaten einkommen, sind dieselben vnter 
K Churf. G. Ruthe, hiemeben von ieglicher materia vnd edition 
eines in E. Churf. G. Bibliothec geliefert worden. £• beschweren 
zwar die clagenden drey Buchföhrer sich Uber solche anzahl heCFtig, 
E. Churf. G. aber haben gnedigsi zu ermessen, mit was fug es 
beschebe, . . . vor diesem haben sie bifsweilen lu. 20. 30. 40. 50 
auch wohl 60 Thaler entrichten müssen, jezo dörffen sie nichts 
von geld geben, vnd Iftsst mann es bloss bei der wenigen Anahl 
der BOcher bewenden. Was auch die iteratas editiones belanget, 
i.si E. Ciiurf. G. wissent, ie ötiter die Bü^iilühicr ein Buch aufl- 
iegen je gröffer ihr nuz vnd gewinn sey, vnd ist daher desto 
weniger vnbillich, das man von ieden editionibus die Exemplaria 
beger e, wdl gar selten ein Buch ganx vnuerendert vnd vnuermehrt 
Öfiter gedruckt wird, sondern meistentheik geschieht, das in der 
andern vnd dritten edition entweder correctitts, oder auch aucthis 
ein Tractat herausgehe, wie mit underschiedenen exemplis Theo- 
logischer vnd Juristischer, auch wol anderer materien vielfeltig zu 
beweisen, vnnd wUrde dergestalt, wenn nur vom ersten Druck 
mann exemphuia fordern solle^ nimmermehr einige Bibeln, weder 
in Folio, Quano oder Octav, hieher kommen, wir auch also nit 
erfahren, wie die Bibeln corrigirt, vnnd ob sie mit newen glossen, 
oder nach welchen editionibus sie gedrucket worden. Anderer 

•) hl der That enthalten die Akten des dresdener Haupt St. A. III. 
14b. fol. 362. No. 4 eine Reihe von Privilegien aus der Zeit von 1605 — 1615, 
worin 10—18 Exemplare ausbedungen werden. Auch 20 Exemplare kommen 
zuweilen (z. B. 1609) vor. 
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inoonvenieatieo, so daraus eatstOnden, wenn von iteratis ediilonibus 

die exemplaria nit eingeschickt werden sollten, zu geschweigen. 
Mit den Auslcndern ist es also beschalTen, das nicht ohne sonder- 
bares Bedenckcn Ihnen oder vielmehr den Autoribus, vber etliche 
Bücher privilegia, jedoch rarius gegd>en worden, vnd haben, vber 
das, dieselben oder Ihre Erben, entweder albereit von E, CburC 
G. Grorsherrenvatem, Herren Vctem, Herren Vormunden^ vnd 
Herrn Brüdern, allen hochseehgsier gedechtais, vber ethche Bücher 
privü^ia gehabt, die ihnen nur contirmirt worden, oder es ist 
durch gnedigste vnterschriebene Rescripta auff vnderthenigstes 
Suppliciren der Authorum vns die mittheUung solcher privilqpen 
auffgetragen vnd beuholen worden, wie . . . [folgen einige Beispiele]. 
Wir sind aber der mein ui ig, wann vnsere Buchdrucker im Lande 
gut Pappier vnd schöne schritit gebrauchten, auch fleiUige Gorreciores 
hielten, vnd sich pro labore gegen die Autores mit gebUrlicher 
Vergeltung dandcbar beseigten, es sollen die Auslender kein Ber 
deocken haben,. Ihre Bücher in diesen Landen zum verlag vnd 
druck zu geben, dafs es aber nicht geschidit, kann niemandt anders 
dann Ihnen selbst, den Verlegern vnd irem Eigennuz zugemessen 
werden. 

Den nadidnick auffer Landes kann mann swar memand^r 
verwehren, die distractio aber Exemplarium in diesen landen winh 
mcht verstattet, wann von den Buchfkkfafem es angemeldet vnd 

vnib I'^XLCutioii gebeten wird, wie dann nocli dieses Jhar eni ßuch- 
fUhrer zu Magdeburgk ernstlich zur straÜ gezogen, die Exemplaria, 
so £r nach Leipzig gefiihret, confisdrt, vnd loo fl. in £w. Cburi 
Gn. Reatkammer zu erlegeh, vom im wircklich extgiret worden, 
das Er zuwteder £. Churf. G. privilegio einen Druck hie im Lande 
distrahiret vnd verkauftet hat.*' 

Unter dem 3. Januar 1616 erfolgte die Entscheidung des Kur- 
fürsten dahin: £s solle bei den Bedingungen der Privilegien bleiben, 

von allen neuen Auflagen aber nicht mehr als 9 Exemplare ge- 

6* 
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fordert werden, „auch die Buchdrucker gut weiss und schön I^pier 
cum Drucken, wie auch einen xeinen, sauberen Itteram nehmen 
und fleissige Correctores gebrauchen, widrigenfalls ihnen die 

Privilegia genommen und die Bücher konhscirt werden sollten. 
Weder Generai- noch Spccialprivilegia in oder ausserhalb Landen 
sollten künftig ohne Kenntniss des Geheimen Rathes 
ertheslt werden.** An die Bttcherkommission in Wittenberg aber 
erging am 19. Januar die kurftirsdiche Weisung, zur bess^en 
Kontrolle darüber, wie oft ein Buch aufgelegt worden, die Drucker 
sammt und sonders mit ihren Rechnungsbüchern vor sich zu 
fordern und genau zu vergleichen, ob sie mit der Buchftihrer Verr 
zeichnissen Übereinkommen. 

Bald nadi diesen Vorgängen wurden audi die leipziger Budi- 
hündler in der früher erwähnten Eingabe vom 5. MXrz 1616*) 
wegen der di ückcaden Hohe der Priiciucxcinplui Abgabe vorstellig. 
Hierin gaben sie an, dass im 16. Jahrhundert zwei bis drei Exem- 
plare des ersten Druckes von privilegirten BUchern geliefen worden 
seieo. Danach wQrde also die Angabe des Oberkonsistoriums, dasa 
früher ein hoher Geldtribut gezahlt worden wilre, ergänzt werden 
müssen. Offenbar wurden Exemplare neben beti^chtlichen Sportein 
gegeben und letztere zeitweilig durch das unbekannte kurfürstliche 
Reskript vom 8. Oktober 1607 aufgehoben und durch die erweiterte 
Eiemplar- Abgabe ersetzt^ 

Auch die leipziger Buchhändler klagten über die Beein^ 
trächtigung ihres Gewerbes, durch Privilegienverleihungen an nicht- 
sflchsische Kollegen. In dem Erlass des Kurfürsten vom 16. Marz 1616 
an das Oberkonsistorium wurden daher Vorsichtsmassregein bei 



0 Vollständig abgedruckt bd Kirchhoff im Archiv VIL S. 1S4- 
') Nach einer bei den Akten befindlichen Quittung vom 4. Juli 1604 
Uber PrivilegiengebUhren, %velche Feter Köpft" in Frankfurt a/M. entrichtet 
hat, sind an SchreibgebUhrcn 2 Thaler, für die Bewilligung des Privilegiums 
6 Thaler, in Summa 8 Thaler bezahlt worden. ... 
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tlei Privilegirung ausländischer Bucliführer, denen man jedoch die 
Privilegien nicht ganz verweigern konnte, angeordnet. Nur bei 
besonderer Würdigkeit der Person uad Bedeutung des Werkes 
sollten Privilegien auf kUnsere Zeit ertheilt werden. Jedenfalls sei 
das zu privilegirende Buch immer vorher zur Keanmissnahme des 
Inhalts dem Oberkonsistorium m unterbreiten und der Impetrant 
zu verpflichten, sich des Nachdrucks von Büchern 2U enthahen, 
welche sttchsischerseits privilegirt worden, bei Verlust seines An- 
•rechtes auf Schutz. In gleichem Sinne wurde am 3. Juli 1616 die 
-Eingabe der leipziger Buchhändler beantwortet 

Nach dem Gesagten stand es also mit der Abgabe der Exem- 
plare im Jalirc 16 16 folgender massen: Von dem ersten Druck 
wurden meist 18, von den folgenden 9 Exemplare verlangt. Die 
■Uebersendungskosten trugen die Buchhändler. Die Exemplare 
'wurden unter die kurfürstlichen Rathe — vermuthlich des Ober- 
^consistoriums — vertheilt Ein Exemplar erhielt die kurfürstliche 
Bibliothek. Auf das Anerbieten der wittenberger Buchhändler, 
je ein Exemplar von privilegirtea Werken der Universitäls- und 
der Rathsbibliothek zu Leipzig zu schenken, wird in den ange- 
führten Erlassen nicht Bezug genommen*). 

Die -Zahl der abzuliefernden Exemplare veritnderte sich im 
Laufe des 17. Jahrhunderts nur insofern, als bald ein Unterschied 
zwischen erstem und folgenden Drucken nicht mehr gemacht, 
sondern 18 Exemplare von jeder Auflage erhoben wurden. In den 
eingehenden, die Exemplar^üefa'ung betreffenden Berichten der 
^Ucherkommission aus den fün&iger Jahren ist stets nur von 



') Dass die Kirchenvisitatoren schon 1615 von allen neuen Werken 
ein Exemplar für die Universitätsbibliothek beansprucht, ist schon hervor- 
gehoben worden. Die Universität hielt auch 1670 noch an ihrem ver- 
meintlichen Hecht fest. Die Akten geben jedoch keinen Aufschluss darüber, 
uras etwa die UniVdrBibliotliek an Censur^ oder Privilegienexemplaren 
erhalten hat 



Digitized by Google 



— 88 — 



i8 Exemplaren die Rede*). Eine Erhöhung dieser Zahl wurde 

stets im Zusammenhange mit Personalvermehrungen oder bei den 
kurfürstlichen Käthen sich regenden Ansprüchen befohlen oder an- 
gestrebt Kurfürst Friedrich August verlangte am 7. Mai 1735, dass 
von den eingesandten Esemplaren, die bisher meisteatbeils bei dem 
OberkoQsistorium geblieben, zwei nur Geheimen Kabinets-Kaozlei 
eingeliefert werden sollten*). Diejenigen Behörden, denen ein 
Exemplar entzogen sveiden soll, versuchen stets das Acusscrste, um 
dieses Unheil abzuwenden und wollen lieber die Abgabe ci liüht, 
als die Exemplare anders venheilt seheo. So wird das Ober- 
konsiistorium am 7* Mai 1735 dahin vorsteUig, dass, wenn zwei 
Exemplare an die Geheime KabinetS'Kanzlei abgegeben werden 
sollen, der Oberkonsistorialrath Beyer und der Protonotarius 
Teucher leer ausgehen würden. Von Alters her hatten sie und 
ihre Vorfahren ,pro parte salarii*^ ein Exemplar erhalten. Der 
Kurfürst möchte daher genehmigen, dass fortan 20 statt 18 Exemplare 
erhoben würden. Es hatte sich beim Nachschlagen gefunden, dass 
yor diesem die Abgabe die gleiche Hohe gehabt*). Solches wird 
aucli unier dem 13. Oktober vom Kurfürsten genehmigt, mit dem 
Hinzufügen, „dass man bei kostbaren operibus den Verlegern 
fernerhin einen billig massigen Nachlass angedeihen lassen solle.'^ 
Aber schon am 27. Juni 1737 wurde das Oberkonsistorium durch 
einen ähnlichen Erlass aufs Neue erschreckt. Friedrich August 
verlangte fetzt für jeden im Geheimen Konsistorium Sitz und 
Summe habenden Wirklichen Geheimen Rath ein Lxcmplai und 
zwar von letzter Ostermesse an. Das Oberkonsistorium wandte 
bedauernd ein, dass die Exemplare für diesmal bereits venheilt 
seien, dass man überhaupt die Zahl derselben nicht hoher 

>) Ldpzig, Ratbsarcb. XL VI, 433. Privileg. BJlcher und deren 
Lte£ betr. 

Dresden, Haupt-St. A. III. i^K foL 108. No. 13«, 
^) Dies trifit fUr vereinzelte Fälle allerdings zu. 
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schrauben köuae, da sonst die Privilegien in Abnahme kommen, 
der Impost vom Stempelpapier zurückbleiben und Niemand mehr, 
weder RAthe noch Bibliothek, Bücher erhalten wurden. Der Kur- 
fUnt war jedoch nicht geneigt, diesen VorsteUungen Geh5r zu 
geben. Am 23. Juli nahm er seihst die Verthetlung in die Hand, 
unter dem Hinzufügen, dass Uber ig— 30 die Zahl nicht erhöht 
werden solle. Hiernach sollten 2 Exemplare das Geheime Kabinet, 
I die Bibliothek, i feder Sitz und Stimme habende Wirkliche 
Geh. Rath, i der Geh. Referendarius und von den Übrigen der 
PirHsident und die 2 geistlichen Assessoren jeder 2 und die beiden 
politischen RMthe ebensoviel erhalten, soweit die Werke sureichten. 

Hiermit war aber die Sache keineswegs beigelegt. Beyer und 
Teucher, denen nun die Exemplare entzogen werden sollten, be- 
ruhigten sich bei dieser Entscheidung nicht. In wiederholten Bitt- 
gesuchen bestürmten sie den Kurfürsten, Ihnen dieses kleine 
Emolumentum nicht 2tt rauben, bis endlich das Oberkonsistorium 
zu wiederholtem Bericht aufgeforden wurde. Am 8. December 1738 
schilderte es die Verhältnisse folgendermassen: So lange die pnvi- 
legirten Bücher zum Oberkonsistorium kämen, hatte jedesmal 
sowohl der Präsident als die in ordentlicher Besoldung stehenden 
Ruthe je 2 Exemplare erhalten, Ansehen unserer geringen Be- 
soldung — heisst es ist uns dies gegönnt worden, immassen ich 
der Superintendent 100 H., ich der Oberrechaungs-Rath Schilling 
400 fl., ich der Ober-Consistorial-Rath Wisiau 200 B. und ich der 
Oberhofprediger in Ansehen dieses ofticii gar keine hxe Besoldung 
zu erheben habe, dahingegen der Secretarius 300 fl. und der Proto- 
notarius 250 fl. fixum und verschiedene Sportein erhalten, also diese 
beiden Subalternen ungleich höher besoldet werden als die wirkl. 
Räthe." Da femer der Protonotarius mit den Bücherprivi- 
legien und überhaupt dem Bücherwesen im Kollegium nichts zu 
thun habe, hingegen die Käthe bei dergleichen Sachen die Reso- 
lutionen und Berichte machen, die RMthe auch trotz gehäufter Arbeit 



Digitized by Google 



— 88 — 



niemals eine Zulage erhalten, bei den Subalternen aber wenigstens . 
die IndividuaUSporteln- sich ansehnlich vermehrt hatten, so We 

man, den Rathen die Einnahme zu lassen und^dcn beiden Sub- 
alternen zu entziehen. Diese Darlegung hatte denn auch den 
gewünschten Erfolg. 

Das Mandat vom i& December 1773')« welches den Grund- 
satz aufstellte, dass nicht mehr die Privilegienentnahme- allein den 
EigenthUmer eines Werkes vor Nachdruck schützen, sondern des^ 
gleichen j^clmtzcs auch die in ein Protokoll des ßücheriu.spckiors 
eingezeichneten Bücher theilhaftig werden sollten, brachte für letztere 
Kategorie zugleich eine geringe Ermässigung der Zahl der abzu- 
liefernden Exemplare, indem es festsetzte:. ^V) haben die Buchhiindler 
von einem jeden alten- oder neuen eingezeichneten Buche zwantzig^ 
und von Büchern, so Uber drey Thaler kosten, fünfzehn Exemplaria 
bey der Bücher-Commission zu weiterer Kinscndung abzuliefern, 
auch solches bey allen neuen Auf lagen zu praestirea, nicht weniger 
vor jedes Buch i Thaler für den Stempel-Bogen zu erlegen, sowohl 
dem Protocollanten vor jedes Buch 4 Groschen zu bezahlen.** 
$ 6 bestimmte dann, dass über die protokollirten Bücher alle 
3 Monate eine Specilikaiiui; au den kurfürstlichen Kirchenrath 
eingesandt und die erfolgte Einzeichnung in jeder Messe ebenso 
wie die Bücherprivilegien sämmtlichen dort anwesenden Buch- 
hündlem insinuin werden sollte. 

Nach einer Notiz vom 2t. Februar 1821*) erhielten um diese 
Zeit bei 15 eingelieferten Exemplaren nach den früheren Be^ 
Stimmungen: 2 das Geheime Kabinet für die Kabineisminister, 
6 die Geheime Kanzlei für die Konferenzminister und den Ge- 
heimen Referendar, i die Bibliothek, 6 das Oberkonsistorium, wovon 
der Pmsident und die 4 ordentlichen Rathe sowie der Sekretär bei 



') Cod. Aug. cont. H. T. i (Leipzig 1805) S. 39. [G.] 

Dresden, Haupt-St, A. III. 14^. fol. 108. No. i3«>, 1783—1830. 
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d6r Kirchenraths-Kanzlei je i Exemplar erhielten. Bei 20 Exem- 
plaren ' kamen an Prflsidentea und Rftthe des Oberkonsistoiiums 
je 2, an den SekretHr i Exemplar. Am 27. Oktober ifor forderte 
der König vom Oberkonsistorium Berichterstattung, ob nicht mit 

Rücksicht auf die immer seltner -werdende Nachsuchung von 
Privilegien die Abgabe künftig auf 2 Exemplare (i für die Bibliothek 
in Dresden» i fUr die Universitätsbibliothek in Leipzig) herab' 
sosetsen sei. Auf alle Bttcher, wie der Oberbibliothekar Beige! in 
Dresden beantragt hatte, die Verpflichtung auszudehnen, trage er 
Bedenken. Am 6, Juli 1825 muss i ncdrich August daran erinnern, 
dass der Bericht noch immer nicht eingegangen sei. Die 
darauf folgende ausfuhrliche und die Geschichte des Instituts be* 
rttcksichtigende Darstellung des Oberkonsistoriums vom 2a Juli 1825 
kdnn eine Beschwemiss für den Buchhandel in der Abgabe nicht 
erblicken, besonders da es ja eines Privilegiums gegen den Nach- 
druck nicht mehr bedUrfe und auch ohne solches die Landesgesetze 
angemessenen Schutz gewährten, worin besonders der Grund liege, 
weshalb Privilegien jetzt so selten nachgesucht würden. 

- Durch königliches Reskript vom 5. Oktober wird darauf fest^ 
gesetzt, dass es bei den bisherigen Bestimmungen bleiben solle, 
bis die deutsche Bundesversammlung in Bezug auf den Nachdruck 
einen allgemein bindenden Beschluss gefasst habe, dass von den 
protokollirten Büchern aber, ohne Unterschied des Preises, die 
Abgabe auf 2 Exemplare (i für die dresdener, i für die leipziger 
Bibliothek) herabzusetzen sei. Am 14. April 1837 verlangte der 
König iür die Gclicimen Rathe ein Exemplar ni^iu, da nach der 
Erhöhung ihrer Zahl die bisher gelieferten 6 Exemplare nicht mehr 
zureichten; und zwar sollten sie „von jedem mit Privilegium ver-^ 
sehenen Buche oder musikalischen Werke, ingleichen von jeder 
iricademisdiai Schrift geliefert^ auch halbiiihrlich ein Verzeichniss 
der privilegirten Verlagsartikel eingereicht werden.^ Der Sekretär* 
geht hierauf seines Exemplares verlustig. 
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Die Privilegien kamen jedoch immer mehr in Abnahme. In 
einem Bericht des Oberkonsistoriums an dea König vom 15. Ok- 
tober 1838 wird aogefilhrt» dass in dem Zeitraum vom a& Mün 
bis Michaelis d. J. nur dem vormaligen Budidrucker Fr. Gotd. 
Höfer zu Zwickau das ihm frOher ertheilte Privilegium auf das 
Zwickauisclie Gesangbuch auf weitere 10 Jahre erneuert, sonst aber 
Iteines nachgesucht worden seL 

Vom 19. Aug. 1834 ab waren laut Erlass dea Kultus- 
ministerituns von jedem privileginen Werke nur noch swei, statt 
wie bisher 15 und 20 Exemplare zu liefern. 

Ein nicht beneidenswerihes Gesciiatt des Bücherfiskals war 
die Eintreibung der Exemplare, die Berichte nach Dresden, die 
£rkdigung der von dort erfolgenden Reklamationen, die Ver- 
handlungen mit den Buchhändlern, die auf jede Weise sich den, 
doch in aller Form Qbernommenen, Vorpflicbtungen zu entliehen 
trachteten. Ein grelles Licht werfen hierauf des BUcherfiskals David 
ßittorf Rechtfenigungsschreiben vom 27. Okt. und 23. Nov. 1695'), 
der in Dresden verdächtig v/ar, die Ueberwachung der Ablieferung 
nicht eifrig genug betrieben zu haben. ^«Manches privilegirte Buch, 
klagt er, erscheine in vielen Jahren noch nicht, und werde das 
Privilegium oft nur genommen, um sich Voraus das Dmckrecht 
zu sichern; auswärtige Privilegiric kämen gar nicht zur Messe, be- 
auftragten auch sonst Niemand mit der Ablieferung der Werke. 
Neu aufgelegte Bucher würden verheimUcht oder vorgegeben, die 
Einsendung sei schon erfolgt oder die Bücher soUten einem 
Anderen zur Besorgung mitgegeben werden. Bei neuen Auflagen 
setze liidu vielfach nicht das lau ic ade Jahr, sondern das 
der alten Auflage auf das Titelblatt'' Aehnlich ging man 
hunden Jahre spfiter w<^en vermeintlicher Nachlässigkeit im Ein- 
fordern der Exemplare gegen den BQcherinspektor Mechau vor und 



*) Leipzig, R. A. XLVI, 433. Bd. 2. 
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droliic mit Abseizuiii;. Mccliau rechtfertigte sich in einem Bericht 
aa die Bücherkomnii&sion vom i6. Juni 1779') und zählte darin als 
seine OblMgenheiten wührend der Messe auf: i) die Unterschhftea 
sSBuntlicher in Leipzig anwesender Buchhtf ndler, die sich auf gei^n 
aoQ bdiefen, ai dem Insinuationsprotokoll zu bewirken; 2) solche 
bei dieser Gelegenhdt zu befragen, ob von privilegirten Warken 
zu dieser Messe etwas fertig geworden sei und zutreffenden Falles 
an baldige Ablieferung zu erinnern; 3) den Messkatalog genau 
durchzugehen wegen privilegirter Bücher; 4) die von früheren 
Messen noch rückständigen Exemplare und Defekte einzutreiben; 
5) wenn die Budier beisammen sind, sie sofort unter Specifikation 
nach Dresden einzusenden. Letzteres sei von ihm und seinen Vor- 
gängern jedesmal 3, 4 bis 5 Wochen nach der Messe geschehen, 
je nach dem Eingange der Exemplare'). Eine Vorstellung von 
dem Umfong der Abgabe giebt Mechau's Bemerkung, dass die letzte 
Büchersendung nach Dresden Uber 15 Centner Gewicht gehabt 
habe. Ueber der Buchhändler Verhalten zur Messzeit machte 
Mechau, was den vorliegenden Puiiki: anbeirifli, tuigcade Mit- 
theilungen: 1) Wenn SIC ankämen, besorgten sie zuerst ihre sämmt- 
lichen Messgeschäfte, die oft 3, 3 und mehr Wochen nach der 
Messe dauerten und dann erst dachten sie an die Lieferung der 
Exemplare; 3) in den Messkatalog setzten sie oft Bücher, die erst 
mehrere Wochen nach der Messe oder noch spüter fenig würden 
wenn das vorgesetzte Kollegium den Katalog durchginge, hiehe es 
diese Werke fUr bereits fertig und reklamirte sie; 3) trotz aller 
Verbote setzten sie in den Katalog unter die privilegirten Bücher 
nicht den entsprechenden Vermerk und erschwenen dadurch die 
Kontrolle. 



') Leipzig, R. A. XLVI, 437. 

*) VetgL Uber das Verfahren bei Einforderung der Pflichtexemplars 
auch den Bericht der B. K. vom 14. Juli 1702: Leipziger Akten XLVI, 
433 VoL 2, Kirchhoff im Arch. IX. S. 13t. 
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Im Jahre 1679 hatte auch einer der Ruchhfindler, Johann 
Christoph Mieth, da das Oberkonsistorium mit dem Eingang der 
Piivilegienekemplare wieder sehr unzufrieden war, neben dem 
Bocherfiskal Vollmacht zur Ueberwachung dieser Abgabe erhalten. 
Doch dauerte seine Amtsftkhnmg nur wenige Jahre, da eridärlicher- 
weise die Zuertheiluni^; dieser Funktionen an zwei koordinirte 
Beamte den Geschäftsgang und somit den Erfolg der Abgabe mehr 
hemmen als fördern musste*). 

Die Einsendung der Exemplare erfolgte an den BttcherfiskaV 
zuweilen auch direkt an das Oberkonsistorium, wenn sich die Mit- 
gäbe an nach Dresden reisende Geschäftsgenossen bewerkstelligen 
Hess. Hieraus erwuchsen, wie schon oben berührt, dem über- 
wachenden. Beamten vielfache Weiterungen, da er oft erst bei der 
Mahnung erfuhr, was nach Dresden direkt gesandt war, weil die 
Empfangscheine in zahlreichen Fallen ihm zur Aushändigung 
an die Lieferanten nicht zugingen, sondern in den Akten ver> 
blieben*). 

Die BUcherkommtssion war verpflichtet, Uber die Abgabe der 
PrivUegienexemplare spedellen Bericht an das Oberkonsistorium zu 
erstatten. Diese Berichte beginnen in den leipziger Akten mit der 
ifichaelismesse des Jahres 1651, in Wiiklichkeit aber wahrscheinlich 

etwas früher, und brechen bald wieder ab. In den dresdener Akten 
sind von 1673 ab, dem Jahre der Einsetzung des ßücherriskals, 
Zusammenstellungen privilegirter, aber nicht abgelieferter Exemplare 
enthalten. Saumige Verleger werden jetzt häufig mit 20 Gold* 
gülden Strafe bedroht, auch die Drohung zur Ausführung gebracht. 
In den 10 Jahren voii 1723 — 17?3 wurden nach Ausweis des vom 
ßüchermspektorat geführten ProtokoUes 18 X 565 Nummern 
= 10170 Nummern (Nova und Fortsetzungen), also durchschnittlich 



*) Leipt%, R. A XLVI, 433. Vol. 5. i^^-'iyij. — Arch. IX. 5* 12s. 
*) So s. B. in Haupt-St, A. III. 14^. M 108. No. 13«. 
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jooo Nummern im Jahre, an das Oberkonsistorium abgeliefert. 
Später wuchs die Zahl der abgelieferten Werke nicht unerhebUcb 

Eine Reihe die Piivilegienntttziing einschränkender Ver* 
pflichtungen diente dazu, die Abgabe der Exemplare Uber ihr 
natQrliches Maass hinaus künstlich zu steigern. Dahin gehörte die 
Vorschrift, dass die privilegirten Bücher bei Verlust des Privi- 
legiums innerhalb bestimmter Jahre nach Ausfertigung desselben 
-gedruckt*), dass die Zuertheilung der Privilegien beim Wechsel 
-der Regierung aufs Neue nachgesucht*), dass die Abgabe auch vop 
neuen Auflagen, die wahrend der Dauer des Privilegiums er^ 
schienen, geleistet werden musste dass sie von der ersten Auflage 
noch einmal zai liefern war, wenn eine Erneuerung des Privilegiums 
zwar nachgesucht, aber ein Neudruck nicht stattgefunden, weil der 
.Vorrath noch sugereicht hatte So in dem Reskript an die 
ßttcberkommission vom 21. December 1655: „Wir kOnnen auch- Air 
difsmahl mit stillschweigen nicht Übergehen, gestalt denn albereit 
am 24. Septembris 1649 bcy Euch crinnerung geschciien, Was 
mafsen etzliche Buchführer und Drucker, so von Unns die reno- 
vation der Privil^ien erhoben, die Bücher aber, weil von dem 
ersten Druck noch EKemplaria vorhanden, in den benannten zehen 
Jahren, oder auch lenger nicht wieder aufl^en, gleichw<d dieselben 
vermöge dcfs Privilcgij aufs neue nicht einantwortten. So werdet 
Ihr darauff albereit anbefohlener malsen bestes vleifses achtui^ 

0 Leipzig, R. A. XLVI, 127 u. 137. 

Erlass Johann Georg's vom 22. 12. 1656: Leipzig, R A. XLVI, 
433 Bd. I (2 Jahre). — Erl. v. 6. ii. 1747: Eb. Bd. 3 <5 Jahre). — VgL 
auch Mandat vom 18. Dec. 1773. (a. O.) ' - 

') Erlass vom 9. Juh 1612 (a. O.). — Dass auch von Neuem 
Elxemplare geliefert werden mussten, wird zwar nicht auadrOeklich gesagt, 
ist aber sehr wahrscheinlich. 

*) Bericht des O. Kons. v. 30. n. 1615 (s. oben S. 81). — Erl v. 
7. 7. 1747 (Leipng, R. A XLVI, 433. Bd. 3). 

*) Leipzig, R. A. XLVI, 433 Bd. r. 
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geben und Ihnen hierunter keinen unterschleiff und betrug ver- 
Stätten.** 

Ausser den in den Privilegien angesetzten, in ihrer Hohe 
schwankenden üeklstrafeii für Nichtlieferung der Exemplare wurden 
in Specialfällen Strafen von lo bis 25 Thalern, der Verlust des 
Privilegiums, die Strafe der doppelten Lieferung u. dgL verhängt. 

In Frankreich waren nachweislidi seit B^inn des 16. Jahr- 

I 

hunderts Verlagsprivil^ien im Gebrauch Aber auch hier ent> 
halten die frühesten Urkunden dieser Art nicht die Verpflichtung 

zur Abgabe von Exemplaren. Erst als Conrad Neobar in Paris am 
17. Januar 1538 zum königlichen Buchdrucker für griechische und 
lateinische Werke von Franz I. ernannt wurde, tauchte zum ersten 
Male in seinem beschrttnkten Generalprivilegium die Forderung 
von Exemphiren auf: ,secundo, in graecis, quae ipse primus in 
lucem edet, singula exemplaria ex singulis editionibus primis, in 
nostram bibliothecam inferei: ut, si qua calamitas publica Hieras 
inclementius afflixerit, hinc liceat posteritati librorum jaciuram 
aliqua ex parte sarcire*'). Die früheste Begründung des Pflidit- 
exemplaizwanges aus dem Gesichtspunkt der mannigfechen Ge- 
fahren, welche die wissenschaftliche Litteratur ausserhalb geeigneter 
Auf bewahrungsstatten bedrohen ! 

N^obar's Bücher soUien innerhalb eines Zeitraumes von fünf 
Jahren in Frankreich nicht nachgedruckt, noch der Verkauf ausser» 
halb gedruckter im Inlande gestattet werden; für neue Ausgaben 
schon gedruckter Bücher wurde die Schutzfrist auf zwei Jahre be- 
schrünkt N^bar*s Nachfolger in diesem Privileg war 154^ nach 
seinem Tode Robertus Stephanus, der schon am 24. Juni 1539 zum 
königlichen Buchdrucker fUr Hebrfiisch und Lateinisch ernannt 
worden war. 



') Kenouard a. O. T. i. S. 106 ff". 

2) Vollständig abgedruckt bei Gräpel et a. ü. T. i. S. 88 fl". 
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Von nun an gehen Privilegien und Pflichtexemplare Hand in 
Hand Auch in Frankreich steigt die Zahl der letzteren im Laufe 
der Jahre hoher und höher. Im Jahre 1618 war sie auf drei, in 
der Verordnung vom 11. September 1703 auf fanf und bereits 1704 
auf acht Exemplare angelangt In dem Staatsrathsbeschluss vom 
16. April 1785 wurden neun Exemplare bei Verlust des Privi- 
legiums beansprucht'). 

Die Privilegien wurden in Frankreich gewöhnlich erst be> 
willigt, nachdem die Dnidcerkubmss eingeholt war*). Weitere 
ersdiwerende Bedingungen traten ein, wenn die Erneuerung des 
Privilegiums nachgesucht wurde, welche nur bewilligt werden 
durfte, wenn es eine neue Auflage betraf, welche um ein Viertheil 
gegen die frühere vermehn war*). Auch die lange bestehende 
Vorschrift, dass der Autor, der ein Privileg genommen, es nur 
ausnutzen durfte, indem er es einem Drucker oder Buchhlndler 
verkaufte, ist ein bemerkenswertfaer Unterschied zwischen franzö- 
sischen uiul ieutschen Verlagsprivilegien Das letzte Privileg in 
den Registern der Syndikatskamnier in Paris stammt vom 
27. Juli 1790. Es wurde dem Buchhändler Langlois dem Aelteren 
für ein Werk ertheilt: Etrennes interessantes des quatre parties du 
monde*). 

In England folgte auf die PrivUegirung Pynson^s im 
Jahre 15 18 eine Reihe weiterer Privilegien. Pynson selbst erhielt 
deren noch mehrere^). Nach Errichtung der Buchhündlerianung 
im Jahre 1556 mussten die BUcher in den Registern derselben ver- 

1) Code de Ja librairie (p. Saugrain) (Paris 1744) S. 39» fif. [G.] 
*) Renouard a. O. S. 189, 
£b. & 109. 

Arr€t 30. Aoflt 1777 Art 2. 
Renouard a. O. S. 109. 
•) Eb. & 193. 

*) Vgl Dibdin, Typogr. ant Vol. s. S. 477 fi; 
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zeichnet werden und waren so gegen den Nachdruck geschützt. 
Daneben bestanden königliche Privilegien fort. Selbst nach de(n 
Scbutigeseu der Königin Asuia vom Jahre 1709 wurden, ot>wohl 
dem Autor nun auf 14 Jahre das VervieUUtiguogsrecht aUgemeia 
mertuumt worden, noch suwcüen VerlagsprivUegien erdieih*)- 

*) So von Georg 11 fUr die Biographia Britannica am 26. Sept. 1744, 
(Abgedr. bei POtter B. N. S. iia. — Ebenda findet sich auch der Text 
eines holländischen BUcherprivilc^ vom is8. April 1731, nüt der Bedingung 
eines Pflichtezemplais fttr die Iqrdener Univeisiiflisbibliodiek), 
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Die geltenden Bestimmungen. 

Charakteristisch für die Gesetzgebung der Gegenwart ist ihr 
Bestreben, die Pflichtexemplare, auf welcher gesetzlichen Grund- 
lage sie immer erhoben werden, zum Nutzen der Öffentlichen 
Sammlungen zu verwenden. Dieser ideale, die geltenden Be- 
stimmungen beherrschende Gesichispunkt war der iiiiereii Gesetz- 
gebung zwar nicht völlig fremd, aber nicht in gleicher Ausdehnung 
eigenthUmlich. Die Verwendung eingelieferter Exemplare zu per- 
sönlichem Nutzen hat aufgehört. Vielfach tritt die Absicht hervor, 
die Verpflichtung auf das geringste Mass zu beschiünken, welches 
die Rücksicht auf die Wissenschaften erheischt. 

Nach dem direkten Zusammenhange, in welchem die Abgabe 
zur Zeit mit Censurbestimmungen, staatlicher Ueberwachung der 
Pressgewerbe, der Sorge flir die wissenschaftlichen Sammlungen 
oder mit Autorschutzgesetzen steht, sind im Folgenden gesondert 
zu behandeln: i. Die Censur-, s. die Ueberwachungs-, 3. die 
Studien-, 4. die Schutzexemplare, welchen Abschnitten ein 
fünfter sich anschliessen wird: Staaten ohne Abgabe von 
Pflichtexemplaren an Bibliotheken. 
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L Die Cennirezemplare. 



A. Russland« 

[Statut Ober Censur and Presse S 72; s, Ges.-Saminluiig Bd. 14. 

Ausgabe des Ja'ncs 1886.]') 

§ 72 : „Die Censurcomites und einzelnen Censoren sind verpflichtet, 
bei dem Erscheinen neugedrackter Bücher, Journale, Zeitungen und anderer 
Druckerzeugnisse von den Herausgebern derselben zu verlangen: zwei 
foemplare, wdche in § 54 für die Censurbehörden gefördert werden, 
zwei Exemplare für die Kaiserliche öffentliche IJibliothek, wenn dns Werk 
in nicht weniger als sechshundert Exemplaren erscheint, doch nur ein 
Exemplar, wenn es in geringerer Anzahl gedruckt wird; ein Exemplar 
fUr die Alexander-Universit'ät in Helsingsfors und ein Exemplar fUr die 
Kaiserliche Akademie der Wissenschaften: ausserdem ein Exemplar von 
Werken — mit allen Beilagen und Supplementen — , welche sich auf 
Geographie, Topographie, Statistik, Reisen, üeschichte, Archaeoiogie, 
Naturwissenschaften, Mathematik, Astronomie beziehen oder in das Gebiet 
der Kriegswissenschaften gehören oder irgend eine Beziehung zu denselben 
haben, mit Ausnahme nur von periodischen, nicht speziellen Werken: 
für die Bibliothek des Generalstabs; ein Exemplar von Karten, statistischen 
Tabellen, Beschreibungen und anderen auf das Seewesen bezüglichen 
speziellen Werken: für die hydrographische Hauptverwaltung des Marine- 
ministeriums; ein Exemplar von Zeitungen, Journalen und Almanachen 
f Ur das Ministerium des Innern'). 

Hierzu gehOrt folgeade Anmerkung: 

„Die modcauer Museen, das Ofientliche und das Rumjanzowsche 
haben das Recht, unentgeltlich zu erhalten: i. je ein Exemplar von allem, 

was in Russland durch Privatleute oder durch Staatsinstitute gedruckt, 
gravirt und lithographirt wird; 2. je ein Exemplar in Kussland photo- 



') T 'ebersetzt vom Bibliothekar bei der Ges. d. Wiss. in Petersburg, 
Herrn Alex. Peters, nach der russischen Ausgabe; auch mit Benutzung 
von Piivatmittheüungen der Kais. Üniv.-Bibl. in Dorpat, — Uebrigens weicht 
§ 72 der neuen Fassung von dem entsprechenden § 79 desSheren Gesetzes 
vom Jahre i8s7 in mehreren Punkten ab. 

*} Polizei-Pepanement 
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graphirter Hanüschmttn und Bücher und 3- je ein Exemplar der kon- 
fisdrten oder durch Gensurbehörden oder Zollamter angdudteoea aus- 
ländischen Werke, velche tu diesen Behörden in mdireren Exemplaren 
gelangen. 

Exemplare von Büchern, periodischen Werken, Broschüren und 
ScparaiabdrUcken aus periodischen und Sammelwerken, mit allen zu- 
gehörigen Beilagen, ebenso Exemplare von Tafeln, Gravuren, Ljiho- 
graphieen, geographischen Karten, Plänen, photographirten Handschriften 
und Büchern u. a. m, werden in die Museen gesandt: wenn sie von 
Druckereien, lithographischen und metallographischen Anstalten an die 
lokalen OonnhehKrden geliefert weiden, duidi diese Befafirden; wenn 
sie auf Anordnung von Regierungsbehörden und 'Personen heraus^ 
gegeben werden, durch diese Behörden und Personen; wenn sie endlich 
auf Allerhöchsten Befehl gedruckt werden, durch diejenige Druckerei, 
in der sie gedruckt worden sind." 

£rwfihat mag noch werden, dass auch voq allen neuen Auf- 
lagen, die von Neuem genehmigt werden mttssen, die genannten 
Pfliditezemplare abzugeben sind. 

-Im Weigerungsfälle tritt zwangsweise Beitreibung ein. 

B. Türkei 

* 

[Buchdruckerordnung vom Januar 1888 Kap. II Are 19. 21 — 34; 
Uebers. im BOrs. Bl. f. d. D. B. 1888 No. 212, S. 448^] 

Ein gedrucktes Gesetz» welches die Ablieferung von Pflicht- 
exemplaren vorsc h reibt, f^lte hier bis zum Beginn des Jahres 1888. 

Laut Beschluss des Unterrichtsministeriums waren von dem Eigen- 
thUmer eines Werkes, nachdem er von der Gensurabtheilung dieser 
Behörde die Druckerlaubnisa erhalten, vier Exemplare xu hinter- 
l^en, wovon zwei in der Kaiserlidien Centndbibliothek, zwd im 
Unterrichtsministerium aufbewahrt wurden. I^n Exemplar von 
letzteren blieb für den Bedarf des kaiserlichen Palastes reservirt. 
Das vom Antragsteller mit dem Gesuch zugleich eingereichte fünfte 
Exemplar erhielt derselbe mit dem Imprimatur der Censoren ver* 
sehen zurück '). 



Nach Priv. Mitth. des K. D. General-Konsulats in KonstantinopeL 

7* 
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Im Jaouar 1888 wurde eine Buchdruckerordnung erlassen, die 
in Kap, II. Art 19 Folgendes festaetst: 

jeder Drucksache gehört die Genehmlgttiig des MintBteriiuna 

des öOentlichen Unterrichts. Nach dem Druck sind zwei Exemplare vor 
der Verbreitung an da<s obengennnnte Ministerium in Konstantinopel, be- 
ziehentlich die ürtsbehörden in der Provinz abzugeben, mit Angabe des 
Titeb und der Grdese der Auflage. Lithographieen und dei^^hen imd 
MusikaUen unterli^en den Bestimmungen des Art. 23. Religiöse Bücher 
wie alle anderen Arten dürfen nicht ohne Genehmigung des oben- 
genannten Ministeriums gedri! :! r werden. Nicht muselmamsche religiöse 
Werke brauchen zur Genehmigung eine Erklärung der betreffenden 
Gemeindevorstdier. 

Art. 21. Wer ohne Genehmigung des Ministeriums und ohne zwei 
Exemplare abzugehen eine Drucksache druckt, verfiUlt in eine Strafe voa 
5 — 15 türkischen IMunden [qoo— 2700 Mark]. 

Art. 22. Für unveränderte Neudrucke genehmigter Werke bedarf 
es keiner neuen Genehmigung, iedrafaUs sind aber von der neuen Auf- 
lage zwei Exemplare mit zweien der alten einzureichen. Anzeigen Ton 
Heirathen, Todesfullen und dergleichen, Konzert-, Ball- und Theater- 
Anzeigen, advokatorische und Verwaltungs-Drucksachen und dergleichen 
bedürfen keiner Genehmigung. 

Art. 23. Alll Drucker, VerCflentticher, Aussteller und Verkäufer 
aller Arten Bilder, Stiche, Medaillen, Sinnbilder u. A. haben sich nach 
Art. T9 des Gesetzes zu richten. Wer ohne mit behördlichem Siegel ver- 
sehene und mit dem Unheil der Direktion der Schule der schönen Künste 
Übereinstimmende Genehmigung ebengenanate Dinge druckt, ausstellt 
oder verkauft, verfallt in 3—10 türkische Pfund [S4c-«i8oo Mark] Strafe^ 

Art. 24. Zur Einführung von Drucksachen und Druckutensilien 
aus dem Auslande und selbständigen Provinzen bedarf es ministerieller 
Genehmigung.'^ 

C. Japan 

[Pressgesetas vom 28. December 1887; s. Imperial Ordinance 
No, 76*, An. 3. 4. 9. 10.] 

Von jedem Buch oder sonstigen Erzeugniss eines mechanischen 

VervielfilitigungaverfiBLhrena sind zehn Tage vor der Yer5ffentlichun|{ 

drei Exemplare an daa Minbteriam des Innern einzusenden. 

Art III bestimmt: „When a literary vork or a pictnre or draiving 
is issued, a notice of the same shall besent in to the department of State 



*) Nach Privatroittbeüungen des K. Deutschen Konsulats in Hiogo- 
Osaka* 
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for Home Affairs, together with three oopies of the literary work, or 
picture or drawing, ten days previous tu uic üay ol publicaiion thereof, 
leaving out of calculation tiie number of days required for transmission. 

Art. IV. When a Uteraiy work or a picture or drawing is issued 
by a Government officc, the said Government office shall, previons to 
the publication of the same, send three copies thereof to the Department 
of State for Home Affairs. 

Von heftweise erscheiaenden Werken ist jedes Heft nach 
Erscheinea zu liefern. Bezüglich der Zeitschrittea kann hiervoa 
der Minister dispensiren. (Art 9.) 

Neue Auflagen, welche durch Zusütze, Verbesserungen, 
Tafeln u. s. w. verändert oder vermehrt sind, müssen aufs Neue 
hinterlegt werden. (Art 10.) 

D. Egypten.'; 

[Pressgesetz vom 26. November 1881 (5 Moharrem 1298)^ 
und £rläuterungsbestimmungen des Ministers des Innern hierzu 
vom 19. December 1881*).] 

Art 3 des Gesetzes lautet: 

„Nul imprimeur ne pourra imprimer un ecrit avant d'avoir dcclare, 
qu'ü se propose de Pimprimer, ni le mettre en vente ou le publier de 
quelque maniere que oe sott, avant d'cn avoir depose $ exemplaires au 
bureau de la Presse au mi'nistere de Tinterieur. 

Art 4. II y a lieu a saisie et contiscation de tout ouvrage: 1° Si 
Hmprimeur ne repr&ente pas les r^pisstt de la declaratioii et du depot 
ocdonn& ä Particle precedent. 

Art. 8. Les imprcssions lithographiques et en taüle-doucc sont 
soumises ä la presente loi comme tous les autres ouvrages dUmprimerie/* 

Nach den £jrlflttterung^bestimmungen sind unter dem W^ort 

yl6an.r^ za. verstehen: ^toutes les publications non päriodiques et 

tonte publication ptfriodique, paraissant ä Fintervalle d*un mois 

ou de plus d'un mois.^ 

') Mit Benutzung von Privatmittheilungen des K. Deutschen Konsulats 

in Alexandrien. 

*) Abgedruckt im Annuairc de legisiaüon e'trangere. Ann. 11 
(Paris 1882) S. 754, 

^ <>Recueil de tous lel doc offic du gouvemement Egyptien. 1881 
S. 574« 
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Merkwürdigerweise ist weder im Gesetz noch in den Aus- 
fUhrungsbesümmungen bemerkt, dass die Abgabe der Exemplare 
uneiugeltlich sei; dies wird aber in der Praxis bei dem Mangel 
anderweiter Bestimmungen als selbstverständlich betrachtet 

Hat die Schrift die BilUgang des Ptessbureaus gefunden, so 
werden die eingereiditen Exemplare da* Viceköni^chen Bibliothek 
in Alexandrien, der einzigen ganz öffentlichen Büchersammluiig iu 
Egypten, Uberwiesen, deren Verwaltung befugt ist, bis zu dreien 
derselben zu verkaufen. £an g^genw&rtig im Pfiichtexemplar<- 
Wesen wohl einzig dastehender FaU. 

Es verdient noch bemerkt zu werden, dass erfahrungsgemtfss 
die Rct^icrung des Khedive nur gegen die eigenen Landesuntcr- 
thanen die Bestimmungen des Pressgesetzes zur Anwendung zu 
brii^en vermag. 
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IL Die UebemachungBexemplare. 

A(a). Das Deutsche Reich. 

[Reichspressgesetz vom 7. Mai 1874 S 9j s. Reichs-Gesetz- 
blatt S. 65 ] 

Die Napoleonische Herrschatt hatte Deutschlaad mit den 
herbsten Massr^Iungea der dem Gewalthaber unbequemen Presse 
Überscbttttet*)* Nach seinem Sturze hoffte man auf eine liberalere 
Gestaltung der Pressgesetze, umsomehr, als schon zu Ende des 
vorigen und Anfang dieses Jahrhunderts mehrere deutsche Fürsten 
aus eigenem Antriebe die Censur gemildert, ja ganz abgeschafft 
hatten. In Oesterreich hatte am 11. Juni 17S1 Joseph II sein be- 
rühmtes Gensurgesetz erlassen, dem die Dekrete vom 24. und 
26. Februar, i. und 13. April 1787 folgten, welche für die Druckereien 
Wiens das Repressivsystem einführten. In Mecklenburg unterwarf 
man zeitweise weder grössere Werke nocli Zciiblaiici und i'lug- 
schriften der Censur, ohne dass diese ausdrücklich aufgehoben 
worden würe'). In Bayern hob eine Verordnung vom 13. Juni 1803 
die Censur auf* In Nassau war dtirch landesherrliches Edikt vom 
4. Mai 1814 den Buchdruckern die Befugniss eingeräumt worden, 
ohne vorgängige Censur fedwedes Manuskript zum Abdruck zu 
bringen. Weimar hatte in dem Grundgesetz vom 5. Mai 1816 die 
Pressfreiheit anerkannt'). 



Vgl. Dekret vom 5. Febr. 1810 (Bull des lois. S^. IV. Na 264. S. 71). 

*) VgL Referat des Gesandten von Berg in der Bundesversammlung 
vom 12. Oktober iBiS bei CoUmann a. O. S. 213. 

«) Eb. & 230. 
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Dieser Zeitströmung Rechnung tragend, sprach Art i8d) der 
deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815*) die Verheissung aus: 

„Die bunJesversammiung wird sich bei ihrer ersten Zusammenkunft 
mit Abfa^ng gleichförmiger V^fUgungen Uber die Pressfreiheit und die 
SicherstcUung der Rechte der Schrifteteller und Verleger gegen den Nach- 
druck beschäftigen.*^ 

Wie wenig diese Zusage in ErftÜlung ging, ist bekannt. In 
der rücklauligcn Bewegung, welche bald Jaraut (.luiL-ii die karls- 
bader Beschlüsse eingeleitet wurde, war fUr Pressfreiheit kein Raum. 
Das umfassende Referat des Bundestagsgesandten von Berg Uber 
den Stand der deutschen Pressgesetzgebung, woraus hervorging, 
dass ein Drittel der Staaten Deutschlands bereits Pressfreiheit genoss, 
verhallte ungehört, und der Bundesbeschluss vom 20. September 1819 
schuf, zur PrSventivcensur zurückkehrend, ein fünfjähriges 
Provisorium, das bis zum Jahre 1848 sich erstreckte! Detm 
nach Ablauf der Frist, am 2a September 1824, wurde beschlossen, 
das Gesetz so lange in Kraft zu lassen, bis man Uber ein definitives 
Pressgesetz sich geeinigt haben würde. Diese Einigung aber sollte 
so bald iiichi einircten. 

Wurden früher Ausnahmen vom Censurzwang meist zu 
Gunsten einzelner Wissenschaftsfticher gemacht, so ging man nun 
dazu über, Schriften von bestimmter Bogenzahl für censurfrei zu 
erklaren, während andere, welche dieses Maass nicht erreichten, 
censurpfiichtig blieben*). Später wurden von den Kinzclstaaien 
in den nach Aufhebung der Censur im Jahre 1848 zahlreich auf- 
tauchenden Pressgesetzen ahnliche Grenzen bei der Forderung von 
Ueberwachungsexemplaren festgeMtzt 

Der nächste Wendepunkt in den Beschlüssen des Bundes, 



>) £b. S. 43. 

*) Es waren dies „Schriften, die in der Form täglicher Blütter oder 
heftweise erschienen, desgleichen solche, die nicht Uber 20 Bogen im 
Druck stark ^Yaren." 
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soweit sie hier in Betracht kommen, war die Erklärung vom 
3. Man JS48, wonach jedem Staate freigestellt wufde, 

,^ie Censur aufzuheben und die Pressfreiheit einzuführen, jedoch unter 
Garantieen, welche die anderen fiundesstaaten und den ganzen Bund 
g^en Misd>rauch der Presse möglichst sicher stellen.** 

Baden war dem Bundesbeschluss durch ein provisorisches Gesetz 
vom I. März 1848 schon vorausgeeilt, indem es sein ehemals vom 
Bande mit dem damnatur belegtes Pressgesets vom 2& December 1831 
wieder aufleben liess. Sachsen hob durch Verordnung vom 9. Marz 
die Censur provisorisch und definitiv durch Verordnung vom 
23. März sowie durch das Pressgesetz vom 18. November 1848 auf. 
Oesterreich folgte am 15. und Preussen am 17. Marz mit der 
Proklamirung der Pressfreiheit. Die deutschen Grundrechte endlich 
vom 21. December 1848 beseitigten die im Marz verlangten 
Garantieen, indem sie alle vOTbeugenden Massregehi, namentlich 
die Censur, die Konzessionen, Staatsauflagen, Sicherheitsbestellungen 
und andere Besclirünkungen gemildert oder aufgehoben wissen 
wollten. Das gleichzeitig in Aussicht genommene Pressgesetz kam 
jedoch erst am 6. Juli 1854 zu Stande, als Preussen, Bayern und 
Oesterreich langst mit eigenen Gesetzen vorangegangen waren. 
Freilich keineswegs in dem verheissenen Sinne. Denn an die Stelle 
der Censur trat jene Reihe von Ersatzmassregcln, zu welcher auch 
die Ablieferung von Ueberwachungsexemplaren an die Sicher- 
heitsbehörden gehörte'). 

Ein Theil der Staaten brachte den Bundesbeschluss wörtlich 
unter Hinzufbgung von Ausfuhrungsbestimmungen, oder dodi mit 
Zugrundelegung desselben zur Ausftihrung, andere hatten vorher 
schon Pressgesetze erlassen und kümmerten sich wenig um etwaige 

') Man unterschied jetzt auch Avohl die Schritten insofern, als man 
bei grösseren Werken lUngere Ablieferungsfristen gewahrte, wahrend 
kleinere noch vor der Ausgabe oder spätestens bei deren Beginn verlangt 
wurden. 
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abweichende Forderuagen des Bundes oder erliessen sie nach 
der Sprengung des Bundes durch die Ereignisse des Jahres 1866. 
Das Ueberwacbungsexemplar kehrt in £ut aUen diesen Gesetzen 
vor 1866 regelmüssig wieder, bald mit, bald ohne AnnahcM des 

auf dem Umfang der vSchrift beruhenden Prinzips; in ersierem Falle 
mit wechselnder Grenze der Bogenzahl der abgabetVeien oder hia- 
sichdich des Ablieferuogstermins bevorzugten Schriften. Die Ver- 
fassung des Norddeuucben Bundes vom 25. Juni 1867 machte die 
Pressgesetzgebuni^ nicht zu einer iFbr die Bundesstaaten gemeinsamen 
Sache und viele Siaatcu fingen in Folge uc.sscii mit dem Erlass 
von Pressgesetzea selbständig, viele im Sinne der Abschaiiung 
der Ueberwachungsexemplare vor, wodurch mehrere Bibliotheken 
ihrer Pflichtexemplare verlustig gingen. 

Erst dem Deutschen Reich war eine einheitlidie Gestaltung 
der Pressgesetzgebung vorbehalten, welche das alte Reich und der 
Deutsche Bund zwar erstrebt, aber so äusserst unvollkommen zu 
Stande gebracht hatten. Nachdem im Art. 4 der Reichs Verfassung 
vom 16. April 1871 sab No. 16 die Bestimmungen Uber die Presse 
und das Vereinswesen als zur Reichskompetenz gehörig bezeichnet 
worden, trat die Retchsregierung an die Ausarbeimng einer ent- 
sprechenden Vorlage heran, und am 7. Mai 1874 konnte die Publi- 
kation des geltenden Reichspressgesei/es erfolgen. 

Wie bisher der Bund, so hat auch das Deutsche Reich den 
Landesgesetzgebungen bezüglich der Abgabe von Studienezemplaren 
freie Hand gelassen*). Dagegen ist die Hinterlegung von Ueber- 
wachungsexemplaren durch §9 vorgeschrieben. Hierin heisstes: 

„Von jeder Nummer (Heft, Stllck) einer periodischen Druckschrift 
muss der Verleger, sobald die Austheüung oder Versendung beginnt, ein 



') iiayern z. B. hielt die Ziistllndigkeit der Geschworenen bei Press- 
\ergehen aufrecht, trotz der prinzipiellen Verwerfung derselben durch 
den ßund. 

Reichspr^sgesetz § 30. Abs. 3. 
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Exemplar gegen eine ihm sorort zu crtheilencle Bescheinigung an die 
PolizeibehüiUc des Ausgabeorts unentgeltlich nhlictern. 

Diese Vorschritt rindet keine Anw eaaung auf Drucivschrificn, welche 
atlsschliesslich Zwecken der Wissenschaft, der Kunst, des Gewerbes oder 
der Industrie dienen/* 

Aus den Rcichstagsdebatten über diesen § ist hiei cui Ab- 
ttnderungsantrag des Abg. Dr. Gucken hervorzuheben: Der Reichstag 
wolle beschliessen: 

a. Alinea t ist hinter den Worten ,,einer periodischen Druckschrift*^ 

einzuschalten: ,. sowie von jeder nicht periodischen Druckschrift^ deren 
Umfang nicht über drei Bogen betrügt"; 

b. Absatz i crhVtlt den Zusatz: „Die eingelieferten Exem- 
plare werden aufbewahrt und stehen nach Ablauf von sechs 
Monaten cur Verfügung derjenigen Btbliotheksverwaltung, 
zu deren Bereich der Ausgabe ort gehOrt.** 

Der erste Theil des Antrags, welcher die Machtbefugnisse 
der Polizei erweitert hätte, ohne dass die Regierung es gewollt, 
fand keinen Anklang und wurde surQckgezogen, der zweite Theil 
aber gelangte zur Abstimmung und wurde verworfen. Es war 
die Abneigung vorherrschend. Ober die Pflicht^emplare der Biblio- 
theken irgend welche poshive Bestimmungen zu treffen; man 
wollte, wie es § 30 thut, an den Vorschriften der Einzelstaaten nicht 
rütteln, aber auch neue nicht hinzufügen. 

Abg. Dr. Oppenheim führte aus, es virtlrde mit der Wetter- 
gabe der Exemplare an die Bibliotheken eher ein Privilegium odiosum, 
als ein Vonheil für dieselben geschaffen und fürchtete die Noih- 
wendigkeit, zur Aufstellung so ausserordentlicher Buchermassen 
neue Fonds den Bibliotheken einzurMumeu^* Hierbei wurde Ober- 
sehen, dass die Abgabepfticht von Studienexemplaren im weitaus 
grOssten Theile Deutschlands noch besteht und fest Oberall ja die 
Proviiizud-, Kreis- und Lokalzeituagcu in sich schlicsst, welche die 
Bibliotheken, wie später noch näher dargelegt werden wird, auch 



■) Sten. Ber. des D. Reichst 2. Per. f. Sess. 1874 Bd. 3. S. 1099. 
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nicht missen können. Der Bezug derselben durch die Polizei- 

oi>;aiic halle aikrdings zu der crwllnschtcu lückenlosen Sammlung 
dieser Blätter wohl kaum verhelfen können. 



A(b). Elsass- Lothringen')* 

[Gesetz vom 21. Oku 1814 S 14 u. 16. — Ordonnanz vom 
24. Okt. 1814 S 3 n. 9. — Ord. v. g. Jan. 1828. — Ord. v. yy, Juli 1835 
S I u. 2. — Pressges. v. 27. Juli 1849 S 7. — Pressges. v. 1 1. Mai 1868 
Art. 7' — S. Sammlung der in £ls.-Lothr. gelt Gesetze her. v<m 
F. Althoff u. A. Bd. 3. Strassb. 1881 S. 339. 360. 440. 493. 
64s. 971.] 

Das Reichspressgesetz ist hier nicht in Kraft getreten (j) 31). 
Die geltenden Bestimmungen über Pflichtexemplare sind noch die 
der französischen Pressgesetzgebung vor dem Anfall des Landes an 
Deutschland. Sie sind enthalten in dem Gesetz Qber die Press- 
iieiheit vom 21. Oktober 1814*). 

S 14 lautet: 

„Kein Drucker darf ein Schriftstück drucken, bevor er eine Er- 
klärung dahin abgegeben hat, dass er den Druck ausfuiireu will, noch 
das Schriftstück zum Verkaufe aussetzen oder ii;gendwie VttOfientliehen, 
bevor er die vorgeschriebene Anzahl von Exemplaren auf dem Sekretariat 
der PrUfektur niedergelegt hat." 

§ 16: „Das Unterlassen der Erklärung vor dem Druck und das 
Unterlassen der Hinterlegung vor der Veröffentlichung, welche nach An- 
gabe des vorhergehenden Artikels festgestellt werden*), unterliegen jedes 
zum ersten .Male einer Geldstrafe von looo Frank; im zweiten Falle einer 
solchen von 20cx) Frank*'*). 

Durch S 3 der Ord. vom 24. Oktober 1814*) wurde die Ab- 



>) Mit Benutzung von Privatmitth. der K. Univ. u. Land. BibL in 

Strassb urg. 

*) ü. S. ßd. 2. S. 3 59. 

*) An. 15 ist durch § 94 ff. der Strafprocessordnung ausser Kraft 
gesetzt 

*) Art 15 des später zu erwähnenden Ges. vom 11. 5. 1868 gestattet die 
Herabsetzung der Strafe bis auf jo Frank. 
G. S. Bd. 2. S. 360. 
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gäbe auf Kupferstiche und Holzschnitte ausgedehnt, welche von 
einem Texte begleitet sind. Die in Art 4 und 8 auf fünf fest- 
gesetzte Anzahl der an die PrMfektur zu Hefemden Exemplare 

wurde durch Ürd. vom g. Jan. 1828') herabgesetzt und zwar: 
^ausser dem Exemplar [von Büchern] und den beiden AbzUgen 
[von Kupferstichen und Holzschnitten ohne Text] für Unsere 
Bibliothek nur noch, gemäss derselben Ordonnanz, auf ein 
Exemplar und einen Abzug für die Bibliothek des Ministeriums des 
Innern.** Spater wurde bestimmt, dass diese letzteren Exemplare 
auf der Bibliothek St. Genovefa verwahrt werden sollten, und durch 
Ord. vom 11. Okt. 1832') die Aufsicht darl^er dem Minister des 
öffentlichenUnterrichts übertragen. Eine Verfügung vom ^ Juli 1835*) 
indene diese Bestimmung dahin ab, dass fortan das Exemplar für 
das Unterrichtsministerium in die^m hinterlegt bleiben sollte, und 
ermächtigte den Minister, unter den abgehefericn Werken ,,eine 
geeignete Auswahl zu treflen und die ausgewählten Bücher an die 
Bibliotheken des Reichs und die verschiedenen Unterrichts- oder 
der Kunst und Wissenschaft gewidmeten Anstalten zu vertheilen"*). 

Ferner besteht noch zu Recht ArL 7 des Pressgesetzes vom 
27. Juli 1849 ^): 

,,UnabhUagig von der durch das Gesetz vom 21. Okt. 1814 vorge- 
schriebenen Hinterlegung müssen, Zeitungen und Zeitschriften ausge^ 
nommen, alle Druckschriftea, welctw Gqi;etB(9nde der Politik und VolkS' 
wirthschaft behandeln und nicht 10 Druckbogen stark sind, durch den 
Drucker auf dem Parquet des f\Jr den Ort des Drucks zustandigen Pro- 
kurators der Republik wenigstens 24 Stunden vor jeder Verötientlichung 
und VertheOung hinterlegt werden. 

Der Drucker muss bei der Hinterlegung zugleich die Anzahl der 
Exemplare, welche er gedruckt hat, angeben, lieber seine Erklärung ist 
ihm eine Bescheinigung auszustellen. 



>) Ges. SammL Bd. s. S. 440. 

^ BulL des lois. S^r. IX. Na 4418 (No. 187) S. 327. 

^) G. S. Bd. 2. & 493. 

Die Hinterlegung der Exemplare dufch die Drucker geschieht 
jetzt beim Bezirks-PräsiJium. 
•) G. S. Bd. 2. S. 64s. 
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Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften dieses Artikels ist 
[durch du Zuchtpolkeigeficht] i) mit Geldstrafe von too xu 500 Frank 
zu bestrafen."' 

findlicb sind nach Art. 7 des Pressgesetzes vom 1 1. Mai 1868*) 

von Zeitungen und Zeitschriften 2 Pllichtexeinplarc bei den Ver- 
waltungsbeliürdea ,,im Augenblick des Erscheinens jedes Blattes 
oder jeder Lieferung^ und zwei Exemplare bei der Staatsanwdt- 
achaft zu biaterlegen. 

B. Oesterreich. 

[Pressgesetz vom 17. Dec 1862 $ 17.] 
VeigL Studienexemplare weiter unten. 

C Frankreich. 

[Loi du 39. juillet 18S1 Art 3. 4; &. BulL d. lois S^. XU. Now 637. 
GharL Goostant, Code g^n. des droits d^auteur. Paris 1888 S. 156.] 
Das Gesetz tiber die Pressfreiheit vom 20. Juli 188 1 regelt die 

Abgabe von Pflichtexemplaren in Frankreich. Es verlangt deren 
zwei, wie schon die Verfügung vom 9. Jan. 1828 Art. 1*} und das 
Gesetz tlber das Urheberrecht voni 19/24. Juli 1793 Art. 6*). Oa^ 
gegen betrug diese Zahl in dem Zettraum von 1810 bis 1828 fbnf, 
wovon eines der Gensor erhielt*). 

Art. 3 des gellenden Gesetzes bestimmt: 

„Au moment de la pubhcation de toui imprime, il en sera fait, par 
rimprimeur, sous peine d'une amende de 16 francs ä 300 francs, un de'pot 
de deux ezemplaires, destin^ aux collections nationales. 



■) Jetst durch das Schtf flengericht. 
•) G. S. Bd. 2. S. 97T. 

^ Aug. Charles Renouard, Trait^ d. droits d*auteun. T. i 
(Paris 1838) S. 430. 

«) Eb. s. r-7. 

») De'cret imp. du 5. fevr. tSto Art. 48. — Loi du ^i. oct. 1814 
Art. 14—16. — Ordonn. du roi 24. oct. 1814 Art. 3. 4 (BulU d. lois, SeV. IV. 
No. 264. S. 71; S6r. V. No. 395 und 403). 
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Ce depot sera fait: au ministerc de Tinterieur pour Paris; ä la 
pr^fecture, pour les chefs-lieux de dcpartemcm; a la sous-prefecture pour 
ks cheft-Ueux d*aiToiidi»einent et pour les autres vUles ft la mairie. — 
L^acte de depdt mentionnera le titre de rimprime et le chiffre du 

tirage. — Sont exeniptes de cette disposition Ics bulletins de vote, les 
circulaires commercialcs ou industrielles et les ouvrages dits de ville ou 

bilboquets." 

Von diesen zwei Kxempkren wird das eine vom Ministerium 
des Innern an das Unterrichtsministerium, das andere an die National- 
bibliothek zu Paris weiterbefbrderc. 

Den Bestimmungen ii^t der Doppelzweck der Repression 
wie der Bereidierung der nationalen Sammluoigen zu Grunde. 
Lediglich in repressiver Absicht wurde die Klausel eingeschoben: 
Tacte de d^p6t mentionnera le titre de rimprimtf et le chiffre du 

tirage. Diese Anordnung hat mit den Interessen der Bibliotheken 
oder etwa der Begründung des Eigenthumsrechtes nichts zu thun. 
Sie wurde von der Senatskonunission dem von der Deputirten- 
kammer angenommenen Gesetz^ unter folgender Begründung ihres 
Berichterstatters Mr. Peletan, hinzugefügt*): 

„... lacommission n'avait pas a s'occuper de la propriet^ 
litt^raire; eile s*est surtont placke aa point de vue de la 
r^pression; eile a pense' que Timportance du tirage serait, en certains 

cas, im motif dcterminant de la poursuite; une publication tiree ä quelques 
exemplaires pourrait ne presenter aucuii daoger, tandis qu^elle pourrait 
en oftrir un si le tirage etait considcrable/* 

Die Ablieferung ist mit der Veröffentlichung der Schrift, 
also mit dem Verkauf oder der Austheilung zuj^dcfa auszuführen*), 
wie bei dem Ueberwachungsexemplar für Periodica im Deutschen 

Reich. Sie ist von dem Drucker auszuführen, der sich dabei durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lassen kann, aber verantwortlich 
bleibt«). 



>) Georges Barbier, Code ekpliqu^ de la presse. T. i (Paris 

i««7) S. 63. 

») Barbier a. O. S. 63. § 35. 
») Eb. S. 62. § 32. 
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Die Ablieterung hat auch von Neudrucken zu geschehen'), so- 
wie von Separaiabdrückcn*). Die Ueberschreiiung der deklarirtea 
Hohe der Auflage durch Druck weiterer Exemplare wttrde einem 
Neudruck gteichxuachten sein*). 

£in Werk, welches von ein und demselben Drucker in ver* 
schiedencn Dcparicinems gedruckt wird, ist in jedem einzelnen zu 
hinterlegen^). 

Die Ablieferung muss, mit Ausnahme von Paris, wo sie im 

Ministerium des Innern zu machen ist, auf der Prafekmri der Unter- 

prlifektur oder dem fiargermeistenimt erfolgen. £i]|e Ablieferung 
bei der Mairie wOrde eine solche bei den höheren Verwaltungs- 

beliürdcii nicht ersetzen können, wo diese nach dcir. WUnlaut der 
Bestimmungen einzutreten iiat. Eher möglich, meint Barbier, sei 
der umgekehne Fall. Denn die Gewährung der Möglichkeit, an 
die UnterprMfektur und die Mairie ausser der Prflfekmr abzuliefern, 
habe offenbar nur eine Bequemlichkeit für die Verpflichteten 
schatlen sollen, von der sie fakultativ Gebrauch machen können 
oder nicht, und sei als eine Erweiterung des Gesetzes vom Jahre 1814, 
das nur die Ablieferung an die Fräfektur kennt, zu betrachten*). 

Mit Recht tadelt Barbier den Umstand, der in den mehrfachen 
Zwecken des Paragraphen begründet sei, dass die für die Öffent- 
lichen Sammlungen bestimmten Werke von den Druckern zu 



') B a r b i e r S. 61 . § ;rj. ^ D n 1 1 oz, Repert. de l^gislat Presse 147 [G.]: 
^eimpnmer c'est toujours impnmer". 

2) Barbier S. 61. § 29: „Le ti ihunal Uc la Seine, par jugement du 
31. janvier «883 a decidc, qua le depot procrit par Tarticlc 3, devait avoir 
lieu pour chaque imprime qui reveiait une forme lypographique speciale; 
qu*en cons^quence, deux imprim^s diff^rents par leur §onae et leur typo- 
grapbie, bien que cootenant le m€me texte, ^ent soumis ä deux 
d^pdts distincts^^ 

s) Eb. S. 61. § 30. 

«) Eb. S. 61. § 3». 

Eb. S. 61. 62. § 31. 
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liefern seien, die ihrer gesetzlichen Pdicht genügen, wenn sie das 
Buch, in welcher Form es immer ihre Werkstätte verlasse, deponiren* 
Die Folge biervoa ist, dass der presspolizeiliche Zweck zwar er- 
reicht, dass die Bibliothekea aber sehr viele Exemplare 
höchst unvollständig erhalten, wahrend nur die vollständigsten 
und besiausgestatteten darin Aufnahme rinden sollten. Werden 
die Werke, wie höuhg, der Zeitersparniss wegen panieenweise 
mehreren Druckereien gleichzeitig zum Druck Ubergeben, so liefert 
jede derselben ihren Theil ab und die Verwaltungen haben groese 
Muhe, die einzelnen Bruchstücke zu vereinigen. Die Herstellung 
der Titel und Ümschlagtitel wird wohl gar einer besonderen An- 
stalt übertragen, deren Spezialitat der Druck auf farbigem Papier 
ist. Oder die Tafeln werden dem Kupferstecher und Lithographen 
anvertraut und wandern dann ins Kupferstichkabinet, während 
der Text zur Abthdlung der gedruckten Bücher gelangt*). Diesen 
Uebelständen könnte nur dmiurch wirksam abgeholfen werden, dass 
statt des Druckers der Verleger oder der Verfasser, erst wenn 
Beide nicht genannt wären, der Drucker verantwortlich gemacht 
würde. In anderen Ländern mit Druckerex^plaren hat man sich 
vor Verlusten dadurch zu schützen gesucht, dass man ausdrücklich 
die Verleger verpflichtete, die Drucker vor der Ablieferung mit 
allem, was zur Vollständigkeit des Werkes an Karten, Plänen u. s. f. 
gehört, zu versehen. Diese Bestimmung hat aber den grossen 
Nachtheil, dass man statt eines mit zwei Trägem der Vcrpliichtung 
zu rechnen hat, wodurch erfahrungsgemäss der Zweck auch nur 
sehr unvollkommen erreicht wird. 

Die erfolgte Ablieferung wird Seitens der Verwaltung unter 
Angabe des Buchtitels und der Höhe der Auflage urkundlich 
regisirirt, ausserdem eine Empfangsbeschcinigunt,' ausgestellt. Aus- 
geschlossen von dem Ablieferungszwange sind nur Wahlzettel, 



0 Richou, Trait^ de Tadmin. d« biblioth. publ. (Paris 1S85} S. 134. 

8 
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Cirkulare zu Geschäfts- und gewerblichen Zwecken und ouvrages 
de viUe ou bilboquets''. 

Gabfiel Richou, Konservator der Bibliothek des Kassations- 
hofes zu Paris, erklart diesen Ausdruck naher^), indem er hinzu- 
fügt, dass die Behörden es thatsMchltch stets unterlassen haben, 
die darunter zu begreifenden Druckartikel zu fordern, obwulil das 
Gesetz von 1881 sie zum ersten Male ausdrücklich ausschliesse. 
Man verstehe unter bilboquets: „les annonces de mariagei de 
naissance, de ddces, affiches de ventes ou locaüons, impressioas 
purement relatives k des convenances de famille, de sod^td ou a 
des inte'rets prive's." Aber, bemerkt Richou, die Kürze eines Werkes 
an sich, welches die öffentliche Ordnung inieressirt, bildet kein 
Moment der Befireiung von der Abgabe für den Drucker. Eine 
bischöfliche Verordnung, ein kurzer, einer Zeitschrift entnommener 
Nekrolog in BroschOreaform, eine Bittschrift, welche Namens- 
Unterschriften aufnehmen soll, ,,n'edt-elle que trois Ifgnes^S ein Brief 
an die Depiiiirica eines Dcparicrncath, cia Cirkulai des Verwaltungs- 
ausschusses einer Geseilsciiaft an die Mitglieder, um ihre Zu- 
stimmung einzuholen, dass ihre Namen auf die vom Prflfekten 
verlangte Lbte gesetzt werden, — alle diese Druckschriften sind 
der Abgabepflicht unterworfen. Dag^ea ist es gebrfludilidi, in 
Prozessen die Denkschriften der Sachwalter und Advokaten, bei 
welchen Eid und Amtspflicht genügende Sicherheit bieten, davon 
auszunehmen. Doch ist deren Namensunterschrift am Fusse der 
Ausarbeitung unerlflsslich. Diese nicht gesetzlich zu begründende 
Ausnahme beklagt Richou mit Recht im Interesse der einschlägigen 
Geschichtsforschung >). 

Als Gesichtspunkt in zweifelhaften Fällen muss gelten, dass 
alle zu der ötfenthchen Ordnung ihrem Gegenstande nach be- 

') Richou a. O. S. 118. 

*) Seine Angabe sind der richterlichen Praxis entnommen. Vergl. 
die Belege a. O. S. tis— 126: D^pdt 1^1. 
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»ehungsloseti Schriften nach dem Geist des Gesetzes und der 
herrschenden Praxis von der Hinterlegung befreit sind und um- 
gekehrt. * 

An. 4 desselben Gesetzes bestimmt: 

„Les dispositions qui precedent sont applicables a tous les genres 
d'imprimJs ou de reproductions destines a ctre publics. 

Toutefois, ie depot prescril par Tarticle prc'ccüent sera de irois 
esempkires pour les estampes, la musique et en g6o£nl les reproductioiis 
atitres que les imprim&i** 

Von den drei Exemplaren der Musikwerke und Kupferstiche 
erhält die Nationalbibliothek zwei, die Verwaltung der schönen 
Künste das dritte; sie gibt die Musikwerke jedoch an das Konser- 
vatorium der Musik weiter. WikfoeatUch einmal nimmt die 
Bibliothek und nach ihr das Unterrichtsministerium die für sie 
bestimmten Exemplare im Ministerium des Innern entgegen. Der 
Unterrichtsminister vertheilt die seinigen an die Bibliotheken in 
Paris und den Departements nach Massgabe der zu Gebote stellenden 
Fächer und der Bestimmung der Bibliotheken. Die Zahl der hieran 
theilnehmenden Institute betragt etwa 350*). 

Eine weitere Bestimmung des D^pdt legal, aber jedenfalls 
nicht ein Hauptzweck desselben, ., ic man vielfach irrthümlich 
meint, ist die, dass die Geltendmachung des Urheberrechtes 
durch gerichtliche Klage, im Sinne der Bestimmungen des 
Art 6 des Gesetzes vom Jahre 1793, davon abhängig ist, wenn es 
auch dieses Recht, das nur die Tbatsache der Urheberschaft zur 
Voraussetzung hat, nicht erzeugen kann. Hierbei ist zu beachten, 
dass unvollständige und irgendwie fehlerhafte Exemplare dem Autor 
nicht den Rechtsanspruch sichern^ und es daher in seinem 
Interesse liegt, sich von der vollkommenen Erfüllung der Be- 
dingungen durch den Drucker selbst zu ttberzeugeo, was den 
Bibliotheken nur zugute kommt. 

') Richou a. O. S. 121. 

>) Barbier a. O. S. 71. § 62. 

8« 
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Die Verjährungsfrist tür Pressdelikte betragt drei Monate. 
Diese Zeit erwies sich in Bezug auf die eben crwMhnte Bestim- 
mung insofern ab su kurs, atf es thatsXchlich nicht möglich ist, 
sKmmtliche eingelieferte Exemplare so schnell auf ihre Voll- 
ständigkeit 2U prüfen. 

Die Bewegung des D^pöt l^gal in der Nationalbibliothek hat 
Lipoid Delisle in dem umfassenden VerwaltungsberichT vom 
3. Juni 1885 für die Jahre 1810 bis 1884 zahlenmVssig dargelegt 

Ein getreues Bild liefern diese Zahlen jedoch insofern nichts als 
die Statistik der PÜichtartikei aus den Departements bald die 
Periodica und Lieferungswerke einschliessti bald nicht. Die 
grossen Schwankungen erkUlren sich wohl genügend durch den 
Wechsel der gesetzlichen Bestimmungen wie der Praxis der UebeT' 
wadiung. 

Danach gingen ein: 

1810 aus Paris und Departements gemeinsam: 1311 Druckartikel; 

1884 „ „ : 8156, Dcpaneiiicnts: 50606 Diuckaiükel. 

In den Jahren 1885 und 1886 ergab das Dtfpdt folgende 

Zahlen «1: 

1885 aus Paris; 7404 Bände, Departements: 13458 Bände; 

1886 „ „ : 74« H n «297 » 

Hierzu kommen noch an Revuen, Zeitschriften und Publi- 
kationen in Lieferungen: 

1885 aus den Departements: 43619; 

1886 „ tt : 41268. 

1) Bull, des bibliotb. et des arch. An. lUs S, js A< 

>) Centr. Bl f. ßibl. 1888 H. i. 

Nach Privatmittheilungen der VcrwaUunj? entziehen sich die 
Drucker nicht selten der Verpflichtung und bleiben die MaimuAgen der 
Bibliothek fruchtlos. 
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Noch bleibt Art. lo des Gesetzes zu erwähnen, welcher aus- 
schliesslich Ueberwachungsexemplare betrifft: 

„Au moment de la publicatioa de chaque feuille ou livraison du 

journal ou ccrit periodique, il sera remis au parquet du procureur de la 
Rcpublique, ou a la mairie, dans les vilics, oü il n'y a pas de tribunal de 
premiere instance, deux exemplaires signes du gcrant. 

Pareü d^p6t sera iait au ministere de Pint^rieor, pour Paris et le 
departement de la Seine, et, pour les autres de'partements, ä la prdfecture, 
ä la sous-pre'fecture, ou a la mairie, dans les villes qui ne sont ni che£»- 
lieux de departement, ni chefs-iieux d'arrondissement. 

Chacun de ccs depots sera effectu^ sous peine de 50 francs d'atnende 
contre le g^rant.^ 

Von allen Zeiturii^cn und Zeitschriften sind demnach in 
Frankreich zu hinterlegen: 

I. Zwei Eatemphre im Ministerium des Innern u. s. f., nach 
Art. 3. 

a. Zwei unterzeichnete Exemplare bei den gidchoi Behörden, 

nach Art. 10 (Depot administratif). 
3. Zwei unterzeichnete Exemplare bei der Staatsanwaltschaft, 
nach Art. 10 (D^pdt judiciaire). 

Die Lieferung der unter 2. und 5. genannten Periodica liegt 
dem verantwortlichen Redakteur, die der anderen bdden 

Exemplare, wie jeder anderen Druckschrift, dem Drucker ob. 

D. Italien'). 

[Legge 26. marzo 1848 sulia liberta di stampa Art. 7 e 8; 
abgedr. in Rivista d. bibL An. 1888 No. i/a.] 

Es kommen Ueberwachungs-, Studien- und Schutz- 
exemplare vor. Erstere werden auferlegt durch Art 7 des Ge- 
setzes über die Pressfreiheit vom 26. Mirz 1848, welcher lautet: 

,,Ogni stampalore dovrä presentare la prima copia di qualunque 
stampato, se nella provincia dove risiede un Magistrato d^appello, airuf ßcio 



Mit Benutzung von Privatmitth. der Viktor-Emanuel-Btbliodiek 

in Rom. 
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UeirAvvücato liscale generale '); sc nclle altre, al ufticio delPAwocato 
üscale presse ü Tittmnale di prefettura*); dö tutlo salvo il disposto del 
preaenle Edtcto drca le pubblicazioni periodiche. 

I n Tr!isgre<;<;ione del prescritto di questo artioolo v«iTä punita con 
multa cstensibüe a üre 300/^ 

Art. 12 fügt noch hinzu: 

„qudanque atione pemle nascente da reati di stampa sarä prescritta 
con lo spado di tre me» dalla data della cons^gna ddla copiaal pubblioo 
Ministero . . 

Das Gesetz wurde ursprünglich flir Pienumt vom König von 
Sardinien Karl Albert erlassen, später aber auf das ganze Reich 
ausgedehnt, und zwar auf: 

die Lombardei .... (Legge 31. Luglio 1859); 

Parma, Modeno, Romagna {Oecreto govematoriale 13. Genndo 1860); 



Umbrien (Decreto commissariale 5. Nbvembre 1860); 

Toscana . (Leg^c 30. üiugno 1860); 

Neapel (Decreto di luogoteaeoza i . Dicembre i H60 ; 

SizUicn (Decreto di luogot 17. Dicembre 1860); 

Venezien (Decreto di luogot. 2a. Agosto 1866); 

Rom . (Decreto 8. Ottobre 1870). 



Nach Ablauf der in Art. 12 festgesetzten dreimonatlichen Frist 
werden diese Uebcrwachungsezemplare für Studienzwecke frei. In 
Folge Beschlusses der Deputirtenkammer vom 1. Juni 1878, dass in 
der Biblioteca Vittorio Emanuele in Rom die gesammte neu er- 

schciiicade Lilteraiur vertreten sein solle'), ordnete das Ministcrio 
di Grazia, Giustizia e Culto durch Cirkular vom 3a Januar i83o 
an, dass die genannten Exemplare in Zwischenräumen von je 
14 Tagen ihm zu übermitteln seien. Davon erhslt die Mintsterial- 

0 Jetzt: Procuratore generale del Re presse la Corte d'appello. 

Jetzt: Procuratore del He presse tl Tribunale di drcoodario. 
•)„... di fornir modo a chiunque, e specialmente ai rapprcscntanti 

del pnese, di connsccrc prontamenrc, c sicuramente, col mezzo dclla Biblio- 
teca na/it)nale situala nella Capitale dcl Regno, ii movimento intellettuale 
iialiano.'' (Fnvatmitth. der ßibl. Vitt. Em.). 
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bibliothek die rechtswisscnschaftlichen Bücher, alles übrige die 
Viktor-Emanuel-Bibliothck, 

£s liegt auch hier die Gefahr vor, da» die Werke auf dem 
Wege von einer Behörde zur anderen nur lückenhaft an den Ort 
ihrer Bestimmung gelangen. Eine vollständige Sammlung der 
nationalen Litteratur in der genannten Bibliothek tritt aber an sich 
schon durch die Ausschliessung der juristischen und der damit 
verwandten Fächer nicht ein. 

Ausser dem durch Art. 7 vorgeschriebenen Ueberwachungs- 

exemplar, welches nach erfOUiem Zweck in den angegebenen Grenzen 

der Viktor-Emanuel' Bibliothek einverleibt wird, erhalten die 

italienischen BibliothekLii S lu Jienexemplare auf Grund von 

Art. 8 des genannten üesetzes, welcher lautet: 

„GH stampatori e riproduttori degli oggetti coniemnl^ti nelFart. i') 
dovranno, ncl tcrmine di giorni dieci successivi alla pubblicazione di 
qualsiasi opcra per essi riprodotta, consegname una copia agli Archivi 
di Corte*) f ed una alla Biblioteca dell^Universitil nel cui circondario e 
seguita la pubblicazione. Lo stampatorc o riproduttore che fosse in 
ritardo nell'eseguire la consegna sopra detta sara punito coil'ammenda 
di lire 50. 

n tuttD senza prcgiudizio di quanto e stabilito dalle leggi relative 
airacquisto ed alla conservazione della proprietä letteraria.^ 

Das erstere von diesen beiden Exemplaren kam nur bis 1869 

an die Staatsarchive zu Turin. Durch königliches Dekret vom 
25. November desselben Jahres wurde jedoch der Nationalbibliothek 
zu Florenz ein Pflichtexemplar von allen Druckartikeln bewilligt'), 

') Art. I setzt fest: „La maniiestazionc del pcnsiero per merzo 
della stampa e di qualsivoglia artificio meccanico atto a riprodurre s^ni 
figurativi e libera; quindt ogni pubblicazione di stampati, incisioni, Uto- 
grafle, oggecd di plastica e simili e permessa con che si osservino le norme 

seguenti." 

•) Jetzt: Archi\ i Ji Stato. 

•■') „ . . . presse la Bibliotecn Nationale di Fircn/e . . . sarä depositato 
un esemplare di tutte Ic produzioni contemplate dalla vigenie legge suUa 
stampa per cura de» Procuraiori del Re, giusta le apposiie istruzioni del 
Ministero dl Grazia e Giustizia*^ (Riordinamento delle Biblioteche Govem. 
del Regno Art 33 bei Tempia, Riv. d. bibl. 1888 S. 11). 
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demzufolge durch Cirkulare des Mimsteriums di Grazta e Giustizia 
vom 27. April und -^o. Juni 1870 die königlichen Prokuratoren mit 
der Einziehung und direkten Uebermitüung des bisherigen Archiv- 
exemplars aa die florenzer Bibliothek betraut wurden. Das andere 
£xemplar hat die Bibliothek derjenigen UniversitSt zu fordern — 
und zwar in direkter Zusendung in deren Bezirk der Druck der 
Schrift erfolgt. waren dies ursprünglich die Universitäten Turin 
für Picmont, Genua für Ligurien, Cagliari und Sassari für Sardinien. 
Dann folgten — je nach dem Antali der übrigen Laadestheile an 
das Haus Savoyen die Nationalbibliothek (Brera) zu Mailand 
für die Lombardei *}| die UniversitStsbibliothdcen zu Parma, Modena 
und Bologna fbr die gleichnamigen Provinzen, die Kommunal- 
bibliothek zu Perugia für Umbrien, die Bibliuihcken zu Neapel 
für die südlichen Provinzen, zu Palermo, Catania und Messina für 
Sizilien, zu Padua für Venezien, die Alessandrina in Rom für die 
römischen Provinzoi* In Toscana wurde durch Art. 2 des er- 
wähnten Gesetzes vom 3a Juni 1870 von den Druckern ausserhalb 
der Stadt Florenz noch ein weiteres Exemplar für die Maglia- 
bechiana, die jetzige Nationalbiblioihek, verlangt. Diese Bestimmung 
erfuhrt jedoch fast keine Anwendung mehr. 

In dem Cirkular vom 70, Juli 1S71 ordnete der Minister 
di Grazia e Giustiana in Erläuterung des Ausdrucks „qualsiasi 
opera^ in Art 8 des Gesetzes an, dass nur die geschafUichen, 
gewerblichen und privaten Zwecken dienenden Druckschriften, 
wie Hochzeitseinladungeii, Ankündigungen von Gesch^iftseröff- 
nungen u. dgl. von der Abgabe ausgeschlossen, alle anderen 
idein^en Drucke aber, Flug- und Gelegenheitsschriften sowie 
Zeitungen zu liefern seien*). Durch Cirkular vom 19. Juli 1881 
weist der Minister ZanardeUi darauf hin, wie wichtig es für die 



') Die Ambrosiana erhält keine Pflichtexemplare. 
^) Rivtsu a. O. S. IS. 
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wissenschaftliche Forschung sei, wenn in einer geord- 
neten BQchersammlung auch die scheinbar unbe- 
deutendste Druckschrift des Landes vertreten ist*). 

Ueber die nach dem Auiorschutzgesetz vom 19. September 1882 
zu liefernden Exemplare, welche nicht an Bibliotheken gelangen, 
vgL den Abschnitt: Schutzexempiare. 

^) RivistH a. O. Daselbst finden sich auch beachtenswerthe Ver^ 
bessenuigsvorschlage tu obigem Gesetz von Prof. Tempta. 
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ni. Die StndiMUxemplai«. 

A* Preussen. 

a. Altpreussen. 

[Kab.-0. V. 28» Dec. 1824 „eiiiige nähere die Censur betreffende 
Bestimmungen''; G.-S. 1835 S. 2/3. ^ AusfUhningsbestimmungen 

vergl. Anlage.^ 

Der Bundesbeschluss vom 20. September 1819 wurde in 
Preussen die Grundlage der Verordnung Uber die Censur der 
Druckschriften vom 18. Oktober 1819, durch welche das oben 
erwähnte fünfführige Provisorium geschaffen und das Gensuredikt 
vom 19. Dec, 1788 mit allen sich darauf beziehenden Edikten und 
Reskripten aulgehoben wurde. 

^Um der Übernommenen Verantwortlichkeit besser zugenOgen", 
wurde von der in dem Bundesbeschluss den Einzelstaaten gelassenen 
Freiheit Gebrauch gemacht und auch die Druckschriften ttber 
20 Bogen, wie bisher, der Censur unterworfen. Statt des 
Manuskripts war es auch gestattet, das Werk ,. stückweise in ge- 
druckten Probebogen''* dem Censor vorzulegen, auf die Gefahr des 
EigenthOmers hin, dass spttter vorgelegte Theile dem Rothstift des 
Gensors verfielen und schon gedruckte dadurch urniütz wurden. 

Ein Ober-Censur-Kollegium, welches nach Verschiedenheit 
der Gegenstande den Ministerien des Innern, der auswärtigen An- 
gelegenheiten und des Unterrichts unmittelbar unterstand, wurde 
für die ganze Monarchie errichtet und die der Akademie der 
Wissenschaften und den Universitäten bisher verliehene Gensur- 
freiheit su^endirt. 
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An. XV. bestimmte*): 

„Der Verleger ist, wenn er ein Werk mit Erlaubniss hat drucken 
lassen, tu keiner Entrichtung von CensurgebUhrcn. auch von Bekannt- 
machung gegenwUrtiger Censurvorschrift an zu keiner Ablieferung 
von irgend einem Freiexemplar an eine Bibliothek verbunden* 
Jedoch verbleibt die Verpflichtung zur Abgabe eines Exem- 
plars an den Censor.*' 

Die Stodienexemplare wurden also beseitigt, wahrend 

das bisher schon geforderte Entschadigungsexemplar fUr den 
Censor blieb. 

Nachdem die Fortdauer dieses Edikts durch k. Kabinetsorder 
vom 18. Sept. 1824 entschieden worden war, wurden am 2& De- 
cember desselben Jahres ,,einige nähere die Censor be- 
treffende Bestimmung en** erlassen, worunter sich in S 5 die 

folgende befand: 

[„Demnllchst hestimnie Ich, mit Abänderuni,' des XV'>-ii Artikels 
der Verordnung vom 18. Oktober 1819, 4) dass mit dem i^'ea Januar 1825 . . .] 
S) tfVon eben dem Zeitpunkte an jeder Verleger wiederum schuldig sein 
soll, zwei Exemplare jedes seiner Verlagsartikel, und zwar eins an die 
grosse Bibliothek hieselbst, das andere aber an die Bibliothek der Uni- 
versität derjenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, unentgeldiich 
einzusenden. Bei der Verpflichtung zur Abgabe eines Exemplars an den 
Censor hat es sein Verbleiben.*^ 

Zugleich wurde bestimmt, dass die Entrichtung der Ccnsur- 
gcbuhren aus Staatskassen wieder auf hören und der Verleger oder 
Buchdrucker 3 SUbergroschen für den gedruckten Bogen ent- 
richten solle*). 

') G.-S. 1819 S. 331. 

*) Vm die Mitte des vorigen Jahrhunderts betrug, wie oben bemerkt, 
der Satz 2 gute Groschen pro Bogen. Hieran hatte § 9 des Censuredikts 
vom 19. Dec. 1788 nichts geändert. Der Aulhebung der Censurgeblihi en 
im Jahre 18 19 lag die Absicht einer Entlastung der Verleger zu Grunde, 
um dem Gesetz Idchteren Eingang zn verscbafl^ sowie die RQckacht 
auf die Würde des CensorSi Friedr. Kapp gibt an (D. deutsche Press- 
gesetzg. . . . [1815— 1840]. Nach d. Akten im K. Pr. Geh. Staats Archiv 
= Archiv f. Gesch. d. Buchh. VI. 1881 S. 223^, dass in Berlin die Censur- 
geblihren unmittelbar vor 1819 nur die Höhe von 4TT Thlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
im Jahr erreichten. Die Leistung der Staatskassen wuchs jedoch bedeutend. 
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Der genannte $ 5 regelt noch gegenwärtig die Ab- 
gabe der Stüdienexcmplarc in dc;i altpreussischen Pro- 
vinzen, natürlich mit Ausnahme des letzten Satzes, welcher die 
Abgabe dea £atschildigangses«mplan vorschrieb. 

Der Umstand, dasa die Auferleguitg dieser Abgäbe hier in 
engster Verbindung mit Censurvorachriften erscheint, hat den 
Gegnern des Pflichtexempiarzvvanges nach Beseitigung der (Lcnsur 
hüutig Veranlassung zu der Behauptung gegeben, dass seit dem 
Pressgesetz vom 17. Mtira 1848 auch dieser Paragraph mit den 
Obrigen suglesch ab erloschen zu betrachten sei. Die Ueberschrift 
schon weise auf den Zusammenhang der Abgabe mit der Censur 
hin u. s. w. Die ministeriellen Entsdieidungen stützen sich dagegen 
darauf, dass ein materidkr Zusammenhang mit dem Censurwesen 
nicht erwiesen sei, die Ueberschrift kein Theil des verfügenden 
Inhaltes sei, vielmehr ihre ErklMruog finde in der fiesiebung des 
sonstigen Inhaltes der königlichen Order auf altere Gensurediicte *), 
dass S 4 des Gesetzes vom 30. Juni 1849'), wie auch $ 6 des Press- 
gesetzes V. 12. Mai 1851*) das Foribesiehcn dieser Besiimiiiuageii 
ausdrücklich anerkennen, dass endlich $ 30 des Ucichsprcssgesetzes 
v. 7. Mai 1874 ^ Verpflichtung nichts gelindert habe*). 

als auf Antrag des Ober-Censur-Kollegiuros vom 17. Mai 182t die Gebühren 

auf 10, 8, 6 und 4 gute Groschen für den Bogen, je nach dem Wissen- 
schaftsfach, doch ohne Unterschied des Formats, erhöht wurden. Ein 
Censor liquidirte z. B. für zwei Schriften von 33 bezw. 106 Druckbogen 
den Betrag von 377 Thlr. 7 Si;r. 6 Pf., der allerdini;.s auf die noch immer 
hohe Summe von 124 1 hlr. iiSgr. ermässigi wurde. Anderseits soU das 
Bestreben, bei Aufistellung der Rechnung die censirten BUcher in die höher 
honofirten Fachklaasen zu bringeo, zu den merkwttrdigsten Experimenten 
gefOhrt haben. — Dass die R^enmg unter den UmstHnden bei Ver- 
llngening dss Gesetzes nicht Lust hatte, diese Kosten femer auf die 
Staatskasse zu nehmen, ist erklUrlich. 

') Kv\. der >Uni,ster d. Inn. und d. Unt. vom 28. 12. 1876 an den 
Vorstand der Korporation der berliner Buchhändler. 

Erl der Min. d. L und d. Unt. v. 24. 11. 1876 [s. AnliangJ. 

*) Eri V. 29. 13. 1876 und 4. 8. 1876 [s. Anhang]. 

*) Erl. V. 4. 8 1876 [s. Anhang]* 
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Das Institut der Pflichtexemplare hatte, wie schon S. 40 be- 
merkt, in Preussen oline irgend welche erkennbare Abhängigkeit 
von der Censur begonnen, lediglich in Folge Ansuchens der berliner 
Bibliothek, und es ist bisher von keiner Seite der Nachweis ge- 
liefert worden, dass die in der Bibliothek hinterl^ten Exemplare 
dort einer Nachcensur unterworfen worden waren, was doch allein 
erst einen Zusammenhang der Abgabe mit der Censur sicherstellen 
wUrde. Dagegen liegen wiederholte, sehr beachtenswerthe Inter- 
pretationen der Besdmmungen vom 28. Dec 1824 durch die gesetz- 
gebenden Faktoren vor. 

Nachdem durch S 1 des mehrerwahnten Gesetzes vom 
17. Marz 1848 die Censur und „alle auf die Censur bezüglichen 
Bestimmungen, Anordnungen, Einrichtungen und Strafvorschriftea^'' 
ausser Geltung gesetzt worden, bezeichnete der am 8. Mflrz 1849 
der zweiten Kammer vorgelegte, aber nicht zurBerathung gelangte 
Gesettentwurf, betreffend das Recht, durch Wort, Schrift, Druck 
und bildliche Darstellung seine Gedanken frei zu äussern, die 
Pflichtexemplarabgabe als zu Recht bestehend. Die Ab- 
gabe, führte der Entwurf aus, sei nach Zweck und Umfong nicht 
als eine die Freiheit der Presse beschränkende Staats- 
auflage zu betrachten. Dementsprechend heisst es in der fol- 
genden Verordnung vom 30. Juni 1849: „An der bisherigen Ver- 
pflichtung des Verlegers . . . wird nichts geändert'* — fast genau 
der Wortlaut, welcher in ^ 6 des Pressgesetzes vom 12. Mai 1851 
wiederkehrt. Von einem „Redaktionsfehler** ^) in dem Gesetze von 
1851 in Bezug auf den Ausdruck „bisherigen** kann daher keine 
Rede sein. Diese Wendung bezeichnet nur die Auffassung, welche 
die Gesetzgebung bald nach Erlass des Gesetzes vom 17. Mörz 1848 
schon beherrschte, und enthält das Anerkennmiss der gesetzgebenden 



*) W eidling, Die Pflichtexemplare in Deutschland, im Börsenbl. 1887 
S. 478S. 
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Faktoren, dam mit der Censor die Pflichtexemplare nicht be- 
seitigt worden seien. Da auch das Reichspressgesetz die Vor- 
schriften der Landesgesetze ia diesem Punkt nicht berührt hat, ist 
das Gesetz vom Jahre 1S24 noch in Kraft. 

Ferner ist der Einwand, dass die Abgabe g^en die Vor- 
schriften des S 7 ad 6 der deutschen Gewerbeordnang vom 
21. Juni 1860 Verstösse^ Imitaiii^, Ja hierin rmr al.s autgchubcn be- 
zeichnet werden „alle Abgaben, welche fUr den Betrieb eines 
Gewerbes entrichtet werden, sowie die Berechtigung, dergleichen 
Abgaben aufisuerlegen.** Unter diese Auflagen ist die hier in Frage 
kommende nicht zu rechnen, da die Unterlassung der Ablieferung 
auch früher wohl exekutivische Einziehung und Geldbussen, niemals 
aber den Verlust der Gewerbebefugniss zur Folge gehabt hat. 

Die Eingabe endlich des Börsenvereins der deutschen Buch" 
handler an den Reichstag vom Jahre 1874') ^ Bestimmung 
des $ 30 des Reichspressgesetzes ins Feld, wonach eine besondere 
Besteuerung der Presse und der einzelnen Presserzeugnisse nidit 
staiihndco solle. Da aber die Vorschrift über die Abgabe von 
Freiexemplaren an Bibliotheken diesem Passus unmittelbar voran- 
geht und weder im Bundesrathe noch in der Kommission oder im 
Reichsttge der angebliche Widerspruch Anstoss erregt hat, so folgt 
daraus, dass eine Besteuerung in dem Sinne, in welchem das Wort 
im Gesetze Anwendung gefunden liat, welches im Besonderen „den 
Zeitungs- und Kalendersiempel, die Abgabe von Inseraten u. s. w.** 
als verbotene anführt, in der Forderung der Studienezemplare nicht 
gesucht werden darf. 

Die Kabinetsorder vom 28. Dec. 1834 ist dagegen nicht 
anwendbar auf diejenigen Provinzen, welche laut Gesetz vom 
20» Sept 1866 und die beiden Gesetze vom 34. December lööö der 



>) Vcrgl. Oas Retchspressgesete vom 7. Mai 1874 herausg. von 
H. Marquardsen (Berlin 187$) S. 361. 
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Monarchie einverleibt worden sind, Schleswig^Hobtein, Hannover 
und Hessen-Nassau, da sie daselbst durch kein Gesetz ausdrücklich 
eingeführt worden ist. Auch die Einführung des Pressgesetzes 
vom 12. Mai 185 1 in den neuen Landestheilen durch Verordnung 
vom 25. Juni 1867 hat hier an den früheren Verhältnissen nichts 
gelindert, das 6 dieses Gesetzes Iceine positiven, neuen Bestimmungen 
trifft, sondern nur an der bisher in Preussen geltenden Ver- 
pflichtung nicht rütteln will. 

Nachträglich bedarf noch der Erwähnung, dass eine Kabniets- 
Order vom 4. Okt. 1843*) die in der Verordnung vom 18. Okt. 1819 
gefofderte Gensur aUer Druckschriften, gleichviel welchen Umfanges, 
für Bflcher bezw. einzelne Lieferungen derselben aufhob, deren 
Text mit Ausschluss der Beilagen 20 Druckbogen überstieg, wenn 
sowohl der Verfasser als der Verleger auf dem Titel genannt waren. 
Dagegen waren die von der Censur befreiten Schriften Uber 
20 Bogen 24 Stunden vor ihrer Austheilung in einem Exemplar 
an die Polizeibehörde abzuliefern. Auch in dieser Verordnung, 
welche die Pfllichtexemplarauflage vom Jahre 1824 ganz unerwähnt 
Hess, liegt indirekt die Ancrkcnaung ihrer Unabhängigkeit von 
Ueberwachungszwecken. 

An die Kabinetsorder vom 28. Dec. 1824 schliesst sich eine 
Reihe von Ausführungsverordnungen an, von denen die durch 
Ministerialerlass vom 25. Februar 1840 an sümmtliche königliche 
Regierungen mitgetheilte Bekanntmachung des Oberbibliothekars 
Dr. Wilken vom 24. Dec, 1839, sowie der Erlass des Umerrichts- 
ministers vom i. März 1826 an sammtliche k. Oberpräsidenten nur 
auf die Abgabe an die Königliche Bibliothek zu Berlin Bezug 
nehmen. 

Da, wie oben gesagt, die Kabinetsorder vom Jahre 1824 nicht 

durch das Pressgesetz vom I7> März 18^ beseitigt worden, um erst 



0 G. & a 250. 
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im Pretagesca vom Jahre 1851 wieder «u&nleben, sondera unbe- 
schränkt und ununterbrochen fortbestand, so sind auch die an- 

ödüiesieiiiieu Ausführungsverordnungen noch in Geltung. Sie 
sind eathalten in einer Anzalil von MinisteriaLerlassea aus der Zeit 
vor 1848 und der Königlichen Kabineta-Order vom la. MXrz 1847 ')i 
deren Redmverbindlidikeit nicht zweifelhaft sein kann, dm der 
König vor Emanation der Verfaasung die gesetsgebende und 
vollziehende Gewalt in sich \Lrcmu^ie2). Sie sind ferner in 
einer Reihe von Erlassen der Ministerien nach Inkrafttreten der 
Verfessung enthalten. 

Wenn Art. 4$ der Verfessungsurkonde vom 31. Januar 1850 

dem Könige das Recht zum Krlass von Verordnungen beilegt^ 
welche nach Art. 106 dem richterlichen PrUfungsrecht in mate- 
rieller Hinaicbt nicht unteris^o, sondern nur dem der KammemfX 
so kaim dieses Recht natürlich anch von Organen der StaatBver-> 
walmng ausgeübt werden, welche speaell damit betraut oder vet" 
möge ihi ci allgemeinen Kompetenzen dazu berechtigt sind. Dagegen 
sind die Gerichte an diese Verwaitungsverordnungen in der Aus- 
übung ihrer Amtsgewalt nicht gebunden*). Sie sind daher zu 
betrachten ^als leitende Verwaltongsnormen für die Behörden, an 
welche sie ergangen sind*).** 

Hiernach sind fUr die altpreussischen Provinzen 
folgende Bestimmungen massgebend: 

I. Die Trager der Verpflichtung. Zunächst ist der Ver- 
>) Siehe Anlage. 

2) L. V. Rönne, Siaatsr* d. preuss. Mon. A. 4* Bd. i (Lps. iMi) 

a 74 ff. 

^) Eb* S. 406; Herrn. Schulxe, Preuss. Stsaisr. Bd. 2 (Lp& 1877) 
& 246. 

*) Rönne a. O. 179. 

•) Eb. S. 77 Anm. 



Digitized by Google 



— 129 — 



leger (auch Selbstverlegcr) verptiicliiet. Ist ein solcher nicht genannt, 
so tritt der Drucker an seine Stelle"). 

Der Selbstverleger hat selbst für die richtige Ablieferung der 
von ihm verlegten Druckschriften Sofge zu tragen, auch wean die 
Druckkosten des Werkes von einem Andern bestritten sein sollten*). 

Ist der Verleger oder Sclbstverleger einer Schrift ein Aus- 
wärtiger, so hat der inländische Drucker für die Ablieferung der 
Exemplare zu sorgen*). 

[st neben einem auswSrtigen Verleger auch ein inlMndischer 
im Titel genannt, so ist dieser lieferungspflichtig. Der Einwand, 
dass hiermit nur der Bezugsweg für die iniindischen Abnehmer 
des Werks angedeutet werden solle, verdient keine Berücksichtigung*). 

Hierzu tritt die Verordnung, dass die Behörden von allen auf 
Öffentliche Kosten hergestellten Werken ein Exemplar unentgeltlich 
an die KOn. Bibliothek zu Berlin und an sllmmtliche Universitäts- 
bibliotheken Preussens abzuliefern haben*). 

Der Umfang der Verpflichtung, Von allen Verlagsartikeln, 
sowohl Büchern als Zeiischritten, sind zwei Exemplare unentgeltlich 
abzugeben^). 

Unvertlnderte neue Auflagen (auch Stereotypabdrttcke), wenn 



') Kab. O. V. a8. 12. 1824 (G. S. 1825 S. 2/3). — Bek. des überbibl. 
Wilken v. 24. 12. 1839 (Min. Bl L d. l V. 1840 S. 94/95)- — BeL d. K. 
OberprUs. V. 11. 2. 1847 (M. Bl. £ d. i. V. 1847 & 85/86). 

«) Erl. d. Unt-Min. v. i. 3. i«»« Na 1 (M.-B1. f. d. L V. 1847 
S. 8S/86 AnL b). 

■) Bek. V. 24. 12. 1839 No. I (a. O.). 

«) Erl. d. U.-M. V. 24. 7. 1865 (M.-BL f. d. i V. 1865 S. 147; auch 
C-Bl. f. d. Ü.-V. 1865 S. 472). 

*) Erl. d. Min. d. I. v. 10. la 186» (nicht im M.-B1. f. d. i. V., aber 
dtin im folgenden ErL); ErL d. Min. d. 1. 11. d. Fin. v. i. 7* (M.-BL 
f. d. i. V. i88s S. 170). 

«) Kab.-0. V. 28. 12. 1824 (a. O.). — Bek. v. 24. 12. 1839 (a. O.). — 
Kab.-0. V. 12. 3« "847 (H'BL f. d. i. V. 1847 S. 164). 

9 
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sk als solche auf dem Titel bezeichnet werden*), desgleichen 
Sepafatabdracke, wenn sie als besondere Verlagsartikel erscheinen 
and durch den Buchhandel vertrieben weideni sind su liefern. Die 
Verpflichtung tritt nicht ein» wenn der & A. nur für den Verfasser 
und zu privater Venheilung bestimmt ist*). 

Hestaufiagen, die von einer inlnndischea Buchhandlung aus 
inllndischem oder ausUlndischem Verlag kiluflich erworben werden, 
sind abgabepflichtig, wenn der neue Eigenthttmer auf dem Titel 
des Werks oder durch anderweite Anxeigen sich als nunmehrigen 
Vcrktiiir bezeichnet'). 

Erscheint dasselbe Werk in verschiedener Ausstattung, so ist 
ein £xemplar der besten und vollständigsten Sorte zu liefern, aus- 
genommen jedoch Pracht- und Prlsentexemplaie auf dickem und 
steifem Papier*). 

Kuptervverke und Landkarten unterliegen der Abgabepflicht, 
wenn sie in Begleitung eines gedruckten Textes, gleichviel von 
welchem Umfang und welcher Bedeutung erscheinen^). 

Die empfangsberechtigten Institute sind die Königliche 
Bibliothek zu Berlin und die UniversitKtsbibliothek derjenigen Pro- 
vinz, in welcher der Verleger (bezw. Selbsivcric^cr oder Drucker) 
seinen Wohnsitz hat*). 

in der Provinz Posen ist an Stelle der Universitiitsbibliothek 
die Raczyüskische Bibliothek, welche in die früheren Rechte der 
breslauer Universitätsbibliothek eingetreten ist, zur Forderung eines 

') Bek. V. 24. 12. 1839 No- 4 (a. O.). — Erl. d. U.-M. v. 26. 3. 1881 
(C-BL f, d. Ü.-V. 1881 S. 335). 

*) Bek. v. 14. 13. 1839 No. 3 (a. O.). — ErL d. U.-M. v. ad. 3. 1881 (a. O.). 

=*) Bek. V. 24. 12. 1839 No. 5 (a. O.). 

«) Erl. d. U.-M. V. I. 3. 18:6 No. 2 (a. O.). 

*) Kab.-O. V. 12. 3. 1847 (a. ü.). — Cirk.-Vert d. U.-M. v. 17. 4. 1847 
(M.-B1, f. d. i. V. 1847 S. 257). 

«) Kab.-0. V. 28. 12. 1824 (a. O.). 



Digitized by Google 



— 13X — 



Pflichtexemplars berechtigt (K.>0. vom 2. Febr. 1830 u. Ob.- 

Präs.-Verf. v. 5. Mai 1830). 

Der Zeitpunkt der Ablieferung. Das Gesetz bestimmt 
hierüber nichts. Fur die Königliche Bibliothek ia Berlin ist fest- 
gesetzt, dass die Ablieferung aller neuen Verlagsartikel 4 Wochen 
nach Beendigung jeder Oster- und jeder Michaelis-Messe sa 
geschehen habe'), welche Vorschrift jedoch sp8ter in Bezug auf 
die Zeitschriften dahin abgeändert worden ist, dass einzelne Stücke 
oder Helte nur dann sogleich nach Erscheinen, yvcnn dies aus- 
drücklich von der Bibliotheksverwaltung verlangt wird, alle übrigen 
Zeitschriften aber erst am Schluss des Jahres in voUstttndigen 
Jahr^ngen abzuliefern sind'). 

Nach geschehener Aufforderung haben die Verpflichteten in 
Berlin spätestens 8 Tage darnach, die ausserhalb Berlins wohnhaften 
binnen 4 Wochen die verlangten Schriften an die KönigL Bibliothek 
einzuschicken*}. 

Die Kontrollvorschriften, welche nur für die Königliche 
Bibliothek in Berlin erlassen sind, setzen fest, dass ein 
ßuclihyndler, der im Laufe des Jahres nichts verlegt liai, dies am 
Jahresschlüsse der Bibliotheksverwaltung schrifdich anzeigen muss*); 
dass die Verleger ein Verzeichniss der übersandten Verlagsartikel 
der Sendung «1» dt^U beizufügen haben, wovon sie das eine 
Exemplar zurUdterbalten, wtthrend das andere bei den Akten der 
K. Bibliothek bleibt*), und dass die Oberprflsidenten ein Verzeichniss 
der in der Provinz gedruckten SchriUeii, mii Angabe der Verleger, 
am Jahresschlüsse der K. Bibliothek zu übersenden habea^>. 

1 Erl. d. U.-M. V. I. 3. 1826 No. 3 (a. O.). 
*) Bek. V. 24. iti. 1839 No. 2 (a. Ü.). 
3) Bek. V. 24. 12. 1839 No. I. 
«) Erl. d. U.-M. V. I. 3. 1826 No. 4 (a. O.). 
•) Eb. No. S- 

*) Eb. am Schluss. ~ Es ist dieses eine nup zur Zeit der Ceusur 
und der Abgabe von Ueberwaefaungsexemplaren an die Policeiamter 
durchgefOhrte Bestimmung. ^ 
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Die Strafbestimniungcn. Im Gesetz selbst sind irgend welche 
Strafen nicht vorgesehen. In der Bekanntmadiong des Oberpritai' 
denien der Provins Sachsen vom ii. a. 1847« welche in gleidier Art 
auch von den Obrigen OberprlsidieR erhMsen worden, wird u. A. der 

Ankauf der nicht gelieferten Drucksachen auf Kosten der Ver- 
ptiichteten angedroht. Der Erias»s der Minister des lauern und des 
Untenichtt vom 4. Augim 1876') weist jedoch daraaf hin, dass die 
Abgabe der Pfltchtezemplare zu denjenigen gehOre, bei welcfaeii 
nach S 7& Theil IL Titd 14 des aUgemeinen Landrecfats und nach 
S 36 der Verordnung vom 26. Deccmber 1808 ein Proxess nicht 
siatthnden solle, der exekuii vischen Einziehung der Pflichtexem- 
plare durch die Ve rwaltungsbehörden demnach nichts im Wege stehe. 

Die Verjtthrung. Da besondere gesetzliche Vorschriften 
bierttber nicht erkssen sind, so wird dieselbe durch die allgemein 
Uber die VerftthniTig von öffentlichen Abgaben getrofifenen. 
Besurnm jnf;cn ^cil^cIl Diese uiu nacli Jen §§ 8 ii. [4 des Gesetzes 
über die Verjährungsfristen vom 18. Juni 1840^], welUies durch 
Gesetz vom la. April 1882*) auf die Provinzen Schleswig-Holstein» 
Haiuiover und Hessen^Nasaau auQgedefant vrarde, in vier Jahren 
ein. Die Verjährung wird durch eine an den Abgabepflichtigen 
erlassene Aufforderung zur Zahlung, sowie durch Verfügung der 
Exekution oder durch bewilligte Stundung der Abgabe unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in ^reichem die letzte Aufforderung 
zugestellt^ £xekutiott verfügt worden, oder die bewilligte Frist ab- 
gelaufen ist^ beginnt eme neue vierjfthr^e Verjührungsfrist 

b. Die neupreussischen Provinsen. 

Hannover*). Am 19. März 1B28 wurden ältere Vorschriften 
Uber die Abgabe von Studienexemplaren an die Königliche Bibliothek 

C.-Bl. f. d. U. V. 1876 & 527. 
2) G.-S. 1840 S. 140 ff, 

G. S. 1882 S. 297. 
*) Den Text des Gesetzes siehe in der Anlage. 
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zu Hannover und die Universitätsbibliothek zu Göttingen, welche 
letztere nach Ausweis der Accessio&slisten im vorigen Jahrhundert 
schon Pflichtexemplare erhalten, durch Bekanntmachung des KOnigL 
Grossbritannisch-Hannoverschen Kabinets-Mintsteriums erneuen ') . 

Hiernach regelt sicii ^egenwiinig die Ablieferung der Siudicn- 
exemplare an die genannten beiden Bibliotheken, nachdem die 
Verordnung wiederholt von dem K. Oberpräsidium in Hannover 
und dem K. Universitüts-Kuratorium in Güttingen in Erinnerung 
gebracht worden^. 

Von den in den äheren Provinzen gehenden Bestimmungen 
sind die, welche die Unzuliissigkeit des Rechtsweges und die 
Befug niss der Verwaltungsbehörden zur exekutivischen Einziehung 
der Pflichtexemplare betreffen, durch die Allerhöchsten Verordnungen 
vom i6, Sept. 1867 An. I und vom 22. Sept. 1867 S t< No. 2 
'(Ges.-S. S. 1515 und [533) auch auf die neupreussischen Provinzen 
ausgedehnt worden'). 

Hessen-Nassau*). P'ür den Umfang des ehemaligen Kur- 
fürstenthums Hessen ist ein Ausschreiben des Kurfürstlichen Staats- 
ministeriums vom 26. Juni 1829*) noch in Geltung, welches festsetzt, 

„dass das Freiexemplar von den in Karhessen gedruckten Büchern und 
anderen kJeineren Schriften ohne Ausnahme, deren Verfasser oder Verleger 

Landestmterthanen sind, zu den Bibliotheken des hiesigen (Casseler) 
Museums und der Landesuniversit'ät, sowie beziehungsweise zur Landes- 
bibliothek in Fulda durch die inlandische Veriagsliandiung oder in 

1) Samml. d. Gesetze, Verordnungen vu Ausschreiben f. das K(Sn. 
Hannover 18:8 S. tg — 21. 

2) Verf. vom 19. 9. 1871 No, 7160. ü. P. — Verf. v. 30. 4. 1885 

No. 4224, Ü. P. 

*) Vergl auch Min.-Erl. y.4. 8. 1876 (C.-Bl. f. d. U. V. 1876 § 527) 
und Verf. v. 30. 4. 1885 No. 4224. O. P. 

Nadi Priv.-Mittheilungen des Herrn I>r.NOrrenberg an der Univ.* 
BibL zu Marburg. 

5) Samml. d. im vormal. Kurfürstenthum Hessen noch geltenden 
gesetzl. Besummungen von 1S13— 1S66. Bd. 1 (Nfarb. Lcipz.) 1867 S. 682. 

•)„... sofern der Druck im Kreise Fulda oder HUnteld bewirkt 
worden.** 
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deren Ermangelung durch die Buchdruckcrei, binnen sechs Monaten seit 
dem öfl'entlichen Erscheinen der Schrift oder des betreffenden Thciles 
oder ihrer neuen Auflage, bei Meidung emer polizeilichen Geldbusse 
abgeliefert werden solle.** 

Nach diesem Erlass werden gq^wSmg, seit kuizer Zeit aber 
erst systematisch, die Pflichtexemplare durch die marborger Uni- 
versitätsbibliothek eingefordert. Auch die Landesbibliothek in Cassel 

macht von ihrem Recht üciMuuch'). 

Frankfurt a/M. In Frankfurt a/Matn wurden vor den 
sechziger Jahren, wie es scheint aus freien Stücken, ^emplare an 
die Stadtbibliothek unentgeltlich abgegeben, was seitdem allmählich 

aufgehört hat. Gegenwartig besteht die Abgabe in keinerlei 
Form mehr*^. 

Nassau^. Für das Gebiet des ehemaligen Hensogthums 
Nassau gilt noch das landesherrliche Edikt vom 4./$, Mai 1814, 

welches mit den Worten: „Wir setzen die Entfesselung der 
öffentlichen Meinung sammt der wiedererlangten Freiheit, dieselbe 
zu verbreiten, unter die grössten, folgenreichsten und vortheil- 
haftesten Gerechtsame, in deren Ausübung die verschiedenen Stamme 
des teutschen Volks wieder eingesetzt worden sind*^ den Buch- 
druckern die Befugniss einräumte (S 5), „ohne vorgängige Censuf 
oder sonst erhaltene besondere Erlaubniss alle und jede Manuskripte 
durch Abdruck in ihren Werkstätten zu vervielfältigen." An die 
Stelle der Censur trat hier wie in vielen anderen Fallen die Rq)ressiv- 
massregel der Pflichtexemplarabgabe, mit der man gern den weiteren 
Zweck der Bereicherung der Landesbibliotheken verband. 



<) Es erstreckt sich dieses Recht für keine der genannten Biblio- 
theken Uber den Umfang des ehemaligen KurfUrstenthums hinaus, da 
kein Gesetz ihnen den Anspruch auf Pflichtexemplare aus den ttbrigen 
Theilen der Provin ' ' erliehen hat. 

*) Privaimitlh. der Stadtbibliothek zu Frankfurt a/M. 

*) Nach Prtvatmitth. der K. LancL-BibL zu Wiesbaden. 
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S 2 bestimmt'): 

„Die Buchdrucker sind verbunden, von einer jeden in ihren Pressen 
gedruckten Schrift sogleich nach vollendetem Abdruck, noch che dieselbe 
in den Buchhandel kommt oder sonst verbreitet wird, ein Frdexemphur 
an die I^Qtliche Landesbibliothek in Wiesbaden einzuschicken. Die 
Unterlassung dieser Einsendung ist für Jeden Fall mit einer Polizeistrafe, 
weiche nicht unter fünfzig und nicht über fünfhundert Gulden betragen 
soll, zu ahnden. Statt der Geldstrafen kann auch eine Korrektionsstrafe 
von zwei Monaten bis zu zwei Jahren erkannt weiden.** 

Au Jie Stelle der Drucker sind später die V^erleger getreten. 
Praktisch beschränkt sich gegenwärtig die Abgabe der i^flicht- 
exemplare auf die Stadt Wiesbaden, da sonst der Verlag des, Landes 
geringfl]gig ist 

Schleswig-Holstein*). Auf Grund der Verfügung vom 

10. Januar itSi'') waren die Drucker in den Hcrzogthümern 
verpflichtet, drei Exemplare — welche durch die Verfügung vom 
8. Januar 1783^) auf zwei herabgesetzt wurden — an die Königliche 
Bibliothek in Kopenhagen abzuliefern. Auf Grund dieserBestimmuDg 
ist durch Erlass des Untenrichtsministeriums und Oberprüsidia)- 
verfugung vom 25. Oktober 1867*) den Druckern die Verpiticfatuog 
auferlegt worden, 

ein Exemplar ihrer Druckartikel an die Königliche Bibliothek in Berlin, 
„welche nunmehr an die Stelle der in der landesherrlichen Verfügung 
vom la Januar 1781 genannten Königlichen Bibliothek in Kopenhagen 
getreten sei**, unemgdl^h einzuliefern. In Bezug auf die Abgabe eines 

Exemplars an die UniversitUtsbibliothek in Kiel behalte es sein Bewenden 
bei dem Patent vom tS, Mai 1822«), „welches durch die FinfUhnmg des 
Pressgesetzes vom 12. Mai 1851 in der Provinz [Schlesw.-Holsteinj nicht 
für beseitigt zu erachten sei**. 

Kiel erhielt ursprünglich von dem Uiiiversiiätsbuchdrucker 
ein Exemplar seiner Druckschriften. Diese Verpflichtung wurde 

*) Verordnungsblatt d. Herz. Nassau. Jg. 6. 1814 S. 47. [G.] 
Den Text des Gesetzes v. 10. f. 1781 s. in der Anlage. 
^) Chronol. Samml. d. Verordnungen S. i ff. [G.] 
*) Eb. S. I. [G.] 

■) Verordnungsblatt f. Schleswig-Holstein. S. 1332. 
*) Chronol. SanunL S. 88. [G.] 



Digltized by Google 



— 136 — 



1725 auf alle Buchdnicker in dem grossfOrstHchen Theil der Heraog- 
thUmer ausgedehnt. Seit 1770 ciwa haue die Uaiversiiat aiicli eiacii 
privUegirten Univcrsiiätsbuch Händler, der jährlich ein Buch im 
Wertbe voa drei RthL und ein £xemplar seines Verlags an die 
Bibliothek abzugeben hattet). Die erwähnte Verordnung vom 
18. Mai 1822 bestimmte, dass alle diejenigen, ^welchen in Zukunft 
allerhöchste Privilegien auf Buchdruckereien und Buchhandlungen 
in den HerzogthUmern Schleswig und Holstein bewilligt werden 
möchten, verpflichtet sein sollten, ein Exemplar von allen bei ihnen 
gedruckten oder von ihnen verlegten Schriften an die Universitüts- 
bibliotbek zu Kiel am Ablaufe jedes Jahres kostenfirei einzusenden.*^ 
Dagegen hie» es in der Verordnung vom 37. Dea 1843'): 
„Der Buchhandel soll in Unseren HerzogthUmern Schleswig und " 
Holstein in Zukunft ein freies bürgerhches Gewerbe sein." Nur 
vorherige Anzeige an die Polizeibehörde sei noch erforderlich. 
Hiermit war also die Abgabe von Pflichtexemplaren beseitigt. 
Woin dann S i des preussischen Pressgesetzes vom 12, Mai 1851, 
welches, wie erwShm, im Jahre 1867 in den einverleibten Landes- 
theilen zur Einfüiuuiig kam, icsisctzic*j „zulu Gewerbebetriebe 
eines Buch- oder Steindruckers, Buch- oder Kunsthändlers . , 
ist die Genehmigung der Bezirksregierung erforderlich^ so war 
damit zwar die Verpflichtung zur Nachsuchung einer gewerblichen 
Konzession wiederhetgestellt, mchtaber jene Abgabe vonKonzessions« 
exemplaren, wozu es einer besonderen gesetzlichen Feststellung 
bedurft hatte. Nachdem endlich die Gewerbeordnung für das 
Deutsche Reich in § 7 ad 6 alle Abgaben aufgehoben, „welche für 
den Betrieb eines Gewerbes entrichtet wurden, sowie die 
Berechtigung, deigleichen Abgaben aufzuerlegen*S ist dem Patent 



•) H. Ratjen, Gesch. der Univ. zu iüei (Kiel 1870) S. 92. 
•) Chronol. Samml. S 677, 
3) G.-S. tSsi S. 273. 
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vom iahre 1822 die rechtKcKe Grundlage en&EOgen und eine 

NeuformuHning der Bcsummungen wünschenswerth, falls nicht die 
gesetzliche Fortdauer älterer Verpflichtungen geltend gemacht 
werden kann. 

& Bayern <). 

[Gesetz vom 28. Juni 1865 zum Schutze der Lirheberrechte an 
litterarischen Erzeugnissen und Werken der Kunst Art. 68; Ges. 
Blatt 1865 S. 99^). — Ges, betr. d. £infuhning Norddeutscher 
Bundesgesetze in Bayern v. 32. «April 1871 S 11; Reichsgesetzblatt 
St 17. 5. 87*). — Reichspressgesetz v. 7. Mai 1874 S 30. Abs. 3.] 

Ausfuhrungsbestimmungen, Sltere und neuere: Min. 
Entschl. V. 3. Aug. 1840 (Fortges, Sammlung der in . . . Bayern 
best. Verordnungen 1835—52 bearb. v. Strauss. Bd. 4. MUnch. 1853 
S. ao :b Döllinger, Samml. der in Bayern best, Ver. Bd. 24) [M]. 
— M. E. V. 5. 10. 1840 (DOllinger Bd. 24. S. 21). — M. E. v. 19. ti. 1840 
<Döll. Bd. 24. S. 2«). — M. E. V. 4« 9. 1848 (Döll. Bd. 24, S. 24). — 
M. E. V. 10. 5. 1848 (Döll. Bd. 24. S. 25). — M. E. V. n. 3. 1840 
<Döll. Bd. 24. S. 25). — M. E. V. 21. 9. 185 1 (Döll. Bd. 24. S. 26). — 
M. E. V. 7. 5. 1866 (Neue Ges. u. Ver. Sammlung v. K. Weber, 
fid. 6. NOrdl.. 1886 S. 616). — Ausschreiben der K.. Regierung von 
Mittelfranken v. 13. $. 1866 (Kreisamtsbl. f. Mtttdfranken 1866 
S. 567) [M.]. — Ausschr. der K. Reg. v. Unterfranken u. Aschaff. 
V. 14, 5. 1866 (Kreisamtsbl. von Unter franken 1866 S. 597) 'M.l. — 
M. E. V. 6. 12. 1867 (Min, Biatt f. Kirchen- u. Schul-Angel. 1867 
& 2s8) fM.]. — M. E. V. 19. 10. 1873 (£l>- >^3 Sw 389) [M.J. 

') Mit Ben. von Pri\atniitth, des Herrn überbibüothekars Haupt 
in Glessen (frl'iher in Würzburg). 

*) Auch in: Gesetzgebung d. KÜn. Bayern seit Max. II. . . her. von 
C F. V. DoUmann Th. i. Bd. 5> Heft 2 (Mandry, Ges. v. 28.«. 18(5) (Erl 
i8€7) und K. Weber, Ges. S. Bd. 6. & 4^« [M.] 

Auch in: Jul. Staudinger, die Einf. nordd. Jiistizgesetse als 
Reichsgesetze in Bayern. Abth. t (ErL 1B71) S. 6. 
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Vergl. auch: M. E. v, 29. i. 1860 No. 5005. — C. M. E. v, 
17. 5. 1872 No, 4521 und C. M. E, v. 23. 2, 1873 No. 16608 bei: 
Weber a. O. Bd. 6. S, 6i€.] 

Die zu Ende des vorigen und Anfang dieses Jabrhundens be- 
züglich der Pfliclitexemplanibgabe erlassenen Verordnungen (v. 
20. 12. 1799, 21. 4. 1802 und 15. 8. 1812)*) nennen sämmtlich keine 
frühere Verfügung über diesen Gegenstand als die vom 12. De- 
cember 1663 welche bereits die unentgeltliche Ablieferung eines 
Exemplars von allen Drudcartikeln an die Hof bibliothek in München 
vorschrieb. Im Laufe dieses Jahrhundens trat die Abgabe in Ver* 
bindung mit der Gesetzgebung über den Autorschutz *), findet sich 
in äusserem Zusammenhange auch noch mit dem Schutzgesetze 
vom 28. Juni 1865, ohne hier noch irgend welchen Einfluss auf 
das Zustandekommen des Urheberrechtes, die Eintragsftthigkeit oder 
das Klagerecht auszuüben. 

Das inzwischen erlassene Bundesgesetz vom 11. Juni 1870, be- 
ireflend Jas Urheberrecht an Schriftwerken, sowie das analoge 
Reichsgesetz vom 9. Januar 1876 haben das bayerische Gesetz be- 
seitigt. In Kraft blieb nur An. 68 dieses Gesetzes, welcher lautet: 

„Jeder Inllinder, der ein literarisches Erzeugnisse eine musikalische 
Komposition oder ein Werk der zeichnenden Kunst im Inlande verlegt, 
ist verbunden, bei der Herausgabe zwei Exemplare an das K. Siaats- 
ministerium des Innern fttr Kirchen- und Schulangelegenheiien abzu- 
liefern und die Ablieferung bei jeder neuen verbesserten Auflage zu 
wiederholen.*^ 

Denn bei Einführung des Bundesgesetzes vom 11. Juni i8?o 

wurde in S 1 1 des beureffenden Einführungsgesetzes vom 22. April 1871 

der Fonbestand dieses Artikels mit den Wonen gestehen: 

„Das Gesetz, betretend das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbil- 
dungen, musikalischen Kompositionen und dramatischen Werken vom 

') Reg. Hlatt f. liayem 1800 S. 23; 1802 S. 304; 1812 S. 1457. [G.] 
') Steigenberger, Versuch v. d. Entstehung u. Aufnahme d. Kurf. 

Bibliothek zu München S. 40 (nach Vogel im Serapeum Ig. 6. S. 341). 
*) Vgl. Art s des Siteren Schutsgesetses vom 15. April 1840 (G.BI. 

S. 42. — Dfillinger-Strauss Bd. 34. S. 19). 
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II. Juni 1870, tritt am i. Januar 187a in Wirksamkeit, unbeschadet der 
forblaiiernden Geltung des Art. 68 des Bayerischen Gesetzes Ober den 

Schutz der Urheberrechte an Uterarischen Erzeugnissen und Werken der 
Kunst vom 28. Juni 1865.'^ 

Unter den seit &Ui$$ des Art. 68 ergangenen VoUzugs- 
vorschriften sind die wichtigsten die vom 7. Mai 1866 und vom 
6. December 1867, welche daher unverkürzt hier Aufnahme finden 

mögen: 

[2488]. M. E. V. 7. Mai 1866, Einsendung der Pflichtexemplare für 
das II. Quartal 1865/66 betr. No. 3433 (Vgl, Mfr. K. A. Bl. Ö. 567, Mir. K. A. Bl. 
S. 597) 

C Die IC Regierung, Kammer des Innern, empUhigt hieneben die 

von der Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek unterm i. 1. M. ein- 
gesendeten Verzeichnisse derjenigen Werke der Literatur und Kunst, von 
weiciien bis zu diesem Zeitpunkte die gesetzlichen Ptiichtexemplare noch 
nicht eingeliefert worden sind, mit dem Auftrage, diese Exemplare von 
den Abgabspflichtigen erholen zu lassen und in Vorlage zu bringen. 

Hiebei wird zum Zwecke des gleichm'dssigen Vollzugs des Art. 68 
des Gesetzes zum Schutze der Urheberrechte an liierarischen Frzeng- 
nissen und Werken der Kunst vom 28, Juni 1865 und zur Gewinnung 
einer Ubersichtlichen Kontrole Folgendes angeordnet: 

r. 

Die Vorlage der Pflichtexemplare an das unteriertigte K. Staats- 
ministerium hat, wie bisher, quartaliter 2U geschehen und werden die be- 
züglichen Verzeichnisse für die Folge der K. Regierung, Kammer des 
Innern unmittelbar durch die Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek 
zugestellt werden. 

Als Voriageterinine werden der i. Februar, i. Mai, i. August und 
T. November bestimmt. 

II. 

Die Pflichtexemplare sind bei der Herausgabe der betreffenden 
Werke von den Abgabspflichtigen nn die betreffenden K. BezirksUmter, 
beziehungsweise K. Stadtkommissariate, in München an die 
K. Polizeidirektion abzugeben und hat die rechtzeitige Vorlage derselben 
durch diese Behörden an die K. Kreisregierung, Kammer des Irinem zu 



1) VgL M. E. V. 5. OkL 1840 (Weber Bd. III. S. 347). — „Im Nach- 
gang zu dieser M. E. ist zu erwühnen, dass inhahlich einer M. E. v. 
29. Januar 1860 N'o. 5005, die Pflichtexemplare von den Erzeugnissen der 
Tonkunst betr., Seine MajestUt der König zu bestimmen geruht haben, 
dass von den musikalischen Werken das aweite Pflichtexemplar dem 
K. Konsenwtorium für Musik zugewendet werde** (Weber Bd. 6. & 616. 
Anm. i). 
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geschehen. Letztere wird dafür sf^reren, dass die Buchhandlungen, Kunst- 
und artistische Anstalten, sowie die bciheiligten wissenschaltUchen Vereine 
durch Ofieiitiiche Bekanntmachung und CirculanrerfUgungea von dieser 
Anordnung in Kenntniss gesetzt werden 

IIL 

Die K. Kreisregierungen haben die an sie auf diesem Wege ge- 
langenden Werke nach 3 Kategorien mit den Nummern I, II, III in ein 
Vcrzeichniss zu bringen. 

Die erste Nummer begreift in sich die gewöhnlichen Druclcwerke, 
Zeitschriften etc., die zweite die musiiulisehen Kompositionen, die dritte 
die Werke der zeichnenden Kunst. 

Alle unter jede dieser Abtheilungen zu subsumirenden Werke sind 
nach dem tortlautenden Zitier mit Beifügung des AbgabspHichtigen, des 
Titels des Werks, d» Autors, sowie des Ortes und der Zeit des Erscheinens 
in das Verzeichniss zu bringen und hat demnach jede der drei Abtheilungen 
mit Ziffer 1 zu beginnen. 

Jedes Werk ist äusserlich bemerkbar mit dem korrespondirenden 
fortlaufenden Ziffer des Venekfaniases zu versehen*}. 

1) „Mit C. M. E. V. 17. Mai 1873 No. 4521, die Ablielenuigder Pflicht- 
exemplare an die K. Universität Erlangen betr., wurde angeordnet, dass 
die Behörden, an welche die PHichtexemplare von den Verlegern abzu- 
liefern sind, die der Universität Erlangen nach den bestehenden Norma- 
tiven zugehörigen Werke an den Senat derselben unmittelbar abzugeben 
und die von diesem zu erholenden Empfangsbestätigungen mit den übrigen 
Pflichtexemplaren an die K. KreLsregierung einzusenden haben, welche 
dieselben statt der DupUkate an das K. Staatsministerium des Innern fUr 
Kirchen- und Schul -Angelegenheiten einzusenden hat*^ (Weber Bd. 6. 
8. 616. Anm. 2). 

>) Eine CME. v. 23. Februar 1873 No. 16608, die Vorlage der Pflicht- 
exemplare betr., lautet: 

„In ZifT. III. Abs. 4 der generalisirten Ministerial-Entschliessung vom 
7. Mai 1866 ist behufs der Erleichterung und Vereiniachung der Kontrole 
bezüglich der Vorlage der PHichtexemplare die Anordnung getroffen 
worden, dass jedes Pflichtexemplar Uusserlich mit der korrespondirenden 
fortlaufendea Nummer des Verzeichnisses zu versehen seL 

Nach gemachten Wahrnehmungen werden nicht selten theils auf 
die Titelblätter, theils auf die UmschlUge, ja selbst auf Werke der Kunst, 
als Kupferstiche, Photographien etc. die Ziflem mit Tinte geschrieben 
und dieselben häutig verunstaltet. 

Die K. Regierung, Kammer des Innern, wird deshalb auf diese 
Missstände auflnerksam gemacht und beauftragt, die Bezeichnung der 
Ziffern auf den Werlcen nicht mit Tinte sondern mit Bleistift bewerk 
stelligen zu lassen, und hiedurch zu verhindern, dass nicht Grund zur 
Rückgabe und zum Austausche verunsialteier Exemplare gegeben werde" 
(Weber a. O. S. 617. Anm. 3). 
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iV. 

Diejenigen Werke, deren Vorlage nicht erfolgen kann, sind in ein 
gesondertes Verzeichniss unter kurzer Beifügung des Hinderungsgrundes 
zu bringen, weiches mit dem Hauptverseichnisse dem Einsendungsberichte 

beizulegen ist 

Das imterxäcfanete K, Staatsministerium erwartet den genauen 
Vollzug dieser Anordnungen und wird die K. Regierung, Kammer des 

Innern, nicht unterlassen, die betreffenden untergeordneten Behörden 
sofort zur entsprechenden Mitwirkung anzuweisen')* 
München, den 7. Mai 1866. 

No, 10273. No. 66. 

An die sUmmtlichen K. Regierungen, Kammern des Innern. 
Staatsmin. d. Innern f. Kirchen-' u. Schulangeleg. 

Es ist wiederholt die Wahrnehmung gemacht worden, dass die 

inländischen Verleger von Werken ganze Auflagen versenden, ohne die 
nach Art, 68 des Gesetzes vom 28. Juni 1865, den Schutz der Urheber- 
rechte an litterarischen Erzeugnissen und Werken der Kunst betr., ab- 
suliefemden a Pflichtexemplare zur Seite zu legen, und sodann mit dem 
Bemerken sich entschuldigen, dass sSmmtliche Exemplare des Werkes 
vergriffen oder zur Zeit nicht vorhanden seien und der geforderten Ab- 
lieferung demnach nicht entsprochen werden könne. 

Da durch ein solches Verfahren der betheihgten Verleger die klaren 
und unzweifelhaften Bestimmungen des Art 68 des besagten Gesetzes 
offenbar umgangen werden, so sieht sich das unterfertigte K. Staats - 
ministerium veranlasst, zur VediUtung solcher Voribommnisse für die 
Zukunft Folgendes anzuordnen: 

1. Sobald der früheren Verfügung gemäss nach Ablauf jedes Quartals 
von den verschiedenen Verlegern die Pflichtexemplare eingesendet und 
der K. Hof- und Staatsbibliothek-Direktion zugestellt worden sind, wird 

letztere auf Grund der ihr zu Gebote stehenden Buchhändler Kataloge, 
Anzeigen etc. genau konstatiren, von welchen der erschienenen Werke 
die Pflichtexemplare im Ausstande sich beündcn, und sofort der be- 
treffenden DistriktspolizeibehOrde desjenigen Ortes, wo der Verleger des 
im Ausstande b^indlichen Werkes seinen Wohnsitz respb Geschäftsbetrieb 
hat, hierüber geeignete Minheilung machen. 

2. Die Distriktspolizeibchörde hat hierauf dem sUumigcn Verleger 
in Anwendung der Bestimmungen des Art. 28 des Gesetzes vom 
la November 1861, die Einführung des Straf- und des Polizeistrafgesetz- 
buches betr., unter Vorsetzung einer bestimmten kurzen Frist unter Hin- 
weisung auf die Folgen im Falle des Ungehorsams den Auftrag zu Ein- 



■) Diese Bestimmungen wiederholen sich mit im Wesendichen 
gleichem Wordaut in den Regierungsausschrdben vom 13. bezw. 
14. Mai 1866 (siehe S. 137)* 
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Sendung der fehlenden Pilichtexemplare zu crtlieilcn, iiui dem Bemerken, 
dass die Einwendung des Vergriffenseins der Auflage den sttumtgen Ver- 
leger von der Erfüllung der im Art. 68 des Gesetzes vom 28. Juni 1865 
bezeichneten Verpflichtung nicht befreien könne, vielmehr die sonstige 
Beischaftung des Werkes auf seine Kosten erfolgen werde, und er ausser- 
dem für alle sonstigen Korten und Schaden des K. Aerars in einem 
solchen Falle haftbar bleibe. 

3. Im Falle der Nichtbefblgung ist nach Massgabe der getroffenen 

Anordnungen weiter vorzugehen und die K. Hof- und Staatsbibliothek 
wegen Finleittjn'-T zu Beischaffuns? des fehlenden Werkes in Kcnntniss zu 
setzen, ausserdem aber sind aie nachira^^iich vorgelegten PHichiexemplare 
auf dem gesetzlich vorgezeichneten Wege an das unterfertigte K. Staats- 
ministerium einzusenden. 

4. Es versteht sich von selbst, dass vorstehende Anordnungen in 
gleicher Weise bei Werken der Kunst, wie bei litterarischen Erzeugnissen 
ihre Anwendung zu finden haben. 

$. Es bleibt den Kreisregierungen, K. d. Innern anheimgegeben, 
die Buch« und Kunsthandlungen des Inlandes auf vorstehende An<»dnungen 
besonders aufmerksam zu machen.. 

München, den December 1867. 

Die M. E. vom 19, Oktober 1873 beauftragt die Vorstände 
der stfmmtlichen, dem Geschäftskreise des K. Staatsministeriums 
dea Innern für Kirchen- und Schulangeiegenheiten angehOrigen 
Unterrichts^, Enuehungs- und Bildungsanstalten, 

„bei dem Erscheinen der Jahresberichte, Programme und sonstigen 
durch den Druck vervielfUltIgten amtlichen Publikationen ein Exemplar 
unmittelbar an die Direktion der K. Hof- und Staatsbibliothek einzu- 
senden.** 

Von den an das Kultusministerium eingesandten zwei Exem- 
plaren gibt dasselbe eines an die Königliche Hof- und Staats- 
bibliothek in München ab. 

In die zweiten Exemplare theilen sich^): 

I. Die drei Landes-Universitätsbibliotheken: 

a) Die Universitätsbibliothek in München erhttlt, was in 
Oberbayern, Niederbayem, Oberpfolz und Schwaben, 



0 Nach Privatmttth. der K. Hof- und Staatsbibliothek zu Manchen. 
— Veigl. auch M. E. V, 5. Okt. 1840 u* S9. Jan. 186a 
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b) die Universitätsbibliothek in Erlangen, was in Mittel- 
franken, 

c) die Univenitiitsbibliothek in Wtlrzburg, was in Ober- 
franken und Umerfranken erschienen ist 

3. Die Kreisbibliothek zu Speyer, welche die Pflichtexem- 
plare der PübUz, 

3. die Bibliothek des K. Kupferstichkabinets zu München, 

welche die zweiten Elxemplare der Erzeugnisse der bildenden 
Kunst, 

4. die Bibliothek der K. Musikschule zu Mttnchen, 
welche die zweiten Exemplare der Musikalien erhalt 

Ein in der Kammer der Abgeordneten am 19. April 1872 
vom Abg. Dr. Frankenburger gestellter Antrag auf Beseitigung des 
Pflichtexemplar-Paragraphen wurde durch die Abgg. Ruland und 
Marquardsen sowie den Staatsminister von Lutz bekttmpft und 
darnach vom Hause abgelehnt*). ' 

C. Württemberg. 

[Gesetz über die Pressfreiheil vom 30. Jan. 1S17 Si7;K.\Vüritcm- 
bergisches Staats- und Reg.-Blatt S. 41 ff. [G.J ] 

Der schon von dem Grtlnder der Stuttgarter Oeffentlichen 
Bibliothek Herzog Karl im vorigen Jahrhundert eingeführte Pflicht- 
exemplarzwang beruht g^enwürtig auf dem Gesetz ober die Press- 
freiheit vom 30. Januar 1817. 

S 2 dieses Gesetzes lautete: 

„Es ist daher erlaubt, alles ohne Censur drucken zu lassen und 
alles Gedruckte zu verbreiten, dessen Inhalt nicht durch gegenwärtiges 
Gesets oder künftig im ver&ssungsndtssigen Wege errichtete Gesetze für 
ein Verbrechen oder Vergehen e^lSlrt wird.** 



1) Vergl. Veriiandlungoa der Kammer der Abg. des bayer. Land- 
tages V. J. 187a Stenogr. Ber. No. 3^—67, S. 647 fCl [G»] 
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Wahrend so die Censur und damit das Obercenäuikoilegiutn 
und die Anstalt der BUcheräskale beseitigt wurden, blieb die Ab- 
gabe von PflichtezemplareD, unverkennbar zu Repressivzwecken. 

S 17 bestimmt: 

„Jeder Buchdrucker ist verbunden, von jeder von ihm gedruckten 
Schrift der fQr das Studienwesen niedergesetxten Central-Stelle*) ein, 
von dieser der Öffentlichen Bibliothek nachher zuzustellendes Freiexemplar 
zu Ubergeben, auch bestandig ein fortlaufendes Verzcichniss der von ihm 
gedruckten Schriften zu halten, beides bei Vermeidung einer Strafe von 
fUnf Retchsthalem.** 

Um die presspolizeiliche Kontrolle wirksamer zu machen, 
wurde durch Verfügung desMinisteriums des Innern vom 2. Jan. 1818') 
in Bezug auf den Zeitpunkt der Ablieferung der Exempiare bestimmt, 
dass sie «^unmittelbar nach vollendetem Drucke und wenigstens 

ein oder zwei i a^c vor der Ausgabe der Schritt" zu ci tülgeii iiätte. 

Ueber die mit der Abgabe verbundenen Absichten hebt der 
Ministerialerlass vom ai. Febr. 1835, zu welcher Zeit nach dem 
Bundesbeschluss vom 2a September 18 19 die Censur in bescbrilokteni 
Umfange wieder in Gdtung war, jeden Zweifel*). Es heisst darin: 

„Um den presspolizeilichen Zweck dieser Verfügung zu erfüllen^ 
wollen Seine Königliche Majestät die Bezirks-Polizei-Aemter gleichzeitig 
angewiesen wissen ... a. diese Ablieferung dazu zu benutzen, um nach 
Massgabe des § 27 des Pressgesetzes der Verbreitung von Druckschriften, 
gegen welche ein von Amtswegen einzuleitendes Strafverfahren als 
begründet erscheint, mit üntersagung des Debits oder Beschlagnahme 
zu rediter Zeit, d. h. soviel mOglich vor der Ausübe derselben aus der 
Druckerei zu b^^en** u. s. f. 

Erst durch Miaisterialveriüt^unj^ vom 20. Febr. 1850*) wuide die 
Bestimmung, dass die Ablieferung an das Oberamt vor der Ausgabe 
der Schrift zu machen sei, dahin abgeändert, dass, um den Schein 

1) Jem das Oberamt, in dessen Bezirk der Drucker wohnt. 
*) Reg.-Bl. S. 8. 9. [G.] 

*) VoUstVndige, historisch und krit bearbeitete Sammlung d. wOrtt 
Gesetze her. von A. L. Reyscher. Bd. 15. Abth. a (TUb. 1847) S. 1171. Anm. 

*) Reg.-Bl. & 5». [G.) 
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einer „mii der neuen Gesetzgebung nicht vereinbarlichen präventiven 
Massregel" zu beseitigen, die Abgabe des Pflichtexemplars künftig 
durch den Buchdrudcer ^gleichzeitig mit der Ausgabe des Wertes 
oder mit der Ablieferung an den Verleger oder sonstigen Bestellei^* 
2U erfolgen habe. Noch fetzt macht das Pflichtexemplar, der 
ursprünglichen Bestimmimg gemäss, bei den königlichen Ober- 
ämtern auf dem Wege zur Bibliothek Station. Hieraus entspringt 
eine Quelle zahlreicher Verschleppungen. In Erlassen der Direktion 
der Königlichen Bibliothek bezw. der Direktion der wissenschaft- 
lichen Sammlungen vom 8. Marz 1858* und 5. Nov. 1875* die 
Oberämter wird hierüber wiederholt Beschwerde erhoben. 

Die Einziehung der Pflichtexemplare regelt sich 
gegenwärtig an der Königlichen Oeffentlichen Bibliothek 
in Stuttgart nach folgenden Gesichtspunkten*): 

1. Die Annahme der im Ittlande gedruckten Werke direkt 

vom Verleger oder Verfasser pflegt von der Bibliothek verweigert 
zu werden. 

2. Ein im Auslande gedrucktes, im Inlande verlegtes Werk 
braucht nicht abgegeben zu werden. Ein im Inlande gedrucktes, 
im Auslande verlegtes Werk muss geliefert werden. 

3. Erzeugnisse anderer Vervielftiltigungsmethoden., wie Auto-, 
Lithü-, Xylo-, Photograpliieen erhält weder die Bibliothek noch 
irgend eine andere Anstalt. 

4. Von allen Druckerzeugnissen fordert die Bibliothek je 
I Exemplar, auch von spateren Auflagen'). Die tübinger Uni- 
versitats^ oder irgend eine andere Bibliothek hat keinen Anspruch 
auf Pflichtexemplare*). 



') Nach Piivatmittheilungcn der Bibliotheksverwallung. 

') Bei Titelauriagen waltet eine mildere Praxis. 

•) In dem Herz. Visiiaiions-Rezesse vom 13. 12. 1751 (Reyscher 
Bd. II. Abth. 3* S. 401) wurde TQbingen folgende Zuwendung gemacht, 
die auch an einigen anderen Universitäten vorkam und in ahnlicher Fonn 

10 
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3. Auch Druckanikel, welche niclu in den Handel kommen, 
wie Fabrikordnungen, Gesellschaftsstatuten u. s.w. müssen geliefert 
werden; ausgenommen sind nur Artikel, welche dem täglichen 
Verkehr dienen, wie Tabeltenformulare, GeschSfbkanen, Plakate, 
Theater' und Konzertanzetgen*). 

6. Artistische Beigaben jeder Art und Herstelluagsweise sind 
von dem Drucker des Textes mitzuliefern, der sich dieselben, wenn 
äe in anderen Anstalten gefertigt worden, von dem Verleger zu 
verschaffen bat*). Für besonders werthvoUe Bilder-Beigaben werden 
zuweilen von der Bibliotheksverwaltung die Herstellungskosten 
vergütet Kupfenverke, deren erläuternder Text von nebensächlicher 
Bedeutung ist, werden nicht gefordert. 

7. Ueber die erfolgte Ablieferung der Drucksaciien quiniren 
die Oberttmter in einem Lieferungsbuch. Die Drucker haben den 
einzelnen Sendungen Begleidisten beizufUgen*), welche von der 
Bibliothek quittirt an die Oberlfmter zurückgeschickt werden. 

8. Mit den Begleitlisten nicht zu verwechseln sind die Druck- 
listen, welche innerhalb der ersten i4Tage nach Ablauf des Kalender- 
jahres dem betreffenden Oberamt einzureichen sind*;. Hierin sind 
die im verflossenen Jahr gedruckten Schriften ,«ie mit der Bemerkung 
des Tages der Vollendung des Drucks und des Tages der Ab- 
sendung an das Oberamt^ aufzuzählen. Diese Listen sind iMngstens 
bis Ende Januar an die Bibliothek w eiierzubefüiderii , urit»_i 
Bescheinigung des Überamies, dass keine weiteren Druckereien im 
Bezirk sich befinden. 

in Rostock und Kiel noch üblich ist: ^Ein feder neuangenommener Pro- 
fessor Ordinarius soll kUnftig ein Buch von in circa zwanzig Thaler in 

die Bibliothek zu stiften angehalten werden." 

') Derartige Anzeigen, welche kunst und kulturgeschichtlichen 
Werth erlangen liünnen, sollte man nicht zu sammeln versäumen. 

2) Mui.A erf. v. 2. i. i8i8 § 2 (Rbl. S. 8. 9) [G.] und v. 26. 4. 1814 
§ a (Rbl S. 291). [G.] 

Verf. v. 26. 4. 1624 g 3. 

*) Verf. v. 15. 8. 1853 (Rbl. S. 310). [G.] 
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(). Sind alle Drucklisten eines Jahres in der Bibliothek vei ciuigt. 
so werden sie mit dem Püichtlieferungsjournal verglichen. Die 
hiernach, wie nach Durchsicht des Hinrichs'schen Verlagskatalogs 
sich ergebenden Fehlexemplare und Defekte werden von der 
BMothck durch die Oberflmter reklamirt, wobei eine Verjährung 
nicht anericannt wird. 

!o. Die im Gesetz vorgesehene Strafe gelangt in praxi nicht 
zur Anwendung. 

D. Hessen, Grossherzogthum >). 

[Verfügung des Min. des Innern und der Justiz vom 
5. Okt. 1836; s. Grossh. Hess. Regierungsblatt S. 473. [G.]| 

Nach der Verfügung des Ministeriums des Innern und der 

Justiz vom 5. Okt. 1836, welche iiltere Verordnungen vom 

3. Juli 1805 und 3a Aug. 1808 im Wesentlichen wiederholt, sind 

von jedem Druckartikel drei Exemplare an (üe Bibliotheken der 
drei Provinzen: Starkenburg fHofbibliothek in Darmstadt), Überhessen 
(Universitütsbibliothek in (iiej^n) und Rheinhessen (Stadtbibiiothek in 
Mainz) gegen Empfangsbescheinigung einzusenden, und zwar in Rhein- 
hessen nach dem in obiger Verfügung modificirten Kaiserlichen Dekret 
vom 5. Febr. t8io von den Druckero, in den Übrigen Landestheilen von 
den Verlegern. 

Auf dem Wege schriftlicher Verfügungen ist Einzelnes 
naher prazisirt worden, z. B. dass Kommissions- und Selbstverleger 
nicht verpflichtet, dass Werke rein artistischer Art, Bilder, theuere 

Kupferwerke von der Abgabe ausgeschlossen sind u. s. f. 

E. Anhalt*). 

[Provisor. Pressges. vom 2d. Dec. 1850 $ 7; s. Ges. Samml. 
Bd. 7. S. 1895. [G.] — Ges. die Einführung des Polizeistrafgesetz- 

buches^ für das Herz. Anhah-Dessau-Köthen vom 29, März 1855 

0 Unter Ben. von Privatmitdi. des Herrn OberbibL Haupt in 
Glessen. 

*) Mit Benutzung von Privatmitth. der Herz. Bibliothek zu Dessau 
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und mehrerer in demselben angezo^tnca Gesetze und Ver. in die 
Laodestheile des vonn. Herz. Anhalt-Bemburg betr. v. i. 7. 1864 
Art. t; s. G. S. 1864 No. 3a S. 177. [G.]] 
S 7 des Ges. 26. l>ec. 1850 bestimmt: 

„An der bbhengen Verpllichiung des Verlegers, zwei Exemplare 
setner Verlagsartikel an die Herso^iche Staatsregierung unen^geUlich ein- 
susendeo, vrird nichts gettndert^^ 

Art. I des Ges. vom i. Juli 1864 führt diese Vorschrift in das 

Gebiet des ehemaligen Herzogthums Anhalt-Bemburg ein. 

Von den gelieferten Exemplaren gelangt eines durch Vermitt- 
lung der Kreisdirektion an die Herzogliche Bibliothek in Dessau; 
über das andere wird gewöhnlich zu Gunsten det Herz. Behörden- 
bibliothek verfbgL Man verlangt die Exemplare von jeder, selbst 
unverändenen Auflage. 

Diese Verwendung der Exemplare zu Gunsten von Bibliotheken 
ist zwar durch den Wortlaut des S 7 nicht gesichert, entspricht aber 
anscheinend früheren Bestimmungen und dem Sinne des Gesetzes 
vom Jahre 1850, welches in $ 5 ausserdem die Abgabe eines Ueber- 
wachungsexemplars la Stunden vor Ausgabe des Werkes fest- 
setzte. Eine andere Verwendung als zu Bibliothekszwecken würde 
jedenfalls unzulässig sein (s. R. Piu G. $ 30). 

F. Schwarzburg'Sondershausen*). 

[Pressgesetz vom 8. Aug. 1852 § 10; s. Ges. Samml. 
S. 188. [G.]] 

In S 10 des unter dem & August 1852 für das Forstenthum 

erlassenen Pressgesetzes heisst es: 

Ausserdem ist jeder Verleger verpflichiet, von seinen Verlags- 
arttkeln ein Exemplar an die Bibliothek des Mtiüsteriums unen^tüch 
einzusenden**^ 

Diese Bestimmung hat noch Gesetzeskraft {$ 30 des R. Pr. G.). 

<) T'nter Ren. von Privatmittb. des FUrstL Schwarzb. Ministeriums, 
Abth. des Innern. 
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G. Hamburg*). 

[Hauptrezess vom 1 5. Okt. 1 7 1 2 S 32; abgedr. bei N. A. Westphalcn, 
Gesch. d. Hauptgrundgesetze der Hamb. Verf. Bd. f. Hamb. 1844 
S. 357. [G.l — ^ Revid. ßuchdruckerordnung vom 6. Okt. 1712 §6.] 

Iq Hamburg schwebte vor einigen Jahren die Streitfrage, ob 
der Drucker oder Verleger zur Abgabe von Freiexemplaren ver- 
pflichtet sei Auf Grund des Hauptrezesses vom 15. Okt. 1712 
($ 32) und der revId. ßuchdruckerordnung vom 6. Okt. desselben 
Jahres (S 6) wurde bis zum Jahre 1885 von der Bibliotheksverwaltung 
der Verleger in Anspruch genommen. In einem Spezialfälle hat 
indessen das hanseatische überlandesgericht durch Krkenntniss vom 
iS. Dec 1885 entschieden, dass letzteres nicht statthaft sei, indem 
es die Frage offen Hess, ob der Drucker etwa zur Lieferung ver- 
pflichtet sei. Da eine gerichdiche Entscheidung dieses Punktes 
bisher nicht herbeigeführt ist, so ist die auch früher liissig geleistete 
Abgabe von je einem Ptiichtexemplar an die Stadibibhothek noch 
mehr ins Stocken gerathen. Die periodischen Publikationen werden 
von den Redidcttonen aus freien Stücken unentgeltlich der Bibliothek 
übergeben. 

Der Rezess vom Jahre 1712 bestimmte: 

„. . . in FoUticis und anderen Sachen aber [soll] ein graduirter, 
dieser Stadt mit Eid und Pflicht verwandter Rechtsgelehrter, welcher 
dafür ein Gewisses entweder von dem Auetore oder Verleger eines jeden 

Büchs oder TractUtleins zu geniessen hnt, m solcher Censur constituiret 
werden, beiderseits aber^ und so wohl jener als die-er, für das, so Jeder 
censiret, zur i<ed und Antwort gehalten sein, aucii jedesmal ein Exemplar 
von allen hier gedruckten BQchem zu der Stadt-Bibliothek gratis tu 
liefern; wie nicht weniger allen in dieser Stadt oder deren Territorio 
befindlichen Buchdruckern, dass sie aisque praevia cemura durchaus nichts 
drucken . . . verboten werden soll." 

Schon vor 1712 war die Abgabe von Pflichtexemplaren in 

Hamburg Üblich. Die gesetzliche Formulirung in diesem Jahre 

brachte sie, wie ersichtlich, mit der Censur in Verbindung. 

>) Mit Ben. von Privatmitth. der Stadtbibliothek in Hamburg. 
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H. LQbeckn. 

[Pressgesetz vom 22. Sept. 18Ö9 § 5; s. Sammlung der LUb. 
Verordn. u. Bek. Bd. 36. 1&70 No. 44 [Q.j und Bek. v. 3. Juai 1874 
„das Reichsgesetz über die Presse betrefifend"; s. Lub. Verordn. u. 
Bek. 1814—75. Lttb. 1881 No. 239. 

S 5 des Pressgesetzes vom 22. :Sl, icn.Lcr ibuq lautet: 

„Von allen Druckschnften, welche im Lübeckischen Freistaatc 
gedruckt oder verlegt werden, hat der Drucker bezw. der Verleger ein 
Exemplar, Kbigscens innerhaB) eines halben Jahres nach dem Ersdieinen, 
an die Stadtbibliothek unentgeltlich abzuliefern." 

Diese Verordnung wurde am 3. Juni 1874 durch den Senat, 

als nach § 30 des Reichspressgeseues auch ferner massgebend, 

erneuert. 

J. Oesterreich. 

[Pressgesetz vom 17. Dec. 1862 S 17 u, 18; s. Reichs-Ges.-Blau 
für das Kais. Oesterreich. Jg. 1863 S. 151. [G.j — Amtsinstruktion 
für die K. K. Staatsanwaltschaften und Sicherheitabehörden v. J. 1863 
bei G. Lienbacher, Hist.>geaet. ErlHuterungen d. Ost Pressgeaetzes . . . 
Wien 1863 S. 225 ff. [B.] und in der offis. Handausgabe der Ost. 
Gesetze und Ver. Heft 9. Wien 1869 S. 38 ß. [B.J — Weitere 
AusfUhrungsbestimmungcn s. unten.] 

Im Anfange des Jahrhunderts dienten die Pflichtexemplare in 
OesterreicfaCensurzwecken'). EinHofkanzleidekret vom 2a Juni 1808 
No. 8079') bestimmte, dass von jedem neuen Werke, sowie von 
Kupferstichen und Laadkarten ein Exemplar „zum Gebrauch der 
Hotbiblioihek" abzuhefeni sei. Ihm tblgte ein Dekret vom 
23. Februar 181 1*) mit dem Zusatz, „ein schOnes mangeiloses und 

1) Nach Privatmitth. der Stadtbibliothek in LUbeck. 

2) Vgl. auch die Darstellung von Vogel im Serap. Jg. 6. S. 338 rt. 
Sammlung der Ges. . . , Kaiser Franz IL von Jos. Kropatschefc. 

Bd. 34 (Wien o. J.) S. $70. [G.] 

*) Forts, der Kropatschek*scben Sammlung her. von W. G. Goutta. 
Bd. 39 (Wien 1814) S. 93. [G.] 
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bei Büchern ein auf besseres Papier j^c.it i.cl.tcs i^xernplar an die 
K. K. Hofbiblioihek gratis einzusenden" und zwar durch Ver- 
mittelung des nächsten Revisionsamtes, um dem 
Verleger die Kosten derUebersendung zu ersparen. Diese 
Verbindlichkeit sollte auch auf Ungarn sich erstrecken. Weitere 
Verordnungen ergingen am 12. Mai und am to. August 181 5. 
Das Hofkanzleidekret vom i. Okt. 1815*) dehnte die Abgabe aus 
auf die Universitäts- oder Lycealbibliothek der Provinz, in w eicher 
das Werk erschien. Ein gleicher Befehl vom 4. Nov. d. J.^) verlangte 
sie auch von Enseugnissen des Steindrucks, ,^\vie von allen 
kOnftigen Druckerfindungen.** Eine Verordnung desselben Datums*) 
für Niederösterreich zeigt, dass die „Polizei- und Censur-Hofstelle" 
ein drittes Exemplar unentgeltlich zu fordern hatte. 

Das Pressgesets vom 31. März 1848 $ 9 verlangte nur ein 
Ueberwachungsexemplar von periodischen Dnickscfarifteo« sowie 
von niditperiodischen bis zum Umfange von 6 Druckbogen 
einschl.*); Schritten rein wissenschaftlichen , artistischen oder 
technischen Inhalts und amtlich herausgegebene Blätter waren 
befreit (S 12)^). 

Die Forderung von Studienexemplaren fehlte in diesem Gesetz 
ganz, ebenso wie in dem kais. Patent vom 13. MSrz 184g*) (Gesetz 

gegen den Missbrauch der Presse). Letzteres verlangte nur von 
jedem Blatte oder Hefte einer periodischen Druckschrift, ebenso 
von jeder nichtperiodischen, die nicht Uber 3 Bogen im Drucke 



») Eb. Bd. 35 (Wien 1817) S. 484. [G.] 
^ Eb. S. 522. 

^ Bei The od. Wiedemann, Die kirchL BOchercensur in d. 

Erzdiecese Wien: im Ardiiv f. öst. Gesch. Bd. 50 (Wien 1873) S. 414. 
*) Die Min. Vor. v. 18. Mai 184^ hob diese Bestimmung wieder 

auf (Berne r, Press. R. S. 67). 
^) Liszt a. ü. S. 9. 

*) Reich.s- Gesetz- unü Reg. Blau t. d. Kaiserth. Oesterreich 1849. 
S. 17« «. [G.] 
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betraf;, bei Begimi der Ausgabe da Exemplar ftlr die Stcherheits* 
behörde bezw. auch ftlr den Staatsanwalt, wo ein solcher ansässig 
war (S i6). Durch Erlass des Min. d. I. v. it.. 5. 1849') wurde 
diese Abgabe auch auf die anderen mechanischen Vervielffiltigungs« 
ancn auagedehnt. 

Erst in S 3 und 4 der Pr. Ordnung vom 27. Mai 1853 kehren 
beide Arten von Pflichtlieferungen, Ueberwachungs- und Studien- 
cxemplarc, wieder. Das l^ressgesctz vom 17. Dcc. 1862 nebst der 
Annsinstruklion v. J. 1863 regdi gegenwärtig diese Abgabe, welche 
besteht in Studien- (S 18) und Uebcrwachungsexemplaren 
{$ 17). 

Die Bestimmungen lauten: 

§ 18. „Voa jeder zum Verkaufe bestimmten Druckschrifi, welche 
im Inlande verlegt oder gedruckt wird, ist, in sofeme sie nicht unter die 

im § 9 erwUhnten Ausnahmen fUllt *), an das Staatsministerium, an das 
Polizeiminisierium'), an die K. K. Hofbibliothek und an jene Universit'äts- 
oder Landesbiblicthek, welche durch besondere Kundmachung in jedem 
Verwaltungsgebiete als hiesu berechtigt beseichnet wird, je Ein Pflicht- 
exemplar zu Uberreichen. Vun jeder periodischen Druckschrift ist Ober'> 
dies ein Pflichtexemplar an Jen Chef des VerwaltungSgebieies, inwdchem 
die Druckschrift erscheint, einzusenden. 

Die Zusendung dieser i^rtichtexemplare, weiche die Foriofreiheit 
geniesst, hat bei periodiadien Druckschriften in den r^lmttssigen Zeit- 
abschnitten ihres Erscheinens, bei anderen Druckschriften aber binnen 
lUnpstens acht Ta.qen, von der Ausgabe der Schrift an gerechnet, zu ge- 
schehen, und es wurden hei Druckwerl<en von besonders kostspieliger 
Ausstattung die wirklich bezogenen Pfiichtexemplare mit dem nach l)e- 
sonderer AiMrdnung zu erMSssigenden Preise vergütet werden. 

Die Ablieferung der T^ichtezemplarc liegt dem Verleger, bei Druck- 
schriften aber, auf welchen ein gewerbemüssiger Verleger nicht oder 
ftUschlich genannt ist, oder welche im Auslande verlegt werden, dem 
Drucker ob. 

Die Nichtbeachtung der diessf&lligen Vorschrift wird an dem Ver- 
leger oder Drucker als Uebertretung mit einer Geldstiafe von 5 bis so fl. 

•) Kb, S. 2S2. 

•) NUmUch diejenigen Presserzeugnisse, weiche „den Bedürfnissen des 
Gewerbes und Verkehres oder des hUuslichen und geselligen Lebens zu 
dienen bestimmt sind, wie: Formulare, Preisaettel, Visitenkarten u. s. w.** 

^ An deren Stelle ist in Wien das Ministerium des Innern, sonst 
die Stattfaalterei getreten. 
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geahndet, deren Erlag jedoch von der Ptlicht zur Ablieferung des 
Exemplars nicht befreit" 

§ 17. „Von jedem einielnen Blatte oder Hefte einer periodkchen 

Druckschrift hat der Drucker zugleich mit dem I^ci^inne der Austheüung 
oder Versendung, von jeder andern Drucl; .:hrift ahsr, welche nicht unter 
die Ausnahme des § 9 füllt und nicht mehr nls fünf Hotten im Drucke 
beiragi, wenigstens 24 Stunden vor der Austheilung oder Versenduni^ bei 
der SicherheitsbehiSrde des Aasgabeortes, und an Orten, wo ein Staats- 
anwalt seinen Sitz hat, auch bei diesem ein Exemplar zu hinterlegen. 

Doch kann die Austheilung oder Versendung von Druckschriften 
letzterer Art mit Zustimmung der Sicherheitsbehorde, bciiüglicli der Staats- 
anwaltschaft, auch vor Verlauf derb rist von 24 Stunden stattfinden. 

Die Nichtbeachtung der Vorschriften dieses Paiagraphes ist am 
Drucker als Uebertretung mit einer Geldstrafe von 10 bis 100 HL zu 
ahnden.^^ 

Aus der Atnts Instruktion sind als wichtig für die Abgabe 

der Studienexemplare anzuführen: 

§ 6. y,. . . Den Empfang der nach den §§ 17 und 18 des Press- 
gesetzes vorgdi^ten und übersendeten Pflichtexemplare hat der Ueber- 
nehmer auf Verlangen der Parteien in den von diesen selbst beizubringenden 
Empfangsscheinen, unter Beifügung des Zeitpunktes der Uebemohme zu 

bestätigen. 

§ 8. Die Bibliotheken, an welche ausser der Hof bibliothek nach 

§ 18 des Pressgesetzes PHichtcxcmplnre eingesendet werden müssen, sind 
fUr nachstehende Länder folgende'): 

Für Oesterreich unter der Enns die UniversiiUtsbibliothek in Wien; 

für Oesterreich ob der Enns die Oetleatlichc Bibliothek in Linz; 

fOr das Königreich B<Jhmen die Universitäts-Bibliothek in Prag; 

fUr das Königreich Galixien und Lodomerien mit den Herzog- 
thUmern Auschwitz und Zator^ sowie fUr das Grossherzogthum KrakaUi 
und zwar: 

a) im Gebiete der Statthalterei zu Lemberg die UniversiiUts-iÜbliothek 
in Lemberg und 

b) im Gebiete der Landesre^erung zu Krakau die Untversttäts-] tibliothek 

in K^-akau; 

[fUr das lombardisch-venezianischc Königreich die UniversiiUts- 
Bibliothek in Padua;] 

fttr das Königreich Dalmatien die Bibliothek des Gymnasiums 
von Zara; 

für das Herzogthum Salzburg die Studienbibliothek in Salzburg; 



Die Ulteren Verordnungen der obersten Polizeibehörde, betr. die 

empfangsberechtigten Bibliotheken, vom 26. q. 1852 Z 4456, v. 30. 3. 1858 
Z. 2003 und vom 20. 5. 1854 Z. 6087 (Lienbacher, Hist.-gen. Erl. S. 232) 
sind damit beseitigt. 
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für das Herzogthum Steiermark die Universitäts-Bibliothcl; in Graz; 

für das Herzogthum KUrnthen die Studienbibliothek in Ivlagenfurti 

fQr das Herzogthum Kraia die Studienbibliotliek in Laibach; 

fOr das Hcrzogthum Schlesien die Bibliothek des Gynmasial- 
Museums in Troppau; 

fUr das Herzogthuni Bukowina die Bibliothek des Gymnasiums 
in Czernowitz; 

für die Markgrafschaft MUhren die Studienbibliothek in OlmUtz; 

fUr die gefürstete Grafschaft Tirol und das Land Vorarlbeig die 

Universitätshibliothelv in Innsbruck; 

fUr die gefUrstetc Grafschaft Görz und Gradisca die Studienbibliothek 
in Görz; endlich 

für die Marfcgrafichaft Istrien und die Stadt Triest mit ihrem 
Gebiete die ararische Abiheilung der öffentlichen Bibliothek in Triesr. 

§ 9. Die durch den zweiten Absatz des § 18 des Pressgesetzes zu- 
gesicherte Vergütung für Ptlichtcxemplare von besonders kostspieliger 
Ausstattung ist nur auf Verlangen der Partei, und zwar mit fttn&ig 
Percent des ursprOnglichen Pränumerations- oder Ladenpreises zu leisten. 

Ueber eine erhobene Beschwerde der Partei hat die Statthalterei 
oder f andesrcgierung die Hrage, ob der Fall einer Vergütung eintritt, 
nach Kinvernehmung d'4v Handelb- und Gewerbekammer endgiltig zu 
entscheiden*)' 

§ 10. Die BdiQrden und Bibliotheken sind nicht verpHichtet, solche 
PHichtexemplare anzunehmen, welche an sie aus Verschulden des zur 
Ablieferung verpflichteten Verlegers oder Druckers in beschädigtem Zu- 
stande gelangen, oder deren Papierformat oder Abdruck von mindoier 
Beschaftenhcit ist, als bei den zum Verkaufe bestimmten Exemplaren. 

Es bleibt dem Verleger, beziehungsweise Drucker anheimgestellt, 
sich durch rechtzeitige Ablieferung eines unbeschädigten und zum Verkaufe 
bestimmten gleichen Exemplars vor der gesetzlichen Verantwortlichkeit 
zu schützen^). 

Die in S IT gctordcrica PHichtexemplare dienen, wie gesagt, 

Ueberwachungszwecken. Daher die Ablieferung der Exemplare, 

noch che die Austheilung oder Versendung begonnen u. s. f. Sie 

werden nicht Bibliotheken zuj^nglich gemacht uod eine Vergütung 

für diese Abgabe, lihnlich wie sie $ 18 vorschreibt, findet nicht statt. 

*) Aufgehoben ist die den gleichen Gegenstand betr. Verordnung 
der obersten Poliseibeh6rde vom 26. 9. 1852 Z. 4644675 (,Lienbacher 
a. O. S. 233). 

Aufgehoben sind hierdurch der EH. des Handelsmin. v. 14. 6. 1854 

Z. t3 3''^ (No. 2076 der M.-J. (I.-S.^ betr. die Verv«endung von Pflicht- 
exemplaren und der Erl. d. obcrst. Polizeibehörde v. 2, 6. 1853 Z. 6764 
(No. 1614 der M.-J.-G.-S.) bezüglich der Hatiungsdauer bei Vorlegung von 
Pflichtexemplaren (Lienbacher a. O. S. 233). 
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Die Studienexemplare des S i8 werden von dem Ver- 
leger (nicht dem Drucker wie die Ueberwachungsexemplare) er- 
hoben; nur bei denjenigen Druckschriften, auf welchen ein gewerbs- 
mässiger Verleger nicht oder fälschlich genannt ist oder bei aus- 
ländischem Verlag tritt der Drucker an seine Stelle, was also auch 
dann geschieht, wenn die Schrift im Selbstverlage erscheint, da 
der Selbstverleger gewöhnlich kein gewerbsmässiger ist. 

Die Exemplare werden „von jeder zum Verkaufe bestimmten 
Druckschrift, welche im Inlande verlegt oder gedruckt wird," 
erhoben. Die Regierungsvorlage ($ 14)*) enthielt stau dessen die 
Worte: „Von jeder im Inlande aufgelegten und zum Verkaufe 
bestimmten Druckschrift,** die Pressordnung von 1852 $ 4 dagegen: 
.,Von jeder im Inlande aufgelegten Druckschrift.** 

Die geltende Formulirung war von dem Ausschuss des 
Abgeordnetenhauses beantragt worden, weil Irüherhin Zweifel ent- 
standen wären, „ob von Presserzeugnissen, welche zwar im Inlande 
verlegt, aber im Auslande gedruckt worden, Pflichtexemplare abzu- 
geben seien** Man hielt, obwohl eine Novelle vom ij. Jan. 1858') 
diese Frage im negativen Sinne beantwortet hatte, es für zweck- 
mässiger, deren Wiederauftauchen nach Erlass des neuen Gesetzes 
durch eine weniger missversiandliche Fassung vürzubcugLn. So 
wurde die Abgabepflicht auch auf die im Auslände gedruckten 
Schriften inländischer Verleger ausgedehnt^). 

>) Lienbacher a. O. S. it6. 
>) Lienbacher a. O. S. 117. 
») RgbL S. 77. [GJ 

*) Mit RecHt macht Lienbacher a. O. S. 118 darauf aufmerksam, 
dass unter „Auflage einer Druckschrift** nur deren VenrielfUtigung und 

Verötientlichung verstanden werden könne, der Ort der VcrviclfUhigung 
der Druckort, der der Veröffentlichung der Ausgabeort sei (nicht zu ver- 
■wechseln mit Verlagsort), also die Regierungsvorlage nur diejenigen 
Schriften gemeint haben könne, deren Druck- und Ausgabeort im 
Inlande liegen. 
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Die empfangsberechtigten Behörden können auf die ihnen zu- 
stehenden Exemplare ganz oder theilweise verzichten, was bei den ^ 
Ucberwachungsexemplaren des S 17 nicht zultfssig bt*). Die an 
das Ministerium des Innern bezw. an die Statthalterd abzugebenden , 
Exemplare des $ 18 pflegen auch Bibliotheicen überlassen zu werden. > 
In Wien werden sie der Minisierialbiblioihek, in Graz derLaades- 
bibliothek am Joanneum einverleibt. 

Zu bemerken bleibt nodi, dass das Pressgesetz von 1S62 in 
den im Reichsiatfae nicht vertretenen Landern Transleithaniens 
(Ungarn, Croatien, Slavonien und Siebenbürgen) nicht einge- 
führt ist. 

Hier bestand vielmehr bis zur Wiederherstellung der Kon- 
stitution Ungarns (1867) das für die ganze Monarchie oktroyirte 
Ptessgesetz vom a?. Mai 185a zu Recht Nach Ausserkraftsetzung 
desselben erlangte $ 40 eines Pressgesetzes des Reichstages von 1848 
wieder Geltung, welcher in Verbindung mit einem Dekret des 
K. Ungarischen Justizministeriums vom 17. Juli 1867 noch gegen- 
wtfrtig die Abgabe der Pflichtexemplare regelt. Von den abzu- 
gebenden zwei Exemplaren erfaflh eines die Staatsanwaltschaft, 
das andere das K. Ungarische National-Museum in Budapest*). 

K. Schweiz. 

[Kanton Genf: Gesetz vom 2. Mai 1827 Art 2a] 

Das schweizerische Bandesgesetz über den Schutz des litte« 

rarischen Eigenthums vom 23. April 1883') sieht von der Erhebung 
von Schutzexemplaren ab. 

Die Censur ist in der Schweiz seit 183 1 aufgehoben. Im 
vorigen Jahrhundert kamen noch zuweilen Bttchor in die Uni* i 

■ 

" I 

») »Erl. d. Fol. Mm. v. 22. to. 1863. 

') Nach Privatniitth. der K. Univ. Bibliothek zu Budapest. « 
•'') Annuaire de leg. etr. Xlll (1883) S. 571 ff, — Consiant a. O. 
6. 314 fl". 
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versitätsbibliothek zu Basel mit der Bezeichnung „ex ceosura". 
Doch waren es auäallend wenige. Regelmässige Abgaben von 
Censurexemplaren an die Bibliothek scheinen nie stattgefunden zn 
haben '). 

Gegenwärtig sind nur noch Im Kanton Genf Pflichtexemplare 
an die Ocftcmliche Bibliothek in Genf zu liefern. 

Das Gesetz vom 2. Mai 1827 „ioi contenant quelques dispo- 
sitions pe'nales et de poUce relatives 4 la presse" bestimmt in Art. 20, 
dass zwei Exemplare von allen im Kanton gedruckten Werken 
— ein Exemplar von neuen Auflagen — von den Druckern an die 
Staatskanzlci für die Oeffentliche Bibliothek abzugeben seien*). 
Diese Bestimmung gelangt noch zur Ausführung'). 

L. Schweden^). 

[Tryckfrihetsförordningen, 9. Msrz 1810. Revidirt d. i6.Julii 813. 
Verändert im Jahre 1866; s. «>Svensk Författungssamling 1866 
No. 22. — ^KanigHche Verordnung vom 13. Juli 1875.] 

Die gehenden Bestimmungen iauien: 

,yAf allt hvad som tryckes vare boktryckaren pligtig att, utom dei 
exemplar, hvarom i 4 § 2 mom. stadgas, frän upplagan aftaga och utan 
betalning aftenina tili Kon^. BibHoteket samt tül hvartdera af rikets 
universiteter ett fulIsiSiidigt och felfritt exemplar, jemte dertill hörande 
plancher, hvilket aflemnande verkstHlles salunda, att före slutet af Juli 
mSnad hvarjc är bör vara levercradt hvad uoder det nästförflutna äret är 
vordet utgifveL tinderlater nagon detta, böte fbr hvarje sSrskildt fall 
tjugufem Riksdaler, odh vaie Sndock pligtig att» vid enahanda ansvar, 
inom ny ftfrelagd tid behöriga exemplar aflemna.** 

Hiernach ist also der Drucker zar Ablieferung von drei 
Exemplaren, die vollständig und fehlerfrei sein und die etwa zu- 
gehörigen Tafeln enihaiten müssen, von jeder AuHage (auch Tiiel- 

Privatmitth. des Herrn Oberbibliothekars Dr. Sieber in Basel. 

^ oRecueil authentique des lois et actes du gouvernement de la 

r^p. et canton Je Geneve. T. 13 (1827) S. 67—78. 
3) Privaimitth. der Oefl". Bibliothek in Genf. 
*) Nach Phvatmitth. der K. Univ.-Bibliothek in Upsala. 
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auflagen) verpflichtet. Die Exemplare sind direkt an die Königliche 
Bibliothek in Stockholm, sowie die Uaiversitäisbiblioiheken in 
Upsala und Lund abzugeben, und zwar spätestens bis zum Schluss 
des Monats Juli von allen im vorhergehenden Jahre erschienenen 
Werken. 

Die Strafe beträgt, ausser der Nachüefening der fälHgen 

Exemplare, für jede Uebertretung 25 Kronen. 

Durch Verordnung vom 13, Juli 1875 Pflichtexemplare 
PortoCreiheit bewilligt worden. 

M, Diiiieinurk 

[Verordnung vom ao. Januar 1833 $ 1—8; s. oCoUegial-Tidende 
for Danmark 1832 S.73ff. Milden Motiven abgedr. in: E. C. Werlauff, 
füstoriske efiterretninger cm dei störe Kongelige Bibliothek i 

Ki»benhavn. Udg. 2. Kißb. 1844 359~~367. [ü.]] 

In der Verordnung vom 20. Januar 1832 wird auf die ältere 
Bestimmung vom 19. Jan. 1821 Bezug genommen, welche den 
Zweck einer voUstSndigen Sammlung der gesammten National- 
litteratur verfolgte und den Buchhändlern die Abgabe auferlegte. 
Nach dem geltenden Gesetz sind die Drucker dazu verpHichtet. 
Wenn das Werk in mehreren Offizinen gedruckt ist, hat derjenige 
Drucker das ganze Werk zu liefern, bei welchem der 
Schluss gedruckt worden ist. Die Verordnung erstreckt sich, wie 
die frühere, auf ganz Dänemark, mit Einschluss von Island und 
den Kolonieen*). Die Anzahl der Exemplare betragt zwei; beide 
sind ungebunden, aber auf Schreibpapier, je der Königlichen wie 

<) Mit Benutzung von Privatmitth. der Kttnigl. Bibliothek in 

Kopenhagen. 

§ 2: Fom.-cvnte Forpligtelsc beholder i ovrigt i cet og alt dei 
Omfang, som o\enn:v;vnte Forordning havde givet samme, saa at begge 
üvennaevnte Biblioiheker erhoide Frie-Exemplarer saavel af de Skrifier, 
der trykkes i sdve Danmark, som af dem, der udkomme i Island og 
Colonieme . . 
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der üniversilätsbibüothek in Kopenhagen zweiiiial im Jahr') (Januar 
und Juli) zu übersenden, zugleich mit Designaitionen darüber, wo- 
von eine mit Quittung der Bibliothek versehen zurückgegeben wird'}. 

Die kopenhagener Drucker liefern direkt, die ttbrigen durch 
Vermittlung der Verwahungsbehörden. 

Audi einzelne Karten, Kupfersuclic, Lithographiccn und andere 
Kunstdrucke sind cinbei,'riÖen. Von diesen Artikeln erhält beide 
Exemplare die Königliche Bibliothek*), auaser wenn sie einen 
Besiandtheil eines gedruckten Werkes bilden. 

Ein Buchdrucker, Kupferstecher oder Lithograph, welcher 
nicht innerhalb der in § 4 vorgeschriebenen Zeil die verlangten 
Designaiiouen ablietert, soll tür jeden Monat Verzuges 4 Reichs- 
bankthaler Strafe zahlen. Jeder Buchdrucker, der Uberwiesen wird, 
eine Schrift, die in seiner WerlcstAtte gedruckt ist, verschwiegen 
oder unterschlagen su haben, zahlt 2 Mark Strafe für jeden Bogen 
der Schrift, wenn ihre Bogenzahl weniger als ein Alphabet beträgt, 
10 Reichsbankthaler für jede, die i — 2 Alphabete umtasst, und so 
fort 10 Thaler für jedes weitere Alphabet. — Für üebertretungen, 
die nicht unter die obigen Bestimmungen fallen, kann das Gericht 
der Lage der Sache angemessene Geldbussen auferlegen (S 7). 

N. Italien. 

[Legge 26. marzo 1S48 suUa libertÄ di stampa Art 8.] 
Vergl. Ueberwachungsexemplare Seite 117. 

') „1 Bci^yiuielsen af hvert Aars Januar og Juli iMaaneJer'" (1? 4). 

*J „Tilligenied to eenslydendö Desigiiationer over samme, at hviike 
de erholde den ene tilboge med Quittering fra vedlcommende Bibliothek.^' 

*) g 3: „Med Hensyn tü Korter, Kobbere, Steentr>k og andre 
Koiistinirker af lige Natur bar, hvad enten saadaone udkomme saarskilt, 
i hvilkei Tilf^lde alenc to Exemplarer blive at aflevere til det störe 
Kongelige Bibliothek, elier de henhere til et udgivet Skrift, i hvilket 
Tilfielde l'niversilets liiblioiheket ogsaa fremdeles er berettiget ti! at fordre 
Frie-E\emplarer, l-orplif^tclsen ti! disses Atlevering herefter paahviie 
vedkonitnende Kobberitikli.er eüer Lithograph . . 
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O. Griechenland 

[OGesetz S, M, H, vom 24. Nov. 1867.] 

Nach dem Gesetz vom 24. Nov. 1867 hat der Drucker von 

jedem Druckartikel zwei Exemplare unentgeltlich gegen Quittung 
des Ephorus an die Nationalbibliothek, spätestens 10 Tage nach 
Erscheinen, abzuliefern. Für den Uebertretungsfall ist eine Strafe 
im Betrage des zehnfachen Werthes des Buches festgesetzt. 

P. Rumänien'). 

["^Gesetz vom 2. April 1885 Art. 1 — 3; s. Monitor No. 11 vom 

13/23. April 1885.] 

Art. I. Jeder Buchdrucker ist verpflichtet, jedwedes Buch, 
Broschüre, Zeitung, Uberhaupt jedwede Druckarbeit, welche in seinem 
Atelier ausgeführt worden, in je drei Exemplaren der CentralbibUothek 
in Bukarest, der fiibliothdc der rumSnischen Akademie sowie der Central* 
bibliothek in Jasy zuzuschicken. 

Art, 2. Jeder Autor oder rumänische Verleger, welcher ein Buch, 
wie in vorhergehendem Artikel bestimmt, herausgibt, ist denselben Ver- 
pflichtungen umerworf^n. 

ArL 3. Jeder gegen die Artikel i und a dieses Gesetzes zuwider 
Handelnde wird mit einer Strafe von 100 — 500 Neulei belegt. — Das 
Strafmass wird durch das Tribunal festgesetzt und zwar ohne AppelL 

Q. Serbien-^). 

[Ges. über die Presse vom 12/24. 1881 Art 3 u. 8; 

s. Ann. de leg. etr. Bd. 11. 1881 S. 732. — Ergänz, hierzu vom 
11/23. Juni 1884.] 

Der Drucker bezw. dessen Geschäftsführer hat von jedem 
Druckwerke ein von ihm unterschriebenes Ueberwachaugsezemplar 

*) Nach Privatmitth. des K. D. Konsulats in Piraeus. 

Nach IJeherseuung und Phvatmittheilung des K. Deutschen 
Konsulats in Bukarest. 

•) Unter Benutzung einer Privatmitth. des K. Deutschen General- 
Kons, in Belgrad. 
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der lokalen Polizeibehörde, ausserdem noch drei Studienexemplare 
an die Nationalbibliothek in Belgrad abzugeben, wofür eine 
Empfangsbescheinigung ertheilt wird. Die Nichtbeachtung dieser 
Vorschrift zieht eine Strafe von 200 bis 500 Francs nadi sich. 

Die Ueberwachungsexemplare von Zciiiiagca und Zeitschriften 
(Art. 8) sind im Augenblick der Austheilung bei den betreffenden 
PoUzeistellen von dem verantwortlichen Redakteur oder dessen 
Stellvertreter in einem Exemplare zu hinterlegen. 

H. Mexiko'). 

■ 

[•Verordnungen vom 14. Sept. und 30. Nov. 1867.] 
Die Veruidiiuu^cn vom 14, Sept. und -^o. Nov. 1867, von 
denen ersiere die Gründung der Nationalbibliothek ausspricht, 
legen sttmmtlichen Druckern der Haufnstadt die Verpflichtung auf, 
zwei Exemplare von Druckartikeln jeder Gattung an die genannte 
Bibliothek abzuliefern, bei Strafe von 25—50 Pesos zu deren 
Gunsten. Ueber die abzugebenden Schutzezemplare vgl. 
weiter unten. 

S. Brasilien*). 

[Decreto n. 433 de ^ de Julho de 1847; s. CoHec^ao das leis 
do imperio do Brasil de 1847. I omo IX. parte i. S. 22 und 23. 
[fi.J — Decreto n. 1283 de 26 de Novembxo de 1853, enthaltend: 
In$truc9des para a execu9So do Decreto n. 433 de 3 de Julho de 
1847*. — Decreto n. 884, 1. 10. 1856 Art 16; s. Coli, das leis T. XVII. 
p. I S. 57. — Decreto 3230, 3. g. 1884 An. 6 § 2; s. Coli. T. XXXI. 
p, 1. S. 22. — Dass, Gesetz Art. 2S 3; s. Coli. T. XXXI. p. i. S. 15.] 

Die kaiserliche Verordnung vom 3. Juli 1847 fordert in Art i 
von den Druckereien des Distriktes der Landeshauptstadt die Ah- 

') Nach Privatmitth. der Nationalbibliothek in Mexiko. 
*) Mit Ben. von eingehenden Privatmitth. des K. Deutschen Kon- 
sulats in Rio de Janeiro. 

II 
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gäbe eines lixemplars an die Nationalbibliothek in Rio de Janeiro, 
von den Übrigen ein Exemplar fUr die Bibliothek der betreffenden 
Provinzial-Hauptstadt. 

Die ßestimmungen lauten: 

„Obriga os impressores a remetter na Corte a Bibliotheca Publica 
Nacional, c nas Provincias ä Bibliotheca da Capital, hum exemplar de 
todos OS imprcsÄOS que sahirem das respectivas Typographias. 

Hei por beok Sattcdonar, e Maiidar que se execute a Resdlu^So 
Stinte da Assemblda Gera! Legislativ«. 

Art. 1°: FicSo os impressores obrigados a remetter na Corte a 
Bibliotheca Publica Nacional, e nas Provincias ä Bibliotheca da Capital, 
hum exemplar de todos os impressos, que sahirem das respectivas Typo- 
graphias. 

Art. FicSo revogadas qaaesquer disposi^Ses em contrario. 

Manoel Alves Branco, Conselheiro d'Estado, Ministro e Secretario 
d'Estado dos Negocios da Fazenda . . . Palazio de Rio de Janeiro em 
tres de Julho de mil oito centos quarenta e sete, vigesimo sexto da In- 
dependencia e do Imperio . . 

Die in 7 Artikeln zu diesem Gesetz erlassenen AusfÜhrungs- 
besiimmungen vom 26, November 1853 dehnen die Abgabepfticht 
auf Musikwerke, Karten und Kupferstiche, sowie auf Wieder- 
abdrucke und neue Auflagen aus, wenn die ersten Drucke oder 
Auflagen nicht hinterlegt worden sind (Art. 3 und 4). 

Ausser der Nationalbibliothek sind zur Forderung eines 
Exemplars von allen Drucken berechtigt: 

Die Bibliotheca do Marinha (Ges. vom i. la 1856 betr.' 

Budget 1857/58 An. 16); 

die Bibliotheca do Exercito (Ges. vom 3. 9. 1884 betr. 
Budget 1884/85 An. 6 $ 2); 

die Camara dos Deputados (Dass. Ges. Art. 2 $ 3). 

Letzteres Gesetz verlangt auch fUr die Bibliotheca do Senado 
ein Exemplar. Dodi scheinen selbst die fremdländischen 
Druckereien, welche sonst die Bestimmungen punktlicher als die 

einheimischen befolgen, äicii der Abgabe dieses Exemplars zu ein- 
ziehen. 
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T. Uruguay'). 

[Regierungsdekret vom 29. Sept. 1 842 ; s. • M. A.Criado,CoUeccion 
legislativa de la Repüblicu Oriental del Uruguay. Bd. i. S. 454. — 
ßekaani machung der Naiionaibibiiothek in Montevideo v. 4. August 
1859; s. Criado Bd. 2. S. 264. — R^.-Bescbluss v. 23. November 1882; 
s. Criado Bd. 8. S. 279>] 

Der Regieningsbeschluss vom 29. Sept. 1842 verlangte ein 
Exemplar von allen Drackcrzcugiiibscii tlir die Nationalbiblioiiick. 
in Montevideo und zwar vom Drucker (Dueno de imprenta). In 
der Bekanntmachung dieser Bibliothek vom 4. Aug. 1859 wurde 
den Druckern anheimgestellt, den Betrag dieses Exemplars 
der Bibliothek in Rechnung zu stellen. 

Der Regieningsbeschluss vom 23. November 1882 änderte die 
Bestimmungen von 1842 dahin ab, dass fortan der Herausgeber 
fUr die Abgabe haftbar sein solle (Dueno del establecimiento 
«ditor). Komme dieser innerhalb fiinf Tagen nach Veröffentlichung 
der Schrift seiner Verpflichtung nicht nach, so habe er eine Strafe 
von 10 Pesos verwirkt 



■) Nach Privatmitth. des K. Deutschen Konsulats in Montevideo. 
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IV. Die Schutzexemplare. 
A. England. 

[Akte vom i. Juli 1842. 5 u. 6 Vict. cap. 45. sect 6—10; 
is. Statutes of ihe U. K. of Grcat Britaia and Ireland. Vol. 16. 
Lond. 1843 S. 211. [G.] — Uebers. bei Charl. Coastant, Code 
g^n. d. droits d^auteur. Paris 1888 S. 164 

Mit der Errichtung der Buchhlndlerinnung im Jahre 1556 
trat bald eine neue Form des Schutzes des litterarischen Eigen- 
thums neben dem Privilegienschutz auf: die iiimragang in die 
Register dieser Zunft, welche fUr alle neu erscheinenden BUcher 
obligatorisch wurde. Aber die Einregistnrung war noch die 
Bedingung ftir das Zustanddtommen des Autorrechtes und erst die 
Parlamentsakte vom Jahre 1709 „Act for the encouragement of 
leaniini^/'" (S Anac cap. ig) ma..iuc dieses von allen Foriualiläten 
unabhängig und wurde somit zur Grundlage lUr alle folgenden 
Gesetze bis zur Gegenwart, zunflchst noch mit der Beschrankung 
des Rechtes auf eine Zeitdauer von 14 Jahren, ausser wenn nach 
Ablauf dieser Frist der Autor noch am Leben war. Hinfort war 
nur die Rechtsverfolgung abhangig von der vorherigen Registrirung, 
also auch der Ablieferung der Exemplare, nicht mehr die An- 
erkennung des Autorrechts selber. 

Die Zahl der Exemplare betrug schon zu dieser Zeit neun. 
Sie mussten vom besten Papier der Auflage sein und dem Keeper 
der Buchhandlerhalle vor der Veröffentlichung vom Drucker Ober- 
geben werden, bei Strafe von 5 Pfund für jedes Exemplar, ausser 
dem Betrage des nicht gelieferten Werkes (Sect. 5). 
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Diese Vorfichiiften erhielten im Jahre 1775 einen Zusatz 
(15 Geo. m c. 53. s. 6). Es sollte nttmlich verhindert werden, dass 

— wie es hHufig geschah, um möglichst billig davonzukommen, 
ohne der Wohlthaten des Gesetzes verlustig zu gehen — nur der 
Titel eines einzelnen Bandes oder Heftes zur Eintragung vorgelegt 
wurde. Daher sollte fernerhin zur Erlangung der Bestrafung die 
Abgabe vollstfindiger Werke unerlisslich sein. 

1801 wurde die Zahl der abzugebenden Exemplare von 9 
auf u erhöht (41 Gco. III c. 107. sect. 6). Ein heftiger Streit ent- 
brannte darüber, ob das Gesetz nur die Ablieferung eingetragener 
Exemplare vorschreibe, oder wie es die Universitäten lebhaft 
wünschten« sich auf die gesammte neue Litteratur erstrecke. In 
einem dieserhalb von der Universität Cambridge angestrengten 
Process c. ßryer wurde die Sache zu Gunsten der Institute ent- 
schieden^). 

1814 wurde das Autorrecht auf 28 Jahre und den Rest der 
Lebenszeit des Autors ausgedehnt*). Auch in Bezug auf die Pflicht- 
exemplare traten etwas abweichende Vorschriften ein. Die 11 zu 

hinterlegenden Exemplare „upon thc paper upon which thc largest 
Number or Impression of such Book shall be printed for Sale*" 
sollten die Buchhändler den früher bezeichneten Bibliotheken erst 
dann zu liefern verbunden sein, wenn diese ausdrücklich innerhalb 
13 Monate nach der Veröffentlichung des Werks die Lieferung 
verlangten'). Hierin war den Bibliotheken ein Mittel an die Hand 
gegeben, werthloserc Arukcl sich fern zu halten. Die Lieferung 
hane binnen einem Monat nach der Aufforderung zu geschehen. 



*) Roh. Covtan, Memories of the British Mowum (Lond, 187s) 
S. 173. [G.] 

s) Durch die Akte 54 Gea III cap. 156. 

>) „On Demand thereof being made in Writing to or left at the 
Place of Abode of the Publisher or Publiahers thereof, at any time within 
Twelye Months next after the Publication tbettoL^ 
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der Verleger jedes Werk registriren su lassen und sugleicb 
ein Eiemplar (fOx das British Museum) auf dem besten Papier 211 
liefern. Alle der ersten folgenden Auflagen waren dem Ablieferungs- 
zwange niclii unterworfen, wenn sie nicht Zusätze oder Ver- 
rlnderungen irgend weicher An enthiehen. Dann genügte die 
Hinterlegung der abweichenden Buchbestandtheile. Der Keeper 
der Niederlage der BuchhXndlerhalle war verpflichtet, den Biblio- 
theken die Listen der registrirten Werke regelmiissig zu übersenden. 

Erst 1836 wurde der Buchhandel von dieser drückenden Ab- 
gabe zum Theil befreit'): „And whereas the Provisioos of the said 
Act [vom Jahre 1814] have in certain respects operated to the 
Injury of Authors and Publishers, and have in some Cases diecked 
er prevented the Publication of Works of great Utility and Im- 
portance, and it is therefore expedient that the said Act should bc 
amended . . Die Aeuderuag bestand darin, dass sechs Exem- 
plare, welche Sion College, die vier schottischen Bibliotheken und 
die Kiogs-Inn-Bibliothek zu Dublin erhielten, in Zukunft wegftdleo 
sollten. Diese Bibliotheken sollten nach dem Werthe der ihnen 
jährlich gelieferten Bücher künftig vom Staate entschädigt werden. 
Hiernach erhielten: Edinburgh 575 £\ Glasgow 707 £; St. Andrews 
630 Kiog^s College, Aberdeen, 320 £; Kings Inn, Dublin, 433 £; 
Sion College, London, 363 £: zusammen 3028 £*). 

Das nXchste Gesetz ist das vom Jahre 1842 (5 & 6 Via. c 4$)* 
auf welchem die Abgabe der Pflichtexemplare noch jetzt beruht. 

Diese Bestimmungen sind im Wesentlichen die in der S. 165 
erwähnten Parlamentsakte vom Jahre 1814 bereits enthaltenen, mit 
der £inschrMnkung, welche das Gesetz vom Jahre 1836 in Bezug 
auf die Zahl der zu hinterlegenden Exemplare hinzugefügt hat. 
Wie schon in dem Gesetz der Königin Anna, begründet die Ab- 



<) Durch die Akte 6 & 7 WilL IV cap. tio. 
*) Edwards, Mem. of libraries. VoL a. S. soa 
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lieferuQg der Exemplare wohl das Recht der Klage, nicht aber das 
Autorrecht an sich^). Streng genommen, kann das Klagerecht nur 
von der Hinterlegung des Exemplars für das British Museum ab- 
hangig sein, dessen Liefierang bedingungslos gefordert wird, wahrend 

die übrigen vier Exemplare — wie schon 1814 — erst „on demand 
thereoP' abzugeben sind*}. 
SecL 6 lautet: 

„And be it eßacted, That a printed Copy of the whole of every 

Book which shall be published after Äe passing of this Act, together w ith 
all Maps, Prints, or other Engravings belonging thereto, finished and 
coloured in the same Manner as the best Copies of the same shall be 
published, and also of any second or subsequent Edition which ahall be 
so published, with any Addittons or Alterations, whether the same shall 
be in Letter Press, or in the Maps, Prints, or other Engravings belonging 
thereto, and whether the first Edition of such Book shall have been 
published before or after the passing of this Act, and also of any second 
or subsequent Edition of every Book of whidi the first or some preceding 
Edition shall not have been delivered fbr the Use of the Britbh Museum, 
bound, sewed, or stitched together, and upon the best Paper on which 
the same shall be printed, shall, within One Gaiendar Month after the 
Day on which any such Book shall first be sold, published, or oß'ered 
for Sale in any other Part of the United Kingdom, or yrithin Twetve 
Calendar Months after the same shall first be sold, published, or oflered 
for Sale in any other Part of the l^ritish Dominions, be delivered, on 
behalf of the Publisher thereof, at the British Museum/^ 

Die Ablieferung kann im British Museum zwischen 10 Uhr 
Morgens imd 4 Uhr Nachmittags taglich bewirkt werden mit Aus- 
nahme der Sonntage, des Aschermittwochs, des Charfreitags und 
des ersten Weihnachtsteiertages (Sect. 7). 

Die Exemplare für die anderen Bibliotheken 

„ . . . ^ Bodleian Library at Oxford, the Public Library at 
Cambridge, the Library of fhe Facul^ of Advocates at Edinburgh, Üie 
Library of the College of the Holy and Undivided Trinity of Queen 



•) Sect. 24 lautet: „Provided always, that the Omission to make 
«uch Entry shall not affect the Copyright in any Book, but only the Right 
to sue or proceed in respect of the Infnngement thereof as aforesaid." 

2) Vgl. Copinger, The law of Copyright in works of literature 
and art (London 1870} ö. 74. [S.] 
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Elizabeth near Dublin, be delivered, upon the Paper of which the largest 
Niimber of Copies of such Book or Editioa «hall be |»riiited for Sale , . • 
within One Moath aflsr Demaiid made tliereof in WritiQg a« aforesaid . . 

Diese Aufforderung muss spätestens 12 Monate nach der 
VerülicnUichung der Schrifi eriol^cii (Sect. 8). 

Die Exemplare sind an Stationers' Company abzugeben, 
können aber auch an die Bibliotheken direkt oder sonst eine tnit 
der Entgegennahme beauftragte Persönlichkeit g^en Empfangs- 
bescheinigung eingesandt werden (Sect. 9). 

Die Strafe soll 5 Ptiind. ausser dem Werth der hmterzogenen 
Exemplare, nicht überschreiten und derjenigen ßibliothek ent- 
richtet werden, welche das Werk haue erhalten müssen. Die Ab- 
urtheilung erfolgt im summarischen Verfahren vor zwei Friedens- 
richtem oder nach Einleitung einer Schuldklage auf Anauchen der 
gescliaJi,t,icii Bibliothek (Sect. 10). 

Die Abheferung der Pflichtexemplare geschah hfiuhg sehr 
unvollkommen oder stockte ganz. Schon Bentley erzählt in der 
Vorrede zu seiner Abhandlung über Phalaris, dass, als er sein Amt 
an der Königlichen Bibliothek angetreten, er er&hren habe, dass 
Icizihiii die IHlivliicXLin, kuc auhi zur Bibliothek gekommen seien. 
Der Erfolg seiner Reklamation bei der Buchhändlergilde sei dann 
so ausserordentlich gewesen, dass er gegen tooo Bünde auf dnmal 
erhalten habe*}. Als Panizssi 1850 beauftragt wurde, g^en die 
Süumigen streng vorzugehen, musste er bekennen, dass aus den 
Provinzen zwar einiges, aber bei Weitem nicht alles was erscheint, 
dass von Schottland und Irland aber fast nichts, von den Koloniccn 
nichts geliefert vvUrde. In Folge seines energischen Vorgehens 
stieg die Zahl der Nummern (Bande, Bandtheile, kleine Schriften, 
Karten und Musikwerke) von 987t im Jahre 185 1 auf 13934 ^ 
Jahre 1852 und 1408 t im darauf folgenden Jahre*). 1854 wurden 

*) Diasertation upon the episües of Phalaris (Lond. 1777} S. XV. 
Cowtan SL, O. S. 177. 178, 
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igS7^ und 1857: 24673 Nummern verzeichnet. In der Zeit von 
1814^1847 gingen dagegen durchschnittlich nur 3986 Nummern 
jährlich ein*). 

Den Zuwachs des British Museum an Pflichüieterungen 
Während der Jahre j 885— 1887 bezeichnen folgende Zahlen*): 



BUcher. 





1 

Works ! 


Vols. 


Parts 


Sheets 


1885: 


7636 


( = 9231) 


28326 


516 


1886: 


7826 


(=r 9807) 


26669 


904 


1887: 


8044 




25715 


509 






Musik. 








Works 


Vols. 


Pieces 


Parts 


iU$: 




(=427) 


3309 


3812 


1886: 


4444 


(= 645) 


»993 


851 


1887: 


443S 


(=794) 


3009 


4943 






Karten. 








Maps 


Sheets 


Atlases 


I 

Parts 


188$: 


540 


(= 4476) 






1886: 


253 


(= 4375) 


«5 




1887: 


381 


1 (= 439^) 


«9 





im Ganzen gingen Druckartikel ein: 

188$: 48024 1886: 46259 1887: 49200. 



') Edwards a. O. Vol. 2. S. 593. 
*) Privatmitth. des British Museum. 
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B. Britisch Indien*). 

[^Aci by ihc Güvernor General ot India No. XXV of 1S67. 
Printiog Presscs and Newspapers. Part III: Ddivery ot Books, 
Sca. 9— II. i6.j 

Die BesdtDmungen umerscheiden sich von denen der metsteii 
Obrigen LMnder durch den Umstand, dass die absuliefernden drei 
Exemplare von der Regierung bezahlt werden. 

Dieselben sind durch den Drucker voUsiändtg von jedem 
in Britisch Indien gedruckten oder lithographinen Buch zu liefern, 
mit allen Karten und Kupfern, auf dem besten Papier der Auflage 
und von der bestausgeftihrten Sorte, auch von neuen Auflagen» 
die in Bezug auf den Drude des Gesammtwerkes oder die Aus- 
stattung der Beilagen irgend welche Abweichungen zeigen, inner- 
halb eines Kalendcrmonats nach vollendetem Druck, gebunden, 
broschirt oder geheftet. Der zur Empfangnahme berechtigte Beamte 
ist von Zeit zu Zeit durch die Regierungsorgane namhaft zu 
machen. Die Verleger sind gehalten, pünktlich vor Ablauf der 
icsigesetzten Ablictcrungsfrist die Drucker mit allem, was zur 
Voilstttndigkeit des Buches an Karten und sonstigen Beilagen gehört, 
zu versehen (Sect. 9). 

Die wichtige Bestimmung, wonach der Beamte den Preis der 

empfangenen Exemplare, zu welchem diese „bona fide** gegen baar 

an das Publikum verkauk werden, dem Verleger zu erstatten hat, 

mOge hier im Originaltext Aufnahme hnden: 

„Such officer shaU thereupon give a receipt in writing for the 
copies so received, and, if the book is for sale to the Public, shall, 
on the pubUcauon thcreof^ pay the publisher for the same copies at the 
rate at which the book shall be bona Ilde seid for cash to the public^* 
(Sect 10). 

Ueber die Verwendung der Exemplare ist Folgendes fest- 
geseut: £ines erhält der Staatssekretär fUr Indien, Uber das andere 

*) Nach Privatmitth. des India Office in London. 



I 
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wird der GeneraJgouvemeur von Zeit zu Zeit Bestimmung treffen, 
das dritte wird nach erfolgter Registrirung einer Öffentlichen 
Bibliothek einverleibt werden, wenn die LokalbefaOrden nicht 

anderweit darüber verfügen (Sect. ii). 

Als Strafe sind für den Drucker wie für den Verleger, 
welcher die nicht durch jenen hergestellten Beilagen ihm zu Uber- 
geben verabsäumt, für jeden Uebertretungsfall, ausser dem Werth 
des Werkes, 50 Rupien festgesetzt (Sect. 16. Part. 4). 

C Norwegen')« 

(Lov om Forlagsregibici og om Afgivclsc af Tryksager til 
Universitetsbibliotheket, 20. 6. 1882 Art. 1. 3. 6 — 11; s. Almindelig 
norsk Lovsamling udg. af Otto Mijlsender. Bd. 2. 1861—85. Christ. 
1887 & 1063 ff. [G.] — Uebers. im Annuaire de l^gislat ^r. 
Ann. 12. 1882 S. 823 ff. und bei Gonstant a. O. S. 266 ff] 

Die Universitätsbibliothek in Chrisiiania ist verptlichtct, ein 
Register zu fuhren, in welches jedes neue Verlagswerk Aufnahme 
finden und so gesetzlich geschützt werden kann (Aru 1). Von 
jeder Druckschrift oder neuen Auflage ist ein Exemplar zu hinter- 
legen, welches als Appendix zu diesem Register dauernd aufzu- 
bewahren ist (Art. 3). Abhängig von der Ablieferung ist de): 
Schutz des Gesetzes nicht gemacht. 

Ferner ist ein Pfüchtexemplar von jedem Verlagswerk, auch 
von Musikwerken, Kupferstichen, Lithographieen und Holzschnitten 
der UniversitHtsbibliothek von dem Drucker zu Übergeben. Die im 
Laufe des Jahres gedruckten Schriften sind bis Ende Januar des 
folgenden fehlerfrei und vollständig, mit allen Tafeln u. s. f. zu 
hinterlegen (Art. 6). 

Wohnt der Drucker im Auslande, so ist der Herausgeber 
verantwortlich (Art 7). 

') Mit Benutzung von Privatmitth. der Kgl. Univ.-Bibl. in Upsala. 
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Die Strafe bei Nichtbeachtung der Art 6 uad 7 ist auf 2 bis 
50 Kronen für jedes nicht hinterlegte £zemp]ar festgesetzt (Art 8). 
Bemerkenswerth ist die Bestimmung des Art. 9, wonach der 

Verleger berechtigt ist, die rechtzeitig eingesandten Exem- 
plare mit demjenigen Betrage in Rechnung zu stellen, 
um welchen der Ladenpreis 10 Kronen Übersteigt. In 
diesem Falle ist der Sendung eine Rechnung beizugeben. Bei Fest- 
setzung des die genannte Summe übersteigenden Betrages kommen 
von bruchstückweise erscheinenden Werken nur die wahrend des 
verflosseneu Kalenderjahres erschienenen Theile zur Berechnung. 
FUr Tageszeitungen und andre öffentliche Blatter tritt Vergütung 
nicht ein. Die Sendungen auf Grund des Art 6 geniessen Porto- 
freiheit, wenn sie denpostalischenBestimmungen entsprechen (An. 10). 

Die Bibliothek hat sobald als möglich, jedenfiiUs vor dem 
I. August jeden Jahres ein Verzeichniss aller bis zum i. Februar 
eingesandten inländischen Werke öffentlich bekannt zu machen 
(Art 11). 

D. Niederlande'). 

fWet van den 28sten Jm^i i^g^ tot regeling vau iici Autcurs- 
recht; s. Staatsblad No. 124 [HaarlemJ 1881. [G.J — üebers. bei 
Constant a. O. S. 279 ff*J 

Art 10 des Gesetzes lautet: 

„Het auteursrecht op een door den dnik gemeen gemaakt werk 

vervah zoo niet de auteur, uitgever of drukker twee exemplaren van dat 
werk, op het titelblad of bij gebreke daar/an op den omslag eigenhändig 
onderteekend, met opgaaf van zijne woonplaats en van het tijdstip der 
uitgave, binnen eene maand na de uitgave inzendt bij het Deparbtment 
van Justitien voor zooveel vertalingen betraft met ioachtnemlng van den 
in art sb gestelden termijn*). 

Ri) de inzending moet worden overgclegd eene door den drukker 
üiiderteekende verkiaring, dat het werk op zijne in het Rijk gevestigde 
drukkerij is gedrukt** 

*) Mit Benutzung vonPrivatmitlh. der K.Univers.-Bibl. in Amsterdam. 
*) üeber diesen Termin s. die gleiche Bestimmung S. 176. Anm. u 
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Es sind also zwei Exemplare des zu schützenden Werkes 
von dem Verfasser, Herausgeber oder Drucker inaerhalb eiaes 
Monats nach der Veröffentlichung dem Jimizministerium zuzuttelleni 
widrigenfalls das Autorrecht veiiWt. 

Auf dem Titelblatt oder, in dessen Ermangelung, dem Um- 
schlage sind eigenhändig unierzeichnLte lukl u üiigen über den Tag 
der Ausgabe und den Wohnort des Herausgebers abzugeben. 

Art 1 1 bestimmt, das» den Einsendern vom Justizministerium 
ein Empfangschein auszufenigen, auch dass ein Register anzulegen 
istf welches ein jeder kostenlos einsehen oder woraus er auf seine 
Rechnung Abschrift empfangen kann. Von den eingesandten 
Werken wird allmonatlich im „Nederlandsche Siaatscourant** ein 
Verzeichniss veröfiiendicht. 

Nicht diuxh Gesetz, sondern auf dem Verwaltungswege ist 
festgesetzt worden, dass eines von diesen Schutzexemplaren in der 
Königlichen Bibliothek im Haag aufbewahrt werden solle. Dieses 
steht hier zur Benutzung bereit, darf aber während der Dauer des 
Autorrechtes — 50 Jahre — nicht ausserhalb der Bibhothek 
benutzt werden'}' 

E. Frankreich. 
Vergl. Ueberwachungsexemplare Seite iio. 

F. Italien^;. 

[Gesetz vom 19. Sept. 1882 ttber das Urheberrecht und Regle- 
ment hierzu von demselben Tage; $. ^Raccolta ufficiale No. 1012 

u. loi;^, Serie -ia. — Ucbcrs. im Ami. de leg. e'ir. Annee XII. 
S. 540 ff. und bei Gonstant, Code general S. 232 ff.J 

Das Gesetz vereinigt den Text der alteren Pressgesetze vom 

') l*rivatmiith. der K. NiedcrUindischen Gesandtschaft in Berlin. 
•) Mit Ben. von l^rivatmitih. der Nationalbibiiothek in Flurenz. 
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25. Juni 1865 uad 10. August 1875. Die im Kap. 3. An. 21 aut 
„höchstens drei^ festgesetzte Anzahl der zu hinterlegenden Schuts- 
exemplare hat Art 4 des Reglements auf ein £xemplar ermüssigt, 
welches im Ministerium „di Agricoltura, Industria e Gommercio^* 
in Rom aufbewahrt und Bibliotheken nicht zugänglich 
gemacht wird. 

G. Spanien'). 

[Ley de Propriedad intelectual 12. 1. 1879 Art. 33—39; 8.<*Diario 
de las sessiones de Cortes, appendice 7 al nüm. 157. 3a 12* 1878. 

— Uebers. im Anauairc de ic^isl. e'tr. Ann. 9. 1879 S. 432 ti. und 
bei Consiant a. O. S. 126 ff.] 

Die besonders in Betracht kommenden Art 33 und 34 lauten 
in der Uebersetzung des „Annuaire** folgendermassen: 

Art 33- 71!! sera dtabli im registre gtfn^ral de la propri^t^ inteltec- 
tuelle au minlstöre de Fomento. 

Dans toutes les bibliothcques provinciales et, ä defaut de celles-ci, 
dans la bibliotheque d'enseignement sccondaire des capitales de province, 
un registre sera ouvert, sur lequel seront notces par ordre chronologique 
les Oeuvres scientifiques, Utt^raires ou aitistiquäs pr^entees aux fins de la 
prtSsente loL 

On notera cgnlement sur le registre, avec Pobjct qui Icur est propre, 
les gravures, litho!?raphies, plans d'architecture, cartes geot^raphiques ou 
ge'ologiques et en gcneral tout dessin ayant un caractere artistiquc ou 
sden^que. 

Art 34. Les propri^taires d*«euvres indiqu^ dans Tarticle pr^- 
c^ent d^poseront aux btbliotheques respectives 3 exem* 

plaires signes de chacune de Icurs oeuvres: Tun de ces exem- 
plaires doit rester depose ä la bibliotheque provinciale ou a Celle de 
l'lostitut; Tautre est destin^ au ministere de Fomento et le y ä la 
Bibliotheque nationale. 

Apres avoir obtenu des chefs de la bibliotheque le re^u corrcspondant 
et le certificflt d'inscription sur le registre provincial, les Interesses doivent 
se presenter au gouvernement civil, ahn que celui-ci communique au 
mmistere de Fomento Tinscription effiscniee et opere la remäe des 
2 exemplaires destin^ dans tous les cas Fun ä ce ministere et Pautre ä 
la Bibliotheque nationale. 



Mit Benutzung einer Privatmitth. der K. Deutschen Botschaft in 

Madrid. 
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Les gouvernemenUi civils enverront semestriellement ä la direcüon 
generale de rinstruction publique un etat des inscriptions eft'ectuees et 
des modificatioi» ultfrieures, pour fonner le r^istre g^n&al de la pn^ni^ 
intellectuelle.*' 

Ausgenommen von der Verpflichtung des Einschreibens und 
Hinterlegens sind die Eigenthümer von Werken der Malerei und 
Plastik (Art. 37), weiche im - Uebrigen die gleichen Rechtswohl- 
thaten des Gesetzes gemessen. Regtstrirung und Hinterlegung sind 
Bedingungen für den Schutz. Sie müssen innerhalb eines Jahres, 
vom Tage der Veröffentlichung an, erfolgen (Art 36). 

Geschieht dies nicht, so kann \\ uiircnd der nächsten 10 Jahre 
das Werk von Jedermann nachgedruckt werden (Art. 38). 

Yeigeht noch ein weiteres Jahr« ohne dass jene Formalitäten 
erfüllt werden, so wird das Werk unwiderruflich Gemeingut 
(Art 39). 

H. PortugaP)* 

[Codigo dvU Portuguez, 1 de Julho de 1867 (Tit V. Do tra- 
balho. Gap. II. Do trabalho linerario e artisdco. Sec^So IV. 
Art. 603 — 606) E^. 5. Lisboa 1879 S. 94. [ß.] — Uebers. bei 
Constant S. 292, wo das Geseu irrthümlich vom i. Juli 1887 
datirt ist] 

Art 603. Um das in diesem Kapitd gewählte Benefizium geniessen 
zu können^ hat sich der Urheber oder EigenthUmer eines durch Druck, 
Lithographie, Stich, Guss oder andere Weise hergestellten Werkes den 
folgenden Bestimmungen zu unterwerfen. 

Art. 604. Bevor die Veröffentlichung irgend eines litterarischea 
Werkes mittelst Austheilung von Exemplaren desselben ins Werk gesetzt 
wird, sind zwei derselben in der Öffentlichen Bibliothek zu Lissabon 
niederzulegen. Der Bibliothekar stellt eine Bescheinigung Uber die Ah - 
Heferung aus, welche in das zu diesem Zweck geführte Register ein- 
getragen wird, ohne dass hierfür irgend eine Geblüir zu entrichten ist 

§ I. Ist das Werk ein dramatisches oder musikalisches, oder betriflt 
es dramatische oder Musiklitteratttr, so hat die AUieferung der Exemplare 



') Unter Benutzung von Privatmitth. der K. Deutschen Gesandtschaft 
in Lissabon. 
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und die Eintragung b«im Königlichen Konservatorium xu Lissabon in 

der oben genannten Form zu geschehen. 

§ 2. Ist das Werk durch Lithographie, Stich oder Guss hergestellt 
oder bctriät es eine dieser KUnste, so hat die AbUeferung und die Ein- 
tragung in derselben Weise bd der Akademie der schönen KQnste zu 
Lissabon zu geschehen. In diesem Falle kann der Urheber die Hinter 
legung von zwei Exemplaren durch Originalzeichnuqgen ersetzen. 

Art. 605. Die öftentliche Bibliothek zu Lissabon und die anderen 
im vorhergehenden Artikel genannten Anstalten sind verpflichtet, ihre 
betreffenden Register monatlich im Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 

Art. 606. l>ie Zeugnisse, welche den in dieser Sektion erwähnten 
Registern entnommen sind, bilden eine Präsumtion fOr das ^gendium 
an dem Werke, mit den sich hieraus ergebenden Wirkungen, Ms nicht 
das Gegenthetl bewiesen wird. 



J. sudafrikanische Kepublik. 

[Gesetz zum Schutz des litterarischen Eigenthums vom 

23. Mai 1887: abgedruckt im "Staaiscourant der Republik vom 
8. Juni 1887. — Uebersetzung im Deutschen Haiidelsarchiv Jg. 1887 
Bd. 1. S. 599 ff.] 

Einen interessanten Beleg für die Ausdehaung des Pflicht- 
exemplarzwanges bis in die entlegensten Erdenwinkel bietet der 
Boerenfreistaat im südlichen Afrika. 

$ 10 seines Schuugesetzes vom 23. Mai 1887 setzt fest: 

„Das Recht des Urhebers an einem durch den Druck veröffent- 
flehten Werk erlischt, wenn der Urheber (oder seine Rechtsnachfolger), 
der Herausgeber oder Drucker nicht drei Exemplare des Werkes, welche 
sämmtlich auf dem Titelblatt oder in Ermangelung dessen auf dem Um- 
schlag die eigenhändige Namensunterschrift mit Angabe seines Wohnortes 
und des Zeitpunktes der Herausgabe tragen, binnen zwei Monaten nach 
dem Erscheinen — hinsichtlich der Uebersetzungen unter Beachtung der 
in Art. 5b gestellten Frist'; — dem Registrator einreicht. 

Zugleich mit der Einreicbung muss eine von dem Drucker abge- 
gebene beeidigte ErfclSnmg, dass das Werk in seiner, in dieser Republik 
belegenen Druckerei gedruckt worden ist, vorgelegt werden." 



Uebersetzungen müssen binnen drei Jahren nach der ersten Aus- 
gabe des Werkes verö^ntUcht werden, wenn sie an dem Schutz theil' 
nehmen sollen. 
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Art. 22 bestimmt, dsss von den eingesandten Exemplaren 

CHICS im Bureau des Registrators zurückbleiben, das zweite in der 
Staatsbibliothek niedergelegt und Uber das drine von der Regierung 
verfUgt werden solle. 

K. Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

[Revised Statutes of the United States. Wash. 1875 [G.] 
Sect. 4948—4971 (Ges. vom 8. Juli 1870). — *^'Suppl. 10 ihe Rev. 
Stat. I, 1881 S. 40 (Ges. v. 18. Juni 1874). — Reglement des 
Bibliothekars des Kongresses v. J. 1885 s. t: ^Offidal Directions 
for securing Copyright**; abgedruckt bei R. R. Bowker, Copyright, 
its law and its literature. Lond. 1886 S. 40 — 42. [B.]J 

Schon vor Annahme der Verfassung im Jahre 1787, weiche 
den Kongress autorisirte» zur Förderung der Wissenschaften und 
KQnste Massregeln zu ergreifen, um den Autoren und Erfindern 
das ausschliessliche Recht auf ihre Schriften und Entdeckungen 
zu sichern, hatten einzelne Staaten Autorschutzgesetze erlassen. So 
Connecticut und Massachusetts 1783, Virginicn 178$, New York 
und Mew Jersey 1786. Das erste gemeinsame Schutzgesetz war 
das vom 31. Mai 1790, welches sich in Bezug auf die Dauer des 
Eigenthumsrecfates noch eng an das englische Gesetz vom Jahre 1709 
anschloss. Es verlangte die Ablieferung eines Exemplars an den 
Staatssekretär innerhalb 6 Monate nach der Pubhkauun. 

Im Jahre 1831 (Febr. 3) wurde die Schutzfrist auf 28 Jahre 
und die Lieferungspflicht auf Musikwerke ausgedehnt. Die Dnick- 
artikel waren drei Monate nach der Publikation des Werkes zu 

liefern. 1846 ^Aug. 10) wurde zugleich mit der Gründung der 

Smithsonian Institution die Ablieferung eines Exemplars daiiin 

festgesetzt. Das andere gelangte — wie die Exemplare noch jetzt 

— an die Bibliothek des Kongresses. 1859 wurden die Be* 

Stimmungen von 1846 Ober die Ablieferung angehoben und die 

12 
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Ueberwachung der Pflichtexemplar-Abgabe ging von dem Staats- 

depancment auf die innere Verwaltung Ober. 1865 (März 3) wurde 
die Ablktcruiig beider Exemplare an die Kongress-Bibliothek 
innerhalb eines Monats nach der Veröffentlichung vorgeschrieben 
und auf Photographieen ausgedehnt 1867 (Febr. 18) wurden 
25 Dollars Strafe lUr die Unterlassung der Abgabe festgesetzt. Dann 
folgte das geltende Gesetz vom 8. Juli 1870^). 

Ein Anspruch auf den Schutz dieses Gesetzes ist nicht vor- 
handen, wenn nicht vor der Verölienilichung bei dem Bibliothekar 
des Kongresses der gedruckte Titel des Buches bezw. der in 
Sect. 4952 genannten Artikel*) oder eine Beschreibung des Gemüldes, 
der Zeichnung, des Chromos, der Statue oder eines anderen Werkes 
der Bildhauerkunst oder das Modell oder die ZeiLhnung einer Arbeit 
im Bereich der schönen Künste, für welche man geschützt zu sein 
Wünscht, hinterlegt wird (Sect 4956). 

Ferner muss der Eigenthttmer eines geschützten Buches oder 
anderen Gc^nstandes binnen 10 Tagen nach der Veröffentlichung 
zwei vollständl^c gcdru«.kie 1 xciiiplare der besieu Ausgabe, oder 
eine Beschreibung oder Photographie des Artikels, sowie ein 
Exemplar von jeder folgenden Ausgabe „wherein an^r substantial 
changes** bei dem Kongress-Bibliothekar niederlegen. Andernfalls 
ist der Autorschutz aufgdioben und eine Strafe von 25 Dollars 
obendrein verwirkt (Sect. 4959 u. 4960). 

Abweichend von England, wo durch die Hinterlegung nur 
das Recht zur Klage bedingt ist und eine versptttete Einsendung 
dieses Recht wiederherstellt, ist nach der richteriichen Auslegung, 
welche das Gesetz der Vereinigten Staaten erfehren hat, der Autor 

') V^l. in Bezug auf obige Angaben Bowker a. O. S. 8. 9: »The 
history of Copyright in the United States." 

') „Map, charr, dramatic or musical composition, engraving, cut, 
priat, or photograph or negative thereof, . . . painting, drawing, ciiromo, 
Statue, statuary, and . . . modeb or dengns intended to be peifected as 
works of the line arts.'* 



Digitized by Google 



— 179 — 



unwiderruflich schutzlos, wenn 'er die gesetzliche Frist 
von lo Tagen hat vorübergehen lassen, ohne die Exem- 
plare ci n zuli c 1 c fn. Dagc::^^cu können dicscibeii vor der Ver- 
öüenüichung zugleich mit der Einrekhung des Titels hinterlegt 
werden. Die Frage» ob die Unterlassung der Abgabe späterer 
Auflagen den Verlust des ursprünglichen Autorrechtes nach sich 
ziehe, hat bis fetzt keine Entscheidung erfehren*). 

Für jeden Band eines mehrbaüdigen Werkes und jedes Heft 
einer Zeitschrift ist das Copyright besonders nachzusuchen! Von 
Separatabdrüdtea sind gleichfalls zwei Exemplare zu liefern'). 

Der Postmeister, welchem die Exemplare zur Uebersendung 

an den Bibliothekar übergeben werden, hat auf Verlangen den 
Empfang zu bescheinigen (Sect. 496 1). Das Porto muss vorher 
bezahlt werden; wenn aber das Packet einen von dem Bibliothekar 
zu beziehenden gedruckten Zenel von bestimmter Fassung trflgt, 
geniesst es Porto&eiheit^ 

L. Mexiko^). 

Nach dem geltenden bürgerlichen Gesetzbuch hat der Urhebo*, 
Uebersetzer oder Herausgeber, welcher den Schutz nachsucht, im 
Ministeriuku des öfientUchen Unterrichts zwei Exemplare zu hinter- 
legen, wovon das eine die Nationalbibliothek, das andere das Staats- 
archiv erhält. Von Musikwerken wird das eine im Konservatorium 
der Musik, das andere im Archiv aufbewahrt, in Kupferstiche, 
Lithographieen und ähnliche Reproduktionen theilen sidi das 
Archiv und die Schule der schonen Künste. 



*) Bowker a. O. S. 19. 

Official Directions § 10. 
*) Eb. § 3. 

*) Nach Privatmitdi. der Nationalbiblioihek in Mexiko. 

12» 
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AL Canada. 

[Akte vom 26. Oktober 1875 Uber das litterarische Eigenthum; 
Auszug im Ann. de leg. etr. VI. 1876 S, 753.) 

Der Veriasser oder sein Stellvertreter ist verpflichteti im Land- 
wirthschaftsministerium lewei Exemplare des m schatzenden Buches, 
der Karte, musikalischen Komposition, der Photographie oder des 
Stiches zu hinterlegen; von Werken der Malerei oder Plastik aber 
eine Beschreibung des Kunstwerkes einzureichen. Eines dieser 
Schutzexemplare wird in der Parlamentsbibliothek aufbewahrt. 

SfAtere Auflagen sind nur abzuliefern» wenn sie wichtigere 
Aenderungen enthalten. 

N. Venezuela 

[Gesetz vom 12. Mai 1887 Art. 30. 31. 36W 37; abgedruckt 
in oGaceta Oficial vom 16. Mai 1887 No. 4043. — Uebersetzung 
im Deutschen Handelsarchiv Jg. 1887 Th. 1. S. 593 fL] 

Das venezolanische Gesetz ordnet in Art. 30 und 3 t die unent- 
geltliche Abgabe von vier mit Namensunterschrift versehenen Exem- 
plaren jedes wissenschaftlichen, Unerarischen oder künstlerischen 
Werkes an« für welches der Autorschutz gewünscht wird. 

Auch gravirte Arbeiten, Lithographieen, architektonische 
Zeichnungen, geographische oder geologische Karten., sowie all- 
gemein jede Zeichnung statistischer oder \s isseiisciiaitlicher Art 
sind vom.EigenthUmer in diesem Falle zu hinterlegen. 

Das Ministerium des öffentlichen Unterrichts führt ebenso 
wie die gleichfalls empfangsberechtigten Unterrichtsinstimte zweiter 
Ordnung ein chronologisches Register über die angemeldeten 
Artikel (Art. 30). 



1) Mit Ben. einer Privatmittfa. der K. D. Ministerresidentur in 
Caracas. 
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Von den vier eingelieferten Exemplaren bleibt eines zur Auf- 
bewahrung im Institut, ein anderes im Ministerium, das dritte erhalt 

die Bibliothek der Universität Caracas, das vierte die Bibliothek 
der venezolanischea Akademie. 

Auf Grund der Emp&ngsbescheinigung des Instituts und des 
Zeugnisses Über die erfolgte Eintragung in das Staats- oder Sektional- 
register haben die Eigemhttmer sich an die Civilverwahung zu 
wenden, welche dem Unterrichtsministerium die Miitheilung Uber 
die Registrirung macht und an dasselbe die drei Pflichtexemplare 
(für Ministerium und Bibliotheken) abfuhrt (Art. 31). 

Der Geschäftsgang gehört, wie ersichtlich, nicht zu den ein- 
fachsten. 

Die Frist für die Abgabe der Exemplare sowie die Eintragung 
ist auf ein Jahr festgesetzt. Nach dieser Zeit wird das Werk, wenn 
beide nicht erfolgt sind, Gemeingut der Nation auf die Dauer von 
10 Jahren. Lüsst der Urheber oder seine Rechtsnachfolger noch 
ein weiteres Jahr verstreichen, ohne die Registrirung zu beantragen, 
so ist das Werk unwiderruflich dem Nachdruck preisgegeben 
(Art. 36 und 37). 

O» Columbiai 

[Ges. vom 26. Okt. 1886 Kap. III. Art. 29 S i — 5. 30. 33; Ann. 
de leg. etr. XVI. 1886 S. 898.] 

Dem Gesetz hat das spanische Schutzgesetz vom 12. Januar 1879, 
dessen Bestimmungen es im Wesentlichen wiederholt, zum Muster 
gedient Es verlangt wie dieses drei Exemplare: 

§ 2. ,,Si IVnivre est imprimee, on deposera trois exemplaires 
destines, Tun au ministere, les deux autres a. la bibliotheque nationale; si 
rinscription est laue sur le registre departemenial, i'un de ces exeniplaires 
est reserve ä la bibliodieque departementale.*' 

Periodische Schriften sind spätestens am Ende jedes Viertel- 
jahres zu hinterlegen (S 3). 
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Werke der Malerei und Skulptur sind von der Regästrinins 
und der Ablieferung befreit (i $). 

IMe Frist, innerhalb welcher letEtere erfolgen müssen» wenn 

das Autorrecht nicht verfallen soll, ist auf ein Jahr von der Ver> 
üäeniiichung des Werkes ab festgesetzt (Art. 30). 

P. Chile. 

[Ges. Uber litt Eigenthum vom 24. Juli 1834; s. Anuario de 
la prensa Chilena pubL p. la Biblioteca Nadonal i886w Santiago 
nach Bors. BL fl d. d. a 1888 & 3441.] 

Die Drucker haben drei Exemplare von allen Druckartikeln 
an die Naiioaalbibliothek in Santiago de Chile abzugeben. — Durch 
Art. 38 des Gesetzes vom 17. Juli 1872 wurde die Strafe im Ueber-^ 
tretiingsfall auf 25 Pesos festgesetzt. 

Die Anzahl der Druckereien des Landes betrügt 143, Die 
Ablieferung war aber im Jahre 1886 so mangelhaft» dass auf jede 
derselben nur 5 Päichtanikel kamen. 
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V. Staaten obne Abgabe von Pflichtexemplaren 

an Bibliotheken. 

A. Das Deutsche Reich. 

Das Reichspressgesets vom 7. Mai 1874*) hat in S 50. Abs. 3 

die Regelung der Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und 
ürtemliche Sanimlungen der Landesgesetzgebung überlassen. Der 
Bundesrathsentwurf enthielt die Bestimmung in S 29 Abs. 2'), „dass 
die Vorschriiten der Landesgeseoe ttber Abgabe von Freiexem- 
plaren an Bibliotheken und Öffentliche Sammlungen dufth das 
Gesetz nicht berührt werden sollten.^ 

In den Motiven hierzu heiast es*), dass diese Exemplare 

^(iiisofem ifape Abgabe nicht zu presspolizeilichem Zwecke erfolge, 

sehr wesentlich von den Pflichtexemplaren sich unterscheiden. Die 
bezügliche VerpHichtung der Presse berühre nur partikulare Interessen 
und die Frage ihres Fortbestandes erscheine für eine gemeinsame Gesetz- 
gebung Ober die Presse ohne Bedeutung.** 

Dagegen hatte die Kommission zur Vorberathung der Re- 
gierungsvorlage diese Klausel gestrichen*) (mit Summeogleichheit, 
7 g^en 7)^)1 Für den Abstrich wurde in den Kommissions- 
berathungen auf die Bemerkung hin, dass die Abgabe als Werth- 



») Reichsgesetzbiati S. 65. 

Stenogr. Berichte Ub. d. Verh, des D. Reichstages 2. Leg. Per. 
1. Sess. 1874 i^d. 3. S. 137. 

•) Eb. S. 143. 

*) Vergl. § 34 des Entwurfs nach den Beschlüssen der Kommission* 
Eb. S. 262. 263. 

*) Vergi. den Kommissionsbericht. Eb. S. 256. 
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Objekt für die Verleger nicht schwer ins Gewicht faUe, geltend 

gemacht, 

t^dass, wo kein Rechisgrund nachweisbar sei, auch keine Rechts- 
pflidit bestehe und bei dieser Empfindung der Ungerechtigkeit das grossere 

oder geringere Mass der materiellea Einbusse nicht in Betracht zu ziehen 
sei. Früher m^ge in der Gewährung vor- Privilegien nn Buchhändler 
und Verleger eine üegenleistung für die jetzt noch geforderten Auflagen 
bestanden haben, heutzutage sei dies nicht mehr der Fall. Auch sei nicht 
cu verkennen, dass in den Kreisen der Verpflichteten das Gefühl in>r- 
herrsche, dass hier ein Unrecht, eine rechtlich nicht begrOndete Forderung 
auf dem deutschen Buchhandel laste.** 

Von anderer Seite wurde eingewandt, dass es nicht Sache 
der allgemeinen deutschen Gesetzgebung sei, diese Einzelbe- 

stimmuQgen, die in den verschiedenen L;indern auf verschiedenen 
Rechts- oder üewohnheiistiteln ruhten, mit einem Federstrich zu 
beseitigen. Ein von den Abgg. Dr. Brockhaus und Graf Eulenburg 
gestdilter Antrag, in Absatz 3 (=s Abs. a der R^eningsvorlage = 
Abs. 4 des R. Pr. G.) nach „Abgaben von Inseraten^ zu setzen 
„von Freiexemplaren", wurde mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 
Abg. Jörg wünschte bei Befürwortung desselben eine andere 
Redaktion, da es sich hier um eine eigentliche Besteuerung nicht 

handk^X 

Aus bonner Universittttskretseii war eine Petition zu Gunsten 

der Beibehaltung der Pflichtexemplare eingelaufen, welche den 
Rechtspunkt eingehend beleuchtete, das vollständige Verschwinden 
vieler Litteraturzweige, namentlich der kleineren Schriften, als 
sidiere Folge der Aufhebung bezeichnete und der Ansicht ent- 
gegentrat, ab ob eine bessere Dotining der Bibliotheken im Stande 
sein würde, diese üble Wirkung zu beseitigen. 

Bei den Verhandlungen im Reichstage bemerkic der Bericht- 
erstatter Dr. Marquardsen, dass einer weiteren Petition für Wieder- 
herstellung des Abs. 2 der Regierungsvorlage Zustimmungs> 
erklflrungen von Univetsititsbibliothekarea aus Breslau, Bonn, 

Marquardsen, Retchspres^es. S. 264. 
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Greifswald, Halle, Königsberg und Kiel sich angeschlossen hätten, 
la entgegengesetztem Sinne waren namentlich aus Buchhändler- 
kreisen VoisteUungen erhoben wordcoi, welche zahleninflssig aa 
Beispielen die Meinung sa widerlegen suchten, dass die Abgabe in 
den meisten FHUen eine geringfügige sei, und die Reditswidrigkeit 
«iner besonderen Besteuerung eines einzelnen Gewerbes betonten. 
Von Reichstagsmitgliedern traten bei der zweiten Berathung 
Dr. Oncken und Dr. von Schulte für, Dr. Brockhaus gegen die 
Beibehaltung der Pflichtexemplare ein. Abg. Oncken stellte den 
Antrag, in $ 34 des Kommissionsentwurfs als zweiten Absatz auf- 
zunehmen: 

„Die in den Landesgesetzen ausgesprochene Verpflichtunf? zur Ab- 
gabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und ötlentixche ouinmlungen 
haben Verleger und Verfiasser, besi^ungswelse Hersusgeber gemeinsam 
SU tragen; von PracbtweriLen mit AbbUdungen können Fieieiremplare 
nicht verhmgt werden.** 

Hierin waren zwei Punkte der deutschen Gesetzgebung vorher 
nicht eigenthümlich: das Auferlegen der Verpflichtung gleichzeitig 
auf zwei verschiedene Persönlichkeiten, den Verleger und den 
Verfasser, sowie der Ausschluss der Prachtwerke mit Abbildungen 
von der Abgabe. 

Was den ersten Punkt anbetrifft, so würde es unzweckmttssig 
gewesen sein, die Bibliotheken mit ihren Ansprüchen an zwei 
Stellen zu weisen; eine derselben hätte stets für die Lieferung 
verantwortlich gemacht werden mUssen. Diese aber kann nur der 
Verleger sein, fUr welchen der Drucker eintritt, wenn jener nicht 
genannt ist. Denn eben diese Beiden oder wenigstens Einer von 
ihnen muss nach S 6 des R.-Pr.>G. auf jeder Druckschrift namhaft 
gemacht sein, wahrend die Angabe des Verfassers oder Heraus- 
gebers nicht erforderlich ist und auch in zahlreichen Fallen unter- 
bleibt. £s konnte auch nicht der Drucker, wie in mehreren 
deutschen Staaten üblich, vorzugsweise verantwortUch gemacht 
werden. Wo dies geschieht, tritt der Uebelstand ein, dass die 
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Werke höchst lückenhaft abgeliefert werden, besonders wenn eie 

in vtriwl iedenen Offizinen gedruckt werden, was bei Tafel- und 
grosseren Werken nicht selten ist. 

Der andere Vorschiag, Prachtwer ke mit Abbildungen von der 

wie auch im Reichstage anerkannt 
wurde — an einer so urosstu Unbestimmiheit des A null im km 
..Prachtwerk", ein Fehler, der durch den Zusatz „mit Abbildungen^ 
nicht eben verringert wird. 

Der Antrag wurde abgelehnt. Doch hatten die Bemer- 
kungen des Abg. Ondcen zur Begründung des Kernpunktes sdnes 
Antrags, der Beibehaltung der Abgabe, ihren Eindruck nicht 
verfehlt. Oncken wünschte die Verpflichtung nicht minder im 
Interesse der lokalen und Spezialgeschichtsforschung, als der Er- 
forschung der nationalen Kulturentwicklung. £r unterschied drei 
Gatmngen der Litterator, weiche dem Unteigange geweiht sein 
wttideii, wenn man den Abgabeswang beseitigte: Einmal die Flog- 
btiltter, Tagesblfitter, Zeitschriften und Zeitungeo, dann fene wissen» 
schaftliche Litteratur, die zu der herrschenden Zeitmeinung im 
G^ensatz steht und deren Bedeutung erst nach Deceanien ^kaimt 
wird, und drittens, das Stiefkind der Bibliotheken, die Belletristik, 
welche der kflnftigen Kulturforschung unentbehrlich sei*). 

Abg. Dr. fifockhaus betonte hauptsSdilich den Mangel eines 
Kc^htsgrundes fUr das Fortbestehen des Pflichtexemplarzwanges, 
Er leitete diesen historisch einerseits aus dem Censurwesen, aadreir 
seits aus den Konzessionen und Privilegien ab. Nachdem diese 
beiden Einrichtungen gefidlen, sei es Pflicht des Reichstsgea, auch 
mit diesem Ueberbleibsel au&urüumen. — Abg. Dr. von Schulte 
stellte, wie Onckcii, das Interesse dur Bibliotheken in Jen Vorder- 
grund. Indem er auf Frankreich hinwies, wo jede Oepartemental- 



t) Die nahef» AusfUmmgen s. in Stenogr. fier. d. D. Reichstsges 
s. Leg.-Per. i. Sess. 1874 Bd. i. S. se4> 
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Stadt und fost jede Stadt des Sousdepartements eine ausgezeichnete 

Bibliothek besitze, beklagte er die Minderzahl dieser Aiisiaiien in 
Deutschland und das geringe Entgegenkommen der deutschen 
Verleger im Gegensatz zxt den französischen. 

Bei der Abstimmung in zweiter Lesung, wurden abgeldint: 

Ein Antrag des Abg. ßrockhaus auf Aufhebung der Vorschriften 
der Landesgesetze Uber Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken; 
ein Unterantrag des Abg. Dr. Reichensperger zu dem Antrag 
Dr. Onckens: ^Von Werken, deren Ladenpreis den Betrag von 
flln&ehn Mark übersteigt, kOnnen Freiexemplare nicht verlangt 
werden" und der oben erwähnte Antrag des Abg. Oncken. 

Dagegen wurde ein Antrag des Abg. v. Schuhe, in S 34 
des Kommissionsentwurfe als zweiten Absatz au&sunehmen: 

„Ebenso w^en durch dieses Gesetz die Vorschriften der Landes- 
gesetse ttber Abgabe von Frelexemplarea an Btbliothdcen und (Sffendiche 
Sammlungen nicht bertthrt^S 

mit grosser Majoritlt angenommen, unter Ablehnung eines Unter^ 
antrages des Abg. Struckmann (Diepholz), diesem Antrage hinzu- 
zusetzen: „Von Prachtwerken mit Abbildungen können jedoch 
Freiexemplare nicht verlangt werden.^ 

In dritter Lesung hoben die Abgg. Dr. Reichensperger 
(Crefeld) und Dr. Wehrenpfiennig die Kosten der Abgabe fllr die 

Vtrlcgcr noch einmal hervor, im Uebrigen traten neue Gesichts- 
punkte nicht zu Tage (vergl. sten. ßer. ßd. 2. S. 11 16 ff.). 

Bei der Abstimmung wurde zunMchst der i. Absatz eines 
Amendements des Abg. Dr. Marquardsen (= Abs. 2 in $ 30 des 
R-Pr.-G.) angenommen. Hiemach mit erheblicher Mehrheit auch 
der 2. Absatz dieses Amendements (= Abs. 3 in S 30 des R.-Pr.-G.). 

Alle übrigen Anträge, welche darauf ausgingen, Werke, die 
den Ladenpreis von 5 Mark (Wehrenpfennig) bezw. von 15 Mark 
übersteigen, und solche, die in neuer unveränderter Auflage er- 
scheinen (Reichensperger], von der Abgabepflicht auszunehmen. 
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wurden abgelehnt, der Antrag Reichensperger allerdings nur mit 
einer Majorität von 7 Stimmen. Die geitendea Bestimmungen 
lauten hiernach: 

§ 30. [(Abs. 2.) „Das Recht der Landesgesetzgebung, Vorschriften 
Uber das öHentliche Anschlagen, Anheften, Ausstellen, sowie die ölleiit- 
liche unentgeltliche Vertheüun^ von Bekanntmachungen, Piakaten und 
Aufirufen zu erlassen, wird durch dieses Gesetz nidit bertthrt.**] 

(Abs. 3.) „Dasselbe gilt von den Vorschriften der Landesgesetze Uber 
Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche Sanunlungen.'* 

B. Sachsen, Königreich. 

Erst das ^Gesetz, einige provisorische Bestimmungen Ober die 

Angelegenheiten der Presse betreffend", vom 5. Februar 1844*), 
mit der sich anschliessenden Verordnung von demselben Tage, 
worin zum ersten Male für eine bestimmte Klasse von Schriften, 
itiltDlich die Uber 30 Druckbogen umfassenden, Censurfireiheit 
gewahrt wurde, erwähnte öffentliche Bibliotheken als bestimmt 
zur Aufnahme der eingelieferten Gensurexemplare. Diese waren 
von censurfreien wie censurpflichtigen Schriften unentgeltlich an 
die Kreisdirektionen einzusenden, welche sie an die Bibliotheken 
weiterbefiDrderten. Nach Aufhebung der Censur im Jahre 1848 
kam die Al^abe von Pflichtexemplaren an die Bibliotheken für 
dnige Jahre in Fortfoll, bis $ 20 des Pressgesetzes vom 14. MSrz 185 1'), 
welcher die unenigehliche Abgabe eines Exemplars von jeder 
Druckschrift zu Ueberwachungszwecken forderte, bestimmte, dass 
die Königliche Bibliothek in Dresden oder die Universitätsbibliothek 
in Leipng diese &emplare spater erhalten sollten, „aber nicht eher, 
als bis die erste Ausgabe [des Werks] an die Abonnenten oder 
sonst erfolgt wäre." Hiernach wurde verlalircii bis zum Krlass des 
Pressgesetzes vom 24, März 1870*), weiches in Art. 10 nur von 

Ges.-S. 1844 S. 2Ü\ [ü.] 
») Ges.-S. 1851 S. 66. [G.] 
») Ges.-S. 1870 S. 74. [G.] 
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jeder nicht rein wissenschaitlichen, anistischcn oder technischen 
Zeitschrift eia Ud>crwachang8cxeinplar iUr die Ompolizeibehörde, 
zugleich mit der ersten Ausgabe an die Abonnenten, verlangte. 
Damit war die Abgabe von Pflichtexemplaren an öffentliche 

Sammlungen beseitigt. 

C. Baden. 

Zu Anfang dieses Jahrhunderts galt hier die Bestimmung, dass 
die inländischen Verleger^) Pflichtexemplare von allen neu ver- 
legten Artikeln abzugeben hätten, und zwar je eines an die 
Grossherz» Hofbibltothek und die beiden Universitätsbibliotheken 

zu Heidelberg und Freiburg'). In der Verordnung vom Jahre 
1807 ist auch die Abgabe von Freiexemplaren an die Censoren 
erwähnt. Durch das Pressgesetz vom 2. April 1868 wurde diese 
Abgabe beseitigt*). $ 6 bestimmte*}: 

„Seit dem Beginn der Austheilung einzelner BUItier oder Hefte 

einer im Grossherzogthuir! erscheinenden Zeitung und Zeitschrift und 
ebenso von jeder sonstigen Schnlt, die nicht Uber fünf Bogen im Druck 
beträgt, hat der Drucker ein Exemplar bei der Polizeibehörde zu hinter- 
legen, welche auf Verlangen hierüber eine Bescheinigung mit Angabe 
des Tages und der Stunde der Hinterlegung ausstellt. 



*j Zuerst die Verleger, später die Drucker, von welchen die Ver- 
pflichtung wieder auf die Verleger Oberging. 

«) Verordnungen vom 27. lo. 1807, § 17. — 14. 1. 181 3. — 28. 12. 
1819, — 3. 4. 1825. — Ferner Min.-VcrfUgung v. 6. 12. 1809, welche die 
Abgabe im Allgemeinen aufhebt und sie auf privilegirte W^ke beschiänkt, 
„da sie eine nicht ganz billige Besteuerung der inllndtschen Industrie sei, 

dem inländischen Verlage nachtheilige Beschränkungen auferi^e und die 
wissenschaftlichen An^ten, mithin auch die dem Staate angehörenden 

Büchersammlungen durch ähnliche Belastung ihrem höheren Zwecke 
selbst entgegen Avirkten." Diese Bestimmung wurde jedoch schon am 
II. December 1810 durch Verfligung an sämmüiche Kreisdirektorien 
widerrufen. 

•) Erl. d. Min. d. 1. vom 30. i. 1869. 

*) Reg.-ßl. S. 370. [G.] 
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AusgeDommen von dieser Vorschntt sind BlUner und Schritien rein 
wissenschaftlichen, aitistiiebm oder tecbniichen Inhahs und amtlich her- 
ausgegebene Blatter.** 

Durch S 9 iit's Rcichspressgeseizes wurden auch diese ße- 
stimmuQgea aufgehoben. 

D. Mecklenburg-Schwerin. 

Laut Verordnung zum Schutz wider den Missbraucii der 
Presse vom 4. Mörz 1Ö36, ebenso aach der rcvidiricn Verordnung 
Tom aok December 1S70*), mussten von allea nicht Uber ao Bogen 
umfassenden Dnickachriften je 2 Exemplar« an die Ortspolizei« 
behOrde abgeliefen werden, welche Vorschrift durch das Reichs- 
pressgesetz beseitigt worden ist. An öffentliche Bibliotheken siad 
diese Uebervvachungsexeniplare, wie es scheint, nur vereinzelt 
gelaugt. Die Durchsicht der sorgfältig geführten Accessionsver- 
seidmisse der Grossherzoglichen Regieningsbibliothek zu Schwerin 
ergab in dieser Hinsicht ein n^atives Resultat'). 

Gegen Ende der fünfisiger Jahre wurde den inlandisdien 
Buchhändlern und Druckern bei ihrer Konzessioiiirung die Ver- 
pflichtung auferlegt, von allen Verlags- und Drucksachen gewisse 
Exemplare an die Regierang abzugeben, welche der Regierungs- 
und der rostockw Universiültsbibliothek einverleibt werden soUtetL 
Diese Bestimmung, von der mir unbekannt ist, ob und wie sie 
befolgt worden, hat die Gewerbeordnung des Deutschen Reiches 
beseitigt. 

Gegenwärtig erholt nur die Universitiitsbibliothek in Rostock, 
auf Grund alter Vereinbarungen mit der Universttflts*Budidruckerei, 
welche bei jedem. Besitzwechsel erneuen wurden, Freiexemplare 



1) Keg.-ßlatt 1870 S. 1043. § 3- [G.] 

*) Privatmitth. des R^- Bibliothekars Herrn Dr. Schröder in 
Schwerin. 
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von neuen Druckartikeln. Auch sind alle besoldeten Dozenten 
verpflichtet, eia Exemplar ihrer selbständig erscheinenden Schriften 
unentgeltlich der Bibliothek zu Uberweisen*). 

E. Mecklenburg-Strelits*). 

Die revidirtc Verordnung zum Schutze wider den Missbrauch 
der Presse vom 20. December 1S70*) enthielt folgende Bestimmung: 

„Von jeder die Presse verlassenden, nicht Uher 20 Bogen starken 
Druckschrift sind, vor deren Ausgabe, durch den Verleger zwei (bei 
Zeitungen oder Zeitschriften nut der eigenhändigen Unterschrift des 
Redakteurs oder seines Bevollmächtigten versehene) Exemplare der ürts- 
poliseibdifirde zu Überreichen, mit bet^ftlgter Bemerkung des Tages und 
der Stunde der Uebenreichung.'^ 

Diese Abgabe ist durch S 9 des Reichspressgeseizes beseitigt 

worden. Seitdem werden nur die hierin vorgeschriebenen Ueber- 

wachungsexempiare erhoben. 

F. Oldenburg. 

Die Uebenveisung von Pflichtexemplaren an die Oeffentliche 
Bibliothek in Oldenburg ist niemals üblich ge^wesen*); doch sucht 

man die Landeslitteratur auf anderem Wege daselbst möglichst 
vollständig zu sammeln. 

G. Braunsch-weig 

£ine VerpÜichtung zu Freiexemplaren hat in Braunschweig 
nie bestanden oder doch seit langer Zeit au%ehört Auf privates 

>) Privatmitth. des Herrn Dr. Hofmeister in Rostock. - Aehnlich 
ist in Kiel verordnet und wird noch als giltig angesehen: „Alle profcssores, 
theolopi und Gelehrte, die ein scriptum in Unsern HerzogthUmcrn cdiren, 
soiica ein sauberes Exemplar an die Bibliothek einliefern*' (Reglement 
vom 9. Januar 1725; vgl. Ratjen, Gesch. d. Univ. Kiel S. 94). 

*) Unter Ben. von Privatmitth. des Herrn Regierungs-Rathes von 
Arnim in Neustrelits. 

^ Offiz. Anzeiger 1870 No. 55. S. 247. g 3. 

*) Privatmitth. der üeff. Bibliothek. 

*) Nach Privatmitth. der Herz. Bibliothek in Wolfenbuttel. 
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Ersuchen der wolfenhüiteler Biblioüickare haben jedoch einzelne 
Verleger sich zur unentgeltlichen Abgabe voa Yerlagsar(ikeln an 
die donige BUchersammlung verstanden. 

H. Sachsen -Weimar. 

Früher wurde bei Ertheflaog der Konsession zum Buchhandel 

oder züiii Bciiieb cmc: Druckerei den Konzessionsinhabern von 
der Regierung die VerpHichtung auferlegt, Freiexemplare von neuen 
Verlagswerken an öftenüiche Bibliotheken zu liefern. Diese Ver- 
pflichtung ist durch die Gewerbeordnung ftlr den Norddeutschen 
Bund sowie durch $ t des weimarischen Pressgesetzes vom 
25. Juli 1868 beseitigt worden. In diesem Sinne hat auch gelegentlich 
eines Streitfalles ein Gutachten der juristischen Fakultät zu Jena 
vom 18. Februar 1873 ausgesprochen'). 

J. Sachsen-Meiningen. 

Die meiningische Regierung erhob schon in der ersten Hüllte 
des 18. • Jahrhunderts, da das Haus Koburg- Meiningen zu den 

Kosten der Universität Jena beisteuerte, von den Jenaer Druckern 
als Universitäts verwandten den Anspruch auf Pflichtexemplare, zu 
Gunsten der Oeffentlichen Bibliothek zu Meiningen, wie vorher 
schon Weimar, Eisenach und Gotha im Interesse ihrer Bibliodieken 
gethan*). Die Sendungen erfolgten jedoch unregelmässig und 
stockten zeitweilig ganz, bis die Drucker zu Aniaug der lüalzigcr 
Jahre dieses Jahrhunderts, nachdem das eigenthUniliche Verhältniss 
derselben zur Universitttt aufgehört hatte, sich ohne Weiteres der 
alten Obliegenheit entzogen. 

Aus Sachsen-Meiningen sind niemals Pflichtexemplare in die 
Oefientliche Bibliothek zu Mdningen gdai^gt*). 

•) Pri\atmitih. der tJniv'.-Bihl. zu Jena. 

Ems: Koch, Gesch. der Herz. OetH Bibliothek ZU Meiningen. 
Th, I. Meiningen uS8S [J^rogr., S. 4 ff. 

•) Nach Privatmuui. des Herrn Prof. E. Koch in Meiningen. 
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K. Saehsen'Koborg-GothaO* 

Ein herzogliches Reskript, Gotha, den ?• December i967, 
tfaeihe der Direktion der Priedensteinsdien Sammlungen mit, dats 
die Verwaltungsbehörden angewiesen seien, darauf zu aditen, dasa 

ktinfiip bei Ertheilung von Konzessionen zum Verlagsbuchhandel 
vom Konzessionär die Verpüichtung übernommen werde, von 
jedem von ihm verlegten Werk ein Egemf>lar unentgeltlich an die 
Scfalofisbibliothek zu Gotha abzugeben, und dass die beiden gotfaaer 
Buchhändler Andreas Perthes und Schioessmann, die bisher nicht 
verpflichtet gewesen, sich hierzu verstanden hätten. Irgend welcher 
Zwang kann oaiüriich in dieser Hinsicht seil Erlass der Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich nicht mehr ausgeübt werden. 

L. Saehsen-Altenburg. 

Die Pflichtexemplare sind durch das Pressgesetz vom 
30. Dec. 1868 besdtigt worden^ Frtther erhielten die Polizei- 
direktion und die Staatsanwaltschaft von jedem Druckartikel fe 

I Exemplar. Die ersicren wurden, wenn deren Inhalt dem Stadt- 
rath dazu geebnet erschien, der Bürgerbibliothek in Alteoburg ein- 
verleibt 

Ii. Schwarzbarg-Rudolstadt«}. 

Bis auf die neueste Zeit wurden von der privil^rten Hof- 
buchdruclcerei in Rudolstadt auf Grund eines alten ihr verliehenen 
Privü^ums vier ^templare von jedem Druckartikel an die Geheime 
Kanzlei abgegeben, wovon eines die Fürstliche Bibliothek in Rudol- 
stadt erhielt. Diese Bestimmung ist mittdac Vertrages im Jahre 1888 
aufgehoben worden. 

') Mii Ren. von !'riv^tmitth. der Herz. Bibliothek in Gotha. 

») Ges, S. 1868 S. 2q7 ff. (G.l 

3) Privatmitlh. des Vorstandes der BUrgcrbibiiuinck. 

*) Nach Pnvatmitth. der Fürsil. Bibliothek in Rudolstadt 

13 
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N. Reuss TL L. 

Die Abgabe ist durch das Pressgeseiz vom 12. Mai 1870 be- 
seitigt wordeo *). Die in Art. 10 dieses Gesetzes gefordenen Ueber« 
wadnmgsesemplere von Zeitungen hat das Rdcfaspress g eseti «af- 
gehoben. 

O. Reuss ). i*^« . . > 

Seit dem Gesetz Uber die Presse vom 15. Juni 1868 werden 
Pflichtexemplare sieht mehr erhoben. 

P. Waldeck«). 

Ausser dem Regierungsblatt und dea Landtagsproiokoilea er- 
hält die Gymnasialbibliotbek in Corbach schon seit langen Jahren 
keine Freiexemplare mehr* 

Die Bibltotheksakten weisen überhaupt nur drei FHUe einer 
Lieferung der Art auf: in den Jahren 1829, 1830 und 1S49. Eine 
bestimmte Verpflichtung hierzu hat bestanden. Ob sie aufgehoben 
oder in Vergessenheit gerathen ist, muss dahingestellt bleiben. 

Q. Lippe-Detmold'). 

Es besteht keine Verpflichtung, Die Hofbuchhandlung in 
Detmold schenkte zwar bis vor einigen Jahren ihren Verlag der 

Oetlentlichen Bibliothek, hat aber nach einem Wechsel in der Person 
ihres Besitzers diese Gaben eingestellt Andere Verlagshandlungen 
gibt es im Lande nicht 

R. Lippe-Schaumburg 

Das Forstenthum besitzt nur eine Sortiments- und keine- 
Verlagsbuchhandlung. Pflichtexemplare sind unbekannt 

•) Ges. Samml. S. 11 ff. [G.] 

*) Nach Privatmitth. der FUrstl. Bibl. in Gera. 

■) Nach Privatmittii. der Gymn. Bil^l. m Corbach. 

*) Nach Privatmitth. der Oeff. Bibliothek in Detmold. 

') Nach Privatmitth. der Hofbibliothek, in BUckeburg. 



Digitized by Google 



— 195 — 



S. Bremen')- 

S 5 des bremischen Pressgesetzes vom 17. November 185$ be- 
stimmte'): 

„Von jeder im Bremischen Staatsgebiete Ute i'rcsjie verlassenden 
Druckschrift soll, bei Zeitungen und 2Seitsd]rtftea von dem Verleger, bei 

andern Drucksachen vo^ demjenigen, der ihre Ausgabe besorgt, sei dies' 
der Drucker, der Verleger, der Verfasser «selbst oder der Kommissionär, 
ein F,>;em'-^!ar der Lokal-Polizeibehrirde eingereicht werden. Diese Hinter- 
legung kann bei Zeitungen uua Zeitschriften spätestens noch gleiclueilig 
mit der ersten Austheilung oder Versendung, bei anderen Druckschriften 
muss sie vor deren Ausgabe gesd^um. 

Auf Druc!cschriften, welche zwanzig Bogen oder darüber stark 
^nd, finden die Vorschriften dieses Paragraphen keine Anwendung.*^* 

Diese Bestimmung ist durch die obrigkeitliche Bekannt- 
machung der Pressgesetz-NoveUe vom 18. Juli 1870 aufgehoben 

worden'). Die Stadtbiblioihek empfäjigt daher gegenwärtig keine 
Pflichtexemplare mehr. 

T. Belgien«), 

Das Gesetz Uber das Urheberrecht vom 22. Mürz 1886^) macht 
den staatlichen Schutz unabfalingig von der Hinterlegung von Frei* 
exemplaren. Im Gesetzentwurf der Regierung war diese jedoch 

noch vorgesehen. Hierin lautete Art. 11: 

,,A chaque e'dilion d'un ouvrage de littcrature ou d'art publie' en 
lielgique par voie d'impression ou par tout auire procede anaiogue, 
Pauteui* ou l'editeur, pour s^assiu-cr les droits garantis par la pr^nte loi, 
est tenu, au plus tard dans l*ann^ oü se fera la publkation, d*en dtfposer 
au minist^re de l'intäieur un exemplaire, portant sur le titre» la premi^ 



*) Nach Privatmitth. der Stadtbibliothek in Bremen. 
*) Ges. Blatt 1855 S. [G.] 

») Ges. Blatt 1870 S. 69. [G.] 

Unter Benutzung von Privatmitth. der K. Univ.-Bibl. in Gent. 

') Vgl. die belg. Ges.-S. La Pasinomie. — Auch Constant a. O. 
S. 89 ff. und Maurice lienoidt et Louis Descamps, Comm. legislatif 
de la loi du 22. mars 1886 sur le droit d'auteur (Brüx. 1886.) ^B.] — 
Uebers. im D. Handelaardb 1886 Th. i. S. 373 ff. 

«3* 
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page ou a quelque autre place apparcnte, des declarations conformes aux 
modeles annexes ä la presente loi et signe'es l^ine par lui et l'autre par 
Pimprimeur. — II en sera donne recepissc. — Po\ir !es ouvragcs comprenant 
plusieurs volumes ou pubües par iivraisons, chaque voiuuie ou livraison 
dem Itre d^pos^ end^ans le däai fix^ ci-dessns.*^ 

Dieser Anikel wurde von der Reprasentanienkamraer unter 
eingehender BegrUiulung fj^strichen'). Wolle man so wurde 
ausgeführt — die Verleger und Autoren zur Abgabe einiger Exem- 
plare von ihren Werken vo-pfliditen, so dürfe dodi die Unter- 
lassung der Vorschrift in keinem Falle den Verlust eines Rechtes 
nach sich ziehen, welches lediglich die Thatsache des Planes und 
der Ausführung des Werkes zur Voraussetzung habe. Eine leichte 
Strafe wUrde bei Unterlassung der Abgabe genügen. Auch in 
England sei die Anerkennung des litterarischen Eigenthums von 
dieser FormalitSt unabhängig. Wo keine Pressfreiheit gewährleistet 
sei, habe die Hinterlegung als Polizeimassregel einen Sinn*) u. s. f. 

Im Gesetz wurde darauf Art. 1 1 des Entwurfs unterdrückt 
und die Bibliotheken blieben ohne Pflichtexemplare. 

U. Bulgarien'). 

In dem zu Ende des Jahres 1887 von der Sobranje an- 
genommenen, 47 Artikel umfassenden Pressgesetz*) sind weder 
Censurbestimmungen noch Ueberwachungs- oder Studienexemplare 
voi^gesdien. Auch sonst gibt es keine Verordnung, welche die 
Al^be von Exemplaren an Öffentliche Sammlungen vorschriebe 

*) Benoidt a. O. S. 84 ff. 

') „Ii constitue alors une mesure üe police, un moyen d'exercer 
la oensuie sur les ouvrages publids et de tipthnet les d^ta.** — Die Censur 
wurde in Belgien durch Art. t8 der Konstttution vom 7. Februar 183t 
abgescbafit 

*) Nach Privatmtnh. des K. Deutschen Generalkonsulats in Sofia. 

*) Fransfis. Uebers. in der in Sofia erscheinenden Zeitung: La 
Bolgarie Jg. 1888 No. a vom s* Jen.* 
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V. Persien*). 

la Persien bedarf es zum Druck eines Buches der Eriaubniss 
des Ministers der Presse, welcher dafür eine Abgabe zu erheben 
berechtigt ist. Diese besteht in Geld, nicht in bestimmten Exem- 
plaren der herauszugebenden Schnit zum Besten oticndicher Biblio- 
theken. Derartige Anstalten im europäischen Sinae gibt es in 
Persien nicht. Die mit den Madresseen (Lehranstalten) verbundenen 
Bibliotheken werden ausschliesslich von den Mollas benutzt, theils 
zu Lehrzwecken, theils zu eigener wissenschaftlicher Erbauung. 
Das Publikum macht davon keinen Gebrauch 

W. Argentinische Republik»). 

Es gibt hier keine Verpdichmng zur Abgabe von Freiexem- 
plaren an öffentliche Sammlungen. 

1) Nach Privatmitth. der Kais. Deutschen Gesandtschaft in Teheran. 

>) In Teheran gilt die Bibliothek der Madresse, welche zu der von 
einem reichen Perser, Namens Sipah Sala, gestifteten Moschee gehört, 
als die beste. 

^) Privatniiiui. des K. Deutschen Konsulali in Buenos Aires. 
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IV. 

Die Berechtigung des Pfliclitexemplarzwaiiges 

* 

und die zukünftige Gesetzgebung. 

Die Abgabe voo Pflichtexemplaren beruht auf der Ausübung 
eines gesetzlichen Zwanges durch den Staat. Mit diesem Zwange 

kann die Bcsiimmung verbunden sein, dass die Abgabe unentgeltlich 
— der häutigere F^ll — , dass sie entgeltlich oder g^ea eine theil- 
weise Vergütung zu geschehen habe. 

In dem FOr und Wider der Erörterungen ttber die Berechtig 
gung der Pflichtraemplarabgabe ist nun die Frage des Zwanges 
von derjenigen der üeldentschädigung nicht genügend geirennt 
worden. Gewöhnlich hat man gemeint, dem Modus der er- 
zwungenen Unentgeltlichkeit stehe der des Ankaufs ohne Zwang 
einfach gegenüber. Man hat dabei übersehen« dass der Zwang eine 
wesentliche und selbständige Massregel der Einrichtung ist, welche 
nothwendig bleibt, auch nach Aufgabe der Bedingung der Un- 
entgeltlichken. Denn mit ihm steht und fällt die Möglichkeit einer 
vollständigen Sammlung der Landeslitteratur. Muss daher die Bei> 
behalmng des Zwanges von den Bibliotheken unbedingt angestrebt 
werden, so ist dagegen die Gddentsch&digung eine Angelegenheit 
des Staatsfiskus, die er je auf Grund der bestehenden Rechtsnormen 
und mit Rücksicht auf die Finanzlage des Staates zu regeln haben 
wird. Die Bibliotheken sind bei der VergUtungsfrage nur insofern 
interessirt, als sie die Vermehrung ihrer Fonds und ev. Arbeits- 
kräfte zu betreiben und gewisse äussere Formen des Verkehrs mit 
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den verpflichteten Gewerben abauändem haben würden, wo das 
Entschadigungsprinzip Eingang findet. Dieser Punkt Ist dsaher 
bibliothekarisch weder wesentlich noch lösbar. Die Staats- 
behörden aber werden in Anbetracht der S. 187 f. erwähnten Ab- 
stimmung des Reichstages im Jahre 1874 über den Antrag 
Reichensperger die Möglichkeit ins Auge fassen mtissen, dass die 
Parlamente für die Entscfafidigimg der Verpflichteten künftig ein- 
treten. Vermmhlich würde aber dann eine Vergütung nur bis zur 
fiuiic c!:.s HLi-Uciluiit,^s\verthcs und nur für einen Theil der 
lieferungspflichtigen Litteratur beschlossen werden. Denn zwei 
Exemplare von Druckschriften geringen Umfaoges kommen als 
Vo'mögensobjekt des einzelnen Verpflichteten kaum in Betracht, 
wahrend die Berechnung und Bezahlung so zahlreicher kleiner 
Geldbeträge eine Arbeitsbelastung für den Staat zur Folge haben 
würde, die zu dem unmittelbaren Wenh dieser Eingänge in keinem 
Verhältniss stände. Namentlich würden auch alle Druckartikel, 
deren Verkaufspreise im buchhKndlerischen Vertrieb nicht flziri 
oder die nur ausgetheilt, nicht vertrieben werden, sowie alle Tagest 
Zeitungen von der Vergütung auszunehmen sein. Dieser Hinweis 
möge hier genügen; denn für die Bibliotheken, wie gesagt, steht 
nicht die Enischädigungs-, sondern die Zwangsfrage in erster Linie. 

Wenn das Vorgehen anderer Staaten in gleichem Sinne be- 
weisend würe für die Nothwendigkeit einer Gesetzesbestimmung, 
so stünde dem Pflichtexemplarzwange das Beispiel fast aller Kultur- 
lanUci der Welt zur Seite, wie aus dem h üher Gesagi!j;i cri>i:litlich 
ist. Mindestens entkräftet diese weite Ausbreitung die Meinung 
derer, welche Mangels umfassenderer Uebersichten eine fast allge- 
meine Aufhebung dieser Einrichtung annehmen zu müssen glaubten 
imd folgerten, dass man in den übrigen Staaten eiligst mit der 
Abschaffung einer so veralteten Massregel vorzugehen hättet). Die 

*) Vergl. z. B. Verhandlungen der Kammer d. Abg. d. bayer, Landtag. 
T. 19. 4. 1S73. Stenogr. Ben Bd. 2. S. 647. 
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Siutt», in wekhen gcg c nwMrt i g PflichteMiplafe nicfat mehr er- 
iiobcn werdoi, sind dnmal aakhe, in welchen die Abgeiie snr Zat 
dtr Aufhing mit Schoo- oder Ueberwachungszwecken in Ver- 
bindung gestanden hat. So haben z. B. die hezUglichea Reichs- 
gesetze in einem Tbeil der deutschen Mittel- und Kleinstaateo 
die partikularen Schno- und UeberwachungseKeroplare und damit 
zofßiudk eine Quelle der Vermehrung ihrer Bttchersammlnngen 
besdtigt. Andere Staaten ohne Pflichtexemplare haben entweder 
gar keine Verlagshandluag oder so geringfügigen Verlag, dass sie 
am Pflichtexempiarzwang nicht interessirt sind. Wieder andere 
liefen abaehs der vriaaenachaftlichen Centren und ihre wenig im»- 
fim^ichen Sammlungen werden von Fachgelehrten nur sehoi 
benutzt. Hier fehlt die Anregung der Krdae, welche das Be- 
dürtniss nach Pfliclitexemphiren emphnden. 

In Sachsen handelte es sich im Jahre 1Ö70 um die Ver> 
aagimg einer Represaivmasar^el gegen die Presse, welche den 
Ana&ll der bis dahin an die Bibliotheken wetteiigegebenen Exem- 
plare zur Folge gehabt hat. Die Erhebung von Studienexemplaren 
ist, wie schon S. 46 benierki worden, hi^i uiciiials Sitte ge\\\;:>cn. 
Auch das nach $ 20 des Pressgesetzes vom 14. März 1S51, dem 
VorlMufer des Gesetzes von 1870, von allen Druckerzeugnissen ver- 
langte Pflichtexemplar war ein Ueberwachungsexemplar (vergl. 
oben S. 188), und es entsprach Sachsens Abschaffung dieses Exem* 
plars im Jalire 1S70 nur dem \'orgehen der meisten anderen 
deutschen Staaten um diese Zeit, sich von dem Bundesbeschluss 
von 1854 loszusagen und eine Verminderung der R^ression anzu- 
streben*)* 

Aehnlich lagen die Verhalmisse in Baden. Hier ist das 

Pressgesetz vom 2. April 1868 (vergl. oben S. 189) in der gleichen 

1) Es fehlt Übrigens nicht an Stimmen in Sachsen, wdche eine 
Wiedereinführung der Pflichtexemplare warm befürworten; veigL Otto 
Richter, Ein Nothstand bei den Sttchs. Bibliotheken (Dresden 1879). [G.] 
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Tendens einer BeschrMnkung der Repression fast wOftlidi m den 
Bestioimuiigea aurOckgckehrt, wdche in dem Prcaageaets vom 
15. Februar 1851^) vor dem Bundesbeschluss von 1S54 ^ Kraft 

gewesen waren, und die weitergehenden Vorschriften einer Iandes> 
herrlichen Verordnung zum Vollzüge des ßundesbcschiusses vom 
6. Juli 1854 wurden ausser Wirksamkeit gesetzt'). Nach ^er Auf- 
legung, welche ein Erlas» des Mioisteriums des Innern vom 
30. Januar 1869 den Bestimmungen des Geseoes von 1868 gab, war 
mit diesen die bisherige Abgabe an die Bibliotheken gefallen. Die 
nach dem Gesetz von 1868 noch zu hinterlegenden kleineren 
Schriften, welche Bibliotheken zugänglich gemacht werden sollten, 
gingea letzteren nach den Vorschriften des Reichspresageseties 
verloren. 

In Belgien dagegen war der Regierungsentwurf des Gesetzes 

Uber das Urheberrecht so weit gegangen, dieses Recht von der 
Hinterlegung von Ptiichtexemplaren abhängig zu machen (vergl. 
oben S. 195), In der Rückwirkung, die eintrat und «ir völligen 
Beseitigung des Art 1 1 des Entwurfs führte, wurden die BQ>Iiotfaeken 
bei Seite geschoben. Hütte man, wie in England, die Unterlassung 
der Ablieteiun^^ aar mit dem Verlust des Klagerechts oder einer 
Geldstrale bedroht, so würde die Massregel bei der Repräseataacen- 
kanwwsr vielleicht nicht auf Widerstand gesioesen sein, wie aus 
dem Bericht der Gentraisektion demselben mit Wahrscheinlichkeit 
hervorgeht. 

In ähnlicher Weise Hesse sich durch alle Staaten, wo im 
Wege der Gesetzgebung Ptiichtexemplare beseitigt worden sind» 

') Reg.-Bl. 1851 S. 121 [G.]. Hierin wurde verlangt: 1 Ex. von jeder 
Schrift, die nicht Uber 5 Druckbogen utnfasst. 

*) Eb. i8s7 64 [G.J: 1 Ex. von jeder unter 20 Bogen betragenden 
Drucksdirift, welches, wenn die Schrift nidit beanstandet wurde, die 
Grossh. Hofbibliothek erhielt Die Abgabe eines Exemplars an diese 
direkt nach der älteren Verordnung vom j. April wurde damit 
schon i8s7 beseitigt 
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verfolgen, dass — soweit unsere Kenntnbs davon reicht — Uberall 
die Abschaffung Schutz^, bezw. Konzessions^ oder Ueberwachongs- 
ezemplare betroffen hat, welche einer veränderten Auf&ssung des 
Atitorrechtes, der Gewerbe- oder der Pressfreiheit Speichen mussten'), 

und dass eine Abgabe von Studienexemplaren bisher nirgends 
durch einen geseizgeberischen Akt aufgehoben worden ist. Diese 
Wahrnehmung berechtigt uns zu dem Schluss, dass es nothwendig 
ist, wenn wir den Fortbfötand der Abgabe über alle rechtUdien 
uiid politischen Tagesschwankungen hinaus fUr die Zukunft sicher 
stellen wollen, ihre Verbindung mit Schutz- und Ueberwachungs- 
zwecken, wo solche noch besteht, zu lösen. Die Einrichtung 
ist dauernd nur zu begründen aus dem Bedürfniss der 
wissenschaftlichen Arbeit, die ausserhalb solcher Verttnderlich- 
keiten steht und daher allein die sichere Grundlage abgibt für die 
P^chtexemplar-Gesetzgebung der Zukunft. Daher ist auch die 
Abgabe in Dculschlaad, wie vorgeschlagen worden, mii der Ein- 
tragsrolle in Leipzig nicht in Verbindung zu bringen, abgesehen 
davon^ dass es nach mehrfachen Erfahrungen ein Fehler ist, 
zwischen Verpflichteten und Bibliotheken Zwischenstationen zu 
schaffen, die nicht etwa durch die Technik der Beförderung geboten 
sind. Nur der, welchem die Sorge für Aufbewahrung und Nutzbar- 
machung der liiterarischen Erscheinungen anvertraut ist, hat Ver- 
standniss und Hingebung genug für die mühsame Kontrolle 
dieser Eingänge. Auch wirken Zwischenstellen bei eintretenden 
Reklamationen verzögernd, denn der Möglichkeiten der Entstehung 
von Verlusten ist eine mehr. Aus diesen Gründen würden auch 
die Reichsposiämier als Sammelstellen für Pflichtlieferungen im 
Allgemeinen nicht in Betracht kommen dürfen 2). In Bezug auf 
diejenigen Verlagsanikel, deren Eingang mit Hülfe der periodischen 

Vergl. in Bezug hierauf Abschnitt V. S. 183 — 197 und S. 72 f. 
') O. Hartwig empfahl dieses in der „Posf* Jg. 1880 No. 78. 
Blatt 2. 
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Bücherverzeichnisse kontrollirbar ist, hätte eine der YerlagshancUung 
nUher als die Bibliothek gelegene Sammelstelle vor dieser kaum 
einen Vorzug. Denn es ist nicht abzusehen, wesshalb die Verleger 

oder Drucker bereitwilliger an die Post als an die Bibliotheken 
lieteni sollten. Andrerseits ist die bequemere Gelegenheit, wenn es 
sich um eine positive Leistung handelt, für die meisten Menschen 
erfahrungsgemäss nur ein geringes ZagmitteL Wohl aber wUrde 
die Sorge für die nicht in den Handel und die gedruckten Ver-> 
zeichnisse kommende Lttteratur, die Flugblätter aller Art, die Wahl> 
aufrufe, die Fabrikordnungen, Gesellschaftsstatuten, die Theater- 
und Konzertprogramme u. s. w. zweckmässig staatlichen Sammel- 
stellen anvenraut werden können, die dem Erscheinungsort dieser 
Druckartikel nahe liegend leichter als die Bibliotheken davon 
Kenntniss erhalten -würden. 

Liess sich nun aus clcai r^ctcLz^cbcii-schcn Vorgehen anderer 
Staaten kein Grund herleiten, den PHichiexemplarzwang der 
öffentlichen Sammlungen als ieine vereinzelte, nicht mehr zeit- 
gemässe Einrichtung zu verwerfen, so würde andrerseits der Nachweis 
seiner Nothwendigkeit für wissenschaftliche Zwecke noch zu liefern 
sein. Kann ihn die wissenschaftliche Forschung nicht entbehren, 
so ist das Recht des Staates ihn auszuüben kaum zu bezweifeln, 
da die Bestrebungen der Wissenschaft Interesse aller Staatsbürger 
änd. Wir haben daher, da der Piiichtexemplarzwang den Zweck 
verfolgt, den Bibliotheken die vaterländische Utteratur möglichst 
vollständig zuzuführen, folgenden Fragen naher zu treten: 

f. Ist die vollständige Sammlung der vaterländischen Lilieratur 
in den ötl'entlichen Bibliotheken nothwendig? 

2. Ist der Lieferungszwang nothwendig zur Erreichung dieses 
Zieles oder hat der Weg des Ankaufes den gleichen Erfolg? 

Was den ersten Punkt angeht, so lässt sich die neu er- 
scheinende Liueraiur, die eine wissenschaftliche Bibliothek in sich 
aufnimmt, scheiden in solche, die unmittelbar und solche, die nur 
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uQier dem Gesichtspunkt der historischen Forschung Werth tür 
die BiMiOtfack beiiixL Das unmittelbar Nutzbringende wird 
MPOhnlich leicht eifcaiiat, aber da» erst kOnftig NQtzüche richtig zu 
würdigen, bildet eine der schwierigsten Au%aben der fiibüotheks- 

verwahung. Denn die mögliche Gestaltung eines Wissenschafts- 
gebietes und ob eine bcstimioic Schrift bei veränderten Forschungs- 
zielen noch Bedeutung erlangen könne, ist in den meisten Fällen 
im voraus nicht zu beurtbeilen. Nur auf diese Litteraturgattung 
kann sich obige Frage besiehen, ob es notfawendig sei, sie 
in den öffentlichen Bibliotheken aufnibewahreiL Zu ihr ge- 
hören die Schulbüclicr aller Art. die Rechen-, Lese- und Gcsang- 
tibeln, die poHtischen Zeitungen und Flugblätter, die Volkslieder, 
f^lakate, die Tagesfragen behandelnden Broschüren, der grössere 
Thdl der Belletristica u. s. w. Der Erhalttmg dieser Drucke steht 
nicht minder der schlechte Papierstoff entgegen ^ der meist dazu 
verwendet wird, als die Indifferenz der Zeitgenossen, die wissen- 
schaMich keiueu direkten Nutzen davon haben. Sie gehen daher 
unter, oft wenige Monate nach ihrem Auftauchen, wenn die 
Bibliotheken sich ihrer nicht annehmen. Sind sie dagegen in 
sicherer Hut der Bibliothekea um eine Reihe von Jahren ttiter ge- 
woidcii. so \vach>t auch unser Interesse an ihnen. Aufmerksam 
blicken wir oft schon jetzt in Schulbücher, die unsere Vater und 
Grossvllter benutzt haben, indem wir Mittel und Methode des 
damaligen Unterrichts gegen die heutigen Einrichtungen abwügen. 
Die „Monumenta paedagogica^^ ein „Repenoire des ouvrages pöda- 
gogiques" unserer Zeit zu schreiben, würde der Nachwelt unmöglidi 
sein, wenn die Schulliiieratur grundsätzlich von der Auhiahme in 
die gelehrten Bibliotheken ausgeschlossen würde. Wie aber die 
Unterrichtsgeschichte der Schulfibeln, so bedarf die nationale Ge- 
schichtsschreibung der politischen Tages- und Flugblatter, der 
BroschOren dieser Art. So würde z. B. ein tiefer dringendes Ver-^ 
ständniss der Ereignisse des Jahres 1870 nur zu erlangen sein mit 
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Zuhilfenahme der Zeitungsberichte, der zahllosen kleinen Schriften 
und Liedersammlungen dieser Zeit; der Einsicht in diese Eintags- 
litteratur kann auch ein zukünftiges Studium der socialdemokratischen 
Bewegung« des Kulturkampfes, des sittlichen Standpunktes der 
gegenwärtigen Epoche nicht entbehren. Femer ist für die Utteratur- 
und Kuhurgeschichtsfbrschung der Zukunft die Aufbewahrung der 
belletristischen Zeiterscheinungen von grüsstem Werth. Man darf 
wohl sagen, dass es so schwierig ist, unter all' diesen Druck- 
erzeugnissen das Werthvolle von dem Wenhlosen zu sondern, 
dass schon aus diesem Grunde die Grenzen bei der AuAiahme 
möglichst weit gezogen werden sollten. Nach Jahrzehnten würde 
ein Urtheil Uber das wissensciialiijch Brauchbare und die Aus- 
scheidung von Unbrauchbarem schon weit leichter möglich sein. 

Die wissenschaftlichen Sammlungen werden jedoch auch für 
eine Reihe von anderen als eigentlich wissenschaftlichen Zwecken 

in Anspruch genommen, wo jetzt nur sie zu helfen im Stande 
sind. So kommt es vor, dass die Gerichte zur Aufhellung eines 
Kriminalfalles eines unscheinbaren Lokalblaues bedürfen. Da weder 
Verlier noch PoIizeiHmter die Tagesblatter längere Zeit auf- 
bewahren, so ist meist die nächste Universitätsbibliothek die einzige 
Stelle, wo die gesuchte Zeitungsnummer sich findet. Auch wichtige 
Aufschlüsse privatrechtlicher Art werden zuweilen in älteren Jahr- 
gängen von 2^itungen gesucht und gefunden. 

Ist nun die vollständige Sammlung der vaterländisdioi 

Litteratur') eine Ptlicht der Bibliotheken gegen die Wissenschaft 
und selbst weitere Kreise, so ist leicht verständlich, dass nur die 
öffentlichen BUchersammlungen als Aufbewahrungsstätten in 
Betracht kommen können, da sie allein die Gewähr bieten für eine 



') Diese Grenze muss natürlich gezogen werden, da zu einer lücken- 
losen Sammlung der ausländischen Litteratur weder Machtbefugniss noch 
Geldmittel ausreichen wUrden. 
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Aufbewahrung nach bibfiothekstedmisdien Geachtspunkten und 

das Werk nur so der Benutzung allgemein zugänglich ist*). 

Noch eio anderer Unisiand spricht fUr die Aufbewahruag der 
Linentur eines Bezirks aa im vonras vom Benutzer sicher be- 
stimmbaren Orten. Es ist die grosse Hilflosigkeit eines wissen- 
schafttich Arbeitenden, wenn sich in der ihm zunächst zugünglichen 
Bibliüihek .las gcsuchie W erk nicht findet. Bei dem Mangel eines 
deutschen Centralkataiogs ist er dann gew ähnlich zu einem un- 
sicheren und zeitraubenden Hin- und Herschreiben venirtheilt. bis 
er endlich einen glttcklichen Griff thut oder des weiteren Suchens 
raQde wird. Bevor diesem die wissenschaftliche Forschung arg 
schädigenden Uebelsiandc abgeholten ist, müssen wir jedes orien- 
lirende Mittel, das eine Abkürzung des Vertahreos verspricht, er- 
greifen^). Aber auch nach Vollendung eines Gesammtdeutschiand 
umfiusenden Bibliothekskataloges wtlrde in vielen Fttllen der ntthere 
Weg doch der sein« den Verlags- bezw. Druckort des Werkes und 
damit zugleich sicher seine Aut'bewahrungsslätte l^oL^ustellen, 

Die zweite Frage nach der Noihwendigkeit des i.ieterungs- 
zwanges zur Erreichung einer vollständigen Sammlung der Landes- 
litteratur Hesse sich verneinen, wenn die Bibliotheken von dem 
Erscheinen jedes neuen Druckerzeugnisses stets genaue Kenntniss 
crhaheii konnten und die Bereitwilligkeit des V'^criegers oder 

') Vergl. hierüber Dziatzko, zur Frage der l^tlichtexemplare in 
Deutschland (Börs. Blatt f. d. D. B. 1887 S. 5352). Auch tmdet sich liier 
der beachienswerthe Hinweis, dass der deutsche Buchhandel keine andere 
und keine bessere Sttttte zur bleibenden Aufbewahrung seiner Erzeugnisse 
habe, als eben die StaatsbibUotheicen, . welchen jene als Pflichtexemplare 
zugehen. In seinem Interesse liegt es daher allodings auch, da die Ge- 
schichte der Pressgewerbe nur mit Hilfe der Bibliotheken geschrieben 
werden kann, diese so viel als mOgltch bei der Sammlung seiner Verlags- 
spedmina zu unterstützen. 

*) Dazu diene auch ein allgemeinerer Gebrauch de* hier ange- 
wandten Mittels, dem iNacharbciter durch Chiffern anzugeben« wo die 
benutste, sdiwieriger zu erlangende Litteratur zu finden ist 
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Druckers zum Verkauf «daer Drucke in jedem Falle zweifellos 
wllre. Diese Bedingungen treffen jedoch nicht zu. 

Die Erzeugnisse der Presse werden entweder gewerbsmässig 
durch den Buchhandel venrieben oder nicht buchhändlerisch als 
Selbstverlagsartikel oder sie werden Uberhaupt nicht vertrieben, 
sondern gelangen ab Manuskriptdrudw, Rechenschaftsberichte, 
Gesellschafbstatuten, Theaterzettel, Jahresberichte u. s. w. zur Ver- 
iheilung. Ueber keine dieser Klassen steht den Bibliotheken ein 
völlig zuverlässiges Verzeichniss zu Gebote. Selbst die in den 
Buchhandel gelangenden Druckarttkel sind in den periodischen 
Bücherverzeichnissen nicht vollstindig enthalten. Alle übrigen 
Schriften entziehen sich fast ganz der Kenntnissnahme durch die 
Bibliotheken. Darunter befinden sich oft wissenschaftlich direkt 
nutzbare Werke 0. zumeist aber Schriften, die unter den oben an- 
gegebenen Gesichtspunkten einen historischen Werth für die 
Bibliotheken erlangen und deren Sammlung daher nothwendig ist. 
Die Bibliotheken würden in allen Fallen, wo sie keine Kenntniss 
von dem Erscheinen einer Schrift haben, darauf angewiesen sein, 
dass Verleger oder Drucker sie freiwillig einsenden. In dieser 
Hinsicht würde allerdings die etwa zugestandene Geldentschädiguag 
«in gewisses Zugmittel sein» aber der Gleichgültigkeit gegenüber, 
wenn das Geldinteresse im Verhültniss zu der Mühe des Versendens 
zu gering ist, nicht genug wirksam sein, jedenfaUs die Sammlung 
dieser An Litteratur auf Zufälligkeiten gestellt sein. Bei Schrituii 
die nicht buchhändlerisch vertrieben werden, würde zudem der 
Ankauf leicht daran scheitern, dass nicht zu schlichtende Metnungs- 



') So z. B. das „Bruchstück aus den hinterlassenen Papieren des 
K. preuss. Generaifeldmarschalls C. *Fr, v. d. Knesebeck ... (Magde- 
burg 1850)'' (DahUnann-Waitz Auf 1. 5 No. 3313) und Adolf Hofmeister, 
Dia Matrikel der Univ. Rostock I. Mich. 1419 bis Ostern 1415 (Schwerin 1886) 
(Deutsche Litt. Ztgi 1S87 S. 139), die in keinem der periodiscfaea Bücher: 
verwicfanisse stehn. 
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verschiedenheilen Ober den Kaafjpfeis entstehen. Aus diesen 

Gründen ist nur von der Auferlegung des Lieferungs- 
zwanges und entsprechenden Strafmitteln die annähernde 
VollstVndigkeit der Sammlung aller nationalen Litteratur- 
erscheinungen zu erwarten. 

So nothwendig nun der Pflichtexemplarzwang und so 1>e> 
rethiigt er ist, würde doch sein Zweck nur halb erreicht werden, 
wollte man nicht auf gesetzlichem Wege dem jähen Verfall vor- 
beugen, dem die erhaltenen £xemplare durch die immer mdir zu- 
nehmende Verwendung hinfälliger Stoffe zum Papier derselbea 
ausgesetzt sind. Man hat von fachkundiger Seite die Befürchtung 
ausgesprochen, dass vielen unserer Bücher durchschnittlich, auch 
bei guter Aufbewahrung, keine längere Lebensdauer als 4 — 5 Jahr- 
zehnte beschieden sei. Die Klagen Uber die Verwendung schlechten 
Papiers zu Büchern sind keine EigenthUmlichkeit der Gegenwart^ 
In den landesherrJichen Erlassen und den Druckerordnungen des 
alten Deutschen Reiches kehren die bezüglichen Ermahnungen regel- 
mässig wieder'). Aber zu keiner Zeil sind die Befürchtungen so 
ernster Natur gewesen als jetzt, wo die Vervollkommnung der 
technischen Chemie die Papierfabrikation mit einer FtlUe von 
Surrogaten flberschUnet hat, welche die Dauerhaftigkeit des Stoffes 
tief herabsetzen*). 

Man hat von einer Seiu dann ein Mu:cl des Ausgleichs 
erblicken wollen für die ungesunde Höhe der litterarischen Pro- 
duktion, indem man meinte» das wissenschaftlich Unbrauchbare 
würde und könnte zu Grunde gehen, das anerkannt Tttchtige 
würde doch in neuen Auflagen der Nachwelt erhalten bleiben. 
Aber das heisst die Beurtheilung der Bedeutung einer Schrift einer 
blinden Entscheidung des Zufalls anvertrauen und sie davon ab- 



Vergl. z. ß. S. 83 den kurfürsil. Erlass vom $. Jan. 1616, sowie 
das kais. Patent vom 10. Febr. 1746 (Collmann, Quellen S. 33;. 
VergL den Au6atz von O. Hartwig (Post a. O.). 
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hitngig madiea, dass das Bedürfhiss der neuen Herauagabe aiich 
rechtzeitig vor dem Zerfall sich einstellt. Man hat auch, wohl die. 

Frage aufgeworfen, woher wir die Mittel zur Unterbringung all', 
der ßUcher nehmen sollen, wenn die Produktion in demselben 
Prozentsatze weiter fortschreitet, wie gegenwärtig, und an unr. 
g^eueiliche Ausdehnungen der zu ihrer Bergung erforderlichen 
BibliotheksrSumlichkeiten gedacht. Allein, wenn die Erkenntniss 
einmal unabweisbar werden sollte, dass wir zur Aufbewahrung 
unsrer Liiteraiur mehr aufwenden, als dem Nutzen entspricht, den 
die Wissenschaft der Allgemeinheit abwirft, so würden wir die 
BttcherbestSnde unsrer Bibliotheken kritisch zu prüfen und in 
methodischem Vorgehen dasjenige auszuscheiden haben, was sich 
als minderwerthig erwiesen hat Die Bibliotheksverwaltung könnte 
nur ein derartiges rationelles Absondern des Brauchbaren vom 
anscheinend Unbrauchbaren gutheissen, wenn, wie gesagt, jene 
Nothwendigkeit eintreten sollte, nicht aber die Auswahl dem Spiel 
des ZttfaUs überlassen. Jener Zeitpunkt einer kritischen Sichtung 
unsrer Büch«* liegt aber allem Anschein nach noch in weiter 
Ferne, wenn er überhaupt je eintreten wird. Wir wollen also - 
die Muhen der Aufnahme der Pflichtexemplare in die Bibliotheken 
nicht für einen Zeitraum von wenigen Jahrzehnt auf uns laden, 
wo ein grosser Theil noch keine wissenschaftliche Verwerthüng 
gefunden haben kann, und müssen daher Vorkehrungen treffen, 
dass die abzuliefernden Werke nur auf daucrhatteni Papier la die 
Sammlungen gelangen. 

Man wird an diesem One keinen £ntwurf zu einem Statut 
über den Pflichtexemplarzwang erwarten, der von dem Einzelnen 
nicht gemacht werden kann, sondern die Zusammenwirkung rechts» 
verständiger und bibliothekarischer Fachkreise voraussetzt. Auch. 
Hesse sich kein einheitliches Schema aufstellen, welches Aussicht 
hatte, in allen oder den meisten Staaten Annahme zu tinden, . da 
neue Bestimmungen in der Üauptsache an die vorhandenen, zum 
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Thea sehr verschledenanigeii Gcieiiafrundlagen worden an- 
IcnOpfen mOssen. Auf manche Mangel in den Voracfariften ist 

auch bereits bei der Besprechung der Gesetzgebung der einzelnen 
LKnder hingewiesen worden, in den nachfolgenden Sätzen ist 
daher nur eint ZoeammensteUung der Hauptgesichtspunkte zu 
suchen, wekhe für die Pflichtexemplaigesettgebuiig der Zukunft» 
aumal unter deutschen VerhSltnissen, in Betracht kommen dürften. 

I. Die Trauer der Verpflichtung. Wenn nach den Be- 
stimmungen des Pressgesetzes eine Wahl möglich ist zwischen 
Verfassern, Verlegern und Druckern» so ist die Ablieüerung vom 
Verleger (auch Selbet- und Kommissionsverleger) 2u fordern; sonst 
von demjenigen, dessen Name und Wohnort in der Druckschrift 
pressgesetzlich angegeben sein muss. 

Ist neben einem auswärtigen Verleger ein inliindischer im 
Titel genannt, so unterliegt dieser der Verpflichtung. 

Die amtlichen Publikationen der deutchen Reidu», Staat»- 
und Gemeindebehörden, des Reichstages oder der Landesvertretutig 
eines deutschen Bundesstaiates, auf welchen nach $ 12 des Rdicfas- 
pressgesetzes die Angabe eines Di uckers nicht erforderlich ist, sind 
von der herausgebenden Behörde, gerichtlich verbotene Druck- 
schriften von den Gerichtsbehörden den Landesbibliotheken zu 
Uberweisen. 

'2, Der Umfang der Verpflichtung. Die Verpflichtung 

ist nur auf das inhaltlich, nicht das typographisch uJer sonst 
hinsichtlich der Ausstanung Abweichende auszudehnen. Dagegen 
sind idie Grenzen in ersterer Bexiehung möglichst weit zu ziehen. 

Von Werken, die gleichzeitig in verschiedeiiem Umfange 
z. B. mit und ohne Karten erscheinen, ist nur das vollstSndigere 
Exemplar zu liefern; bei gleichzeitiger Ausgabe in verschiedener 
Ausstattung, das Exemplar vom besten Papier, grössten Formatu. s.f. 
(Luxusbinde jedoch ausgenommen). Bei iUustrirten Werken, die 
holorirt und unkolorirt ausgegeben werden, kann die Bibliotheka- 
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Verwaltung unter Umstünden von der Forderung der unkolorirten 
Ausgabe Abstand nehmen. 

Unveränderte neue (Titel-) Auflagen, sowie Restautlagcn, 
die in anderen Besitz Ubergehen und unter Vordruck der neuen 
Verlagshrma vertrieben werden, sind abgabefrei, wenn schon früher 
eine Hinterlegung innerhalb des deutschen Reichsgebietes nach- 
weislich stattgefunden hat und sie im Titel die Bezeichnung als 
unveränderte Auflagen u. s. w. tragen. 

Im Deutschen Reich ist die Abgabepflicht auf alle Druck- 
schriften auszudehnen, welche nach % 6 des R. Pr. G. der Angabe 
eines Druckers besw. Druckers und Verlegers bedürfen. Allgemeiner 
Gesichtspunkt ftlr die Ausschliessung ist, dass nur als Schema, 
Formular tmd Privatanzeige, aber nicht textlich und allgemein 
wichtige Schriften befreit sind (z. ß. Preiszettel, Visitenkarten, 
Familienanzeigen, Mittheiltjn<?cn über Geschaftseröfthungcn und 
ahnliche kleine Acddenzdrucke). Dagegen sind die Erzeugnisse 
anderer mechanischer Vervidfiiltigungsarten, wie Kupfer- und 
Stahlstiche, Litho-, Xylo-, Photographieen, Karten und Musikalien 
der Verpfliciiiung zu unterwcrtcn. Bildliche Darsicilungcn, die nur 
zur AustheiluQg an Freunde bestimmt sind und nicht in den 
Handel gelangen, sind davon aiiszunehmen. 

4 

Die Abgabe von swei Exemplaren ist eine ausreichende Ge- 
währ für die Erhaltung der Landeslitteratur, wenn die Exemplare 

auf dauerhaftem Papier von bestimmter Zusammensetzung abge- 
liefert werden. Ein Exemplar reicht schon wegen der Zufällig- 
keiten nicht aus, denen ein Buch durch Benutzung, UmzUge, Feuer- 
und Wasserschaden u. s. f. unterworfen ist 

Die empfangsberechtigten Institute. Das eine der 
Pflichtexemplare hat die Hauptbibliothek des Landes, das andere 
die Bibliothek des Distriktes aufzubewahren, in welchem das Werk 
verkgt oder gedruckt worden ist. Unter den letzteren ist den 
Landes- vor den Universittttsbibliotheken der Vorzug zu geben. 
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Die Aufbewahrung der politischen Zeitungen liegt im Inter- 
esse nicht nur der geiehnen, soodera weiterer Kreise; sie empfiehlt 
sich daher ia besonderen Landesnniseen für Zeitungen. 

Die Bibliotheken verkehren mit den Verpflichteten in Bezug 
auf die Entgegennahme der Dnickartikd and etwaige RekUmadoneo 
direkt, ohne Vcrraittelmi^ von Zwischenbehörden. 

Der Zeitpunkt der Ablieferung. Die Ablieferung hat 
viermal im Jahre zu Beginn jedes Vierteljahres in zwetwOchentUcher 
Frist zu erfolgen. Diese Termine sind wegen der mit Schluss des 

Kalenderjahres eintretenden Vollständigkeit der Jahrgänge der 
meisten deutschen Zeitschriften die geeignetsten. Sowohl von 
Büchern als 2^itschnften bezw. Zeitungen*) kann jedoch die 
Bibliotheksverwalmng eine frühere fünsendung verlangen, welche 
dann spätestens 8 Tage nach erhaltener Aufiorderung zu er<- 
folgen hat 

Die Kontroll mittel. Die periodischen Bücherverzeichnisse, 
gelegentliche Anzeigen und die amtlichen Zeitungspreisiistcn dienen 
den M>liotheken fUr den grösseren Theil der buchhändlerisch ver- 
triebenen Litceratur bezw. der Zeitungen mit Postdebit als KontroU- 
nüttel. Fttr die zahlreichen übrigen Drucksdmften sind in kleineren 
Bezirken staatliche Sarnmclsiaiien zu errichten, welche subsidiär 
die Rechte der Biblioiheken wahrnehmen. Sie übersenden den- 
selben die eingesammelten Druckschriften viermal im Jahre, zugleich 
mit den etwaigen Restantenlisten. 

Ein doppelt ausgefertigtes Verzeichniss der Verlags- bezw. 
Druckartikel ist von den verpflichteten Gewerbetreibenden u. s. w. 



Zu lange AbUefeningsfiisten machen die Sammlung vollständiger 

Jahrgänge von Tageszeitung» unmöglich; zu kune, etwa sofort nach 

Erscheinen, führen zu einer unverh-JlTni^smässigen Arbeitsbelastung der 
ßibliothc].en und zu zahlreichen Rekiainaüonen. Nach meinen Erfahrungen 
bewährt sich die Uebersendung in etwa dreimonatüchen Zwischenräumen 
am meisten. 
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den Sendungen an die Bibliothek beizufifgen. Eines dendbea geht 
mit der Unterschrift der Verwahnng versehen an den Absender 

zurück. 

Die Strafbestimmungen und die Verjährung. DieEin- 
Ziehung nicht gelieferter Druckwerke erfolgt auf dem kUraesten 
W^ie, dem der ezekutivis^rhen Beitreibung durch die Verwaltungs- 
bdiOrden, auf direkten Antrag der geschMdigten BibHotheksverwal- 

tung. Ist die Schrift (bezw. die Nummer, Jas llcii) nicht mehr 
zu beschaffen, so treten pohzeiliche Geldstrafen ein. 

Ueber die Verjährungsfristen sind besondere Bestimmungen 
zu treffen* Sie müssen lang genug sein, um den Bibliotheken die 
Prüfung eingelieferter Druckschriften auf Vollstlindigkeit tmd die 
nöthigen Reklamationen bei den Verpflichteten bezw. den Exe- 
kutionsantrag bei den Verwaltungsinstanzen zu ermögUchen. 



Im Deutschen Reich sollte die Sorge für die Erhaltung der 
nationalen Litteratur, entgegen der Auffassung des Reichstages im 
Jahre 1874, Angelegenheit des. KcicheiJ, nicht der partikularen 
Gesetzgebung behandelt werden. Denn die Aufgaben der nationa- 
len Geschichtsschreibung sind nicht erfüllbar, ohne dass das Reich 
selbst für das Material eintritt, welches die Grundlage der Efkennt» 
niss seiner inneren und Süsseren Beziehungen bildet. Diese natio- 
nale Pflicht darf nidn auf die vielköpflge Gesetzgebung der Einzel- 
^staaten abgewälzt werden, auf deren Gestaltung und Handhabung 
das Reich keinen Jginfluss hat. Dagegen kann das Recht derselben, 
reformirend im Gebiet der PAichtezemplargesetzgebung vorzu- 
gehen und die Verpflichtungen selbst zu erweitern oder neue ein- 
zuführen, iiuii: L czwciteh werden. Die von einzelnen Autoren 
aufgestellten entgegengesetzten Behauptungen stützen sich auf den 
Wortlaut des S3a Abs.3desR.-Pr.-G.(sieheobenS. 188): Die „Vor- 
schriften der Landesgesetze'* bleiben „unberührt^ Sie fblgem daraus, 
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das Gesetz habe nur die partikulare lex lata in ihrem Fort- 
bestande, nicht aber das Recht zum Erlass neuer Gesetze schützen 
wollen')« Dagegen lautet das gewichtige Zeugniss A. F. Berner*s 
(Press-R. S. 333) dabin, dass die Regelung dieses Gegenstandes 
reicbsgesetzlich völlig den Einzelstaaten Überlassen worden seL 

In der That entspricht diese Auffassung nur der von Regie- 
rung und Reichstag im Jalirc 1874. Die Motive zu 29 der Re- 
gierungsvorlage (= S 30 des R.-Pr.-G.) lauten u. A. (Sten. Ber, 
Bd. 3.S. 143): „Die bezügliche Verpflichtung berührt nur partikulare 
Interessen und die Frage ihres Fortbestandes erscheint für eine 
gemeinsame Gesetzgebung über die Presse ohne Bedeutung/' Aus 
der Begründung, dass die Verpflichtung nur partilculare Interessen 
berühre, lässt sich gewiss nicht herausleseOi dass eine Neuregelung 
der Verpflichtung nicht mehr panikuLare, sondern Reichsinteresseb 
berühre. Die Meinung des Reichstages fasste am Schluss der 
3. Lesung der Abg. Hullmann in den Worten zusammen (Sten. Ber. 
Bd. 2. S. ii7>, dass der Kernpunkt der Frage sei: „Aufhebung des 
Rechts au t Freiexemplare durch die Reichsgesetzgebung oder Uebcr- 
lassung der ganzen Materie an die Landesgesetzgebung^^). Der 
Reichstag entschied sidi in der darauf folgenden Abstimmung ftir 
das letztere. Jede andere Deutung tragt also nicht der Absicht 
Rechnung, in welcher die Bestimmung des § 30 von den gesetz- 
gebenden Faktoren erlassen worden ist. 

') Diese Auflassung vertritt z.H. Weidling in dem schon genann- 
ten Aufsatz im Börsenblatt f. d. d. H. i8s- S. 4680. 

*) Vergl. auch die Hullmann zustimmende Bemerkung Marquard- 
sen^s in seinem Kommentar zum R.-Pr.-G. S. 266. 
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1. BekaDOtmachUDg (Miii.-Bl. f. d. i. Y. in d. preus& St. 1840 S. 94). 

Von dem Königl. hohen Ministerium der geistlichen, Unter- 
richts- und Medizinal-Angelegenheitcn bin ich beauftragt worden, 
die füllenden, in Beziehung auf die gesetzliche Verpflichtung zur 
Abgabe von Pflichtexemphiren an die hiesige Königl. Bibliothek 



gedruckten Büchern und Zeitschriften, von Hochdemselben nach- 
träglich erlassenen Bestimmungen durdi die Regierungs-Amtsbllltter 
zur Kenntniss der Herren BucfihlfiKUer, Bachdruckerci-fiesitzer und 

Selbstverleger zu bringen. 

1) Die inländischen Buchbttnäler, Buchdruckerei-Besitzer und 
Selbstverleger, in sofern sie der ihnen nach der Bestimmung No. 5 

der Allerhöchsten Kabineis -Ordre vom 28. Dezember 1824 ob- 
liegenden Verpflichtung, wie es bisher häufig geschehen, nicht von 
selbst nachkommen, haben den von der Verwaltung der hiesigen 
König]. Bibliothek an sie ergehenden Aufforderongen zur Einsen- 
dung der Pflichtexemplare von den von ihnen verlegten oder für 
ausländische Buchhändler oder Selbstverleg;er gedruckten Büchern 
und Zeitschriften jederzeit sofort Folge zu leisten, und spätestens, 
von dem Tage des Empfangs der Aufforderung an gerechnet, 
nach Verlauf von acht Tagen die in Berlin wohnhaften und nach 
Verlaut von vier Wochen die ausserhalb Berlin wohnenden Buch- 
händler, Buchdrucker und Selbstverleger, die Einsendung der ver* 
langten Schriften an die Königl. Bibliothek zu bewirken, oder der- 
selben binnen der gedachten Frist den genügenden Grund schriftlich 
anzuzeigen, weshalb die Einsendung nicht erfolgt 

2) Vom I.Jan. 1840 an sind nur von denjenigen inlandischen 
Zeitschriften, deren Zusendung in einzelnen fitücken oder Heften 
von der Verwaltung der Königl. Bibliothek ausdrücklich verlangt 
wird, die Stücke oder Hefte sogleich nach deren Erscheinung 
durch die Post an die Königl. Bibliothek zu befördern; von allen 
übrigen Zeitschriften sind dagegen von dem gedachten Zeitpunkte 
an die Pflichtexemplare erst am Schlüsse jedes Jahres in voUsüin- 
digen Jahrgangen an die Königl. Bibliothek zu übersenden. 

3) Von den im inländischen Buchhandel erscheinenden ein- 
zelner! Abdrücken aus grösseren Werken, insbesondere den Ab- 
■ handku^en inländischer gelehrter Gesellschaften und Vereine, 
Zeitschriften u. s. w. ist die Ablieferung der gesetzlichen Pflicht- 
exemplare an die hiesige Königl. Bibliothek in derselben Weise 
wie von andern literarischen Publikationen zu bewirken. 




Preuss. Staaten verle. 




oder 
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4} Von neuen Aufl agen früher erschienener Werke (Siereotvp- 
abdrUcKe nicht ausgenommen), auch wenn dieselben keine Ver- 
änderung erlitten haben, jedoch als neue Auflagen auf dem Titel 
bezeichnet werden, ist gleichfalls die Abgabe der gesetzlichen Pflichc- 
eiemplare an die hiesige Königl. Bibliothek zu bewirken, 

3) Wenn eine inländische Buchhandlung mehrere oder sämmt- 
liche noch vorrfithige Exemplare eines Werkes von einer inlän- 
dischen oder ausländischen Buchhandlung oder von einem inlän- 
dischen oder ausländischen Selbstverleger kauflich erwirbt, und 
dieselbe auf dem Titel des Werks, oder durch den Mess-Katalo^, 
oder durch sonstige Anzeigen, sich als nunmehrige Verlegerin 
desselben bezeichnet, so sind aucli von dergleichen Artikeln die 
gesetzlichen Ptüchtexemplare an die hiesige Königl. Bibliothek 
abzuliefern. 

Indem ich des obengedachten hohen Auftrags mich hierdurch 
entledige, ersuche Ich Jie Herren Buchhihidler, Buchdruckerei- 
Besitzer und Selbstverieger, durch pünktliche Befolgung der vor- 
stehenden nachträglichen Ajiordnungen zu einer wUnschenswerthen 
Vereinfitchung des weitlSuftigen Geschäfts der Einziehung der 
Pflichtexemplare von den inlandischen Verlags- und Drucksachen 
gefälligst beitragen zu wollen. Berlin, den 24. Dezember 18^9. 

Der KOnigl. Geheime Regierungs-Rath und Ober- Bibliothekar. 

Wilken. 



2. Bekanntmachung des Königl. Oberpräsidenten der Provinz 
Saduen*) wegen der ▼on den Verlegern von Dnickscbiiften 
an die KOnigL Bibliothek zu Berlin, sowie an die Universitäts- 
Bibliothek in der Provinz, abzuliefernden Freiexemplare, vom 
11. Februar 1847 (Min.-BL f. d. i. V. 1847 S. 85/86). 

Nach der Bestimmung der Allerhöchsten Kabinetsordre vom 
28. Dezember 1824 (Ges.-Samml. de 1825 S. 2} sub No. 5 ist jeder 
Verleger einer Druckschrift schuldig, von jedem seiner Verlags- 
Artikel zwei Exemplare, und zwar eines an die grosse Bibliothek 
in Berlin, das andere aber au die Bibliothek der Universität der- 
jenigen Provinz, in welcher der Verleger wohiit, unentgeltlich ein- 
zusenden (Anl. a. und b.)- Diese Resiimmung ist neuerlich bei 
mehrfachen Verlaes-Anikeln von den Verlegern unbeachtet ge- 
blieben, und wircTdaher zur genauesten Befolgung hierdurch mit 
dem Bemerken in Erinnerung gebracht, wie diejenigen Verleger 
von Druckschriften, welche inrer gesetzlichen Verpflichtung nicht 
unerinnert nachkommen, zu gewärtigen haben, dass diejenigen 
Verlags-Anikel, von welchen die Freiexemplare nicht spatestem 



*) In gleicher Art auch von den Qbrigen Königl. Oberpi^identen 
erlassen. 



Dil 
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binnen 3 Monaten nach Ablauf des Jahres der Herausgabe an die 
betreffenden beiden Bibliotheken eingesendet sind, unverzüglich 
im Wege des Buchhandels angekauft und die Kosten des An- 
kaufes von den Säumigen eingezogen werden. Magdeburg, den 
II. Februar 1847. 

Der OberprSsidem der Provinz Sachsen . . . 
[Anlage] a. 

Demnächst bestimme Ich . . . [Folgt $ 5 der Kab.*0. vom 
2& 12. 1834; vergL S. 123.] 

[Anlage] b. 

TJm die durch die Allerhöchste Kabineisordre vom 28. Der 
zcmber 1824 über einige naiieic, die Gensur betreffende Bestimmungen 
unter No. 5 erneuerte Anordnung, wonach jeder inländische Ver- 
leger von Druckschriften schukiig ist, ein Exemplar von jedem 
seiner Verlagsartikel an die hiesige grosse König!. Bibhothek ab- 
zuliefern, zu einer regelmässigen Ausnlhrung zu bringen, hat das 
Ministerium folgende nähere Festsetzungen hierüber für nöthig 
erachtet: 

1) £s kann zwar keinem Zweifei unterworfen sein, dass, wenn 
ein inlimdischer Schriftsteller Selbst-Verleger einer von ihm ver- 

fassten Schrift ist, er selbst auch fUr ricfitige Ablieferung des an 
die hiesige grosse Königl. Bibliothek abzugebenden Freiexemplars 
einstehe und dafür Sorge tragen muss. Niehl minder aber ist er 
liierzu verpflichtet, wenn er selbst auch nicht die Druckkosten des 
Werks getragen nat, sondern diese von einem Andern bestritten 
sind. Ist der Selbst-Verleger einer Schrift ein Auswärtiger, so 
muss der inlündische Buchdrucker, welcher dieselbe gedruckt hat, 
für die richtige Ablieferung des Freiexemplars 8t»rgen. 

2) Erscheint ein Werk in verschiedenen Ausgaben, z. B. auf 
Druck- und Schreib- oder Velin-Papier, ohne Kupfer und Karten, 
und mit densdben, mit schwarzen und mit illuminirten Kupfern 
und Karten, so muss immer ein Exemplar der besten und voll- 
ständigsten Ausgabe an die hiesige Königl. Bibhothek unentgeltlich 
abgciiclen werden; Pracht- und Praseiii-Exemplare auf dickem 
und steifem Papiere jedoch ausgenommen. 

3) Die Termine der Ablieferungen sind viw Wochen nach 
Beendigung jeder Osler- und jeder Michaelis-Messe. Alsdann ist 
jeder Verleger, oder wer sonst für die Ablieferung zu sorgen hat, 
verpflichtet, von jedem seiner jedesmalij^en neuen Verlagsartikel 
ein Exemplar an die hiesige Künigl. Bibliothek einzusenden, und 
die bei derselben angestellten Bibliothekare sind berechtigt, darauf 
zu dringen. 

4) Sollte ein Verpflichteter einmal diese Termine inne zu 
halten verhindert sein, so muss er die Ablieferung der Freiexem- 
plare seiner sämmtlichcn im Laute des Jahres gedruckten Verlags- 
artikel spätestens am Schlüsse des Jahres — Talls dieselbe nicht 
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früher von den Riblioihekaren verlangt sein sollte — bewerk- 
stelligen. Wenn ein Buchhändler im Laufe des ganzen Jahres 
nichts verlegt hat. so muss er dies ebenfalls am Jahresschlüsse der 
hiesigen Konigl. Bibliothek ansdrOcklich und schrifüich anzeigen. 

5} Jeder Verleger ist verbunden, ein Verzeichniss seiner Ver- 
lagsartikel, welche er der Königl. Bibliothek übersendet, derselben 
in duplo beizulegen, wovon er das eine Exemplar zuiückcrhäiu 
um sich in einem streitigen Falle damit auszuweisen, das andere 
aber bei den Akten der Königl. Bibliothek aufbewahrt wird. 

Das Ministerium trägt Ew. ... auf, obige Festsetzungen durch 
die Amtsblätter zur allgemeinen Kenntoiss zu bringen, und hegt 
za sümmtKchen Verlegern von Druckschriften im Preussischen 

Staate das Vertrauen, dass sie durch pünktliche Befolgung der^^clben 
die hiesige Königl. Bibliothek, als die Ceniral-Hibliothek des Staats, 
mit den Produkten der typographischen Industrie desselben in 
gehöriger Vollständigkeit auszustatten sich beeifero, und eine Ehre 
darin setzen werden, zu deren Ausbildung zu einem wahrhaft 
nationalen Institut das Ihre beitragen zu können. 

Damit aber von Seiten der Königl. Bibliothek die Ablieiei ung 



Ew . . . Iiicrdurch, am Schlüsse jedes .Jahres ein Verzeichniss der 
in dortiger Provinz gedruckten Schriften, mit Einschluss der 
Wochen-, Monats- und allgemeinen Zeitschriften, mit Bemerkung 
der Verleger, der Königl. Bibliothek zu übersenden, welches um 
so leichter möglich sein wird, da alljährlich von jedem Censor ein 
Verzeichniss der von ihm censirten Schriften dem OberprUsidio 
seiner Provinz eingereicht werden muss. 

Zugleidi Uberlässt das Ministerium Ew ähnliche Be- 
stimmungen auch wegen Ablieferung der an die Universität, wohin 
das zweite Exemplar der in dortiger Provinz verlegten Druck- 
schriften abgegeben werden muss, zu treffen, und darr von Ihnen 

nacluhücküche Aufrechthaltun^ der getroffenen Anordnungen und 
in vorkommenden Fällen kräftige Wahrnehmung des Interesse der 
Bibliotheken zuversichtlich erwarten. Berlin, dui 1. März 1826. 

Ministerium der geistlichen pp. Angelegenheiten . . . 
An sämmtliche KönigU Oberpräsidenten. 



3. Allerhöchste Kabmetsordre, wegen der von den inländischen 
Verlegern von Druckschriften und Kunstwerken an die Königl. 
Bibliothek zu Berlin, sowie an die Universitäts-Bibhothek in 
der Provinz, abzuliefernden Freiexemplare, vom 12. März 1847 
(Minw^Bl. f. d. i. V. 1847 & i^). 

Einverstanden mit der von dem Staatsministerium in dem 
Berichte vom 27. v. M. entwickehen Ansicht in Betreff der von 
Druckschriften und Kunstwerken inländischen Verlags an die 
Bibliotheken abzuhefernden Freiexemplare, genehmige Ich, dass es 




veranlasst das Ministerium 
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bei dea in dieser Beziehung nach Massgabe der Kabinetsordre 
V. 28. Desbr. 1824 ad 5 {Ges.-Saininl. Jahrg. 1825 S. 3) bisher in 
Anwendung gebrachten Urundsützen sein Bewenden behah, wonacli 
alle Druckschritien ohae Ausnahme, Kupferwerke und Landkartei} 
aber dann als ablieferungspflichtig anzusehen sind, wenn sie 
Begleitung eines gedruckten Textes, gleichviel von welchem JJm-^ 
fange und welcher Bedeutung, erscheinen. 

4. Cirkular -Verfügung an sämmtliche KOnigl, Regierungen, 
betreffend die VerpfUelitaiig dar ioländischen Verleger zar\ 
AbliefiBrong von Freiexemplaren erschienener Dmckacbriflen. 
und Kunstwerke an die öffentlichen Bibliotheken, vom 
17. April 1847 (Blün.-BL f. d. i. V. 1847 S. 257). 

Der Königl. R^erung lasse ich in der Anlage (a.) Abschrift 
einer an die ausserordentlichen RegieningsbevollmHchtigten an den 

Königlichen Universitäten erlassenen Verfügung, betrefPend die von 
Druckschriften und Kunstwerken inländischen Verlags an die 
öffentlichen Bibliotheken abzuliefernden Freiexemplare, mit der 
Veranlassung zugehen, die von des Königs MaiestSt hinsichtlich 
der Ablieferungspflicht getroffene Allerhöchste Entscheidung auf 
geeignetem W^e zur Kenntniss der Buch- und Kunsthändler zu 
bringen. 

Der Minister der geistlichen pp. Angelegenheiten ... 

[Anlage] a. 

Das Censur-Reglement vom 28. Dezember 182.1 No. 5 (Gesetz- 
SamtnL 1825 S. 3) verordnet, dass feder Verleger schuldig sein soll, 

zwei Exemplare jedes seiner Verlagsartikel und zwar eins an die 
grosse Bibliothek nieselbst, das andere aber an die Bibliothek der 
Universität derjenigen Provinz» in welcher der Verleger wohnt, 
abzuliefern. Diese Bestimmung hat nach zwei Seiten Anträge aur 
Ersveiterung, resp. Beschränkung erfahren. Von Seiten der Verleger 
ist das Verlangen kund gegeben worden, diese Leistung auf 
eigentliche Druckwerke zu beschranken, dergestalt: dass nicht 
nur einzelne Kupferblälter, sondern auch solche Kupferwerke, zu 
denen der Text nur eine erläuternde Zugabe bildet, von der 
Ablieferung ausgeschlossen bleiben. Seitens der Bibliothek -Ver- 
waltung ist dagegen eine Erweiterung dahin vorgeschlagen worden, 
dass nicht blos eigentliche Drucksachen, sondern auch Kunst- 
erzeugnisse, die dem Verlagshandel angehören, der Ablieferung 
unterworfen werden möchten. 

Von Seiten' des Ministeriums der geistlichen pp. Angelegen- 
heiten war früher beabsichtigt worden, die nach den bestehenden 
Vorschriften nur für Druckwerke angeordnete Ablieferung von 
Freiexemplaren an öffentliche Sammlungen auch auf Kunstwerke 
auszudehnen, als Entschädigung für diese neue Last aber den Ver- 
legern der Kunstwerke einen vermehrten Schutz gegen Nachdruck 
zu verleihen. Inzwischen hat die deutsche Bundesversammlung bei 
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Revision ihres Beschlusses vom o. November 1837 den Schutz 
gefien Nachdruck auch bei Kunstwerken auf ein erweiienes Mass 
ausgedehnt, Uber wdches hinaus eia weiteres BedUrfniss in den 
einzelnen Bundesstaaten vielleicht nur in den seltensten Fallen ein- 
treten dürfte. Durch das Publikations-Patent vom 16. Januar v. J. 
(Gesetzsamml. S. 149) ist dieser neue Bundesbeschluss vom 19. Juni 
184s auch in den diesseitigen Staaten zum Gesetz erhoben wordenu 
und es ist damit die Basis gefallen, auf welcher früherhin an eine 
Erweiterung der Ablieferungspflicht gedacht werden konnte. 

Des Königs MajestHt haben demnach auf den von dem König!. 
Staatsministerium gehaltenen Vonrag mittelst Allerh. Kabinets- 
ordre vom 12. März d. J. zu genehmigen geruht, dass es in Betrefi 
der von Drucksachen und Kunstwerken inländischen Verlags an 
die Bibliotheken abzuliefernden Freiexemplare bei den in oieser 
Beziehung nach Massgabe des Censur-Reglements vom 28. Dezem- 
ber 1824 ad 5 bisher in Anwendung gebrachten Grundsätzen sein 
Bewenden behalt, wonach alle DrucKschriften ohne Ausnahtne, 
Kupferwerke una Landkarten aber nur dann als abliefenmgs- 
püichtig anzusehen sind, wenn sie in Begleitung eines gedruckten 
Textes, gleichviel von welchem Umfange und welcher Bedeutung, 
erscheinen. 

Da hinsichtlich des Umfanges der Ablieferungspflicht in 
neuerer Zeit mehrfach Zweifel angeregt worden sind, so setze ich 
Ew. Hochw. von dieser Allerh. Bestimmung mit dem E^udiea in 

Kenntniss, danach bei Einforderung der von den Verlegern abzu- 
liefernden Freiexemplare in Zukunft gefälligst zu verfahren. 

Ministerium der geistlichen pp. Angelegenheiten . . . 

An sämmtlichc Königl. Regierungs-Bevollmachtigte der Uni- 
versitäten, sowie an den KönigL Oberbibliothekar zu Berlin. 

Bescheid an den Ober-Bibliothekar, Geh. Regieraiigii*R«tfa 
Dr. Pertz, die von neuen Verlagi-Artikeln an die Kdiü^Udie 
Bibliothek in Berlin at»iiliefeniden Frei -Exemplare be- 
treffend, vom 24. Juli 1865 (Min. EL f. d. L V. 1865 S. »47. — C 
Bl. f. d. ü. V. 1865 472). 

Xuf den Bericht \ om 27. y. M., die Verabfolgung von Frei- 

Exemnlaren neuer Verlags- Artikel betrefTend, erwidere ich Ew. 
Hochwohlgeboren, dass, da nach No. 5 des .'^ilertiöchsten Erlasses 
vom 28. Dezember 1824 jeder Verleger schuldig ist, zwei Exemplare 
jedes seiner Verlags-Artikel unentgeltlich aBzuliefern, diese Be- 
stimmung Uberali zur Anwendung zu bringen ist, wo neben einem 
auswärtigen Verleger ein inländischer Verleger auf dem Titel 
namhaft gernacht ist. 

Der Einwand, dass hiermit nur der Rezugsweg für die Ab» 
nehmer des Werics angedeutet werden solle, verdient keine ße- 
rttcksichtigung, da den Verlegern unbenommen ist, hierfür einen 
entsprechenden Ausdruck zu wählen und sich so gegen die An- 
forderung der Lieferung der gesetzlichen Frei*£xemplare zu schützen. 



Digitized by Google 



— 228 — 



Der fiehörde aber kann nicht zugemuthet werden, zu untersuchen, 

ob die zwischen ausländischen und inlandischen Buchhandlungen 
getroffenen Verabredungen sich mit den Angaben auf dem Titd 
eines Veriags-Artikels in Uebereinstinunung befinden oder nickt. 

Ihr genügt es, dass auf dem Titel ein inländischer Verleger genannt 
ist, an den sie sich zu halten hat. Dem Letzteren muss es über- 
lassen bleiben, entweder sich seine Namhattmachung auf dem Titel 
als Verleger zu verbitten, oder sich durch den ausländischen Ver- 
leger zur Erfüllung der daraus fllr ihn re$ultirenden Pflichten in 
den Stand setzen zu lassen. 

Der Minister der geistlichen pp. Angelegenheiten . . . 

6. [Die nicht gedruckte Verf. des Min. d. I. vom 2. Jan. 1871 
ordnet an, dass die Druckschriften -Verzeichnisse von den Polizei- 
behörden an die Provinzial-Uiiiversltftt nur noch jährlich, nicht 
mehr, wie durch Erlass vom 4. März und 8. April 1853 bestimmt 
war, vierteljährlich eingeschickt werden und dass die Vakat- 
Anzeigen an die Kgl. Bibliothek in Berlin künftig fortfallen sollen.] 

7. Portdauer der Verpflichtung zur Verabfolgung neuer Ver- 
lags-Artikel an die Königliche Bibliothek zu Berlin und an 
die Provinzial-Bibliotbek. Berlin, den 4. August 1876 (C BL £ d. U. 
V. 1876 S. 5»; No. ai8). 

Nach Anzeige des Ober-Bibliothekars ckr hiesigen Königlichen 
Bibliothek haben in diesem Jahre verschiedene Verlagsbuchhand- 
lungen, der Aufforderung, die Pflichtexemplare ihrer Verlags- Anikel 
abzuliefern, nur unter dem Vorbehalt ihrer etwaigen R^pren- 
ansprüche entsprochen und zum Theil die Ablieterun^ sogar 
gänzlich verweigert. Dieses Verfahren ist insbesondere von den 
Buchhandlungen p. p. eingehalten worden. 

Wahrend die übrigen Verwaltungsbeliörden dem Ansuchen 
des Oberbibliothekars, aie im Rückstände behndlichen Buchhand- 
lungen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten anzuhalten, anstandslos 
nacng^ommen sind, hat die Königlidie Regierung in Ihrem 
Schreiben an den Oberbibliothekar. Geheimen Regierungsrath und 
Professor Dr. Lepsius, vom 2g. Februar d. J. dieses Ansinnen ab- 

f dehnt, weil es zweifelhaft sei, ob die fragliche Verpflichtung der 
uchhandlungen noch zu Recht bestehe und ob die Verwaltungs- 
behörden zu executivischer Beitreibung der Pflichtexemplare be- 
fugt seien. 

Diese Zweifel können nicht für bei^rUndet erachtet werden, 
da es keinem Bedenken unterliegt, dass die durch die Allerhöchste 
Cabinets - Ordre vom 28. December 1824 sub No. s (Gesetz- 
Sammlung 1825 Seite 2) wieder eingeführte Verpflichtung des 
Verlegers, von seinen Veria^s-Artikeln ein Exemplar an die niesige 
Königliche Bibliothek und ein zweites an die betreffende Provinzial- 
Bibllothek unentgeltlich einzusenden, weder durch das Preussische 
Pressgeteiz vom 12. Mai 1851 (Gesetz-Sammlung 1851 Seite 273X 
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noch durch das Reicbsgeseiz vom 7. Mai 1874 (Reichs-üesetz- 
Blatt 1874 Seite 72) berOhrt worden ist; die S$ 6 des ersteren und 

30 des zweiten setzen dies ausdrücklich fest. Die fragliche Ver- 
pBichtung ist ebensowenig durch ^ - ad 6 der Reicnsgewerbe 
Ordnung vom 21. Juni 1809 (Bund. Ges. iil. iSbq S. 245)' beseitigt 
worden, welche Besiimmung für Preussen gegenüber dem S 30 des 
Edictes vom 2. November 1810 (Gesetz Samml. i8ro Seite 79) und 
$ 3 der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 (Gesetz-Sammlung 
1845 Seite 41) Neues Uberhaupt nicht eingeführt hat. Dean die 
Abfieferung von Pflichtexemplaren ist nicht als Abgabe anzusehen, 
welche für den Betrieb des huchhiindlerischen Gc\%-erbes oder für 
die Iki ccliUj^ung diesem llcuicbc zu cuiriciiien war. 

Wohl aber ist dieselbe zu denjenigen Abgaben zu z^ihien« 
welchen alle Mitglieder einer bestimmten Klasse von Angehörigen 
des Staates nach der bestehenden Landesverfassung unterworfen 
sind, und bei denen nach f 78. Theil II. Titel 14 Allgemeinen Laad- 
rechts und § der Verordnung vom 20. December 1808 ein Prozess 
nicht statt Hncfen soll. 

Der exccutivischen Einzieiiua^ der Piiichiexeinplare Seitens 
der Verwaltungsbehörden steht somit kein Bedenken entgegen. 

Das?; die Verordnung vom j.o. JuH 1853 (Ges. Samml. 1853 
Seite 909^ der Sache nicht gedenkt, ist uaefhebiich, da dieselbe 
lediglich das Verfahren bei der Beitreibung von Steuern und Ab- 
gaben regelt. 

Die Königliche Regierung wird dcmgemüss veranlasst, dem 
Ansuchen des Oberbibliothekars der hiesigen Königlichen Bibliothek 
auf Grund der obigen Ausführungen, welche doi betheiligten Ver- 
lagsbuchhandlungen zu notificiren sind, Folge zu geben. 

Der Minister des Innern , . . Der Minister der geistlichen pp. 

Angelegeuiieiten . . . 

An die Königliche Regierung zu N. 



8. [Der Erl. der Min. d. I. und des Unt. vom 24. 11. 187Ö enthalt 
sachlich nichts^ was nicht in dem folgenden Erlass vom a8. 12: 1876 
Aufoahme gefunden htftte.] 

9. Verpflichtung zur Verabfolgung neuer Verlagsartikel an 
die Landesbibliotheken. ßerlin, den 28. Dezember 1876 (C. BL f. d. 
Ü. V. 1877 S. II). 

Die beiden unter dem 20. v, M, :in uns Ererichteien, gleich- 
lautenden Eingaben des Vorstandes liaben uns keine Veranlassung 
geben können, Uber die in Frage gestellte Verpflichtung der Buch- 
händler zur Ablieferung zweier Exemplare von ihren Verlags- 
artikein an die Landesbibliotheken eine anderweite Entscheidung 
zu treffen, als dieses in unserem Erlasse vom 4. August d. J. 
geschehen ist. 

Nachdem die älteren, auf diesen Gegenstand bezüglichen Be- 
stimmungen gerade durch die auf das Censurwesen bezügliche 



» 

l3iai)ized by Google 



— ^ — 



Allerhöchste Verordnung vom i8. Oktober i8ig beseitigt worden 
waren, ist diese Aufhebung durch die Allerhöchste Ordre vom 

28. Dezember 1824 wiciier rückgängig gemaclit worden, welche 
nicht blos Gensurtragcn betraf und deren keinen Theil des ver- 
fügenden Inhalts bildende Ueberschrift sich durch die Beziehung 
auch ihres sonstigen Inhalts auf die alteren Censuredikte erklärt. 
Demnächst fand die Allerhöchste Kabinetsordre vom 28. Dezember 
1824 eine weitere Ergänzung durch die Allerhöchste Verordnung 
vom 12. Miirz 1847. Zu der Behauptung, dass die Verpflichtung 
zur Ablieferung von Freiexemplaren durch die angezogenen Be- 
stimmungen in einen sachlichen, iuneren Zusammenhang mit dem 
Ccnsurwesen getreten sei, liegt hiernach kein Grund vor. Wenn 
daher durch das Pressgesetz vom 17. März 1848 die Gensar au%ehoben 
und alle auf dte Censur bezüglichen Bestimmungen ausser Kraft 
gesetzt wurden, so war hiermit durchaus nicht ausgesprochen, dass 
Vorschriften beseitigt werden sollten, welche ticn 2wär in Ver- 
ordnungen befanden, die zum Theil von dem Censurwesen handelten, 
aber selbst nictit die Censur betrafen. Daher hat auch S 4 des 
Gesetzes vom 30. Juni 184g ausdrücklich anerkannt, dass die bisher 
nicht aufgehot>kie VeipAichtung der Verleger, zwei Exemplare ihrer 
Verlagsartikel einzusenden, fortbestände. Dasselbe Anerkenntniss 
hat in S 6 des Gesetzes vom 12. Mai 1851 und in spätere Gesetze 
Aufnahme gefunden. 

Der Minister des Innern . . . Der Minister der geistlichen pp. 

Angelegenheiten ... 

An den Vorstand der Korporation der Berliner Buchhändler hier. 



10. Ablieferung von Verlagsartikeln an die Königliche Biblio- 
tbek zu Berlin und an die Bibliothek der Provlnzial- 
Universität in Beziehung auf Separatabdmdce von nach- 
einander in periodiachen Zeitechriften etc. erschienenen 
Publikationen, sowie auf unveränderte neue Auflagen eines 
Werkes. Berlin, den 36. März 1881 (Erlass d. Unterr. Min.; s. C BL 
f. d. U. V. 1881 S. 33S)* 

Ew. Excellenz haben in dem gefälligen Berichte vom 
30. Januar d. J. die Anfrage an mich gerichtet, ob ein Verleger, 

welcher von einer Reihe von Publikationen oder Aufsätzen, die 
zunächst nacheinander in periodischen Schriften, Zeitungen u. dgl. 
erschienen sind, Separatabdrucke veranstaltet, verpflichtet sei, auch 
von diesen Separatabdrucken Pflichtexemplare an die hiesige König- 
liche Bibliothük und die Bibliothek der Provinzial-Üniversität ab- 
zuliefern. Diese Frage wird unbedingt zu bejahen sein, sobald die 
Separatabdrucke als besondere Verlagsartikel erscheinen und ge- 
sondert für sich durch den Buchhandel vertrieben werden, wahrend 
sie zu verneinen ist, sobald die Separatabdrucke nur flir den Ver- 
fosser und zu privater Vertheilung bestimmt sind. 

IS 
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Die zweite in dem gefälligen Berichte gestellte Frage, ob auch 
von neuen Auflagen eines Werkes ohne Vertlndeningen (S loii 
Theil I Titel ii A. L. R.) Pflichtexemplare eingereicht werden 
mUsseo, ist bereits unter dem ia. Dezember 1836 in einem Spezial- 
fall und allgemein in der durch Erlass vom 25. Februar i&p an 
sUmmtlichc Königliche Regierungen mitgetheilten Bekanntmachung 
des überbibliothckars Dr. Wilken vom 24. Dezember 1839 (3664) 



bejahend beantwortet wurden, und ich finde mich nicht veranlasst, 
von der damaligen Entscheidung absugehen. 

von Puttkamer. 
An den Königl Universitttts-Kurator etc. zu N. 

u. Cirkular an die KOnigL Regierungspräsidenten, resp. 
KOnigl. Regierungen, Landdrostelen etc. und abscIurlflUcli 
an die KOnigl. Oberpräsidenten, die Einlieferung von Exem- 
plaren der von Behörden publizlrten Schriften an die hiesige 
KOnigl. Bibliothek betreffend, vom 1. Juli 1883 (Min. BL f. d. L 
V. i88a & i7o>))l 

Nach einer Mittheilun^ des Herrn Ministers der geistlichen, 
riiterrichts- und der Medizinal -Angelegenheiten hat der Ober- 
bibliothekar der hiesigen Königlichen Bibliothek auf die Uebelstände 
aufmerksam jgemacht, welche der Könighchen Bibliothek daraus 
erwachsen, dass verschiedene Behörden die Einlieferung der von 
ihnen publizirten Schriften an die Bibliothek nicht vollständig und 
regelmässig bewirken. Eine solche Einlieferung ist insbesondere 
erforderlich hinsichtlich der amthchen Verordnungsblätter, der 
Regulative für Beamte, Verwaltungsberichte, Verhandlungen von 
polltischen Körperschaften, z. B. der Provinziallandtage, der Berichte 
und Protokolle von Kommissionen, Berichte Uber lokale Ereignisse, 
sowie der im Auftrage von Behörden unternommenen Informations- 
reisen etc. Wir nehmen aus der erwähnten Mittheilung Anlass, 
Ew. Hocli wohlgeboren ergebenst zu ersuchen, gefälligst darauf 
hinwirken zu wollen, dass die mittelst der Verfügung des Ministers 
des Innern an die KönigUdMn Regierungen etc. vom 20. Oktober 1862 
getroffene Bestimmung*), wonach der Königlichen Bibliothek und 
sämmtlichen Universitäts - Bibliotheken Preussens von allen auf 
öffentliche Kosten herstellten Werken ein Exemplar unentgeltlich 
zu überweisen ist, in Anscluinp des dortigen Ressorts überall 
genügt werde. Die Einlieferung von periodischen Schriften ist 
nach Ablauf des Jahres, die von selbstständigen nicht periodischen 
Schriften alsbald nach dem Erscheinen zu bewirken. 

Der Minister des Innern . . . Der Finanz-Minister . . . 



t) Den gleichen Gegenstand betreffen die beiden Erl. d. U. M. v. 

6. 5. 1882 (C. Bl. f. d. l'. V. 1882 S. 537 f.). 

2) Diese Bestimmung ist im Min. Bl. f. d. i. V. nicht enthalten. 



von dem damaligen Minister 




Digitized by Google 



— 227 — 



12, Bekanntmachung wegen der an die Königlichen Biblio- 
theken zu Hannover und Göttingen abzuliefernden Exem- 
plare von allen im Königreiche Hannover verlegt oder 
gedruckt werdenden Büchern, wie auch wegen Einsendung 
der Cataloge von den OffenlUch meistbletend zu ▼erkaufiniden 
Bttcfaern, Handschriften, Landcharten und Situations-Planen. 
Hannover, den 19. Mfi» 1828 (Ges.-S. i8a8 S. 19 E). 

Da Wir erforderlich erachten, diejenigen Vorschriften zu 
erneuern und zur allgemeinen Nachachtung respective wieder 
bekannt zu machen und auf die neu acquirirten l.andcsiheilc nns- 
zudehnen, welche schon frtlher Uber die von allen in den hiesigen 
Landen verlegt und gedruckt werdenden Btichem an die Königli(£en 
Bibliotheken abzuliefernden Exemplare erlassen sind» denen aber 
in der letztern Zeit nicht immer gehörig nachgelebt wird: so pe- 
schiehet solches hiemit und in der Maafsc, dass, von der Publication 
dieser Bekanntmachung an, 

1) ein jeder Buchhändler verbunden seyn soll, von allen 

Büchern und Schriften, die er verlegt, zum Besten der Bibliotheken 
sowoiil, wie der Wissenschaften Uberhaupt, deren Cultur durch 
wohlgeordnete, zu jedermanns Gebrauch offen stehende Bttcher- 
Sammlungen wesentlich befördert wird, ein Exemplar an die hiesige 
Königliche Bibliothek, und eins an die Bibliothek der Universität 
Göttingen abzuliefern. 

Ebenso muss 

2) ein jeder Buchdrucker von allen Büchern, mit welchen er, 
als mit eigenem Selbst- Verlag, Handlung treibt, und in deren 
Betracht er mithin wie ein BuchhUndler anzusehen ist. so wie von 
solchen BUchern, die von ihm fllr andere als inländische Verleger, 
z. B. für auswärtige Buchhandlungen, auf Kosten der Schriftsteller, 
auf Subscriprion, Pränumeration etc. gedruckt werden, ebenfalls 
zwei Exemplare nach der vorstehenden Vorschrift abliefern, 

3^ Die in dieser Bekanntmachung enthaltene Vorschrift erstreckt 
sich nicbt blos auf Bücher, sondern auch auf Landcharten, oder was 
sonst in irgend eins der wissenschaftlichen Fächer einschlägt und 
fUr den Buchhändler oder Buchdrucker einen Gegenstand des 
Verlags und des Handels ausmacht 

Die blos einzeln herauskommenden Predigten, sowie Gelegen- 
heits-Gedichte, Schul-Programme, Rücher Verzeichnisse der Buch- 
händler, Kalender und Musicalicn sind hievon allein ausgenommen. 

4) Die Ablieferung dieser Bücher und W'erke muss in jedem 
Jahre zweimal, nttmlich 14 Tage vor Ostern und Michaelis jedesmal 
erfolgen, und solcher von den BuchhMndlern und Buchdruckern 
ein Verzeichniss der eingesandten Bücher und Werke beigefügt 
werden. 

$) Die Kosten des Transports und der Emballage dieser 

Zusendungen werden von den Bibliotheken vergütet. 

Wer der l^rfüllung der in dem Vorstehenden bestimmten 
Ubüegenheilen sich zu cnizicnen verbucht, soll, ausser der Nach- 

15* 
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lieferung, mit einer Geldstrafe von 20 Rthlr. zum Besten der 

Bibliothek-Gassen, unabbittlich belegt werden. 

Bei dem grossen Nutzeoii welchen es fUr die Bibliothekare 
hat, wenn sie alle zum öffentlichen Verkauf gebrachten Bttcher, 

Handschriften, Landchartcn und Situations-Plane kennen, wird in 
dieser Hinsicht zugleich von Uns festgesetzt, dass von den ('atalo^en 
solciitr zum ülicniiiclica Verkaut gebracht werdenden Buchci und 
Handschriften, deren Censur derjenigen Behörde, welciie solche 
bisher besorgte, auch nocli ferner verbleibt, zwei Exemplare vor 
dem wirklichen Verkauf und zwar bei Vermeidung einer den Armen 
des Orts bestimmten Geldstrafe von to Rthlr. ftlr einen jedea 
Contraventionsfall, an die beiden Königlichen Bibliotheken eiii- 

gesandt werden sollen. 

Wir erwarten, dass diesen verschiedenen Vorschriften die 



angedroheten Ahnaungen vermieden werden wird. 

Königliche Gros hrit annisch-Hannoversch c zum Cabinets-Ministerio 
verordnete General-Gouverneur und Geheime Käthe , . . 



13. u. 14. LVerfügungen des Oberpräsidiums in Hannover 
vom 19. September 1871 (No. 7160 O. P.) und vom 30. April 1885 
(No. 4224 O. P.). 

Die Vorschriften vom iq. Marz 1828 sind noch in Geltung. 
Die Verwaltungsbehörden sind zur exekutivischen Einziehung 
der Pflichtexemplare befugt. (Verordnungen vom 16. Sep- 
tember 1867 Art. I, bezw. vom 22. September 1867 § 1 No. 2; 
G.-S* S. 1515 und 1553.) Die Requisitionen erfolgen in Hannover 
nach Antrag der Königlichen Verwaltuags-Kommission, in Göttingen 
des Königlichen UniversitMts-Karatoriunis bei den betreffenden Re- 
gierungsprisidenten.] 

15. An den Htm Landgrafen und Statthalter iind an den 
Oberpräsidenten sn Altona. Anordnung, dass die Bueli- 
und Kupferdmcker von allem, was sie abdrucken» drey 
Exemplare an die grosse K5nig|. Bibliothek senden sollen 

(ChronoL Samml. 1781 S. 1 ff.)* 

Christian der Siebente etc. Da wir dienlich und nöthijg 
gefundoi, die schon unterm 25sten April 1732 gemachte AncMxf- 
nung, dass die Buchdrucker in Unserer Residenzstadt Kopenhagen 
von allem, was sie abdrucken, drey Exemplare an Unsere grosse 
Bibliothek unentgeldich abliefern sollen, auch auf Kupfersticne zu 
erstrecken, und mit dieser Erweiterung auf Unsere Königreiche und 
Lande zu extendiren, um zu ciaer so weit möglich vollständigen 
Sammlimg von allem, was zur Litteratur Unserer Reiche und 
Lande gehöret» su gelangen; so haben Wir in Ansehung Unserer 




dadurch die Veranlassung ni den 
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HenogthUmer Schleswig und Holsteiii, wie auch Unserer Herr* 
schart Pinneberg, Grafschaft Raaasau und Stadt Altona folgendes 
resolviret und festgesetzet: 

Sämmtliche Buchdrucker sollen von allem, was in ihren 
Buchdfuckereyen fUr eigene oder firemde Rechnung gedruckt wird« 
worunter auch wöchentliche Zeitungen oder Intelligenzblatter, 
Auctions- oder andere Catalogi Uber Bücher, Kupferstiche, wie 
auch Naturalien-, Mflnz- und dergleichen Cabinette (nicht aber 
andere Catalogi, Auctionsplacate oder Hochzeit- und Leichen- 

fedichte) zu verstehen sind, vom Anfange dieses Jahres angerechnet, 
rey uneingebundene Exemplare an Unsere grosse Bibliothek un- 
entgeltlich einzuliefern*}, auch diejenigen hiezu verpflichtet seyn, 
welche in Kupfer gestochene Portraits oder Zeichnungen beson- 
ders, es sey aut eigene oder fremde Kosten, ausgeben. 

Damit diese Anordnung desto gewisser und ordentlicher be- 
folget werde, so ist Unser Wille, dass die Ablieferung mit Ablauf 
jeden halben Jahres an Unsern Bibliothecarium geschehen, dem 
sowohl die iiuciidrucker, als auch ein jeder, der kupferstiche be- 
sonders ausgiebt, ein doppeltes Verzeicnniss von der jedesmaligen 
Lieferung mitzulheilen hat?en, wovon das eine dem Aussteller mit 
der aufgezeichneten Quittung des Bibliothecarii zurückgegeben, 
das ancfere aber von Letztem zur Nachricht, und wegen des 
Emp&ngenen zu treffenden Richtigkeit aufbehalten wird. 

Die lialbjMhrige Abliefernng, sowohl der gedruckten Sachen 
als der Kupkr.stichi:. soll in den Städten nach des Magistrats, und 
auf dem Lande nacn des gehörigen Oberbeamten näheren Veran- 
staltung bewerkstelliget, und der Transport mit der fahrenden Post 
unter der Adresse: An die KöaigL grosse Bibliothek zu Kopen- 
hagen, besorgt werden. 

Die Kosten des Transports, in soweit solcher nach den 
jetzigen oder künftigen Postanordnungen nicht frev geschehen kann, 
sind aus dem Fonds der Bibliothek oacli der Posttaxc zu bezahlen. 

Die Obrigkeiten, welchen dieses Geschäfte solchergestalt auf- 
getragen ist, werden hiemii ermächtiget, die Buclidrucker und 
Kupierstecher ihres Orts oder Districts zu dem allen anzuhalten, 
was sie zum bestündiffen und ofdentitchen Fortgang dieser Anord- 
nung erforderlich finden, es bestehe solches in der besagten Obrig- 
keiten selbst zu den obbestimmten Absenduogszeiten zu ver- 
schaffenden Richtigkeit in Hinsicht dessen, was in jedem nächst 
verlaufenen Termin in ihrem Bezirk von der An vorgefallen ist, 
oder in dem verantwortlich zu besorgenden Einpacken der abzu- 
sendenden Sachen mit dem anbefohlenen zweyfacben Verzeichnisse 
und der Aufschrift an die Bibliothek, wie auch in der ihnen den 
Obrigkeiten jedesmal zur Gewissheit, dass die Absendung wilklich 



Insonderheit sollen dieselben, ni Fällen der Versäumniss und 
Unwilligkeit, nicht nur dasfenige, was rückständig zu seyn befun- 
den wird, von denen, die es angehet, eintreiben lassen, sondern 
auch den Schuldigen eine den Umständen angemessene Geldbusse, 
die den Bedienten, weiche die JExecution in solchen Sachen be- 



^) Die Vei£ vom 8. 1. 1783 setzte die Zahl auf 2 herab (s. oben 8. 13s)- 




I 



Digitized by Google 



— 280 — 



sorgen, heimfällt, und unter sie nach obrigkeitlicher Bestimmung 
vertneih wird, auflegen. Wie denn in Fällen dieser Art die Exe- 
cution von der gehörigen Obrigkeit ohne vorgängiges gerichtliches 
Verfohren zu veranstalten ist. 

(An den Herrn Statthalter) Wir gesinncn hiemit an Ew. Lbd. 
gnädigst, diese Anordnung in Unsern HerzogthUmern Schleswig 
und Holstein, wie auch in Unserer Herrschaft Pinneberg und Graf- 
schaft Ranzau darchgehends mittelst eines gedruckten Patents zu 
verfügen. Die etc. 

(An den OberprHsidcnten) Wir befehlen dir allergnädigst, die 
Publication dieser Anordnung in Unserer Stadt Altona durch ein 
gedrudttes Patent zu veranstalten und etc. Gegeben Christiansburg 
den loten Januar 1781. 

(Verfugt Gottorfi den igten und publicirt Altona den 
. . . dess. Mon*} 



;Die übrigen, Schleswig-Holstein sowie das Gebiet des ehemaligen 
KurfUrstenthums Hessen und des ehemaligen Herzogthums Nassau 
betrertendea Bestimmungen siehe S. 133— 137.J 
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Namen- und Sachregister. 



(Die auf die geltenden Gesetzesbestimmungen hinweisenden Seitenzahlen 
sind durch fetteren Druck hervorgehoben.) 



Anhalt, Herzogthum S. liZ f. 
Argentinische Republik 8. IttL 

Baden, Grossherzogthum S. qz. 105. 

m f . 2Ü0 f. 

Bayern S. jr^ 10^ 105. 132 fll 

Belgien S. ISä f- 20L 

Berg, Gesandter von : Referat S. lo^f. 

Bibliotheken im alten Deutschen 
Reich: deren Recht auf Pflicht- 
exemplare S. 12 ff. 2Zi 40 ff. 46. I 
63.65.25f. 81.85.87.82. j 

Biotins, I4ugo S. 62^ ' 

Bodley, Thomas S. 53. 

Brasilien S. IftL 

Braunschweig. Herzogthum S. löl f. 
Bremen S. IM. ' 
Brockhans, Abg. Dr. S. 184^ ff. 
Bncher, konfiszirte S. SS^ usl. 
Büchercensnr s. Censnr. 
Bncherkoramissare: Anspruch auf | 
Priichtexemplare S. 16, 22. 46. | 
Plackereien durch dieselben ! 
S. 30 tt. 

Bticherkommission: { 

ihre Einsetzung im alten Deutschen 1 
Reich S. 60. ' 

ihre Einsetzung u. Aufhebung in I 
Sachsen S. 22: ! 



BKcherprivilegien, eine Quelle d. 
Pflichtexemplare S. i f. ftl 
die frühesten S. 56 f. 
im alten Deutschen Reiche 

S. 58 ff". 

des Deutschen Bundes S. 

in Brandenburg - Preussen 
S. u«. 

in Sachsen S. 28 ff. 

in Frankreich S. 2lf. 

in England S. f^ 
Bulgarien S. m 
Bandesakte, deutsche, v. JL 6, 1815 

S. 72^ T04. 
Bnndeäbe^chlnss v. 20. 2: 1819 S. L22. 

V. 3. 3. 1848 S. 105. 

Canada S. 1S(L 

Censoren: Abgabe v Kontroll- u. 
Entsch'adigungsexemplaren an 
dieselben S. 15 f. 20. ^ 44 f. 48 f. 
50. im irj. 183. 
Censnr, e. Quelle der l^flichtexem- 
plare 8. i f. 8 ft". 

e. Quelle d. Studienexemplare 

S. \fu 
im Alterthum S. £ f. 
im alten Deutschen Reich 
S. uf. 
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Cengur in Frankreich S. l2 f. 
in England S. ijf. 
in Brandenburg - Preussen 

S. 38 ff. 
in Sachsen S. ^ ff. 
Aufhebung in Deutschland 

S. 103 ff. 
in der Gegenwart S. flZ ff. 
Censnrexemplaro im ahen 
Deutschen Reich S. iL ff. 

in den deutschen E^nzclstaaten 
36 f. 

in Sachsen S. 4^ ff. 

in Frankreich S. 46 ff. 

in Spanien S. 50 t". 

in England S. y fi; 

in der Gegenwart S. 87 ff. 
CensurgebUhren S. 22. irjf. lÜL 
Chiffern: Anwendung bei Citaten 

S. XII. 2Q£l 
Chile S. m 
Columbia S. m f. 

Dänemark S. siH. ISA f. 
Deutsches Reich S. IIIS tll 1^ t\. 
Dziatzko, K. S. X. 2a£L 

Egypten S. löl f. 

Eingabe der frankfurter Buchführer 
V. LL 4. 1777 S. 27 ff. 

der BuchfUhrcr zu Wittenberg 

V. 18» LL 1615 8, aaf. 
der BuchfUhrcr zu Leipzig v. 
S. i 1616 S. 8^ f. 
Eintragsrolle in Leipzig S. 202. 
Elsass-Lothringen S. IMti'. 
England S. ijf. ff. ^f. IM ff 

Frankfurt a. Main S. IM. 
Frankreich S. 12 f. 46 ff. f. IM ff. 

Geldentschädignng f. PHichtexem- 
plare S. 20. 15» IM. 1113. 121L 122. 
198 f. 207. 




' Generaldirektorium: sein Streit mit 

dem Lehnsdepartement S. 22 f' 
I Gesetzgebung, zukünftige S. 2aq tt\ 
I Griechenland S. IflQ. 

Hambnrg S. n. 141L 
Hanauer Bucherumschlag S. 24 f. 
Hannover, ehemaliges Königreich 
S. 22. 

I Provinz S. Iffif. 

Text d. Bestimmungen S. 222 f. 
Hartwig, O. S. X. 202. 2flfi. 
Hessen, Grossherzogthum S. HL 
Hessen-Nassau, Provinz S. IS&t. 
Hnllamnn, Abg. 8. 214. 

Japan 8. liMif. 

I Indien, Britisch S. 12Qf. 
lUUen S. m fl. 123 f. 

Kabinetsorder, preussische, vom 

2S. L2. 1824 S. 1^ 

• ihr Fortbestand S. 124 ff. 

[ nicht giltig in den neuen 

Provinzen S. 12h f. 
I Kapp, Friedrich S. IX. XI f. w. 21^ 
i8. j6. 61. 68. IL 123. 
Kirchhoif, A. 8. IX f. lii. ^ ^- i?. 

I 7Q. 8^ QI. 

I Konstitution Rudolphs II vom 

15. 3. 1608 S. 16 ff. 
j Konzessionsexemplare S. i 55. 25: 

i liöf. 

Knrbrandenbnrg siehe Preussen, 
Königreich. 

Kurmainz, Anspruch auf Pflicht- 
exemplare S. l6. 2J ff. 33 ft. 
j Kursavhsen s. Sachsen, Königreich. 

{ Lehnskanzlei in Preussen: An- 
I Spruch auf Pflichtexemplare S. jj. 

Lippe-Detmold S. 1M> 

Lippe-Schaumburg S. IM. 
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Lübeck S. zi, m 

Lnxembiirs, Grossherzogthum S. Ui 

Handat, sächsisches, v. i£. L2. 1773 

Harqnardsen, Abg. Dr. S. 18^ 187. 
214. 

MechaB, Bücherinspektor: Obliegen- 
heiten wUhrend der Messe S. 91. 

Meckleubarg-Schwerin S. 103. 190 f. 

Mecklenburg-Strelits S. IdL 

Messkatalog, 

frankfurter : seine Approbation vor 
dem Druck Ö. 67. 

— : nicht aufgenommene Werke 
S. 65 f. 

— : als Kontrollmittel S. 64. 
sächsischer: als Kontrollmittel 

S. 51. 
Mexiko S. IßL 119. 
Molitor, K. S. 52i 

Nachdruck: Verurtheilung durch 

Luther u. Erasmus S. $6. 
allgemeine Verbote S. 71 f. 
Nassau, ehemal. Herzogthum S. 72. 

10 ^ IM f. 
Niederlande S. 112f. 
Niger, Peter: tract. c. perf. Jud. 

(Esslingen 1475) S. isl 
Nordamerika, Vereinigte Staaten 

S. 122ff. 
Norwegen S. 121 f. 

Oberkonsistoriom, kursUchsisches: 

Bericht V. 30. LL 1615 S. &! ff. 
Oesterreich S. j8. 72. 103. 105. ISQff. 
Oldenburg, Grossherzogthum S. 18L 
Oncken, Abg. Dr. S. 107. 185 ff. 
Oppenheim, Abg. Dr. Ö. 107. 



Patent Ferdinands II v. 26^ 8. 1624 
S. i2f. 

Franz' I v. w. 2. 1746 S. 23. 63 f. 
Persien 8. WL 

Pflichtexemplare: deren Ursprung 
S. lif. 

verschiedene Arten S. 3 ff. 
Pflichtexemplarzwang: seine Be- 
rechtigung S. 198 ff. 

weite Ausbreitung S. 199 ff 
Portugal S. m f. 
Posen, Provinz S. läQ f. 
Presserzeugnisse: Unvollständig - 

keit der Verzeichnisse S. 207. 
Pressfk>eiheit s. Censur: Aufhebung 

in Deutschland. 
Preussen, Königreich S. 37 ff. 72. 
73 ff- 105, 122tf. 

die geltenden Ausführungs- 
bestimmungen (Texte u» 
Auszüge) : 

V, L 3, 1826 S. 2iaf. 
V. 2*1. ü 1839 S. 212 f. 
V. LL 2. 1847 S. 218 ff 
V. 12. 3. 1847 S. öftf. 
V. 17, 4, 1847 S. 221 f. 
V. 24. 7, 1865 S. ^ f. 
v. 2. L 1871 S. 22L 
V. 4. 8. 1876 S. 2^ f. 
V. 24, LL 1876 S. 22i. 
V. jSx L2» 1876 S. ^f. 
V. 2fi. 3, 1881 S. ^f. 
V. L. 2ii ^882 220. 
Privilegien s. BQcherprivilegien. 
Privilegienexeraplare im alten 
Deutschen Reich S. 60 — 71. 
in Brandenburg - Preussen 

S. 74«: 
in Kursachsen Ö. 79 ff. 
in Frankreich S. 94 f. 



Papier der Bücher: schlechte Be- Reichensperger, Abg. Dr. S. 187 f. 
schafienheit S. 204. loS f. | igg. 
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Reicliepostämter: Sammelstellen f. 

Pflichtexemplare S. 202 f. 
Reichspressgesetz: Text des § 2 
S. m f. 

Text des § 20 Abs. 2 u. 3 S. m 
sein VerhUltniss zur Neu- 
regelung d. Abgabe S. 21J f. 
Reusa IL L. S. IM. 
Reusa j. L. S. IM. 
Rumänien 8. IflO. 
Russland S. IMif. 

Sachsen, Königreich S. 44 ff. 21 (• 

28 fl. lOS. l^ff. 200. 

Vertheilung v. Pflichtexem- 
plaren an die Beamten 
S. 8s ft; 
Sachsen-Altenbnrg S. IM. 
Sachsen-K oburg-Gotha S. 198- 
Sachsen-Meiningeu S. 102. 
Sachsen-Weimar S. 10^ 182. 
Sammelstellen, staatliche, f. Pflicht- 
exemplare S. 202 f. 212. 
Schleswig-Holstein S. 72. iMÜ. 
Text des Gesetzes v. U2. l. 1781 
8. 22a ff. 
Schulte, Abg. Dr. von: S. 185 ft". 
Schntzexemplare S. 3. 2*^- IMft". 
Schwarzbnrg-Rndolstadt S. 1B8. 
Schwarzbnrg-Sondershausen S.73. 
li& 

Schweden S. W. f. 
Schweiz S. ISfif. 
Serbien S. IflQf. 
Spanien S. 50 f. IZif. 



' Staaten ohne Pflichtexemplare 
S. i8ift. 

I Strassbnrger Polizeiordnung vom 
! L L2. 1628 S. 36 f. 
Stndienexemplare S. i£ fll 40 ff. ^ 

\ Uft". 122fl'. 2Q2. 

Slidafk'ikanische Republik S. 170. 
I Türkei S. fiftf. 

Ueberwachnngsexemplare S. 3. 
I IflSfl. 

I üniversitätsknratoren: Recht auf 
I Pflichtexemplare S. 41 f. 
j Uruguay S. IM. 

j Venezuela S. 18Qf. 

; Verkauf von Pflichtexemplaren 

i s. m 

i Verordnung, preussische, Uber d. 
j Censur d. Druckschriften v. 

18^ ifl. 1819 S. 122 f. 
I Vogel, E. G. S. IX. 40. 50. 150. 

! 

' WaMeck S. IM. 

Wehrenpfennig, Abg. Dr. S. 187. 
! Weidling, K. S. X. 125, 214, 
i Württemberg S. IM ff. 

Zeitungen: ihre Sammlung S. 304 f. 
Aufbewahrung in Landesmuseen 
S. 212. 

Ablieferungsfristen S. 212.. 
Zunner, BuchhUndler in Frank- 
furt a. Main S. 6Sf. 
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